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Vorwort, 


Als  ich  die  Arbeit  über  die  „Fninzösischeu  Einttüss«*' 
begann,  b&tte  ich  Dicht  gedacht,  daß  die  Klarstellung  des 
VerbftltDisBes  der  französische  Revolation  zur  Stein- 
Haidenbergschen  Gesetzgebung  einen  so  breiten  Ranm  ein- 
nehmen wttrde;  es  schwebte  mir  damals  nur  die  Notwendig- 
keit vor,  die  Beeinflussung  der  Hardenbergseben  Gesetz- 
gebung durch  die  Napoleonisch-Westfälische,  die  im  allge- 
meinen niemals  bezweifelt  ist,  im  einzelnen  darzulegen. 

Inzwischen  hat  aber  Max  Lehmann  im  .Stein"  die 
Auffassung  vertreten,  daß  auch  dessen  Gesetzgebung  in  der 
Hauptsache  eine  Nachahmung  Frankreichs,  eine  Nach- 
ahmung der  französischen  Revolution,  insbesondere  der 
Gesetzgebung  der  Constituante  gewesen  sei.  Es  ist  das 
der  Grundgedanke,  der  durch  alle  drei  Bände  hindurch- 
zieht. Er  hat  damit  allgemeinen  Beifall  gefunden;  bei  der 
Kritik,  bei  der  Literatur,  bei  aller  Welt,  bis  In  die  höchsten 
Beamtenkreise  hinein;  und  wenn  auch  hier  und  da  einige 
Zweifel  aufgetaucht  ^ein  mögen,  so  ist  ein  offener  Wider- 
spruch von  keiner  Seite  erhoben. 

Da  mir  nun  diese  Auffassung,  je  mehr  ich  mich  In 
das  Lehmannsehe  Werk  vertieft  habe,  als  der  volle  Gegen- 
satz zur  geschichtlichen  Wahrheit  erschienen  ist,  habe  ich 


VI 


Vorwort 


schon  im  ersten  Bande  den  Inhalt  der  franzu^iMbeu 
Revülutionsgesetze ,  namentlich  auch  der  Gesetze  der 
Constituante,  so  ausführlich  dargelegt,  wie  es  bisher  noch 
nicht  geschehen  ist,  weder  in  Deutschland  noch  in  Frank- 
reich. Durch  den  grOfiten  Teil  dieses  zweiten  Bandes  zieht 
Bich  nun  der  Kampf  gegen  Lehmann,  unter  Heransiehung 
gerade  deijenigen  Revoliitionsgesetze,  auf  deren  Nach- 
ahmung es  TOrzugsweise  ankommt,  hindurch. 

Indem  ich  auf  diese  Weise  in  die  Lage  gehracht  war, 
mich  zum  zweiten  Male  mit  der  Steinschen  (iesetzgebung 
zu  beschäftigen,  habe  ich  an  der  vor  bald  30  Jahren  er- 
schienenen „Reform  der  Verwaltungs-Organisation"  nichta 
SU  Andern  gefunden.  Was  jetzt  über  die  Organisations- 
gesetsgebung  gesagt  weiden  mufite,  ist  im  wesentlieheii 
nur  ein  Auszug  des  frttheren  Buches.  Hinzugekommen  ist 
aher,  abgesehen  Ton  den  FlAnen  zur  Reorganisation  des 
Stftndewesens,  die  ganze  materielle  Verwaltungsgesetz- 
gebung  jener  Zeil  aui  den  Gebieten  des  Agiarwesens,  der 
dewt  ibeordnung,  der  Finanzen,  des  Militärs.  Jenes  irühere 
Buch  und  dieser  zweite  Band  enthalten  also  eine  Gesamt- 
darstellung der  Reforragesetzgebung. 

Aber  nicht  bloß  gegen  die  Ableitung  der  Steiniehen 
Gesetzgebung  aus  der  französischen  Revolution  habe  ich  Ein- 
spruch erheben  müssen,  sondern  auch  gegen  die  Barstellung 
demjenigen  staatlichen  Zustandes,  den  Stein  vorgefunden 
hat  Mit  Bezug  auf  den  kurzen  Überblick,  der  in  dem 
früheren  Buche  ixhvr  den  Zustand  Preußens  vor  der  Kata- 
strophe von  1806  gegeben  war,  hatte  ein  hervorragender 
Historiker  geäußert:  „Man  weiß,  was  man  bei  di^r  Ge- 
legenheit gewöhnlich  für  einen  wüsten  Haufen  von  8chauer- 
geachiehten  vorgesetzt  bekommt;  mit  lauter  moralischer 
Entrostung  wird  der  Weg  zu  einer  klaren  Vorstellung  von 
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den  DiDgeu  total  verraiunielt;  eine  wahre  Wohltat  ist  es 
daher . . .  Wenn  nun  jetzt  Lehuiaim  von  dem  preufiisclien 
Staate  des  18.  Jahrhunderts  ein  grau  in  grau  gemaltes 
Bild  entwirft  und  so  den  Hintergrund  schafft,  auf  dem 
die  französische  Revolution  und  die  preiifiiscbe  Reform 
sich  um  so  heller  abheben,  so  hat  auch  das  allgemeinen 
Beifall  und  keinerlei  Widerspruch  gefunden.  Mich  aber 
hat  er  damit  wieder  in  die  Notwendigkeit  versetzt,  auch 
meinerseits  weiter  auszuholen  und  den  Nachweis  zu  führen, 
daß  der  daiuali^'e  preußisclie  Staat  nicht  im  Zustande  der 
Stagnation  oder  der  Degeneration,  sondern  in  dem  der 
fortschreitenden  Entwicklung  sich  befunden  habe.  Die 
beiden  ersten  Abschnitte  des  zweiten  Bandes  bandeln  davon; 
der  erste  Abschnitt:  Der  preufiische  Staat  des  18.  Jahr- 
hunderts, der  in  der  Hauptsache  auf  die  Acta  fiorusslca 
fundiert  ist;  und  der  zweite  Abschnitt:  Die  Haltung  der 
preu6i6chen  Regierung  vom  Tode  Friedrichs  des  Grofien 
bis  zur  Schlacht  bei  Jena. 

Auf  den  weiteren  Inhalt  des  Lelimannschen  Werkes 
einzugehen,  habe  ich  keine  Veranlassung  gehabt ;  so  zahl- 
reich und  tiefgreifend  auch  die  Differenzen  sind.  Jede 
Biographie  birgt  dne  gewisse  Gefahr  in  sich,  da  jeder 
Biograph  f&r  seinen  Helden  Partei  nehmen  wird;  was  auch 
immer  noch  besser  ist,  als  wenn  er  ihn  schulmeistert,  ihm 
vorhält,  wie  er  sich  eigentlich  hiltte  benehmen  sollen.  Mit 
Biographien  steht  es  nicht  ?ie1  anders  als  mit  Selbst- 
biographien und  .Memoiren;  aucli  sie  wollen  mit  \  üisiiht 
genossen  werden.  Winckehnanu  uuii  Velasquez,  da  liegt 
die  Sache  anders.  Aber  Staatsmiinner  stehen  hei  ihren 
Werken  niemals  ganz  auf  sich  selbst;  bei  ihrer  biograplii- 
schen  Behandlung  pflegen  alle  übrigen  zu  kurz  zu  kommen, 
nicht  bloft  die  Qegner,  sondern  auch  die  Mitarbeiter. 
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Vorwort. 


Biographien  gegen  Biographien;  Ober  Marwite  und  über 

BcMiie  scheinen  solche  in  Aussicht  zu  stehen.  Es  ist  eine 
feine  Bemerkunf;  von  Georg  Kiiajip,  der  der  agrarhistorischen 
Forschung  vorwirft,  sie  sei  zu  biographisch.  Ich  hatte 
tlbrigens  früher  auch  schon  darauf  hingewiesen,  man  möge 
mit  Stein  keinen  sinnlosen  Personenkultus  treiben.  Er 
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bat  es  nicht  nötig. 

Berlin  W.  16,  KurfOrstendamm  24,  im  Dezember  1907» 
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Erstes  Kapitel 


Das  KÖDigtum. 


Im  Mittelalter  hatte  der  Schwerj)unkt  des  deutsrhen 
politischen  Lebens,  des  deutschen  Lebens  üherliaupt  im 
Südwesten  gelegen;  io  FraDken,  Sehwaben  und  am  Bhein; 
im  Reich,  wie  man  sagte. 

Das  Reieh  war  aber  seit  Jahrhunderten  lebensunfähig 
geworden.  Omne  regnum  in  ae  divisum  dissolahitur.  Es 
ist  nach  langer  Agonie  an  der  französiitchen  Revolution 
zugrunde  gegangen.  Nicht  nur  das  Reich  als  solches, 
sondern  aiuli  die  geistlichen  Staiit^  a  und  die  weltlichen 
Zwer{];hildun}j;en :  die  Territorien  der  Grafen  und  Herren, 
die  Reichsritterschaft,  die  Reichsstädte,  die  Reichsdörfer. 

Auf  den  Kolonialhoden  jenseits  der  Elbe  hatte  sich 
alle  staatsbildende  Kraft  zurückgezogen;  von  Osten  her  ist 
politiüch  die  Sonne  Ober  dem  neuen  Deutsichland  auf- 
gegangen. Die  Mark  Brandenburg  war  schon  im  Mittel- 
alter ein  auagedehotes  und  geschlossenes  Gebiet  gewesen. 
,,Grod  wie  ein  Königreich ^  mit  einer  durch  die  exponierte 
Lage  bedingten  starken  Staatsgewalt.  Das  Vorhandene 
ungeteilt  zu  erhalten  war  man  hi<  r  früher  als  anderswo 
be.slrebt.  Die  Krwerbungen  zu  Anfang  des  17.  Jahr- 
hunderts sind  kraft  Erbrechts  erfolgt,  also  wenn  man 

will  durch  Zufall.   Auch  die  des  westfälischen  Friedens 
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4     1.  AbBehnitt.  Der  preufiisGhe  Staat  des  18.  Jahrhundert!. 

licruhten  darauf,  da  sie  in  der  IIaui)t>a(  he  reichlich 
bemessene  .  Kotscbädigungen  für  die  ErbansprUche  auf 
Pommern  waren.  Schon  jetzt  war  das  Gebiet  dreimal 
grdfier  als  Kursachsen,  fQnfmal  grftfier  als  die  Welfiachen 
Lande,  so  grofi  wie  jetxt  Bayern,  Württemberg  und  Baden 
zusammen.  Hit  Ausnahme  des  Bestes  von  Pommern  lagen 
alle  diese  Erwerbungen  getrennt  von  der  Mark,  am 
nftehsten  noch  die  durch  den  westfftlischen  Frieden  an- 
gefallenen in  Mitteldeutsclilaiul,  sonst  mi  äußersten  Osten, 
der  niemals  zum  Reiche  geliört  hatte,  und  im  äußersten 
Westen.  Inselartig  breitete  sich  Brandenburg-rreußen 
über  ganz  Deutschland  aus. 

Aus  diesen  Ländern  ein  einheitliches  Staatswesen  zu 
schaffen,  wie  es  in  solcher  Bigenartigkeit  weder  vorher 
noch  nachher  irgendwo  bestanden  hat,  ist  das  Werk  dreier 
grofier  Herrscher  gewesen. 

„Eurf&rst  Friedrich  Wilhelm",  heißt  es  im  Testamente 
Friedrieb  Wilhelm  I.  von  1722,  „bat  das  rechte  Flor  und 
Aufnabrae  in  unser  Haus  gebracht."  Indessen  war  die 
Regierung  des  Großen  Kurfürsten  doch  nur  ein  Voi^piel. 
In  so  stolzer  Haltung,  wie  ihn  Schlüter  dargestellt  hat, 
ist  er  nicht  durch  seine  Regierungszeit  hindurchgaloppiert. 
In  der  Lage  eines  Mannes,  der  bis  an  die  Arme  im  Sumpfe 
steckt,  hat  er  beim  Herausarbelten  niemandes  Hilfe  ver^ 
schmftht,  hat  er  es  je  nach  der  Konstellation  abwechselnd  mit 
Polen,  mit  Schweden,  mit  dem  Kaiser,  sogar  mit  Ludwig  XIV. 
gehalten.  Auch  durch  seine  innere  Politik  sind  nur  die 
Hindernisse  weiterer  Entwicklung  aus  dem  Wege  geräumt, 
sind  nur  die  Fundamente  gelegt  worden.  Nicht  Militär 
und  Finanzen,  sondern  die  alten  territorialen  btaatszwecke, 
Kircheurcginient  und  Justiz,  haben,  wie  sich  aus  dem  Testa- 
mente von  16Ö7  ergibt)  bei  ihm  im  Vordergrunde  gestanden. 
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Was  das  Wesen  des  prauflisehen  Staates  im  18.  Jabr- 
httndert  ausmacht,  ist  die  KoiUEentratioii  deV  gesamten 
Staatsgewalt  in  der  Person  des  Monarchen.  Mit  der  ab- 
fiolvten  Monarchie  ist  niemals  in  Westeuro|ift  in  solcher 

Weise  eiust  geiiuiclit.  Fiietliich  Willieliu  1.  uud  Friedrich 
der  Große  haben  eine  Selbstrouieruiijr,  ein  persönliches 
Regiment  gt-fnlirt  in  viel  bühereiu  Grade  als  Ludwig  XIV. 
oder  Ludwig  XV. 

Id  den  Discorsi  I,  0  führt  Macchiavelli  aus,  es  komme 
selten  oder  nie  vor,  dafi  ein  Freistaat  oder  ein  Königreich 
von  AnÜEing  an  wohlgeordnet  sei  oder  dafi  es  umgestaltet 
werde,  wenn  es  nicht  durch  einen  Einzigen  geschehe,  der 
den  Plan  angehe  und  aus  dessen  Geiste  jede  spezielle  An- 
ordnung hervorgehe;  detjenige,  der  solches  unternehme, 
müsse  däiiiaih  streben,  die  Gewalt  allein  zu  besitzen: 
,Alle  diese  Dinge  wohl  erwoizen  ziehe  ich  den  Schluß,  daß 
es  um  ein  Staatswesen  zu  urdnen  notwendijj  ht  allein  zu 
stehen."  Eine  wirkliche  Regierung  nach  großen  Zielen 
kann  in  der  Tat  nur  von  einem  Einzigen  geführt  werden; 
so  haben  die  ersten  Capets  regiert  und  viele  ihrer  Nach- 
folger, so  auch  Richelieu  und  Mazarin,  so  Wilhelm  der 
Eroberer  und  einige  seiner  Nachfolger,  so  die  Tudors  und 
€romwe11. 

Die  Monarchie  war  in  Preußen  im  18.  Jahriiuudert 
durch  nichts  l>esehränkt. 

Im  i^'anzen  außerpreußischen  Dt  ui  'lilm  1 ,  in  den 
Mittel-  und  Kleinstaaten  im  Norden  wie  im  Süden,  in 
Bayern  und  Württemberg,  in  Kursuchsen  und  Hannoveri 
in  Braunsehweig  und  in  Hessen-Kassel,  in  Mecklenburg  und 
In  Holstein,  vollends  in  den  L&ndern  des  Krummstabs 
haben  Landstftnde  nicht  nur  in  anerkannter  Wirksamkeit 
bestanden,  geschätzt  durch  die  Reichsgewalt  und  die  Reichs- 


($     1.  Absduiitt  Der  praoMaclie  StMt  dei  18.  Jahiliiiiideit». 

gericbte,  sondern  sie  sind  Auch  dann,  wenn  sie  sich  nicht 
auf  den  gesamten  Staat  erstreckten,  sondern  auf  die  ur- 
sprünglichen Bestandteile  heschrftokten,  was  weitaus  die 

Kegel  war,  obgleich  es  nicht  an  Beispielen  fehlt,  daß  durch 
das  land ständische  Institut  mehrere  Länder  zusammen- 
gehnlteu  sind,  nicht  sowohl  eine  Beschränkung  der  landes- 
herrlichen Gewalt  gewesen,  als  daß  sie  einen  zweiten  maß- 
gebenden Faktor  fttr  die  Beherrschung  des  Landes  gebildet 
haben,  soda0  nicht  nur  auf  dem  Gebiete  der  Gesetzgebung, 
sondern  auch  auf  dem  der  Justix,  der  Finanz«,  der  Heeres- 
und der  auswärtigen  Verwaltung,  zum  Teil  auch  bei  der 
Kirchenregierung  ein  völliger  Dualismus,  eine  Mitherrschaft 
der  Stunde  bestanden  hat  (Hannoversche  Yerfassnngs-  und 
Verwaltuiigsgeschichte  I,  31ff. ;  260 — 320).  Solche  Land- 
Htäude  haben  segensreich  gewirkt,  wenn  sie  eine  Schutz- 
wehr gejn;en  den  Sultanismus  bildeten,  wie  er  sich  auch  in 
Deutschland  an  einigen  Höfen  breit  gemacht  hat;  dem 
Herzog  Karl  Leopold  vod  Mecklenburg,  als  er  die  Stände 
ganz  beseitigen  wollte,  fehlte  dazu  die  innere  Berechtigung. 

Aber  Freuden  auf  dem  Wege  zum  europ&ischen  Grofi- 
staate  und  deshalb  genötigt,  die  stärksten  Anforderungen 
an  die  Leistungen  aller  seiner  Untertanen  zu  stellen, 
konnte  derartige  Zustände  nicht  ertragen.  Von  Ständen 
in  irgendwelcher  Zusammensetzung,  aucli  nicht  von  der 
damaligen  Ritterschaft  und  den  daniali*:en  Städten, 
hätte  Friedrich  Wilhelm  L  jemals  die  Zustimmung  zum 
Kantonreglement  erlangt;  mit  Ständen  hätte  der  sieben- 
jährige Krieg  nicht  geführt  werden  können.  Denn  wenn 
auch  die  Steuern  damals  nicht  erhöht,  eigentliche  An- 
leihen nicht  kontrahiert  sind ,  so  hätten  sie  doch  die  un- 
geheuren Schwierigkeiten  durch  ihr  blofies  Dasein  nur  ver- 
mehrt.   Formell  aufgehoben  sind  sie  auch  in  Preufien 
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nicht;  nur  tatsfteblich  hat  man  sie  nicht  mehr  berufen.  Man 
berief  sie  sogar  in  einigen  Andengebieten,  die  kanm  als  recht 
anm  Staate  gehdrig  betrachtet  worden,  wie  in  Cleve-Mark 
nnd  anderen  weatfllliachen  Paraellen,  in  Ostfriealand,  wo 
sie  ein  unsehttdliehes  Stilleben  fohrten.  In  allen  Landes- 
teilea  lebten  die  Stiliide  oder  ihre  Aus.schüsse  fort  als 
Selbstverwaltungskörper,  wie  man  heute  sagen  würde,  be- 
sonders für  Angeltgenheiteii  der  Ritterschaft,  für  das 
ritterschaftliche  Hypotheken wesen,  Kreditwesen,  Pfaudbrief- 
institut,  Bo  daß  an  diese  TrOmmer  der  st&ndischen  Ver- 
lassnng  wieder  angeknöpft  werden  konnte,  als  der  Ah- 
solntismna  seine  Aufgabe  erfüllt  hatte  und  die  veränderten 
BedOrlhisse  dahin  fohrten,  das  stftndische  Wesen  neu  zu 
beleben. 

Was  aber  viel  wichtiger  ist:  unter  beiden  Königen 
hat  sich  die  monarchische  Gewalt  auch  nicht  unterkriegen 
lassen  von  den  Beamten,  namentlich  nicht  von  der  zen- 
tralen Regierungsbehörde,  von  dea  Ministern. 

Allenfalls  ließe  sich  das  noch  von  dem  Geheimen 
Staatsrate  des  Großen  Kurfürsten  behaupten.  Aber  ab- 
gesehen davon,  daß  er  bei  seinen  wiederholten  Frontver- 
Änderungen  immer  awei  Fraktionen  innerhalb  des  Ge- 
heimen Staatsrates  zur  Hand  gehabt  hat,  gab  es  schon 
unter  ihm  neben  der  Regierung  durch  den  Staatsrat  eine 
solche  durch  das  Kabinett.  Wie  es  im  politischen  Testament 
von  \&y7  heißt:  „Im  Staatsrat  hont  fleißig  zu,  notieret 
aller  Räte  Bedenken  uud  laßt  dabei  lleißig  protokollieren; 
aber  konkludierct  in  Gegenwart  der  Räte  in  wichtigen 
Dingen  und  solchen,  wo  Verschwiegenheit  vonnöten,  nichts, 
sondern  nehmet  solches  zu  Bedenken,  laßt  nochmals  einen 
oder  den  andern  Geheimen  Rat  und  einen  Sekretarium  zu 
Euch  kommen,  Überlegt  nochmals  alle  Vota  und  resolvieret 
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darauf  und  aeid  gleichwie  die  Bienen,  die  den  besten  Saft 
aus  den  Blttten  saugen,  laßt  alle  Briefe,  so  mit  der  Post 
oder  sonst  kommen,  Eneh  selbst  bringen,  um  sie  selbst  zu 
öffnen  und  su  lesen  nnd  an  die  Rftte  sn  Terteilen."  Der 
Grofie  Kurfarst  hat  avSerdem  darauf  gehalten,  keinen 
seiner  Diener  allEu  gro6  eu  machen,  aus  einer  Familie 
viele  zu  hohen  Ämtern  zu  bcf()r(l»'rn ;  ^das  schwächt  die 
Autorität,  alle  eure  Rate  und  Bediente  haltet  dahin,  daß  sie 
von  Euch  allein  depeudicreu"  (Ranke.  Zwölf  Buclier  I,  504). 

In  zwei  Aktenstücken,  die  zu  den  bedeutungsvollsten 
Dokumenten  der  Verwaltungsgeschichte  aller  Völker  und 
Zeiten  gehören,  hat  Friedrieh  Wilhelm  1.  seine  Regierungs- 
maximen  dargelegt;  beide  aus  dem  Jahre  1722,  aus  dem 
Anfange  und  dem  Ende  dieses  Jahres. 

Das  eine,  das  sogenannte  politische  Testament  oder, 
wie  es  eigentlich  heißt,  die  Instruktion  für  den  Nach- 
folger ist  von  ihm  in  seiner  Schreibweise,  die  man  Ortho- 
graphie nicht  gut  nennen  kann,  eiß:enh;lndi^'  zu  Papnn» 
gebracht  in  wochenlanger  Arbeit  (Acta  Borussica,  Be- 
hördenorganisation,  III,  441). 

Das  andre  ist  das  Konzept  zu  der  Instruktion  für  das 
Generaldirektorium,  .das  ich  selbst  geschrieben*;  in  der 
Einsamkeit  des  Jagdhauses  Schönebeck ;  und  das  er  dann 
dem  Sekretär  Thulemeyer,  dem  späteren  Minister,  den  er 
eigens  nach  Potsdam  kommen  ließ,  um  sich  für  mehrere 
Tage  einzui  iciitea,  auch  Papier  und  schwar/,sili)ernen  Heft- 
zwirn mitzubringen,  in  die  Feder  diktierte,  und  „im  Dik- 
tieren alles  positiver  und  weitläufiger"  faßte,  „daß  es  besser 
zu  verstehen  sei",  um  dann  durch  Thulemeyer  nachträglich 
die  endgültige  Redaktion  vornehmen  zu  lassen,  wobei  das 
Ganze  in  Artikel  nnd  Paragraphen  geteilt  wurde  (Acta,  III, 
577-651). 
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Friedricli  Wilhelm  I.  ist  ein  BahnUrecher  gewesen,  der 
^gröfite  innere  König",  den  Preufien  je  gehabt  bat  (Reform 
der  Verwaltungsorganisation,  11.  Kote).  In  der  Hauptsache 
ist  bereits  von  ihm  in  seinen  weiteren  18  Regierungsjabren 
der  Neabau  Yollendet  worden.  Davon  war  er  in  tiefer 
Seele  überzeugt,  daß  persönliches  Regiment  nicht  bestehen 
könne  ohne  persönliche  Arbeit.  „Arbeiten  müßt  ihr",  sagt 
er  im  Testament  von  1722  seinem  Sukzessor,  „wie  ich  es 
beständig  gethan;  ein  Regent,  der  mit  honneur  die  Welt 
regieren  will,  muß  seine  Aflfairen  alles  selbst  tun :  denn  die 
Regenten  sind  zur  Arbeit  erfcom,  nicht  zum  faulen  Weiber- 
leben.  Der  liebe  Gott  hat  Euch  auf  den  Thron  gesetzt 
nicht  zum  Faulenzen,  sondern  zum  Arbeiten  und  seine 
Länder  wohl  zu  regieren".  Im  Unterschiede  von  den 
meisten  großen  Herren,  die  ihren  Ministres  den  Willen 
ließen,  während  sie  sich  Maitressen  und  sardanapalischen 
Fleischesgel tisten  hingäben.  „Auf  dieser  Welt",  hat  er 
sptiter  dem  Fürsten  Leopold  von  Dessau  irescliricbeu ,  „ist 
nichts  als  Mühe  und  Arbeit  und  wo  man  ni«  ht  selber  mit 
Permission  zu  sagen,  die  Nase  in  allen  Dreck  selber  steckt, 
so  gehn  die  Sachen  nicht  wie  sie  gehn  sollen*'. 

In  dem  Nachrufe  des  alten  Dessauer  lauten  die  Schlufl- 
worte;  „Aus  allem  Diesem  ist  denn  wohl  zu  ersehen,  was 
Dieser  vor  ein  grofier  verständiger  Herr  und  K6nig  mu6 
gewesen  sein  und  werde  ich,  so  lange  ich  leben  werde, 
dessen  woii!  nieritirten  Ruhm  vor  der  ganzen  ehrliebenden 
Welt  preisen  und  loben,  da  ich  versichern  kann,  daß  vor 
und  hei  seiner  Zeit  so  ein  vortremichei-  König  nicht  gelebt 
hat"  (Krauske,  Der  Bhefwechsel  Friedrich  Wilhelm  I.  mit 
dem  Forsten  Leopold  von  Dessau.  In  Acta  Borussica, 
£rg.-Band.) 

Auch  Friedrich  der  Grofie  hat  so  über  ihn  geurteilt: 
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„Les  traces,  que  la  sagesse  de  son  gouvernement  a  laiss^es 
tiaiis  r^tat,  dureront  autant,  que  Iii  Prusse  suhsistera  en 
Corps  de  nation".  Und  das  bekauDte:  ,S'il  est  Vrai  de 
dire,  qa'on  doit  Tombre  da  cfa^ne,  qai  nous  couvre,  k  la 
vertu  du  gland,  qu'il  a  produit,  toute  la  terra  convieadra, 
Qtt'on  ti-oave  daas  la  via  laborieuBe  de  ee  prinoe  et  dans 
les  mösures,  qu^il  prit  avec  eageflse,  les  principes  de  la 
proBp6rit6  dont  la  maison  royale  a  joui  aprte  sa  mori". 

Als  die  zwei  Hauptsachen,  Uber  die  er  allein  dispo- 
uieixu  miisse ,  hat  Friedrich  Wilhelm  1.  das  Heer  und  die 
Fiuaiizcii  bezeichnet. 

Er  wollte  sein  Feldmarschall  sein.  Das  habeu  bis  zu 
einem  gewissen  Grade  auch  seine  Mitfürsten  für  sich  in 
Anspruch  genommen.  Denn  je  mehr  die  persönliche  Mit- 
irirknng  der  Landesherren  bei  anderen  staatlichen  Ge- 
schäften, namentlich  bei  der  Rechtsprechung,  zur&ckzutreten 
begann,  desto  mehr  behielten  sie  das  jangste  Gebiet  staat- 
licher Tätigkeit,  welches  erst  mit  den  stehenden  Heeren 
eutstauileu  war,  ihrer  uimiittelbareu  EiüNUikuüg  vor 
(Hau.  V.-  u.  V.  Gesch.  I,  ir)  }— 158). 

Wie  aber  Friedrich  Willhliu  I.  seine  Stellung  als 
oberster  Kriegsherr  aufgefaßt  und  gebaudbabt  hat,  das  ist 
dodi  ohne  fieispiel.  Unter  ihm  bat  das  preußische  König' 
tum  einen  spezifisch  militärischen  Charakter  angenommen.^ 
Er  ist  der  erste  gewesen,  der  das  Hofkleid  mit  der 
Militäruniform  vertanseht,  der  sich  als  Offizier  geftthlt, 
der  den  Lustgarten,  welcher  mit  seinen  Kiosken  und 
Springbrunnen  über  die  jetzigen  Museen  hinaus  bis  au 
die  Spree  reichte,  demoliert  und  jene  anderen  Plätze 
in  Berlin  gescliatVen  liat.  den  Geusdarmenmarkt,  den 
Döohoff:>;phitz,  die  eben  deshalb  größer  sind  als  in 
anderen  Städten,  weil  sie  ursprünglich  als  Exerzierplätze 
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gedient  haben.  Dareh  ilin  ist  Preußen  ein  Militärstaat 
geworden. 

In  der  Instruktion  ffir  seinen  lieben  Sukzessor,  dem 
politischen  Testament  yon  1722,  liegt  ihm  nichts  so  sehr 

am  Herzen  wie  die  Armee.  Ihr  Et^it  soll  so  erhalten 
werden,  wie  er  bei  seinem  Tode  ist.  Der  Kachfulger  soll 
dt'ii  Olteroftiziers,  Unteroffiziers  und  gemeinen  Soldaten  au 
ihrem  Traktament  nichts  abziehen.  „Woferu  Ihr  danach 
handelt,  so  gebe  ich  Euch  meinen  Segen,  daß  Gott  Euch 
wohlwoUe  und  £ueh  mehr  Segen  gehe  als  er  hat  an  Salome 
getan,  andernfalls,  so  ziehe  ich  meinen  Täterlichen  Segen 
von  Euch  und  gebe  Euch  den  Fluch,  den  Gott  an  König 
Pharao  gegeben  bat,  daß  es  Euch  gebe  wie  Absalom". 
Nicht  nur  das,  sondern  die  Armee  soll  sofort  von  seinem 
Nachfolger  betr;ic'iitlich  vermehrt  werden,  woröber  die 
delailliert^'Steü  Anweisungen  im  Testamente  enthalten  sind. 

Aber  auch  sein  eigener  Fiuanzminister  wollte  Friedrich 
Wilhelm  I.  sein.  „Eure  Finanzen  müßt  ihr  selber  und 
aHein  traktieren!"  ruft  er  dem  Nachfolger  zu.  Was  er 
darunter  verstand,  zeigte  der  KOnig  darin,  da6  er  sich 
selbst  zum  Präsidenten  des  General-Oberfinaoz-,  Kriegs- 
und  Domänendirektoriums  machte,  einer  Behörde,  die  nicht 
nur  die  eigentliche  Finanzverwaltung,  sondern  im  An- 
schluß daran  die  gesamte  innere  Staatsverwaltung  besor^ie, 
mit  Ausnahme  des  Auswärtigen  sowie  der  Justiz-  und 
gei^tln  lieu  Sachen,  aho  die  Polizei,  das  Koniniunalwesen, 
llaudei  und  Gewerbe,  öÜeutlicUe  Arbeiten,  Militärökouomie- 
Sachen,  so  daß  der  Köni^  ebenso  gut  h&tte  sagen  können, 
er  wolle  sein  Minister  far  alles  seiu. 

Und  das  war  er  wirklich.  Dafi  er  sich  zum  Präsi- 
denten dieser  Behörde  machte,  war  nur  ein  Symbol,  sollte 
nur  dazu  dienen,  ihr  .desto  mehr  Lustre,  Autorität  und 
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Nachdruck  beizulegen",  nicht  aber  dazu,  8ich  von  der  Mehr- 
heit der  Minister,  die  als  Vizepräsidenteo  den  Departements 
Torstanden,  abvotieran  zu  lassen.  Mag  er  von  diesem 
PrAsidiam  Gebrauch  gemacht  haben  oder  mag  der  Sessel 
stets  leer  geblieben  sein,  jedenfalls  hat  er  gerade  so  wenig 
mit  dem  Generaldirektorium  sieb  in  die  Macht  geteilt  wie 
mit  dem  Tabakskollcgium.  „Wir  haben  keinen  Vormund 
und  Koadjutorem  nötig",  heißt  es  in  Art.  10  §  2  der  In- 
struktion; das  berühmte  „Wir  bleiben  doch  Herr  und 
König  und  tun,  was  Wir  wollen",  kommt  zweimal  vor,  im 
Art.  35  §  4  und  §  6;  das  eine  Mal,  wo  dem  Generaldirek- 
torium eingescbftrft  wird,  Gutachten  beizufdgen,  das  andre 
Mal,  wo  er  sich  Flatterien  verbittet.  Über  all  und  jedes 
mufite  an  ihn  berichtet  werden. 

Und  nun  vollends  der  Staatsrat.  Der  hatte  erst  recht 
nichts  zu  bedeuten,  stand  nur  auf  dem  Papiere,  und  bildete 
lefügltch  den  iiuliereu  Rahmen  für  die  drei  ol>ersten  Staats- 
behörden, das  Kabinett^smiüisterium  für  das  Auswärtige, 
das  Generaldirektorium  und  den  Justizstaatsrat  fttr  Kechts- 
piiege  und  geistliche  Sachen. 

Friedrich  Wilhelm  I.  hatte  auf  die  Minister  und  auf 
die  Zivilbeamten  überhaupt  einen  Zahn,  weil  sie  der 
Natur  der  Sache  nach  antimilitftrisch  waren.  Schon  im 
politischen  Testament  von  1722  wird  der  liebe  Sukzessor 
bei  der  ihm  ans  Herz  gelegten  Vermehrung  der  Armee  vor 
den  Intriguen  der  Minister  gewarnt,  von  denen  er  sich 
niciit  au  der  Nase  he runilüliren  lassen  solle;  die  Vermehrung 
der  Armee  sei  eine  solir  faisable  Saclie,  die  den  Ruin  der 
Untertanen  nicht  zur  Folge  haben  werde;  im  Unterschiede 
vom  Militäretat  sollte  der  Ziviletat  vom  Nachfolger  so, 
wie  er  selbst  getan  habe,  auf  das  eingehendste  geprQft  und, 
wenn  es  irgend  angehe,  reduziert  werden;  es  habe  das  auch 
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den  Vorteil,  das  ganze  Beamtentum  dadurch  zur  Pariiiun 
zu  l)niigeii,  namentlich  wenn  er  später  wieder,  wie  er  selbst 
das  auch  »o  gemacht  habe,  eine  allm&hlige  Erhöhung  der 
Geh&lter  vornehme,  da  die  Beamten  dann  einsehen  mttfiten, 
daß  sie  yom  Könige,  nicht  aher  von  den  Bfinistern  depen- 
dierten. 

Die  straffe  Disziplin  der  Armee  wurde  auf  das  Zivil' 
beamtentnm  und  namentlich  auf  die  Mininter  obertragen. 

Des  Sommers  um  7  Uhr  und  des  Winters  um  8  Uhr  sollt» 
das  GeneraMirrktorium  im  Schlosse,  damals  dem  einzigen 
Sitz  der  Behörden,  sich  versammeln;  sie  sollten  nicht 
eher  auseinandergehen  als  bis  all  und  jede  Sache  in  dem 
Departement,  welches  du  jour  ist,  abgetan  sei,  damit  nieht 
ein  Zettel  davon  fibrig  bleibe;  konnten  sie  in  einer  Stunde 
mit  den  Affairen  fertig  werden,  so  stehe  ihnen  frei»  aus- 
einanderzugehen, könnten  sie  aber  des  Vormittags  nickt 
fertig  werden,  so  mflßten  sie  sans  interruption  bis  abends 
<>  Uhr  oder  bis  alle  AiTairen  abgetan  seien,  beisammen 
bleiben;  „wir  befehlen  auch  hiermit  Un>erem  Obermarschall 
und  Wirklichem  Geheimen  P'.tiitMijiiiister  dein  von  Prinz 
da6  wvnii  das  Generaldirektorium  länger  als  bis  2  Uhr 
nachmittags  im  coUegio  versammelt  bleibt,  er  vier  gute 
Gerichte  Essen  aus  Unserer  Küche  nebst  nötigem  Wein 
und  Bier  aus  Unserem  Keller  oben  bringen  lassen  solle, 
damit  die  Halbscheid  der  anwesenden  Chefs  und  membrorum 
essen,  die  andre  Halbscheid  aber  arbeiten  und  nachgehends 
die,  so  indessen  dafi  die  anderen  gespeiset,  ihre  Arbeit  ver- 
richtet haben,  sodann  gleichfalls  essen  und  die  übrigen 
hinwider  arbeiten  können ,  alsdann  Unser  Dienst  recht- 
schaffen, fleißig  und  getreulich  wird  gefördert  werden. 
Wenn  aber  einer  von  den  Ministern  oder  Räten  eine  Stande 
sjtftter  als  befohlen  auf  das  Generaldirektorium  kommt 
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nnd  keine  scbriftliche  PennissioD  deswegen  tob  Uns  bat, 
demselben  sollen  von  seioem  Traktament  100  Dnkaten  ab> 

gezo{;en  uiul  zur  Pöiialkasso  gegeben  werden ;  wer  gar 
nicht  in  das  Generaldirektorium  kommt,  oline  daß  er  durch 
Krankheit  daran  behindert  wird  oder  daß  er  da/u  Er- 
laubnis von  Uns  hat,  der  soll  sechs  Monate  von  seinem 
Traktament  zur  Pönalkasse  verfahren;  wer  zum  andern 
Male  ohne  Unsere  Permiasion  oder  Kiankbeitshalber  aus- 
bleibt, der  soll  cum  iofamia  kassieret  werden,  denn  Wir 
sie  dafür  besablen,  dafi  sie  arbeiten  sollen.*  Die  Instruktion 
fflr  die  kunnSrkische  Kriegs-  und  Domftnenkammer  vom 
26.  Januar  1723  legt  den  Anfang  des  Dienstes  gleichfalls 
im  Sommer  auf  7  Uhr,  im  Winter  auf  8  Uhr,  laßt  aber 
den  MorgendiensL  um  llV'a  Uhr  schließen,  während  des 
Kachmittags  von  2—0  Uhr  gearbeitet  werden  muß;  für 
Ausbleiben  gelten  diesell)en  Strafen. 

Seinem  Willen  sollten  die  Beamten  in  jeder  Hinsicht 
sieb  beugen.  Als  1714  Einige  nicbt  zur  Littauischen 
Kammer  nacb  Tilsit  versetzt  werden  wollten,  bat  der 
ROnig  verfQgt:  «Man  muB  dem  Herrn  mit  Leib  und  Leben, 
mit  Hab  und  Gut,  mit  Ehre  und  Gewissen  dienen,  und 
alles  daran  setzen,  als  die  Seligkeit,  die  ist  vor  Gott;  aber 
alles  andere  muß  mein  sein.  Die  Leute  wollen  mir 
forciren,  sie  sollen  nach  meiner  Pfeitte  tanzen,  oder  der 
Deuffel  hohle  mir,  ich  lasse  hangen  und  brahten  wie  der 
Zabr  und  traktire  sie  wie  Rebellen."  Die  Canaillen  die 
nicbt  nach  Tilsit  wollten,  sollten  mit  ihren  gepuderten 
Perrflcken  nach  FHedricbsberg  in  die  Karre  gebracht 
werden.  «Wenn  ich  einem  Offizier  was  befehle,  so  werde 
leb  bedient,  aber  die  verfluchten  Blagckscheifler  wollen  was 
voraus  haben  und  mir  nicht  obediren;  ich  will  sengen 
und  brennen  und  als  Tirang  mit  ihnen  verfahren"  (Acta  II, 
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No.  36).  An  einen  Beamten  in  Memel,  der  sich  schlecht 
aufgeführt  hatte,  und  wegwollte,  schrieb  der  König  17^:^3: 
„Ihr  mQfit  wissen,  daß  Memel  ein  so  schöner  Ort  ist,  als 
Spandau,  auch  da6  Galgen  und  Seharfriehter  da  sind,  wie 
hier*  (Fftnter  I,  192). 


Als  Friedrich  Wilhelm  I.  sein  Te>tanient  schrieb,  war 
Friedrich  der  Große  noch  nicht  zehn  .lahr  alt.  Es  konnten 
also  die  Worte  vom  faulen  W'eihorleiien  keine  An-^iuelung 
auf  den  «eifeiniuierteu  Kerl"  sein,  als  den  er  ihn  in  der 
Konfliktszeit  bezeichnete.  Mit  dieser  Bezeichnung  hatte  er 
im  Grande  recht.  Denn  ein  engeres  Verhältnis  zum 
Staate  und  zur  Armee,  das  bei  Friedrich  Wilhelm  I.  natQr- 
liche  Passion  war,  mußte  der  Sohn  seiner  ganz  andersartigen 
Natur  erst  mOh^am  abgewinnen.  Urspranglich  ein  Schön- 
geist, von  Interesse  fOr  Kunst  und  Wissenschaft,  hat 
er  nur  mit  tll)erwinilung ,  aus  Pflichtgefühl  als  jüngster 
Kriegs-  und  Douiünenrat  in  Kü>tiiu  und  als  Oberst  und  In- 
haber des  Goltzischen  Ueginients  in  Neu-Kuppin  an  Pachtan- 
schlflgeo  und  Gewehrgriflfen  Geschmack  gefunden.  An  den 
Einrichtungen  des  Vaters  hat  er  wenig  ge&ndert,  sich  aber 
bei  seiner  Regierung  gHnz  in  dessen  Bahnen  bewegt.  Bei 
den  Spezialrevuen  ging  er  zu  Fufi  die  Glieder  durch;  auf 
•der  letzten  von  1785  in  Schlesien  hat  er  sich  die  Todesr 
krankheit  geholt.  Und  wie  sein  Vater  es  geheiBen  hatte: 
Mein  lieber  Sukzessor  muß  b^eine  Länder  und  ProviLzen 
jährlich  berei>en,  wie  ich  es  getan  habe,  da  wird  er  seine 
Armee,  seine  Oitiziere.  seine  Lflnder  un(i  Leuie  kenniMi 
lernen,  so  lerute  er  sie  kennen;  wie  auf  der  Fahrt 
-durch  den  Rhin-  und  Dossebruch  am  23.  Juli  1779,  wo  er 
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im  FebrbeUiner  Amtsbezirke,  als  der  Obenmtmum  Fromme- 

stundenlaug  neben  ihm  lierritt,  über  alles  Denkbare  Aus- 
kunft verlangte,  eine  Unterhaltung,  die  Fruiiiiut'  unmittelbar 
nachher  für  seinen  Onkel,  den  alten  Gleim,  aufgezeichnet 
hat  (Fontane,  Wanderungen  1,  392 ff.).  Auf  Grund  ernst- 
hafter Vorbereitung  zu  jeder  einzelnen  dieser  Reisen  bat 
er  niemals  sieh  ein  X  fftr  ein  U  vormachen  lassen  (Koser,  I, 
356—865). 

In  seinem  Testamente  von  1752  hat  Friedrich  der 
Grofie  ausgesprochen,  da0  sein  Name  nicht  einen  Uofien 

Anbalts|)unkt  für  Chronologie  abgeben  solle.  „Ein  König 
von  i  icußrii  muß  selbst  regieren.  So  wenig  Newton  seine 
Gravitationslehre  hätte  entdecken  können,  wenn  er  sich 
mit  Leibniz  und  Descartes  zusammengetan  hätte,  so  kann 
auch  ein  politisches  System  nur  aus  Einem  Kopfe  ent- 
springen. Aus  dem  Haupte  des  Forsten  mnfi  es  her?ortretea 
wie  die  beivaffnete  Minerva  aus  dem  Haupte  des  Jupiter* 
(Koser,  König  Friedrich  der  Grofie  I,  315). 

Wie  sehr  Friedrich  der  Grofie  sein  eigener  Feldmar- 
schall gewesen  ist,  weiß  die  Welt.  „Die  Herren  Ministres", 
schreibt  er  im  Mcirz  1743,  „bleiben  l>eim  Tiutfaß  und  lassen 
die  Nasse  aus  aller  Militana,  warum  ich  sie  allerseits 
ersuche"  (Acta,  VI,  5ü9). 

Er  war  auch  sein  eigner  und  alleiniger  Minister.  Den 
auswärtigen  Ministem  hat  er  nicht  nur  die  Sinwirkung,. 
sondern  in  vielen  Füllen  auch  die  Kenntnis  der  wichtigsten 
Sachen  entzogen,  indem  er  aber  ihre  Köpfe  weg  mit  den 
Gesandten  korrespondierte;  wie  Ober  die  Köpfe  der  Minister 
des  Generaldirektoriums  hinweg  mit  den  Präsidenten  der 
Kriegs-  und  Domänen k.üiinieru.  Das  Präsidium  des  General- 
direktoriums bat  er  aus  denselben  Gründen,  aus  denen  sein 
Vater  es  Uberuommen  hatte,  beibehalten,  um  deu  Maßregeln 
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mehr  Nftehdraek  za  geben;  Obrigens  erfolgten  damals  nnd 
lange  nachher  alle  Erlasse  der  Zentral-  nnd  Frovinzialbe- 
h6rden,  als  ob  sie  vom  Könige  selbst  ausgegangen  seien. 
Er  ttbemahm  sogar  im  Generaldirektoriom  das  eine  Depar- 
tement zeitweise  selbst,  das  lar  Kommerrien  und  Manu- 
fakturen, welches  er  selbst  erst  geschallt;!!  iiatte,  welches 
ihn  vorzugsweise  interessierte,  dasselbe,  das  Bisiiuirck  zeit- 
weise verwaltet  hat;  auch  die  Stelle  eines  Departemeuts- 
ministers  Iftr  Schlesien  wollte  er  Ende  November  1741  selbst 
flbernehmen  (GrOnhagen  in  den  Fomhongen  XX,  114). 
Aber  kein  einziger  von  den  Ministem  desGenersldirektoriums 
hatte  einen  Überblick  über  den  Etat,  das  war  das  alleinige 
Geheimnis  des  Königs^  der  sieh  dann  freilich  nicht  darüber 
wundem  durfte,  da6  aus  seinen  Finanzministern  kein  Sullj 
und  Colbert  sich  entwickelte.  In  der  Justiz  hielt  er  sich 
mehr  zurück,  wie  auch  sein  Vater  schon  getan  hatte. 

Dem  Generaldirektorium  hat  er  1748  eine  erneuerte 
Instruktion  gegeben  (Acta,  Vll,  Nr.  401);  sie  hat  aber 
meistens  denselben  Wortlaut  wie  die  von  1722,  die  Artikel 
sind  in  derselben  Reibenfolge  geordnet  und  führen  mit 
zwei  bedeutungslosen  Ausnahmen  dieselben  Überschriften; 
einzelnes  ist  weggelassen,  andres  zugesetzt,  wie  das  in  den 
84  Marginalien  zu  der  alten  Instruktion  angeordnet  war. 

Im  Eingang  der  Lt  ueu  Instruktion  zeigt  sich  Friedrich 
der  Große  von  der  bisherigen  Tätigkeit  des  Generaldirek- 
toriums wenig  befriedigt.  Er  will  die  Behörde,  auf  deren 
Fleiß,  Sorgfalt  und  Aktivität  die  Wohlfahrt  des  Staates 
und  Landes  nnd  Leute  hauptsächlich  mit  beruhe,  die  aber 
durch  die  Länge  der  Zeit  in  vielen  Stacken  in  eine  nicht 
geringe  Nachlässigkeit  gefallen  sei,  aus  ihrem  Schlafe 
aufwecken,  ihr  ihre  Pflichten  von  neuem  vorhalten 
und  sie  dadurch  animieren,  inskanftige  ihre  Pflichten 
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durch  ileifiige  und  redliche  Arbeit  besser,  als  zeither 
Mters  geschehen  sei,  wahnanebmeD.  Drei  Punkte  seien 
es,  welche  aabflolnment*  geftodert  und  abgestellt  werden 
mfifiteo  and  welcher  wegen  er  mit  dem  grOfiten  Emst  und 
aller  Scharfe  halten  wflrde.  Entens  habe  sieh  das  General- 
direktorium zu  einer  gewissen  Bequemlichkeit  und  Trägheit 
(Faulheit)  gewdhnt,  zu  einer  superfiziellen  Behandlung  der 
Sachen.  Zweitens  habe  sich  unter  den  Ministem  eine  Art 
TOn  Haß.  Animosität  und  Esprit  de  piirli  eingeschlichon ; 
jeder,  der  dergleichen  scliändliche  und  Leuten  von  so  vor- 
nehmem Stande  und  Charakter  höchst  unanständige  Dinge 
und  Disputen,  wodurch  nur  die  Zeit  verdorben  weide, 
weiter  betreibe,  solle  seines  Postens  sofort  verlustig  sein 
und  ohne  alle  Unistftnde  kassieret  werden.  Drittens  sei 
eine  gewisse  Korruption  eingerissen;  das  sei  ein  gottlosester 
Mißbrauch  der  Autorität,  Beamte,  welche  sieh  dergleichen 
zu  Schulden  kommen  ließen,  seien  Bluti^^el  des  Volkes; 
auch  nur  dem  geringsten  Bauer  im  Laude  solle  keinerlei 
Unrecht  geschehen;  wer  sich  nur  mit  eines  Hellers  Werte 
bestechen  lasse,  solle  mit  den  didamantesten  Strafen  belegt 
werden.  Hoffentlich  werde  er  Zeit  seines  licbens  stt  der- 
gleichen Extremitäten  nidit  su  schreiten  brauchen,  vielmehr 
das  Generaldirektorium  ihm  in  seiner  Arbeit  dergestalt 
sekundieren,  dafi  der  Staat  und  die  Armee  in  florissantem 
Stande  bleiben. 

Die  Malilzeiten  auf  dem  Schlosse  wurden  abfjeschaflft. 
Eine  der  Marginall)enierkungen  zu  dit  seni  Artikel  der  In- 
struktion St  ines  Vaters  lautet  kurz  und  bündig:  „ceciret**. 
Denn  Friedrich  der  Große  war,  wie  sich  aub  einem  andern 
Marginale  ergibt,  der  Ansicht,  da6  bei  fleißigem  Arbeiten 
des  Morgensalles  in  drei  Stunden  verrichtet  werden  kftnne: 
II  wenn  sie  aber  Zeitungen  lesen  oder  sich  Historien  ersfthlen. 
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M  ist  der  ganze  Tag  daxa  nicht  lang  genug";  sie  sollten 
auch  die  Zeit  nicht  mit  unnützen  DiBknssionen  hinbringen; 
wenn  sie  sich  nicht  in  sechs  Minuten  vergleichen  könnten, 
solle  sofort  Relation  ad  regem  erstattet  werden  mit  Gründen 

nnd  Gegengranden.   Dagegen  hat  er  die  Strafen,  welche 

sein  Vater  für  Verspätung  oder  gänzliches  Auisbleiben  fest- 
gesetzt hatte,  wörtlich  wiederholt. 

Aurh  <ias  fjianze  flhrige  Beamtentum  lebte  in  der  Furcht 
des  üerni.  .Ihr  sollt"  wurde  einem  der  verdienstvollsten 
Beamten,  dem  OberprAsidenten  von  Domhardt,  in  einer 
Kahinettsorder  knndgemacht  ,blo6  tun,  was  ich  euch  be- 
fehle and  nicht  ein  Wort  weiter,  oder  ich  werde  einen 
andern  Präsidenten  für  ench  dahin  setzen;  ich  will  euch 
warnen,  ohne  ansdrOckliche  Ordre  dergleichen  Sachen 
weiter  nicht  zu  unternehmen,  oder  ihr  habt  euch  die 
Folge  selbst  beizumes>eu.'*  Kassation  wuni»'  dt-n  Prilsi- 
denten  und  Katen  der  Kriegs-  und  Domnnenkaniniern  selbst 
fUr  den  Fall  ange<iroht,  daß  sie  weitere  Gegenvorsteilunfzen 
mnchen  würden.  Es  ist  deshalb  eine  ?anz  müßige  Fraiie. 
ob  Schön  mit  der  Behauptung  recht  gehabt  habe,  Friedrich 
der  Groöe  würde  jeden  Kammerpräsidenten,  der  sich  hatte 
abvotieren  lassen,  kassiert  haben,  und  es  ist  eine  völlige 
Verkennung  der  Sachlage,  wenn  Max  Lehmann  dafür 
weitere  Zeugnisse  verlangt.  Selbst  richterliche  Beamte 
wurden  wegen  mißliebiger  Urteile  nicht  nur  kassiert,  sondern 
nuch  nach  Spandau  geschickt,  die  regelmäßige  Folge  der 
Kassation. 

So  wenig  sind  die  Minister  Friedrichs  des  Grofien  Re« 

prftsentanten  politischer  oder  administrativer  Ideen  gewesen, 

dafi  er  ganz  einfach  mit  den  Werkzeugen  seines  Vaters 

weiter  regiert  hat.  Nur  einmal  im  Jahre  bekam  er  sie 

Überhaupt  zu  sehen;  aber  nicht  um  eine  Sitzung,  einen 

2* 
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Kronrat  mit  ihneu  abzuhalten ,  nicht  zu  gemeinsamer 
rnifuug  irgendwelches  Gegenstandes,  sondern  nur,  um  fest- 
zustellen, daß  der  Wille  des  Königs  auch  wirklich  befolgt 
werde.  Die  Minister  farchteten  sich  das  ganze  Jahr  hin- 
durch vor  einer  Ministerrevue  (SebmoUer,  Sitzungsberichte 
der  KAnigl.  Akademie  der  Wissenschaften,  1888,  8.  64, 
66,  79;  Koser  I,  315,  622;  die  Beschreibung  der  Ministor- 
revue  vom  1.  Juni  1770  bei  PrenB  I,  383). 

Also  nicht  vom  Ministeriaro  aus,  sondern  vom  Kabinett 
aus  ist  Prrußen  im  18.  Jaliihuiidti  t  regiert  worden.  So- 
lange es  ständige  oberste  Landesbehörden  gegeben  hat, 
hat  es  m  Preußen  wie  im  übrigen  Deutschland  beim 
Landesherm  Amtsstellen  gegeben,  um  dessen  persönliche 
WiUensmeinung  an  jene  gelangen  zu  lassen.  Schon  in 
der  Gebeimen  Batsordnung  Joachim  Friedrichs  vom 
13.  Dezember  1604  und  in  der  des  Groden  KurfOisten  vom 
4.  Februar  1651  sind  die  Spuren  davon  vorhanden.  Schon 
unter  dem  Grofien  Kurfürsten  bestand  neben  der  Geheimen- 
ratsregierung  eine  Kablnettsregieruug  (Hintze).  Es  ist 
auch  nicht  richtig,  daß  die  Kai)inett8beamten  im  Ic.  Jahr- 
hundert niclits  weiter  als  einflußlose  Subalternen  gewesen 
seien.  Wenigstens  unter  Friedrich  Wilhelm  1.  sind  drei 
dieser  Kabinettsr&te,  Creuz,  Marschall  und  Boden,  zu 
Ministem  emporgestiegen;  und  wenn  Friedrich  der  Grofie 
die  Kablnettsrftte  mit  Ausnahme  von  Meuchen,  der  1781 
angestellt  wurde,  aus  den  Subalternen  nahm,  ohne  sie 
weiter  avancieren  zu  lassen,  so  haben  doch  auch  diese 
nicht  nur  „arbeiten  mOssen  wie  Negersklaven  zur  Zeit 
der  Zuckerernte"  (Macaulay),  sondern  sie  siud  der  Katur 
der  Sache  nach  nicht  ohne  jeden  Kiutiuß  geblieben.  Ein 
Mann  wie  Cocceji  hat  sich  im  Mai  1749  an  den  Kabineits- 
rat  £ichel,  »seinen  lieben  Herzensfreund",  gewandt,  um 
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ilin  gofien  den  Entwurf  des  von)  Generaldirektnrium  ein- 
gereichteu  ReHsortreglements  einzunehmen.  Ein  Zeitgenosse, 
der  Graf  Lehndorff,  Kammerherr  der  Königin  Elisabeth 
Christine,  hat  ihn  den  .Masarin  des  Landes*  genannt 
(Dreifiig  Jahre  am  Hofe  Friedrichs  des  Grofien,  242).  Wo 
immer  ein  Kabinett  bestanden  hat,  ist  das  gleiche  der  Fall 
gewesen;  In  der  Regel  haben  sidi  die  hannoverschen 
Minister  an  den  Chef  des  Kabinetts  in  London  gewandt, 
aber  häufig  aurh  an  die  soiKst  beim  Kabinett  Angestellten, 
wie  denn  Münchiiausi  n  an  Hattorf  36  Briefe  geschrieben 
hat,  in  denen  er  iiim  sein  Herz  ausscliüttet ,  auf  >eme 
Freundschaft  vertraut,  ihn  als  seinen  wahren  und  auf» 
richtigen  Freund  liebt  und  verehrt  und  ihn  bittet,  seine 
Klagen  zu  verzeihen  und  sie  nach  der  Freundschaft  auf- 
zunehmen, die  er  ihm  Öfters  temoignieret  habe  (H.  V.-  u. 
Y.-Geseh.  I,  498). 

Davon,  dafi  ein  solches  Kabinett  sieh  zwischen  den 
König  und  die  Minister  drängen  könne,  konnte  in  einer 
Zeit  nicht  die  Rede  sein,  wo  es  Minister  im  späteren  Sinne 
überhaupt  nicht  fiah. 

Es  ist  gar  nicht  möglich  von  der  obersten  Staats- 
verwaltung Preußens  im  18.  Jahrhundert  unrichtigere  Vor- 
stellungen zu  erwecken  als  das  von  Stein  in  seiner  «Dar- 
stellung der  fehlerhaften  Organisation  des  Kabinetts  und 
der  Notwendigkeit  der  Bildung  einer  Ministerkonferenz* 
vom  April/Mai  1806  (Portz  I,  831;  v.  Ranke  V,  868;  vergl. 
auch  Lehmann,  Freiherr  vom  Stein  I,  401,  Note  8;  413, 
"Note  -i)  Reschehen  ist.  Da  Preußen  keine  Staatsverfassung 
habe  so  sei  es  um  so  wichtiger,  daß  seine  Re[;ierungs- 
verfassung  nach  richtigeu  tirundsätzen  gebildet  sei ;  eine 
aolcbe  besitze  Preußen  auch,  sie  sei  nur  durch  den  Gang 
■der  Zeit  untergraben  worden ,  sie  müsse  daher  in  einer 
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dem  gegenwärtigen  Zustande  aagevessenen  Form  wieder 
hergestellt  werden  ;  der  Staatsrat,  der  VereinigungspnDki 

sämtlicher  MiDister,  sei  es,  dessen  Wiederiierstellung  er- 
forderlich sei,  da  er  jetzt  als  nicht  existierend  betrachtet 
werden  müsse.  Auf  den  Großen  Kurfürsten  wird  dabei 
nicht  zurückgegriffen,  aber  sowohl  Friedrich  Wilhelm  I. 
wie  anch  Friedrich  der  Grofie  hätten  mit  dem  Staatsrate 
regiert  Es  beifit:  «Friedrich  Wilhelm  herrschte  selbst- 
stftndig,  heratsehlagte,  besehlofi  und  führte  ans  durch  und 
mit  seinen  versammelten  Ministem;  Friedrich  der  Grofie 
regierte  selbständig,  verhandelte  und  beratschlagte  scbrift- 
licli  und  durch  Überredung,  fülirte  durch  sie  aus,  seine 
KabiiiL'lL.-.iute  schrieben  seinen  Willen  und  waren  ohne 
EinÜuß."  Erst  unter  Friedrich  Wilhelm  III.  habe  sich 
das  Kabinett  als  neue  Staatsbehörde  über  den  Ministem 
gebildet,  unter  denen  die  Einheit  aufgelöst  sei,  von  denen 
der  Ktoig  in  g&nzHcher  Abgeschiedenheit  lebe,  mit  denen 
er  weder  in  unmittelbarer  Geschäftsverbindung,  noch  in 
der  des  Umgangs,  noch  in  der  der  Korrespondenz  stehe; 
die  verloren  gegangene  Verbindung  des  KOnigs  mit  den 
obersten  Staatsbeamten  müsse  wieder  hergestellt  werden. 
Die  weitere  Einji;abe  Steins,  der  Prinzen  und  der  höheren 
Offiziere  vom  Ende  August  (Portz  I,  505),  läßt  sich,  ob- 
wohl von  Johannes  von  Müller  verfaßt,  auf  diese  histori- 
schen Ausführungen  nicht  ein.  Dagegen  wird  in  der  Ein- 
gabe Steins  an  den  König  vom  3.  Dezember  1806  von 
neuem  behauptet,  dafi  ,vom  Staatsrat  iiUe  Grundeinrich* 
tungen  emaniert  seien,  wodurch  der  preufiisehe  Staat  seine 
bewunderte,  von  gröfieren  oft  beneidete,  von  schw&eheren 
gefürchtete  Gröfie  gewonnen  habe",  daß  der  Staatsrat  noch 
heute  die  gesetzliche  Form  t>ei  und  daß  er  nur  wieilerbelebt 
werden  müsse.  Es  ist  hier  gleichgültig,  ob  dieses  Schreiben 
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Niebnbr  lerfafit  ist,  da  er  j«  nur  in  SCeias  Auftrage 

es  verfaßt  haben  wOrde;  jedenfalls  könnte  sein  Uuhm  als 
Historiker  dadurch  nicht  geschimilert  werden,  da  er  sich 
erst  seit  eiuigün  Wochen  im  preußischen  Staatsdienste 
befand.  Unter  allen  Umständen  aber  ist  die  Steinsche 
AuffasBung  das  volle  Gegenteil  der  geschichtlichen  Wahr- 
heit, eia  biofies  PhantasiegemAlde.  Weaig  bemidert  in 
der  prenfiiflebeB  VerwaltmigBgescbiehte  hat  Stein,  was  er 
für  wftnBchenawert  lu  seiner  Zeit  hielt,  ab  in  der  Ver- 
gangenheit bereits  vorhanden  angenommen;  was  selbst  ge- 
schulten Historikern  noch  jetzt  alle  Tage  passiert.  Der 
PtakLiker  Stein  handelte  bouii  ti  le,  ganz  wie  es  die  eng- 
lischen StaatJ«männcr  hei  ihren  Reformen  häutig  p;etan 
haben.  Es  ist  auch  natürlich  genug,  daü  auf  Steins  Autorität 
bin  seine  Darstellung  fQr  bare  ^iQnze  genommen  ist;  aber 
nach  dem  heutigen  Stande  der  Wissenschaft,  nach  den 
neueren  Ahtenpublikatiooen  and  Forschungen  ist  das  jetzt 
nicht  mehr  erlaubt.  Der  Ausdruck  von  Max  Lehmann, 
daß  die  Steinsche  Darstellung  „nicht  durchweg  stichhaltig* 
Bei,  mQBte  lauten,  daß  sie  durchweg  nicht  stichhaltig  sei. 

In  anderen  Lamleru  wai  das  anders.  Eines  Teils  seiner 
Miiicst.ltsrechte  hatte  sicli  der  Kurfürst  von  Brauii-<  liweig- 
Lüneburg,  als  er  nach  England  ging,  duich  das  Hegierungs- 
reglement  von  1714  entäußert.  Dem  hannoverschen  Minis- 
terium war  dadurch  ein  character  repraesentationis  prin- 
cipia  beigelegt  und  es  sonnte  sich  seitdem  in  dem  Gedanken, 
das  vornehmste  in  Deutschland  zu  sein;  die  englischen 
Könige  haben  zwar,  zumal  in  der  ersten  Zeit,  ein  reges  Inter- 
esse an  Ihren  deutschen  Angelegenheiten  behalten  und  die 
Minister  sind  in  iw. aicher  Hinsicht  schon  wegen  des  Kabinetts- 
ministers in  London  weniger  eigentliche  Laud(>sre^'eiiten 
gewesen  als  man  meistens  glaubt  j  sie  hatten  insbesondere 
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kein  Kooptatimreeht,  anch  tatBftefalieh  nieht.  Aber  den 
Ehrgeiz,  ihre  eigenen  hannoTerschen  Minister  zn  sein, 
konnten  die  englischen  KOnige  nieht  haben  (Han.  V.-  und 

V.-Gesch.  I,  123,  150,  165,  181).  Schon  die  Verteilung  der 
Geschäfte  unter  die  Minister  machten  diese  ohne  höhere 
Einwirkung  untereinander  aus  (T,  151,  215 ff.).  Und  was 
vollends  das  sonstige  Beanitrntum  betrifft,  so  war  es  be- 
kanntlich schwer  in  den  hannoverschen  Staatsdienst  hinein- 
zngelangen,  aber  nahem  nnmöglich  aus  denuelbeo  wieder 
herattsbefOrdert  zu  werden.  Die  Beamten  pflegten,  wenn 
ihnen  auferlegt  wurde,  «ArdersamBt*  etwas  zu  tun,  die  An- 
gelegenheit frflhestens  in  einem  halben  Jahre,  oft  auch  erst 
in  einem  Jahre  zu  erledigen;  der  verschärfte  Befehl  „un- 
verzüfrlich  wurde  dahin  interpretiert,  daß  es  damit 
wenigstens  seclis  Wochen  Zeit  habe;  und  erfolgte  gar  ein 
^angesichts  dieses",  so  glaubte  der  Beamte  sich  ungebühr- 
lich beeilt  zu  haben,  wenn  er  der  Anordnung  binnen  acht 
Tagen  nachlmni;  eine  Appellation  an  das  Gericht  in 
Zelle  wurde  sehnell  erledigt,  wenn  sie  nach  drei  Jahren 
zur  EntscheiduDg  kam  (Oppermann,  1, 71 ;  Hasseil,  1, 357). 
Eine  Dienstaufsicht  Ober  die  «Beamten**  im  engern  Sinne 
wurde  eigentlich  nur  auf  den  sogenannten  Landgerichts- 
reisen durch  die  Mitglieder  des  Ministeriums  und  der 
Kammer  geübt;  diese  Landgerichtsreisen,  bei  welchen  die 
Diners  auf  den  Amtshäusern  die  Hauptsache  waren,  hatten 
eigentlich  nur  die  Folge,  einen  allgemeinea  Geschäftsstil]' 
stand  der  beiden  ZeotralbehOrden  zur  Sommerszeit  herbei« 
zufuhren;  geradezu  veroichtend  ist  das  Urteil  des  Grafen 
Manster  1816  Ober  die  grofien  MiSbrftucbe,  die  sich  in  der 
Lokalverwaltung  eingeschlichen  hatten  (H.  V.-n.  V.-Gesch.  II, 
256  ff.,  266). 

Das  iimderte  natürlich  nicht,  daß  mau  üich  in  liaunover 
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tkhm  alles  Preufilsebe  hoch  erhaben  fühlte,  ein  Gefühl,  dem 

Rehberg  1808  kräftigen  Ausdruck  gegeben  hat.  Man  muß 
dabei  nicht  an  die  Tieifabel  denken,  sondern  Rehberg  zu- 
gute halten,  daß  er  Monate  hindurch  in  der  Angst  ge- 
schwebt hatte,  hinfort  nach  preußisrhen  GeschAft$iuhtruk> 
tionen,  preußischen  Etats,  preußischer  Rechnnngskontrolle 
arheiten  zu  mfisaen;  namentlich  die  letztere  war  ihm  in 
tiefeter  Seele  Terhafit  Über  jedes  Defizit  von  Pfennigen, 
mehite  er,  werde  soviel  Aulhebens  gemacht  wie  nber  ein 
Vs  Tempo  bei  nPfftsentiert  das  Gewehr!"  Bei  einem 
saloppen  Verfahren  sind  weder  Rechnungslegung  noch 
Gewehrgritle  von  irgeawelcheui  Werte;  es  heißt  hier  ent- 
weder —  oder. 


Zweites  Kapitel. 
Adel,  Bürger  und  Baaern. 


Die  Bevölkerung  zerfiel  in  drei  Stande.  Diese  ständiiehe 
GHedeniDg  war  nieht  idenüseh  mit  der  DreiteiliiBg  im 

französischen  aucien  ii'^girae.  Beide  Eioteilungeii  beruhten 
auf  ganz  verschiedenem  Grunde. 

Bei  der  französischen  in  Adel,  Geistlichkeit  und  dritten 
Stand  handelte  es  sich  um  den  Anteil  dieser  Bevölkerungs- 
klassen an  der  politischen  Macht;  der  dritte  Stand,  nämlich 
die  Borgerschaft  in  den  Stftdten,  die  allein  den  dritten 
Stand  bildete,  hatte  neben  Adel  und  Geistliehkeit  Sits  und 
Stimme  in  den  Generalstftnden.  Und  wo  in  Deutsehland 
das  ständische  Wesen  in  voller  Wirksamkeit  stand,  selbst 
im  protestantischen  Norden  wie  in  Hannover  und  gewisser- 
maßen im  Reiche,  teilten  sich  die  Stände  auch  in  Ritter- 
schaft, Prälaten  und  Städte,  während  der  Bauernstand  nach 
dem  an  sich  richtigen  Urteile  des  Reichshofrats  „unerfind- 
lich" war  in  der  deutschen  Verfassung  und  ebenso  in  der 
französischen. 

Die  preufiische  Einteilung  beruhte  auf  der  BesehAlligung» 
Die  drei  Stände  waren  Erwerbs-  oder  Berufsstande,  soziale 
und  nicht  politische  Abteilungen;  es  war  der  soziale  Orga- 
nismus, wie  er  sich  flberall  auch  anfierbalb  Preufiens  in 

Deutschlaud  und  in  Westeuropa  gebildet  hatte.  Diese 
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Stande  wftren  erbliche  Sttode,  sie  sollten  nicht  ineinander 

übergehen,  sondern  kastenartig  voneinander  getrennt  bleiben. 
Der  Adel  war  eigentlich  Grundadel,  da  aber  der  adlige 
Gruniibesilz  sich  iu  der  K»  «^el  auf  einen  Einzigen  vererbte, 
während  auch  die  >i' ach  geborenen  zum  Adel  gerechnet 
wurden,  gab  es  zahlreiche  Adlige  ohne  Ar  uud  Halm.  Auch 
der  Begriff  Bürger  fiel  nicht  mit  den  Einwohnern  der  St&dte 
zosammen ;  es  gab  swar  keine  Borger  außerhalb  der  Stftdte, 
aber  es  gab  in  den  Städten  Ezimierte  und  Schutzverwandte 
neben  den  Gewerbtreibenden  auch  Aekerbtirger.  Endlich 
gab  es  auf  dem  platten  Lande  aufier  den  efgentlicbe» 
Ijuueru,  den  Ackerbauern,  auch  einige  Gewerbtreibende,. 
außerdem  Tagelöhner,  ilirten,  Nachtwächter. 


Der  preußische  Grundadel,  teils  slavischen,  teils 
deutschen  Ursprungs,  in  der  Mark  Oberwiegend  deutschen 
Urapmugs,  jüngere  Söhne  aus  Niedersachsen,  aus  Westfalen 
und  Braunschweig- Lüneburg,  die  ihren  Namen  bei  der 
Kolonisiemng  meistens  nach  dem  Namen  des  Gutes  ver- 
ändert iiatten ,  war  wie  das  K6riij:tuin  etwas  spezitiscb 
Preußisches.  Kr  untersehieil  sicli  in  jeder  Beziehung  von 
dem  im  Westen  und  Süden.  Vom  rouiuuliM  hen  Kitterideal, 
welches  von  Frankreich  ausproheud  an  den  zahlreichen 
Höfen  des  westlichen  und  südlichen  Deutschlands  sich  aus- 
gebildet hatte,  von  Minnesang,  von  Turnieren  und  dergleichen 
war  hier  kaum  die  Rede;  auch  auf  den  Bitterschlag  legte 
man  wenig  Wert.  Dieser  Adel  hatte  nichts  Exklusives; 
nicht  selten  fanden  zwischen  Adligen  und  Bürgerlichen 
Heiraten  statt;  Adlige  kommen  wie  die  Vorfahren  Bismarcks 
als  städtische  Bürger  sogar  in  städtischen  Ämtern  vor, 
wie  Bürgerliche  auf  Schlössern  und  im  Johanniterorden. 
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Das  Raubrittertum  gedieh  liier  nicht  zur  rechten  Ent- 
wicklung; Wepjelagcrei  lohnte  sich  nicht,  weil  diese 
(»^^!?nnden  von  reisenden  Kaufleuteo  wenig  besucht  wurden, 
und  die  Bevölkerung  arm  war;  alles  reduzierte  sich  auf 
gelegentliches  Wegtreiben  van  Kuhherden  und  auf  Pferde- 
diebstahl.  Vor  allem  aber  unterschied  sich  dieser  preußische 
Adel  Yon  dem  im  übiigen  Deutschland  dadurch,  dafi  es 
ihm  bei  der  Gewaltsamkeit  der  Kolonisation,  bei  der  Er- 
oberung gelungen  war,  nahezu  das  gesamte  Areal  dee 
platten  Landes,  soweit  es  nicht  zu  den  Domänen  gehörte, 
an  sich  zu  bringen,  so  daß  der  Grundbesitz  ziemlich  ohne 
Epst  in  df^iii  Dnniftnen-  oder  Kittergutsbesitz  aufging  und 
zugleich  hei  der  Lage  der  damaligen  Volkswirtschaft  die 
gesamte  übrige  Bevölkerung  des  platten  Landes  von  sich 
abhftngig  zu  machen.  Dazu  kam,  dafi  sie  sich  bei  der 
weiteren  Aufteilung,  hei  der  Bestimmung  darftber,  wieviel 
sie  selbst  unter  den  Pflug  nehmen,  wieviel  sie  an  Bauern 
austun  wollten,  ein  nnverhältnism&fiig  grofies  Feld  als 
eigenttiehes  Rittergut  vorbehalten  hatten.  Eine  wirt- 
schaftliche Notwendigkeit;  denn  wie  scliou  Niebuhr  und 
Roscher  ausgeführt  haben,  fallen  die  Güter  desto  kleiner 
aus.  je  fruchtbarer  sie  sind;  die  Notwendigkeit  hier  im 
Osten,  große  Güter  zu  schaffen,  ergab  sich  aus  der  relativen 
Unfrnchtbarkeit  des  Bodens,  dem  ungünstigen  Klima  und 
den  Absatzverhältnissen.  Schon  in  slavischer  Zeit  hatte 
sich  das  geltend  gemacht. 

Ein  andrer  Unterschied  iat  der,  dafi  der  preußische 
Gmndadel  seine  Güter  selbst  bewirtsehaftete,  wie  übrigens 
zu  jener  Zeit  auch  die  Landesherren  ihre  Domänen.  Dieser 
Adel  lebte  von  der  eigenen  Landwirtschaft,  nicht  wie  der 
in  aniieren  Teilen  Deutschlands  vou  den  Gi  fallen  der  Bauer- 
güter. Der  preußische  Adel  statt  Bentenempfänger  zu  sein 
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hatta  sich  dem  lunJwirischaftlichen  Großbetriebe  erj/rben. 
deu  Knapp  (BauernbefreiuiiK  I,  69)  „etwas  Lebensli  iscIh-s 
und  LeistUDgsfähiges"  genuunt  hat.  Mit  dem  eigentlichen 
Ritterberufe  war  er  kaum  verträglich.   Aber  diese  Ritter 
Uelten  es  nicht  für  Raub,  deo  Acker,  den  sie  bauten,  selbBt 
zn  dangen,  fQr  nicht  unter  ihrer  Würde,  alB  Bierbrauer, 
Branntweinbreimer,  Korn-,  Holz-,  Vieh-  und  Wollhftndler 
Qeeeh&fte  zu  machen.    Dazu  hatten  sie  die  Hilfe  der 
Bauern,  deren  Hand-  und  Spanndienste  in  grofiem  Umfange 
nötig;  es  war  in  der  Tat,  wie  Soiubari  ganz  richtig  gesagt 
bat,  die  erste  kapitalistische  Betriebsweise,  nur  daß  diese 
nicht  mehr  als  gerade  soviel  abwarf,  um  die  nächste  Gene- 
ration aufzuziehen,  denn  Bodenschätze,  auch  wo  sie  vor- 
handen waren,  lagen  noch  brach.   Schon  deshalb  blieben 
die  Adligen  auf  den  Gfltem  wohnen  und  gingen  in  der 
Regel  nicht  an  den  Hof,  Aber  auch  deshalb  taten  sie  es 
nicht,  weil  es  unter  Friedrich  Wilhelm  I.  einen  Hof  eigent- 
lich gar  nicht  gab,  auch  nicht  unter  Friedrich  dem  Grofien, 
der  in  vollster  Stille  und  Einsamkeit  gelebt  hat;  während 
allerdings  seine  Gemahlin,  diese  sogar  während  des  sieben- 
jährigen Krieges  in  Magdeburg,  seine  Brüder  und  ihre 
Umgebuiigen  mit  Pharao  und  Quiuze,  mit  Diners  und 
Soupers,  mit  Tanz  und  Maskeraden,  mit  Auffahrungen  die 
Zeit  80  gut  wie  es  ging  vertrieben  haben.  Dieser  preufiische 
Adel  wurde  also,  obgleich  es  an  einzelnen  Hofekandaleii> 
nicht  gefehlt  hat,  doch  nicht  in  der  Weise  demoralisiert 
wie  der  am  Hofe  Augusts  des  Starken  und  wie  an  anderen 
Höfen.  Gerade  weil  er  unter  seinen  Bauern  wohnen  blieb, 
hatte   aus  der  privatrechtlichen  eine  ötl'entl  ich  rechtliche 
Herrschaft ,  aus  dem  Dominium  ein  Imperium  sich  ent- 
wickeln können,  waren  aus  den  Rittergütern  kleine  Staaton 
geworden,  in  welchen  der  Adel  als  geborene  Obrigkeit 
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die  ganze  lokale  Staatsgewalt,  die  ortsobrigkeitliche  Gewalt 
■als  patrimoniale  Gerichtsbarkeit,  patrimoniale  Polizei,  als 
untergeordnete  Kirchengewalt,  die  aber  das  kanonische 
Fatronatsrecht  weit  hinausging,  handhabte;  kleine  Staaten, 
die  aber  doch  grOfier  waren  als  manche  staatlieben  Zwerg- 
bildnngeQ  des  Südwestens;  es  ist  beiden  Königen  nicht 
eingefallen,  darin  ein  Kondominat  zu  sehen.    Diese  Güter 
waren  steuerfrei .  eine  Erscheinung  um  so  auffallender, 
weil  ja  die  permanenten  Steuern,  insbesondere  die  Kontri- 
bution zur  Erhaltung  der  stehenden  Heere  eingeführt  war, 
sodaß  die  feudale  Miliz,  auf  der  früher  der  Kriegsdienst 
geruht  hatte,  dadurch  entlastet  wurde.  Man  argumentierte 
aber  so:  der  in  Geld  verwandelte  Kriegsdienst  sei  nach  wie 
vor  auf  den  Rittergütern  liegen  geblieben,  das  eigentliche 
Ritterfeld  sei  deshalb  von  der  Kontribution  verschont 
gebliehen;     in    den   Landesdesid« rien    des  Herzogtums 
Magdeburg  (Acta  VI,  2,  Nr.  43)  hczeichnet  die  Ritter- 
schaft die   Bauern    als   ihre   Leute,   tiereu    .\cker  als 
ihren   Acker;    wenn   der  Rossedienst  wieder  gefordert 
•werden  solle,  müsse  eben  die  Kontribution  wieder  ab- 
geschaift  werden.  Es  wftre  das  einzige  Mal  in  der  Ge- 
schichte gewesen,  dafi  eine  stftndischo,  oder  auch  eine 
Zensusvertretung,  zumal  in  der  Zeit  ohne  Presse  und 
Öffentlichkeit  und  ohne  Angst  vor  der  Sozialdemokratie 
ihre  Steuerplflcht  nicht  auf  andre  Schultern  abgewftlzt 
hatte  (H.  V.'  u.  V.  Gesch.  I,  27(3).    Jedenfalls  existierte 
diese  Steuerfreiheit  der  Rittergüter  in  ganz  Deutschland 
im  Snden  und  W»  sten ,  auch  in  Cleve-Mark;  während  sie 
gerade  im  preußischen  Osten,  in  O.^tpreußen  nicht  existierte, 
wo  im  Ordenslande  der  Adel  stets  steuerpflichtig  gewesen 
war  und  es  geblieben  ist  bei  der  Regelung  des  General- 
hufenschosses  1715—19. 
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Mit  lim  A  i(  1  haben  die  Landesherren  hier  wie 
anderswo  um  die  politische  Macht  zu  kämpfen  gehabt 
Hier  besonders  war  im  14.  und  15.  Jahrhundert  in  den 
amrchiBchen  Zeiten  der  Luxemburger  and  Wittelsbaeher 
mit  kolonialer  Urspranglichkeit  eine  adlige  Zuchtlosigkeit 
anagebrochen,  die  sieb  noch  fortgesetzt  hat,  als  die  ersten 
Hoheosollem  den  Landfrieden  wieder  herstellen  wollten. 
Ton  angestammter  Treue  konnte  doch  keine  Rede  sein, 
äLuuüx]  der  Schwerpunkt  für  diis  neue  Geschlecht  lange 
in  Frauken  gt^blichen  ist.  Vorgänge  wie  die  Erstürmung 
TOn  FrieH&ck  sind  anderswo  ebensogut  vorgekomuteu ;  die 
Bedeutung  der  faulen  Grete  ist  oft  abertrieben  (Prie- 
batsch.  Die  Uohensollem  und  der  Adel  der  Mark,  in  der 
Hiatoriaehen  Zeitschrift,  88  (1902),  193ff.).  Auch  nach 
Joachim  L  hat  der  Adel  seine  Stellung  als  eine  Macht 
im  Staate,  als  eine  selbständige  Potenz  behalten.  Er 
war  Herr  im  Landtage,  denn  Prfllaten  und  Stlldte  zählten 
schon  im  10.  Jihrliuudert  kaum  mit  (Ttcu^ch  von  Buttlar, 
Der  Kampf  Joadinns  I.  gegen  deu  Adel  seines  Landes, 
Dresden,  188*»).  Ersl  (ier  Große  Kurfürst  hat  bei  d<'n 
veränderten  Zeitveriiältnissen  die  Wendung'  herbeigeführt. 
Koch  Friedrich  Wilhelm  I.  war,  namentlich  in  meinen 
ersten  Jahren,  mifitrauisch;  er  fürchtete  den  Kondominat 
und  hat  die  Adligen  bei  Anstellungen  nicht  begünstigt, 
er  wollte  nicht  Böcke  zu  G&rtnem  machen.  Aber  auch 
er  hat  doch  die  Bedeutung  des  Adels  fOr  den  Staat 
schon  ebenso  sehr  anerkannt  wie  Friedrich  der  Große, 
In  ihren  politischen  Testamenten,  iu  dem  von  1722  uiui  in 
denen  von  1752  und  1708,  wo  heide  Könige  ihrem  Nacii- 
folcer  den  Zustand  des  Staates  nach  den  Provinzen 
schildern,  ist  in  dem  von  Friedrich  Wilhelm  1.,  um 
.eeinem  Sukzessor  »connaissanee  von  allen  Provinzen,  von 
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Land  und  LeuUn  zu  geben,  eine  generale  Idee  von  seinem 
Reiche  zu  machen"  eigentlich  nur  Tom  Adel  die  Rede;  erst 
das  Testament  FriedrichB  des  Grofien  Ton  1768  geht  mehr 
auf  die  Masse  der  Bevölkerung  ein.  Beide  Könige  sind 
der  Überzeugung,  daB  von  der  Gesinnung  des  Adels  alles 
weitere  abhänge.  Der  in  den  älteren  Landesteilen  kommt 
dabei,  namentlich  im  Testamente  von  1722,  im  allgemeinen- 
gut  weg.    Die  Preußen  hätten  viel  Verstand,  freilich  auch 
Falschheit  und  List,  aber  mit  einem  guten  Worte  koune^ 
man  mit  ihnen  machen,  was  man  wolle;  die  Pouimerschea 
seien  getreu  wie  Gold;  die  märkischen,  besonders  die  aus 
der  Mittel-  und  Uckermark  die  getreuesten  von  allen,  sie- 
gehorchten  willig  allen  Befehlen;  auch  die  ans  der  Neu- 
mark und  Priegnitz  seien  gehorsam,  wenn  sie  auch  i» 
einem  fort  klagten;  aber  die  altmftrkisehen  Vasalleii  — 
und  das  ist  die  einzige  Stelle,  die,  weil  dabei  der  Name 
Bismarck  vorkommt,  weite  Verbreitung  gefunden  hat  — ^ 
seien  schhunne,  ungehorsame  Leute,  die  gar  nichts  mit 
gutem  täten,  sein  Sukzessor  müsse  ihnen  den  Daumen  auf 
die  Augen  halten ;  Magdeburg  sei  ein  schönes  Land,  aber 
die  Vasallen  fast  noch  schlimmer  als  die  altmftrkisehen ; 
den  Magdeburgern  werden  die  in  Halberstadt  und  Hohen- 
stein gleichgestellt;  die  in  Minden,  Ravensberg,  Tecklen- 
burg und  Lingen  seien  zwar  nicht  so  schlimm  wie  die  Alt- 
mftrker;  wenn  man  sie  gut  behandle,  täten  sie,  was  man 
wolle,  aber  sie  seien  ^dumm  uiul  t^jinatre".  sie  eigneten 
i^ich  nicht  zur  Anstellung,  weil  sie  zu  kümmode  seien,  um 
zu  dienen;  was  aber  Cleve-Mark  belritft,  so  sind  difr 
Vasallen  ndunie  oxen,  aber  Malitiös  wie  der  Deuffel", 
die  Nacion  ist  intrigantt  und  falsch  dabei  und  saufen  wie 
die  Beester,  mehr  wissen  sie  nichts*;  sie  seien  aufierdem 
schlechte  Wirte,  denn  sie  verzehrten  mehr  als  ihre  Revenuea 
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trfigen;  sie  seien  auch  wie  die  in  Mörs  nnd  Geldern  mehr 
hollftndifleh  und  öeterreichisch  als  preußisch.  »Dem  Marquis 
von  Hoensbroech  muB  mein  Snccessor  den  Daumen  auf  das 
Auge  halten,  da  er  ein  gottloser  kerell  gegen  seinen 
Landesherrn  ist  und  nur  auf  die  Gelegenheit  wartet,  sich 
unter  österreichische  liotmüßigkeit  zu  begeben";  aber,  wie 
zugleich  gesagt  wird ,  ^wenn  ein  Clever  ganz  jung  von 
Hause  kommt  und  in  Berlin  erzogen  wird,  so  werden  als- 
dann brave  geschickte  kerrel»  daraus  werden,  die  mein 
SuecesBor  wohl  gebrauchen  kann";  das  Urteil  Friedrichs 
des  Grofien  Uber  die  Clever  ist  1752  noch  dasselbe;  der 
dortige  Adel  sei  «in  der  Trunkftlligkeit  der  Altvordern  ge- 
sengt und  empfangen,  er  besitze  weder  natfirliche  Anlage 
noch  kQnstlicben  Schliff",  und  auch  1768  gibt  er  ihnen  nnd 
den  ührigen  P»e\v(tliiiern  Cleves  die  schlechteste  Note.  Diese 
Beurteilung  wird  nicht  dadurch  widerlegt,  daß  in  sehr  viel 
späterer  Zeit  eine  auffallend  große  Zahl  ausgezeichneter 
Staatsdiener  gerade  aus  der  Stadt  Cleve  hervorgegangen 
ist;  man  war  inzwischen  in  den  preußischen  Staat  hinein- 
gewachsen. 

Schon  Friedrich  Wilhelm  I.  hat  1722  seinem  Nach- 
folger empfohlen,  die  Adligen  und  Grafen  aus  allen  Pro- 
vinzen in  die  Armee  einzustellen  und  ihre  Kinder  unter 

<Ue  Kadetten  /u  >e(zeii.  Ks  sei  ein  Vorteil,  daß  der 
pnnze  Adel  von  Jugend  au  im  Dienste  erzogen  werde  und 
keinen  anderen  Herrn  kenne  als  (jott  und  den  König  von 
Preußen. 

Der  Adel  ist  diesem  Kufe  gefolgt;  in  rückläufiger 
Bewegung,  wie  Koser  sagt,  wurde  die  Vasallenpflicht  als 
Pflicht  zur  Heeresfolge  aufgefaßt  Schon  1724  konnte  vom 
pommerschen  Adel  gesagt  werden,  er  habe  mit  wenig  Aus- 
nahmen entweder  gedient  oder  er  diene  noch.  1791  zfthlte 
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man  aus  518  adlifjen  Geschlechtern  805  Generäle,  darunter 
aus  der  Familie  Kleist  14,  Schwerin  11,  Golts  10,  Borck 
und  Bredow  je  9,  Dohna  und  Marwitz  je  7 ;  ans  der  Familie 
Yon  der  Marwitz  haben  seit  dem  grofieo  Kurfürsten  einige 
hundert  als  Offiziere  gedient  (v.  d.  Marwitz,  Aus  dem 
Nachlas  1,  41).  Es  gereichte  das  dem  Adel  zum  Vorteil. 
Denn  er  ist  dadurch  vor  polnischen  Zuständen,  vor  Ver- 
bauerung und  Verarmung  bewahrt  gebliel)pn.  Aber  die 
einzelnen  Familien  sind  dadurch  stark  dezimiert;  im  sieben- 
jährigen  Kriege  ist  das  Geschlecht  von  Beüiog  von  23  auf 
3  heruntergekommen,  die  fibrigeu  20  waren  gefallen;  mehr 
als  29  Glieder  der  Familie  Kleist  sind  geblieben,  und  der 
Witz,  dafi  von  denen,  die  den  Namen  Malier  und  Schnlze 
führen,  noch  viel  mehr  gefallen  seien,  zieht  wohl  heutzutage 
nicht  mehr. 

Friedrich  der  Große  wußte,  was  er  an  dem  adli-rm 
Offizierskorps  des  siebetijälirig<'n  Krieges  hatte.  „Ich  empfehle 
Ihnen,"  hatte  er  bei  der  Ministerrevue  am  1.  Juni  1770 
gesagt,  „die  Erhaltung  und  Untrrsttltzung  meines  Adels. 
Ich  halte  viel  auf  ihn,  denn  ich  brauche  ihn  fQr  meine 
Armee  und  meine  Staatsverwaltung;  es  ist  Ihnen  bekannt, 
wieviel  wichtige  Männer  ich  bereits  daraus  gezogen  und 
was  ich  durch  sie  ausgerichtet  habe",  er  nannte  es  Obrigens 
auch  eine  vaoitö  bourgeoise  und  ridicule,  der  Geburt  nicht 
zu  lassen,  was  ihr  gebühre  (Oeuvres  IX,  130). 

Dieser  Adel  sollte  im  Besitze  seiner  Güter  geschlitzt 
wenl»  Tl.  Friedrich  VVilht  liu  I.  hntte  in  der  lustriiktion 
für  das  Generaldirektorium  Art.  2()  §  3  nur  angeordnet, 
daß  diejenigen  Adligen,  die  50  Jahre  vor  1713  im  Besitz 
der  Braugerechtigkeit  gewesen  seien,  in  diesem  Besitze 
gegen  alle  Prozesse  der  Provinzialkommissariate  geschützt 
werden  sollten,  er  hatte  aber  hinzugefügt,  dafi  gegen  die- 
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jenigen  im  Magdeburgischen,  die  wegen  des  Lehnkanons 
an  den  Reichshofrat  appelliert  hAtten,  die  Domftnenprozesse 
mit  dem  ftuflereten  rigueur  fortgesetzt,  auch  eben  «diesen 
renttirenden  Edelleuten  von  dem  inagdeburgi  sehen  Korn- 

mi>Siiriate  allerliund  Schikane  ^M'imirht  und  ihnen  solcher- 
gestalt der  Kitzel  vertrieben  wonlt'ii  >olIte,  gegen  ihren 
angeborenen  Landesherrn  und  Olniiikfit  an  dergleiclien 
frevelhaftes  und  gottloses  Beginnen  weiter  zu  gedenken 
geschweige  denn  selbiges  wirklich  vonsunehmeo  und  aus- 
zufahren/ 

Eist  Friedrich  der  Große  hat  den  Schutz  systematisch 
4iQSgebildet  Zunächst  dadurch,  dafi  der  Staat  sich  enthalten 
sollte,  durch  Ankauf  adliger  Gttter  den  Bestand  der 

Domänen  zu  vergrößern  ;  im  Gegensatz  zum  alten  Dessauer, 
der  den  Adel  seines  Landes  ausgekauft  hatte,  hat  Friedrich 
der  Große  es  ausgesprochen,  einem  kleinen  Fürsten  möge 
es  anstehen,  nicht  aber  dem  Kontge  von  Preußen;  in  den 
Marginalien  zur  Neulx  arheitung  der  Instruktion  seines 
Vaters  heifit  es,  er  wolle  Edelleute  behalten,  und  wenn 
auch  die  Amter  durch  Ankauf  von  RittergQtem  um  das 
alterum  tantum  zu  verbessern  seien,  sollen  doch  die  Kriegs- 
und Domänenkammem  seiner  Tage  nicht  daran  gedenken 
(Marg.  64  in  Acta  VII,  568).  Überhaupt  soll  den  Edel- 
leuten  in  ihren  Streitigkeiten  mit  dem  Fiskus  so  viel 
möglich  in  allen  Stiu-ken  nachgegeben  werden;  es  soll  den 
Fiskalen  heim  Henken  verboten  sein,  infjleichen  den  Jilgern, 
die  Edelleute  in  keinem  Stück  zu  schikanieren,  ihnen  alte 
Prozesse  und  Grenzstreitigkeiten  aufzuwärmen;  ein  Edel- 
mann, der  anno  1740  wohervon  im  Besitz  gewesen  ist, 
darf  es  nicht  hOger  beweisen,  und  in  Streitsachen  zwischen 
den  Domftnen  und  den  fidelleuten  soll  das  Direktorium  den 
Edelleuten  nicht  allein  Gerechtigkeit  widerfahren  lassen, 
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sondern  mir  lieber  selber  Unrecht  tun.  Denn  was  ein 
kleiner  Verlast  vor  mir  ist,  ist  fflr  den  Edelmann  ein 
großer  Vorteil,  dessen  Sfthne  das  Land  defendiren  und  die 
Baee  davon  so  gut  ist,  um  auf  alle  Art  meritiret  und 
conserviret  su  Verden  (Marg.  34  und  79«  Acta  VII,  562 
und  571). 

Sodann  sollte  der  Schutz  sich  aber  auch  auf  die  Be- 
eintJili  htiguug  durch  das  mobile  Kapital  des  zur  Wohl- 
habenheit gelangenden  Bürgerstandes  erstrecken.  In  jedem 
einzelnen  Falle  war  für  den  Erwerb  eines  Rittergutes 
durch  Bflrgerliche  die  königliche  Genehmigung  erforderlich; 
diese  ist  zwar  in  der  Zeit  unmittelbar  nach  dem  sieben- 
jfthrigen  Kriege  im  Interesse  des  Adels  selbst  mehrfach 
erteilt  worden.  Aber  nach  der  Kabinettsordre  vom 
14.  Juni  1785  (N.  C.  G.  VII,  Nr.  39)  sollte  sie  überhaupt 
niclit  mclir  erteilt  werden.  Und  selbst  wenn  sie  erteilt 
wurde,  war  doch  damit  das  Recht  der  Kreisstandschaft 
und  Landratswalil  nicht  verbunden,  wenigstens  nicht  in 
der  letzten  Zeit  Friedrichs  des  Großen,  der  uul  die  Be- 
schwerde der  Stände  des  Kreises  Krossen  in  der  Neumark 
entgegen  der  Ansicht  des  Generaldirektoriums  1769  de- 
kretierte, die  Adligen  sollen  in  keinem  Stück  in  ihren 
Privilegien  gekränkt  werden,  sie  sollen  allein  wählen.  Die 
Kabinettsordre  vom  18.  Februar  1775,  dieselbe,  welche  ein- 
geschärft hatte,  daß  ohne  königliche  Genehmigung  kein 
Rittergut  an  Bin^rerliche  verkanft  werden  solle,  stellte  fest, 
daü  der  durch  königlichen  Konsens  zum  Besitz  eines  adligen 
Gutes  gelaugende  Bürgerliche  von  Sitz  und  Stimme  auf 
den  Kreistagen  ganz  auszuschließen  sei.  Nur  weil  die 
Maßregeln  Friedrichs  des  Grofien  keine  rückwirkende  Kraft 
hatten,  hat  sieh  hie  und  da  das  Herkommen  erhalten,  daO 
Bfiigerliche  nur  von  den  kreisständischen  Ausschüssen  und 
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Amtern  auBgesehlossen  wurden  (Lancizolle,  Basaewits; 
H.  V.  tt.  V.Gesch.  I,  231). 


Die  Bauern  waren  entweder  frei  oder  untertänig. 
Freie  Bauern  waren  in  ganz  Deutschland  die  Ausnahme, 
nur  vereinzelt  kamen  sie  im  Süden  und  Westen  vor,  in 
größerer  Zahl  in  Dithmarschen  und  Ostfrieslaud ;  es  gab 
solche  auch  jenseits  der  Elbe,  die  Kölmer  im  preußischen 
Ordenslande. 

Die  Erbuntert&nigkeit  war  keine  Reehtlosigkeit,  keine 
römiaehe  Sklaverei.   Die  Erbuntertänigen  waren  nicht 

Sachen,  sondern  Personen.  Sie  waren  erwerbsfähig,  sie  er- 
warben nicht  für  den  Herrn,  sondern  für  sich  ;  der  Erwerb 
beM-bri'uikte  sich  nicht  auf  den  Gewinn  in  der  eigenen  Wirt- 
schaft, sondern  erstreckte  sich  auf  Schenkungen,  letzt- 
willige Verfügungen  usw.  Sie  waren  eigentumsfahig  und 
hatten  die  freieste  Disposition  Uber  alles,  was  sie  besaßen, 
unter  Lebenden  oder  von  Todeswegen,  nicht  nur  Qber  ihre 
Mobilien  und  ihr  Vieh,  sondern  auch  Uber  mehr  oder 
weniger  grofie  Geldkapitalien,  die  sie  nicht  selten  besaBeu; 
der  Gutsherr  hatte  an  all  dergleichen  keinerlei  Ansprflche. 
Sie  waren  endlich  aufh  prozel5fahig  ^M'^icn  jedermann;  auch 
gegen  den  eigenen  Grund-  und  (lei  iciUsherrn  konnten  sie 
ihr  Eigentum  und  die  daraus  tiielieaden  Rechte  gerichtlich 
verteidigen,  in  erster  Instanz  bei  den  gutüberrlicheu  Ge- 
richten. 

Die  Erbuntertänigkeit  bestand  in  der  Zugehörigkeit 
SU  einem  Rittergute  oder  einer  Domäne. 

Die  Erbuntertänigen  waren  entweder  ansäfiige  Wirte 

oder  Gesinde. 

Die  bäuerlichen  Wirte  hatten  ihre  stelle  entweder  zu 
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Erbrecht  oder  nicht.  Selbst  bei  erblicher  Berechtigung^ 
hatte  der  Gutsherr  in  der  Regel  zwischen  mehreren  Erbe» 
die  Wahl.  Die  erblichen  und  die  nicht  erblichen  bäuer- 
lichen Wirte  hatten  kein  Eigentum  au  ihren  Höfen  und 
entbehrten  der  aus  dem  Eigentumsbegriff  fließenden  Ver» 
fogungsrechte,  sie  durften  die  Höfe  weder  verkaufen  noch 
mit  Hypotheken  belasten;  sie  waren  blofie  Nutznießer  der 
herrschaftlichen  Grundstficke;  sie  konnten  sogar,  wenn 
auch  unter  Zuziehung  der  Dorfgerichte,  aus  bestimmten 
Grflnden  entsetzt  werden. 

Das  Gesinde  besorgte  neben  der  Bestellung  des  Ritter- 
ackers, die  Arbeiten  in  Haus  und  Hof,  in  der  Küche  und 
im  Stall.  „Die  Ledigen  waren  in  die  Wohnungs-  und 
Eßgemeinschaft  des  Gutes  eingegliedert,  die  Verheirateten 
sahen  den  Rauch  des  eigenen  Herdes,  blieben  aber  insofern 
mit  der  Gutsherrschaft  vereinigt,  als  sie  die  Wohnung  und 
auch  feste  Betrage  in  Naturalien  als  wesentliche  Bestand- 
teile der  Löhnung  von  der  Herrschaft  empfingen"  (Sombart,. 
Der  moderne  Kapitalismus,  II,  120).  Der  Zwnngsgesinde- 
dienst  wurde  zwar  gegen  Lohn  geleistet,  aber  nur  gegen 
ganz  Fleringen  Lohn,  ge^en  die  Hälfte  des  landüblichen 
T;!gelulius;  er  war  streng  genommen  nur  drei  .lahre  zu 
leisten,  aber  naeli  den  drei  Jahren  mußte  gegen  höheren 
XiOhn  weiter  gedient  werden,  bis  der  Dienende  sich  irgend- 
wo ansaftig  gemacht  oder  losgekauft  hatte. 

Beide  Kategorien  von  Erbuntertanigen  waren  an  die 
Scholle  gefesselt»  wurden  also  hei  der  Veraufierung  des 
Gutes,  die  jedoch  damals  nicht  häufig  vorkam,  mit 
veräußert  und  konnten  ihr  Verhältnis  zum  Gute 
nur  mit  Willen  des  Herrn,  außer  bei  schweren  Mißhand- 
lungen mit  obrigkeitlicher  Intervention,  gegen  Loskaufsgeld 
lösen. 
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Bas  Loskaufageld,  welches  praktisch  nur  fOr  das  Ge- 
sinde Bedeutnng  hatte,  war  in  der  Regel  nicht  fixiert 
Es  BoU  meistens  für  den  Knecht  10  Taler,  far  die  Magd 
5  Taler  hetragen  hahen.  Diese  Snmmen  kamen  ihrem 

durchschuittlichen  Jahreslohn  gleich.  Man  konnte  sie  er- 
übrigen, wenn  ujaii  sehr  solide  lebte,  oder  Eltern  und 
Verwandte  beii^teiR rtin.  Es  ist  übertrieben,  daß  nur 
Liederliche  au  ihren  Geburtsort  gefesselt  gewesen  seien 
(V.  d.  Marwitz  II,  220). 

Aach  die  ansäfiigen  Wirte  hatten  fQr  ihre  Nutzungs- 
rechte schwere  Lasten  za  tragen,  Hand-  and  Spanndienste, 
Frohnden  aller  Art,  die  um  so  drOckender  waren,  weil  der 
landwirtschaftliche  Grefihetrieb  oft  ohne  Gespanne  geführt 
wurde;  Lasten,  die  in  Ermaogt  lung  schriftlicher  Aufiseich- 
iiun^'  —  denn  es  gab  im  Osten  kein  kddiii/it  rtes  Meier- 
recht wie  in  Hannover  —  vielfach  willkürlich  gesteigert 
wurden. 

Den  Ptlichten  standen  doch  auch  Kechte  gegenüber. 
Bas  Verh&ltnis  war  immerhin  ein  zweiseitiges.  Die  £rb- 
untertAnigen  waren  doch  auch  berechtigt,  auf  dem  Gute 
zu  bleiben,  konnten  nicht  ohne  weiteres  aufs  Pflaster  ge- 
setzt werden  und  hatten  Anspruch  auf  Unterstfltzung.  Den 
bftuerlichen  Wirten  mußte  die  Gutsherrschaft  Ersatz  leisten 
für  den  Verlust  von  Zugvieh ,  im  Falle  des  Bedürfnisses 
Futter,  Siiut-  und  liiodkorn.  H(dz  zum  Bauen  und  IJrenuen 
hergeben.  Kein  Gutsherr  hatte  also  ein  Iiitere>se  daran, 
^ine  Bauern  zu  ruinieren.  „Dem  Arbeitsjiwange  des  Guts- 
herrn*', sagt  Knapp,  »stand  seine  Versorgungsptlicht  gegen- 
ftber.  Die  früheste  Arbeitsverfassung  des  kapitalistischen 
Betriebs  kennt  bereits  die  Berechtigung  des  Arbeiters  auf 
Versorgung"  (Knapp,  Die  Landarbeiter  in  Knechtschaft 
und  Freiheit",  1891,  S.  58.  Knapp,  Landwirtschaft  und 
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Rittergut,  S.  64).  Deshalb  standen  auch  die  Janker  des 
18.  Jahrhunderts  ihren  Bauern  sehr  viel  naher  als  spftter 

die  Arbeitgeber  ihren  Arbeitnehmern;  das  Verhältnis  war 
meistens  Generationen  hindurrli  ein  patriarchalisches. 

Auch  das  Recht,  Bauernlaud  zum  Rittergute  ein- 
zuziehen, wie  es  in  Mecklenburg  und  Neuvorpommern  be- 
stand, weshalb  Stein  die  mecklenburgischen  Rittergater  fUr 
Raubhtthlen  ansah,  das  sogenannte  Legen  der  Bauern  ist 
den  preußischen  Rittergutsbesitsem  schon  frah  gelegt 
worden.  Über  die  einmal  gegebenen  Grenzen  hinaus  durfte 
das  Ritterfeld  auf  Kosten  des  Banemfelds  nicht  vergrOflert 
werden,  sclion  im  staatlichen  Interesse,  weil  auf  den 
bäuerlichen  Hufen  die  Kontribution  ruhte  und  auf  den 
bi\uer1ichen  Besitzern,  namentlich  auf  den  JüDgeren  Söhnen 
die  WehrptlichL 

Einzelne  reiche  Bauern  hat  es  schon  damals  gegeben. 
Im  Jahre  1763  im  Januar  fand  in  Grofi-Ottersleben  eine 
Stunde  von  Magdeburg  bei  einem  unfreien  Bauern,  einem 
Erbuntertanigen  des  Doms,  eine  Hochzeit  mit  Ober  300 
Gftsten  statt,  bei  der  für  1500  Taler  Karpfen,  far  150  Taler 
Branntwein,  42  Kapaunen  zur  Bouillon,  14  Kälber  ver- 
brauclit  wurden,  wo  die  Ausstattung  die  Summe  von 
3000  Talern  über>tieg,  die  Mitgift  14000  Taler  betrug; 
eine  Bauernhochzeit,  die  sich  von  der  in  Immermanus 
Münchhausen  nicht  unterscheidet  (LehndorlT,  S.  547). 

Wie  in  ganz  Europa  während  des  18.  Jahrhunderts 
die  Besserung  dieser  Verhältnisse  ein  Werk  des  Absolutismus 
gewesen  ist,  in  Frankreich,  Danemark,  Osterreich,  so  be- 
sonders in  Preufien.  Gerade  derjenige  KOnig,  der  von  den 
Humanitfttsideen  des  18.  Jahrhunderts  völlig  unberOhrt 
geblieben  ist,  hat  als  erster  da,  wo  er  freie  Hand  hatte, 
auf  den  Domänen,  wenigstens  auf  denen  des  Königreichs 
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'ftettfien,  1718—1728  mit  der  Reform  begooneo,  die  Besitz- 
Terh&ItDisse  Terbeesert  und  gesichert,  die  Gebntidetibeit 
an  die  Scholle,  die  Dienste  bestehen  lassend.  Wie  sehr 
Friedrich  der  Grofie  von  derselben  Gesinnung  erfüllt  war, 

ergibt  sich  besonders  wieder  aus  den  Marginalien  zur  iiouen 
Redaktion  der  Instruktion  für  das  GtiuMal  Mr  ktorium: 
„Da  icli  bedacht  bin,  das  Land  in  allen  Stücken  zu 
soukgiren,  so  stehen  dabei  im  Vordergründe  die  grau- 
samen Dienste,  wobei  nichts  als  Verderben  herauskommt; 
daher  soll  Qberall  in  den  DomäDen&mtem,  in  den  St&dten 
und  in  den  adligen  Dörfern  dahin  gesehen  werden,  ob 
-man  es  nicht  so  einrichten  könnte,  dafi  der  Bauer  die 
Woehe  drei,  höchstens  vier  Tage  diene";  das  werde  zwar 
viel  Geselirei  geben ,  aber  für  den  gemeinen  Mann  ?ei  es 
fast  nicht  auszustehen,  wvmi  er  Jede  Woche  5  oder  i\  T:ip;e 
dienen  snll  Die  KaMiiuürn  sollen  sich  wenigstens  angeUgeu 
sein  lassen,  auf  den  Ämtern  die  wüsten  Hufen  zu  besetzen, 
damit  der  Dienst  auf  mehrere  Schultern  sich  verteile 
•(Marg.  2,  555).  Femer  wenn  sich  die  Kammer  unterstehe, 
auf  eigne  Hand  neue  Auflagen  zu  machen,  so  solle  der 
Präsident  mit  infamer  Kassation  bestraft  werden.  „Ist  er 
vom  Adel,  so  soll  er  degradirt  und  auf  seine  Lebtage  in 
die  Karre"  (Marg.  17,  558).  Die  Dienstgelder  sollen  durch- 
aus nicht  erhöht  werden  und  stehet  gleiche  Strafe  daiiud 
<Marg.  18,  558).  Er  verlangt  weiter  Teilung  der  zu  großen 
Bauergüter  unter  die  Kinder  niclit  nur  in  den  Ämtern, 
sondern  auch  in  den  Dörfern  der  Stiuite  und  in  den  adlige  n 
Dörfern  (Marg.  20,  559).  .Es  soll  allemal,  wenn  ein  Amt 
auf  das  Keue  verpachtet  wird,  zu  großer  Konsideration 
gezogen  werden,  ob  der  vorige  Amtmann  gut  mit  den 
Bauern  umgegangen  ist  und  ob  er  richtig  bezahlet  hat. 
Wenn  dann  ein  Andrer  mehr  als  bisher  bietet^  so  muß  er 
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dArtnn,  woher  er  die  Pacht  nehmen  will,  sonst  mufi  er 
platterdings  abgewiesen  werden*  (Marg.  35,  563).  „Die 
Bauern  solleu  mit  den  Wolfsjagden  nicht  nach  der  Jil^er 
ilir  Plaisir  vekziret  werden,  sondern  nur,  wenn  es  die  ^uth 
und  Umstände  erfordern"  (Marg.  R4,  572). 

Wie  BrttDoeck  im  einzelnen  treffend  nachgewiesen  hat, 
ist  Friedrich  der  Gro0e  unablAssig  bemüht  gewesen,  nach 
dem  Vorbilde  des  besseren  Zustandes  in  Schlesien  und  in 
Preufien  den  Znstand  in  der  Mark  und  in  Pommern 
zu  verbessern  und  in  der  Hauptsache  so  herzustellen,  wie 
er  im  A.  L.  R.  kodifiziert  worden  ist  (von  Brünneck,  Zeitp 
Schrift  der  Savigny-Stiftung  für  Rechtsgeschichte,  Germa- 
nistische Abteilung,  Vi  II  (1887).  oS  ft. :  Die  Leibeigenschaft 
in  Ostpreußen;  XI  (ISSS).  li)4tT. :  Die  Leibeigenschaft  in 
Pomniern;  X  (18ö9),  24flf.,  48:  Die  Aufhebung  der  Leib- 
eigenschaft durch  die  Gesetzgebung  Friedrichs  des  Großen 
und  daa  Allgemeine  preußische  Landrecht;  XI  (1890X 
101  ff.,  145;  Conrads  Jahrbficher,  50,  358 ff,;  damit  stimmen 
Qherein:  Knapp,  Die  Landarbeiter  in  Knechtschaft  und 
Freiheit,  42,  126;  Koser,  I,  370;  II,  376,  489). 

Das  war  auch  frOher  die  Ansicht  von  Max  Lebmann, 
„Wer  wüßte  nicht,"  sagt  er  in  „Knesebeck  und  Schön" 
(1875),  lOG,  „daß  Friedrich  Wilhelm  I.  die  liCibeigenschaft, 
Erbuntertan  igkeit  und  Gutsi)iiiciiti;ikeit  der  Domänen- 
eiosassen  wenigstens  im  Königreich  Preußen  ganz  auf- 
gehoben, auf  Ermäßigung  und  gesetzliche  Begrenzung  der 
bäuerlichen  Lasten  in  allen  seinen  Staaten  hingewirkt,  ent- 
ehrende Strafen  der  Frohndenden,  sowie  das  Legen  der 
Bauern  verboten  hat.  Friedrich  der  Grofie  erklärte  bekannt- 
lich den  Zustand  der  Leibeigenschaft  fQr  den  unglficklichsten 
und  empörendsten  von  allen,  von  einer  völligen  Abschaffung 
ließ  er  sich  nur  durch  die  Besorgnis  vor  einem  Kuin  der 
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Landwirtschaft  und  durch  den  Manprel  an  Entschüdigungs- 
gtldern,  die  er  dem  Adel  nicht  gi.iul  U'  vorenthiilten  zu 
dürfen,  abschrecken;  trotzdeiu  hat  er  sie  einmal  für 
Pnmnieru  dekretiert;  an  einer  Milderung  der  Abhängig- 
keit hat  er  fortwährend  gearbeitet  ;  wie  viel  schone  Zttge 
dieser  seiner  Sorge  far  den  kleineD  Mann  sind  uns  aber- 
liefert!'' Lehmann  hat  sich  damals  unter  fienifung  auf 
Lette  und  Rönne  gegen  die  landlftufige  Behauptung  aus- 
gesprochen, dafi  das  A.  L.  R.  alles  beim  alten  gelassen 
hahe. 

Jetzt  im  „Stein"  liest  man  das  anders.  Er  gefällt 
sich  Duuniehr  dai  in,  nur  die  dunklen  Seiten  hervorzuheben, 
ein  Gemälde  grau  in  grau  zu  malen .  was  einen  seiner 
Rezensenten  zu  der  Erklärung  veranlaßt  hat.  daß  gerade 
diese  Partie  eine  Perle  der  Geschichtschreibung  sei,  und 
an  dem  Wunsehei  da6  sie  in  die  Lesebücher  der  preußischen 
Schulen  aufgenommen  werde. 

Eine  allgemeine  Bemerkung  ist  hier  am  Platze.  Kein 
geringerer  als  Knapp  hat  sich  dahin  ausgesprochen,  daß 
die  agrarische  Forschung  zu  selir  im  Liberalismus  be- 
fangen sei.  „Im  Sinne  des  Junkertums  wird  nur  wenig 
Agrarhistoriselies  geschrieben;  nur  die  Liberalen  haben 
mit  großen  Kenntnissen,  aber  mit  engem  Verstäuduis 
auf  dij^sem  Gebiete  gearbeitet.  Sie  malen  alles  in 
möglichst  d&steren  Tönen,  was  die  ältere  Agrarverfassung 
betrifft.  Denn  gegen  das  Junkertum  darf  man  sich  ja 
wohl  einige  Übertreibung  erlauben.  Und  wie  köstlich 
trifft  es  sich,  daß  man  hier  zugleich  das  Junkertum 
brandmarken  und  die  Verdienste  der  preußischen  Könige 
grell  beleuchten,  daß  man  ihnen  zurufen  kann:  Heil 
euch,  (ienii  ilir  gehört  zu  uns!'"  (Knapp,  Die  Landarbeiter 
lu  Kuechtschait   und   Freiheit,   3b).    ,Im  Jahre  1Ö48 
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konnten  die  Liberalen  mit  dem  Stichworte  Feudalismus 

nichts  Rechtes  melir  anfangen"  (Knapp,  ürundherrschaft 
und  Rittertum,  73), 


Gegenaber  den  Bewohnern  des  platten  Landes,  dem 
Adel  und  dem  Bauernstande,  sollte  der  BQrgerstand  mit 
der  Verarbeitung  und  der  Verfeinerung  der  Katurerzeug- 
nisse  und  mit  dem  Handel  sich  bescbftftigen.  Wie  flberall 
sonst,  so  waren  auch  in  Brandenburg-Prenfien  die  Städte 
schon  im  Mittelalter  mit  allerhand  Privilegien,  Zwangs- 
und Bannrechten,  mit  dem  Breunerei-  und  Brauereimonopol 
ausgestattet. 

Wie  Deutschland  überhaupt,  wie  ganz  Europa,  so  war 
auch  das  Preußen  des  18.  Jahrhunderts  noch  ein  agrarisches 
Land,  indem  nur  ein  geringer  Prozentsatz  der  Bevölkerung 
in  den  Stftdten  lebte.  Während  man  aber  in  den  anderen 
deutschen  Ländern,  z.  B.  in  Hannoyer,  sich  auf  staatliche 
Förderung  der  Landwirtschaft  beschränkte,  weil,  wie  der 
hannoversehe  Minister  MOnehhausen  sagt»,  das  Genie  der 
Nation  nicht  auf  Handel  und  Itulustrie  gerichtet  sei,  sind 
Friedrich  Wilhelm  I.  und  Friedrich  d.  Gr.  unablässig  be- 
strebt gewesen ,  Industrie  und  Handel  und  damit  das 
städtische  Wesen  in  die  Höhe  zu  bringen.  Das  Merkautil- 
system,  dem  beide  anhingen,  ging  nicht  auf  das  Interesse 
•des  Ackerbaus  und  des  platten  Landes,  sondern  auf  das 
Interesse  der  Städte  hinaus.  Dafi  die  Rohprodukte,  die 
Erzeugnisse  der  Landwirtschaft,  dafi  das  Getreide,  die 
Wolle,  dafi  sogar  Felle  und  Häute,  Hanf  und  Flachs  nicht 
ausgeführt,  die  meisten  dieser  Produkte  nicht  einmal  auf 
dem  Lauile  aufgekauft  werden  duilteu,  sondern  von  den 
Landleuten  in  die  btädte  zu  Markte  gebracht  werden 
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nrafiten,  gereichte  doch  den  Laodhewchnero,  nicht  nur  dem 
Adel,  Bondern  auch  den  Bauern  zum  Schaden  und  den 
Borgern  zum  Nutzen.  Dafi  die  Industrieproduhte  durch 

Eingangszölle  geschützt  wurden,  schadete  wieder  den  kon- 
suiuierenden  Landbewohnern  und  nützte  wieder  den  BUiTiern 
der  Städte  (Kap.  VI.  Landwirthchaft,  Indiistrio.  Ilaudei). 
Wohl  sollte  die  Balance  zwischen  Landwirtschaft  und  In- 
dustrie gehalten  werden,  aber  im  großen  und  ganzen  wurde 
doch  das  ländliche  Interesse  gegen  das  städtische  zurOck- 
gesetzt.  Im  Interesse  der  Industrie  hat  Friedrich  der  GroGe 
die  Bewohner  der  StAdte  und  derjenigen  Landschaften  des 
Westens,  in  denen  schon  damals  die  Industrie  auf  dem 
Lande  ihre  Schwingen  röhrte,  von  der  Kantonpflicht  befreit; 
keine  einzige  vuu  den  f,'i(ißt'ien  StiUlten  liat  zum  Heere 
Friedriclis  d.  Gr.  im  siebenjahi  igen  Kriege  auch  nur  einen 
Manu  gebteilt.    Die  an  t>telle  der  Kontribution  iu  den 
Städten  erhobene  Akzise  brachte  zwar,  ungeachtet  die  Be- 
völkerung der  Städte  viel  geringer  als  die  des  platten 
Landes  war,  einen  höheren  Ertrag  als  die  Kontribution. 
Aher  die  Akzise  wurde  zu  einem  sehr  erheblichen  Teile 
von  den  Landbewohnern  mit  entrichtet,  da  sie  sich  auf 
alles  Verbrauchbare  erstreckte,  auch  auf  Industrieprodukte, 
die  in  den  Städten  verfertigt  und  nur  dort  verkauft  werden 
duilteu,  die  aber  doch  aucli  für  die  Bewohner  des  jilutten 
Landes  notwendig  waren.    Namentlich  die  Bauern  waren 
so  in  großem  Umfange  akziseptiichtig.  Der  Adel  wenigstens 
insofern,  als  er  auf  den  Ciütern  wohoeud  zwar  von  Kolonial- 
waren und  Wein  steuerfrei  war,  aber  von  den  hochtarifierten 
ausländischen  Manufakturwaren  den  vollen  Akzisebetrag 
entrichten  mufite,  während  er  in  der  Stadt  wohnend  nur 
far  die  Erzeugnisse  des  eigenen  Guts  zum  persönlichen 
Gebrauche  frei  war.  Um  die  städtischen  Akzisekassen  zu 
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fnllen,  die  einzige  Mouliclikeit  die  Staatseinnalmien  zu 
steigern,  denn  der  Betrag  der  Kontribution  stand  ein  für 
allemal  fest,  hat  schon  Friedrich  Wllhilm  I.  alle  Beamten 
mit  Ausnahme  der  speziellen  »Beamten  auf  den  DomAnen'' 
in  den  Stftdten  wohnen  lassen  and  sftmtltche  Truppen, 
auch  die  Kavallerie,  nach  den  Städten  verlegt.  Zwar 
wurde  fikr  deren  Unterbringung,  da  es  Kasernen  noch 
nicht  gelb,  den  Gamisonstftdten  eine  neue  Abgabe,  der 
Servis,  auferlegt.  Aber  abi;es>eben  davon ,  daß  trotzdem 
die  Städte  gern  (larnisonstädte  werden  wollten,  mußten 
die  Bauern  wegen  liefreiuug  von  der  Kavailerieeinqunr- 
tierung  ein  Kavalleriegeld  entrichten,  wie  sie  auch  zu 
Fuhrleistungen  bei  Märschen,  zu  Vorspann  jeder  Art  ver- 
pflichtet waren. 

Wie  bei  dieser  Sachlage  Lehmann  dazu  kommt, 
wiederholt  zu  behaupten,  die  Städte  seien  die  Stiefkinder 
dieses  Systems  gewesen,  auf  ihre  Kosten  habe  der  Adel, 
von  den  Bauern  ist  nicht  die  Rede,  ein  standesgemäßes 
Lehen  geführt,  ist  unter  allen  wunderbaren  Behauptungen, 
mit  deuüu  der  friderizianisclie  Staat  diskreditiert  wird, 
die  allerwunderbarste;  man  könnte  von  den  Städten 
mit  mehr  Recht  sagen,  daß  sie  künstlich  aufgepäppelt 
seieui  da8  sie  sich  von  dem  platten  Lande  hätten  ernähren 
lassen. 

Nur  so  viel  ist  richtig,  daS  trotz  aller  BegQnstigung 
der  Städte,  trotz  der  Anstrengungen  der  beiden  KOnige 
um  die  Hebung  von  Industrie  und  Handel  der  Zweck  nur 

unvollkommen  erreicht  worden  ist:  daß  das  Bürgertum 
in  Preußen  wie  in  ganz  Deutscliland  ein  ziemlich  kliig- 
liches ,  ein  kleinbürgerliches  gehlieheu  ist.  Wie  schon 
Justus  Möser  klagte,  daß  ein  dritter  Stand  fehle,  so  sagt 
auch  Jaures  (I,  44(5):  ,La  bourgeoisie  allemande  en  cette 
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fin  du  is.  si^cle  existait  ü  poiiie;  ou  du  inoins  eile  n'iivait 
pas  cette  confiance  en  soi  que  donne  la  crois^ance  de  la 
riehesse  et  Tessort  des  ontreprises/  Und  so  faßt  auch 
Hintze  die  Suehe  auf,  indem  er  sagt,  es  habe  zu  Anfang 
des  19.  Jahrhunderts  in  Preufien  noch  kein  kompaktes, 
selbstbewußtes,  zu  politiseher  Wirksamkeit  befähigtes 
Bürgertum  gegeben. 
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Drittes  Kapitel. 
Heer  und  Beamtentuni 


A\>  Merkzeuge  beiner  absoluten  Gewalt  hatte  sich 
das  Köuigtum  ein  Heer  und  ein  Beamtentum  geschaffen, 
derengleichen  es  im  fibrigen  Deutschland  uod  in  der  ganzen 
Welt  nicht  gab. 

Die  stehenden  Heere  haben  uiBprUngliefa  auf  Werbung 
im  In-  und  Aualande,  auf  privatrechtHcher  Grundlage, 
auf  freiem  Vertrage  beruht,  so  dafi  alle  Soldaten,  Inländer- 
wie  Auslander,  Freiwillige  waren.  Deshalb  wurden  diese 
geworbenen  Truppen  aurli  keim  >wugs  lediglidi  im  lüieresse 
des  T.andes,  sondern  gegen  Zahlung  (Subsidien)  gelegentlich 
auch  in  fremdem  Interesse  gebraucht.  Zumal  sie  aus 
eigenen  Mitteln  gar  nicht  zu  erhalten  gewesen  wären;  der 
Soldatenbandel  ergab  sich  auf  dieser  Entwicklungsstufe 
von  selbst  Nicht  nur  der  Kurftkrst  Ernst  August  von 
Hannover  hat  seine  die  Mittel  weit  Obersteigenden  12000 
Mann  in  Ungarn  k&mpfen  lassen;  in  Brandenburg-Preufieu 
war  es  unter  dem  Großen  KnrfOrsten  und  dem  ersten 
Könige  ganz  el)enso.  Für  preußLsclie  Interessen  haben  die 
Truppen  des  Großen  Kurfürsten  eigentlich  nur  bei  Warschau 
und  Felirijellin  gefocbten,  sonst  sind  sie  je  naclniem  unter 
dem  Schein  von  Bündnissen,  bei  denen  aber  die  Subsidien 
die  Hauptrolle  spielten,  an  andere  Potentaten  vermietet,. 
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Was  hatte  denn  der  pranftische  Staat  fQr  ein  Interesse  am 

spanischen  Krhfolgekriepe,  was  hatten  pi  t  uiiischo  Regimenter 
l)ei  Tuiiu  uuil  i\lalitla(]iiet  zu  suchen?  Auch  diejenigen 
yuuO  Mann,  welche  unter  der  l'arole  London-Amsterdani 
an  die  Stelle  der  nach  £ngland  gegangenen  holläudi sehen 
Truppen  traten ,  wurden  von  der  hoU&ndischen  Regierung 
in  Sold  und  Verpflegung  genommen.  Friedrich  Wilhelm  1. 
und  Friedrieh  der  Große  haben  sieh  denn  auch  mifibilligend 
dartther  ausgesprochen;  Friedrich  Wilhelm  I.  bittet  in 
seinem  Testament  von  1722  seinen  lieben  Sukzessor,  die 
Armee  nicht  zu  st  paiieien ,  wie  es  sein  Vater  im  letzten 
fraiizüsischeii  Kriege  getan  habe,  sondern  sie  zusammen- 
zuhalten; dann  werdet  ihr  in  Eur«|ui  die  liahiuce  halten 
können;  nicht  für  Subsidieu  dürfe  er  an  irgendeine  Macht 
Truppen  stellen,  sondern  nur  ffir Gewinn  an  Land  und  Leuten; 
point  de  pnys,  point  de  Prusse;  er  müsse  aber  in  diesem 
Falle  mit  seiner  ganzen  Armee  marschieren;  das  Reichs- 
hontingent  von  14000  Mann  solle  aus  den  Truppen  der 
kleinen  Forsten  von  Gotha,  Dannstadt,  Baireuth,  Ansbach 
Eisenaeh  gegen  festes  Abonnement  gestellt  werden  unter 
Führung  eines  ]treußischen  Generals.  Friedrich  der  (Jroße 
hat  es  pfiade/u  aiisf^t'>]<t()clieii.  dafi  dieTrujtjien  Friedrich'--  T. 
weniger  ihm  als  den  Alliierten,  welche  sie  bezahlt,  gehört 
hfttten;  daß  anfangs  die  Unterhaltung  der  Armee  auf  aus- 
l&ndischen  Subsidieu  beruht,  und  daß  erst  die  Akzise  seit 
1682  die  Mittel  geliefert  habe,  einen  Teil  selbst  zu  be- 
solden (Mömoiie  pour  servir  ä  Tbistoire  de  la  maison  de 
Brandebonrg  126;  Du  MiliUire  182,  1S5). 

Ganz  freilich  war  der  Gedanke  an  die  Wehrpflicht 
der  Bevölkr ruii^'  niemals  aus  den  Wehrverfnssungen  ge- 
schwuudeu  (ireiherr  v.  d.  Goltz.  Roßbach  und  Jena, 
2.  Auflaufe,  213).  Nicht  nur  in  Hannover,  wo  trotz  der  Ver- 

*on  Meier.  Frans.  £iiilla»»e.    II.  4 


Digitized  by  Google 


50    1»  Abadmitt  Der  praoBiBche  Staat  des  18.  Jahrbunderta. 

Sicherung  von  Treuer  (Kurbraunschweigisch- lüneburgisches 
Staatsrecht),  daß  genaue  Verordnungen  gemaclit  seien,  nach 
welchen  die  Leute  beim  geringsten  Zwange  wieder  auf 
freien  Fuß  gesetzt  werden  müßten,  doch  im  Falle  der  Not, 
wenn  die  Erhöhung  aaf  den  Kriegsetat  sieh  nicht  anders 
bewirken  ließ,  tumultttarisehe  Zwangsverbungen,  namentlich 
am  Ende  des  18.  Jahrhunderts  nach  dem  Vorbilde  des 
englischen  Matrosenpressenfl  stattfanden,  wo  dann  die 
Ämter  die  Gelegenheit  benutzten,  sich  ihrer  Vagabunden 
und  Strolche  zu  entledigen :  auch  in  Preußen  sind  zur  Zeit 
des  Worbesystems  GewalttätiLrk«Mten  au  eigenen  Untertanen 
vorgekommen;  unter  Friedrich  I.  war  die  Werbung  im 
Inlande  derart  organisiert,  daß  der  Rekrutenbedarf  auf  die 
Provinzen  verteilt  wurde  und  daß  die  Ortsobrigkeiten  eine 
bestimmte  Zahl  zu  stellen  hatten,  so  dafi  namentlich  auf 
den  Domänen  Landeskinder  zwangsweise  enroUiert  worden 
sind.  Der  Gedanke  der  allgemeinen  Wehrpflicht  wirkte 
auch  darin  noch  nach,  daß  lange  Zeit  neben  dem  stehenden 
Heere  eine  Miliz  fortl)e>Uindeii  hat,  ilie  gaii/  aui  Zwang 
beruhte;  sie  ist  in  Hannover  noch  1760  reorganisiert  in 
zehn  sogenannte  Landregimenter,  die  aber  nur  sonntäglich 
in  den  Gemeinden  exerziert  und  nur  einmal  im  Jahr  zu 
Kompagnien  zusammengezogen  wurden,  die  auch  nur  inner- 
halb  des  Landes  zu  dessen  Verteidigung  gebraucht  werden 
durften  und  infolge  des  dort  bestehenden  Dualismus  als 
ständisches  Heer  dem  landesherrlichen  gegenüberstand 
<H.  V.-  u.  V.Geseh.  I,  312).  Eine  solche  Miliz  hat  es  auch 
in  Frankreich  und  in  Preußen  gegeben.  Sie  hat  in  Frank- 
reich bis  zur  Iievolution  bestanden,  während  sie  in  Preulk'n 
unter  Friedrich  Wilhelm  I.  aufgehoben  wurde  zur  selben 
Zeit,  wo  auch  die  letzten  Spuren  des  Lehndienstes  ver- 
schwanden. 
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T Tnter  diesen  Umständen  war  es  eine  Neuerung  sonder- 
gleichen, daß  drr  Soldatenkönifj  par  excellence,  bei  fort- 
besieheoder  Werbung  außerhalb  Preufiens,  durch  die 
Kantoureglements  von  1733  und  1735  die  Untertanen  in 
den  Stidten  und  auf  dem  platten  Lande  einerlei,  ob  sie  in 
königlieben  oder  adligen  Dörfern  wohnten,  in  Person  ohne 
jede  Stellvertretung  für  waffenpftichtig  erklärte:  in  der 
Weise,  daß  die  Feuerstellen  distriktsweiso  unter  die  Regi- 
menter verteilt  wunieu,  r>OoO  auf  ein  Infant  rie-.  1800  auf 
ein  Kavallerieregiment,  und  daß  die  Auj^geliobenen ,  mit 
der  Verpflichtung  20  Jahre  zu  dienen,  nach  dem  Ein- 
exerzieren in  die  Kantons  beurlaubt,  nach  Bedarf  zu  den 
FrOhjabrs-  und  Herbstabungen  wieder  eingezogen  und  aus 
den  mannigfaltigsten  Gründen  wegen  Annahme  von  hAuer- 
lichen  und  st&dtischen  Etablissements,  als  Unentbehrliche 
in  den  Dörfern  vor  Ablauf  der  Dienstzeit  entlassen  wurden 
(v.  Bassewitz.  I,  289).  Ganz  anders  stand  es  mit  den  ge- 
w«*ii»t'iipn  Ausländern,  die  waliurid  der  beduii^eneü  Frist 
bei  der  Fahue  verit]iel)pn .  jiMloeh  außerliiUb  der  Kxerzier- 
zeit  und  wenn  sie  zum  Wachdienst  nicht  nötig  waren,  in 
bestimmter  Zahl  als  sogenannte  Freiwächter  im  Orte  be- 
urlaubt wurden,  um  sich,  ohne  während  dieser  Zeit  auf 
Löhnung  und  Kost  Anspruch  zu  haben,  durch  Gewerbe- 
betrieb oder  mit  Handarbeit  ihr  Brod  zu  verdienen,  indem 
die  dadurch  entstehenden  Ersparungen  zum  Einkommen 
der  Kompagnie-  und  Schwadronehefs  gehörten,  eine  Ein- 
richtung:, die  damals  in  der  ganzen  Welt  bei  den  ge- 
worlienen  Heeren  bestuud.  Immerhin  gab  es  auch  nneh 
Einführung  der  ali^'enieinen  Wehrptlicht  und  ohne  Miliz 
gewissermaßeu  zwei  Armeen. 

Die  Maßnahme  Friedrich  Wilhelm  1.  fand  natürlich 
allgemeine  Mißbilligung,  auch  beim  Adel,  wie  die  Gravamina 
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bei  der  Thronbesteigung  Friedrichs  des  Großen  beweisen; 
waren  doch  die  Bauern  dadurch  direkt  unter  die  köuigliche- 
Gewalt  gestellt,  so  daB  wobl  gesagt  ist,  die  £tnfahning. 
der  allgemeinen  Wehrpflicht  sei  der  erste  Schritt  znm 
Staatsbflrgertum  gewesen.  Ihren  Zweck  hatte  sie  erfallt» 
Beim  Tode  Friedrich  Wilhelm  I.  gab  es  auf  2Vs  Millionen 
Einwohner  80000  Soldaten,  40/0  der  Bevölkerung,  das 
Vierfache  des  heutigen  Bestandes;  das  Militärbudget  belief 
sich  auf  °h  des  Gesarothudgets. 

Die  weltgeschichtliche  Bedeutung  der  Maßnahme  ist 
vor  allem  von  Friedrich  dem  Großen  anerkannt  worden,, 
der  geradezu  sagt,  daß  die  Armee  dadurch  unsterblich  ge- 
worden sei,  dafi  sie  sich  wegen  dieser  Einrichtung  un- 
erschöpflich erneuert  habe;  „ce  qui  rende  Tarm^e  immortelle^ 
en  lui  foumissant  un  fonds  assur^,  par  lequel  eile  s'est  sans- 
cesse  renouvel^e  depuis  (Du  militaire.  lOi):  dann  aber  auch 
von  deu  Historikern,  von  Droysen,  Schniollcr,  Hintze;  ganz 
befionders  auch  von  den  Militärhistorikeni,  von  Courbiere, 
Jahns,  V.  Schrötter,  auch  von  Auslilnderu  wie  Cava ifziiiir  (La 
formation  de  la  Prusse  II,  305,  390,  403,  448).  Von  keiuem 
aber  zutreffender  als  von  Max  Lehmann.  £r  schreibt 
(»Knesebeck  und  Schön"  (1875)  84):  „Wenn  je  eine  In- 
stitution aus  der  Natur  eines  Staates  erwuchs,  so  ist  es- 
die  allgemeine  Wehrpflk^ht;  sie  ist  so  spezifisch  preußisch, 
dafi  man  die  Behauptung  wagen  kann,  hier  mufite  sie 
zuerst  Wurzel  schlagen;  der  preußische  Staat  wurde  durch 
seine  Regenten  über  sich  seihst  emporgehoben  und  indem 
er  eine  Rolle  weit  ül)er  seine  Kräfte  spielte,  eutstaiid  die 
alles  andre  beherrschende  Frage:  Woher  die  Menschen 
nehmen,  um  das  gewaltige  Heer  vollzählig  zu  halten?  Die 
damals  allgemein  herrschende  Werbung  hfttte  ein  Kapital 
erfordert,  das  unerschwingliche  Lasten  auf  die  Untertanen 
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geleert  haben  würde.  Verhältnismäßig  früh  kam  man  in 
rr»^nßpn  auf  den  (it'daukeu,  daß  es  eine  bessere  und 
billigere  Art  der  Heeresverwaltung  gäbe,  wenn  man  die 
Dienste,  welche  von  Mietlingen  geleistet  so  kostspielig 
wftren,  in  natura  von  den  £ingeborenen  forderte."  Lehmann 
hatte  schon  vorher  von  der  welthistorischen  Bedeutung 
der  Kantonreglements  gesprochen;  nur  einmal  meint  er, 
die  Maßnahme  sei  nicht  gerade  die  allgemeine  Wehrpflicht 
gewesen;  Friedrich  Wilhelm  I.  habe  deren  Idee  nicht  im 
vollen  (ilanze,  sondern  mu  im  gel>rocbenen  Lichte  geschaut. 
Auch  im  „Sclianiliitrst "  1 1^87)  II,  80  heißt  es:  ^Ein  preußisclier 
König,  Friedrich  Wilhelm  I.,  ist  es  gewesen,  dessen  Ke- 
gierung  auf  diesem  Gebiete  Epoche  machte.  Indem  er  ein 
Heer  unterhielt,  welches  weit  ttber  die  Kr&fte  seiner  Terri- 
torien hinausging,  empfand  er  die  Übelstftnde  des  her- 
kömmlichen Zustandes  besonders  peinlich  und  erhielt  den 
mächtigen  Antrieb,  sich  nach  einem  neuen  Prinzip  der 
Heere^ergftnzung  umzusehen.  Er  fand  es  in  der  Ver- 
pfliilituiij;  seiner  Untertanen  zum  Waffendienst."  Im  „tStein" 
hat  er  dann  das  volle  (letrentcil  behauptet. 

Von  ihrer  ursprünglichen  Reinheit  unter  Friedrich 
Wilhelm  I.  hat  die  jireußische  Wehrvei*f<issung  unter 
Friedrich  dem  Großen  vieles  eingebüßt.  Unter  ihm  wurden 
-die  Exemtionen,  die  anfangs  das  Prinzip  kaum  alteriert 
hatten  —  denn  der  Adel  diente  so  wie  so,  Beamte  und 
Kolonisten  wollten  nicht  allzuviel  bedeuten  und  Vermögen 
über  10000  Taler  waren  damals  sehr  selten  — ,  weit  aus- 
gedehnt und  zwar  im  Interesse  der  Industrie  und  der 
Akzise,  namentlich  als  es  sieh  um  deren  Erliöhung  behufs 
•<les  Retablissements  nach  dem  sielteujährigen  Kriege  handelte. 
Alle  namhaften  Städte  waren  zuletzt  befreit,  sogar  ganze 
Landesteile;  und  in  den  St&dten,  die  nicht  befreit  waren. 
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vraren  doch  die  Kaufleute,  Fabrikanten,  Kai)italisteD  frei, 
so  daß  die  Last  auschließlich  auf  deu  Hau  Iwi  rkem  in  den 
gauz  kleiueu  Städten,  und  auf  den  Baueru  ruhte.  Aber 
am  Prinzip  wurde  festgehalten;  im  Kantonreglemoiit  vom 
12.  Februar  1792  heifit  es:  «Die  Verbindlichlteit  Elim 
KriegsdieDEte  ist  eine  Obliegenheit  unserer  getreuen  üntei- 
tauen,  die  mit  der  Erhaltung  des  Staates  und  mit  der 
Sicherstellung  ihrer  eigenen  Habe  und  Guter  in  der  ge- 
nauesten Verbindung  steht."  „Der  Verbindlichkeit  den 
Staat  zu  verteidigen  kann  sich  niemand  entziehen,  der 
dessen  Schutz  genießt. * 


Auch  das  Beamtentum  sollte  lediglich  ein  Werkzeug 
der  königlichen  Gewalt  sein,  gewissermafien  nach  dem 
Bilde  des  Königtums  gemacht 

Es  sollte  zuvörderst  ein  einheitliches  sein  fQr  den  6e- 

samtstu.it.  Ntu  Ii  jeder  Annexion  hatte  jede  organisatorisclie 
Veränderuug  den  erustesteii  Widerstand  liervcirueiufcn ; 
nicht  nur  weun  eine  Beamten reduktion  damit  verbunden 
wurde,  sondern  auch  sonst,  wenn  etwa  die  Behörden 
verlegt  werden  sollten,  wie  1714  die  Hohensteiuscben 
nach  Halberstadt  (Acta  II,  Nr.  28)  oder  wenn  sie  mit 
anderen  vereinigt  werden  sollten,  wie  1714  und  1719  die 
von  Minden,  Ravensberg,  Tecklenburg  und  Lingen  (Acta  II, 
Nr.  80,  III,  Kr.  102).  Die  vorpommerschen  Stände  von 
Ritterschaft  und  Städten  wollten  sich  1720  nicht  von  den 
hinterpommerschen  Behörden  regieren  lassen,  sondern  ver- 
langten Collejzia  regiiuiuis,  dicasterii  et  cüusistorii,  welche 
mit  Leuten  aus  Vorpommern  besetzt  seien,  wie  einst  zur 
fQrstlichen  und  schwedischen  Zeit  (Acta  III,  Nr.  223,  320. 
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Schon  im  Teütameute  von  1722  hatte  Friedrich  Wilhelm  I. 
empfohlen,  keinem  Altmärker  in  der  Altinark   und  im 
Magdebargischen  Haaptmannschaften  zu  geben,  sondern 
nur  einem  Pommern  oder  Preufien;  keinem  Magdeburger, 
Halberstftdter  and  Altmirtcer  in  Magdeburg  und  Halber- 
Stadt,  sondern  nur  einem  Preufien,  Pommern,  Mittelmftrker 
oder  einem  solchen  aus  Minden  und  Cleve;  keinem  Clever  in 
Cleye.  In  der  Instmlrtion  für  das  Generatdirektorlum  ist 
dd^  dahin  erweitert,  daß  keiner  in  seinem  „Vaterlande"  zu 
Kommissariats-  und  Kanieralbedienungen  angostellt  werden 
sollte.    Es  heißt  Art.  I  §  11:  „Was  die  Wiederbesetznnj? 
der  in  den  Provinzen  bei  den  Kommissariaten  und  Kammern 
Takant  werdenden  Bedienungen  betrifft,  so  soll  das  General- 
direktorium  bei  Vakanzen  in  Preufien :  Clevische,  Märkische 
oder  Pommerscbe  Untertanen,  aber  keine  Preufien  vor- 
schlagen;  bei  solchen  in  Cleve:  Preufien,  MArker  und 
Magdeburger  aber  keine  Clever,  bei  denen  in  Pommern: 
Preußen,  Clever  und  Magdeburger,  aber  keine  Pommern, 
bei   denen    in    Magdeburg   und    Ihilberstadt:  Märker, 
Clever    und    Preußen,    aber    keine    Mafjdehur^»er  und 
Halberstädter. **    „Mit  einem  Worte,  Unsere  aUergnädigste 
Intention  geht  deswegen  dahin,  daß  Uns  zur  Besetzung 
der  Provinzialkammem  und  Kommissariate  keine  Leute  in 
Vorschlag  gebracht  werden  sollen,  die  aus  der  Provinz 
gebartig,  wo  die  vakante  Bedienung  wieder  zu  besetzen.* 
Wie  sehr  gerade  diese  Vorschrift  Anstofi  erregen  werde, 
war  sich  der  König  wohl  bewufit.   Wo  am  Schlüsse  der 
Instruktion  davon  die  Kede  ist,  daß  das  odium  nicht  auf 
den  König,  sondern  auf  das  Generaldirektorium  fallen  müsse, 
wird  als  eine  solche  Bestimmung,  welche  von  den  meisten 
Leuten  ungleich  angesehen  werden  könnte,  gerade  diese 
hervorgehoben. 
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In  der  Instruktion  von  1748  Art.  1  §  G  hat  Friedrich 
der  Große  (lon'-rll  en  Grundsatz  ausgesprochen. 

In  keuieiu  Laude  der  Welt  ist  der  Partikularisnius  so 
unausrottbar  wie  in  Deutschland.  Die  Stände  der  Graf- 
schaft Mark  haben  Bich  noch  im  Jahre  1803  unter  Be* 
nifung  auf  die  Landtagsrezesse  von  1049,  1653,  1660  und 
auf  die  Kabinettsreskripte  yon  1749  und  1786  (Lehmann  I, 
265,  Note  1)  fDr  das  Indigenat  auegesprocben.  Ebenso  die 
cleviFchen  Landst&nde.  Ja  der  achte  westfälische  Provinzial- 
liunlT:!'^  liat  unterm  5.  April  1845  beschlossen,  daß  bei  Be- 
setzuu{4  voll  r.eanitPiistoüen  nur  Kin^^eljoreue  der  Provinz 
angestellt  \\trdtn  sollten;  der  Landtagsabschied  vom 
17.  Dezember  1845  hat  aber  diesen  Antrag  als  mit  der 
gesamten  Verfassung  des  Staates  und  der  Organisation  der 
Verwaltung  Töllig  unvereinbar  erkl&rt,  der  in  einer  ein- 
seitigen Auffassung  provinzialer  Interessen  ^nzlidi  ver- 
kenne, dafi  die  Provinzen  ihre  Wohlfahrt  und  ihr  Gedeihen 
nicht  yon  einem  provinziellen  Abeehlußsystem  erwarten 
könnten. 

Der  zweite  \vi('liti<:e  Punkt  ist  der,  daß  zu  die^em 
Beamtentum  alle  Klassen  herangezogen  wurden  oder  viel- 
mehr, daß  es  aus  Adel  und  Btirgerstand  gemischt  wurde. 
Im  Beamtentum  fand  gewissermaßen  eine  Verschmelzung 
der  beiden  StAnde  statt  Der  Staatsdienst  war  daqenige 
Gebiet,  wo  auch  der  Btirgerstand  sich  geltend  machen 
konnte  im  Staate,  so  da6  die  bttrgerlichen  Beamten  ge- 
wissermaflen  die  Rolle  des  dritten  Standes  spielten.  Der^ 
gleichen  hat  auch  anderswo  stattgefunden,  aber  die  Art, 
wie  man  in  Preußen  dabei  zu  Werke  gegangen  ist,  war  doch 
eine  sehr  eigenartige.  Allerdings  eine  verschiedene  in  den 
verschiedenen  Zeiten.  Denn  anfangs  hatte  der  Staatsdienst, 
als  er  sich  seit  dem  15.  Jahrhundert  als  organische  £in- 
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richtung  auszubilden  hogonuen  hatte,  einen  gelehrt  bür^jor- 
lichen  CharakttT  getrageu.  Es  waren  auch  in  Preullen 
Doktoren  des  römischen  Hechts,  welche,  h&ulig  vou  deu 
Paiidektenkathedern  in  den  Staatsdienst  berufen,  den 
Fttrftten  dabei  zur  Seite  gestanden  hatten,  den  Kondo- 
minat des  Adels  zu  brechen.  Da  nun  in  PreuBen  der 
.Kampf  zwischen  Adel  und  Landesberm  besonders  heftig 
■gewesen  ist  und  besonders  lauge  gedauert  hat  und  da 
außerdem  in  Preußen  mehr  als  anderswo  das  Bestrel)en 
lebendig  gewesen  ist,  den  Staat  vorwiirts  zu  })i  ingen.  wozu 
man  aller  vorhandenen  Kriitte,  aller  Talente  liedurfte:  ist 
hier  länger  als  anderswo  und  in  In^sondei  s  hohem  Maße 
mit  bürgerlichen  Beamten  gearbeitet.  Hat  doch  sogar  der 
Borgerstand  den  Versuch  gemacht,  sich  einen  proportionalen 
Anteil,  eine  Art  von  Parit&t  zu  sichern,  wie  das  pommersche 
Städtecorpus,  was  sich  aber  der  GroÖe  Kurfflrst  verbat, 
indem  er  zur  Antwort  gab,  dafi  die  Amterbesetzung  etwas 
sei,  was  in  seiner  Willkttr  und  seiner  ilUmitierten  Dis- 
position stehe,  „in  liberriuia  ne.>.tra  potestate.'*  Nicht  aul  die 
Ahnen,  sondern  auf  die  Federn,  hat  mau  schon  damals 
gesagt,  lege  man  in  Preußen  (iewicht,  da  man  es  einer 
Sache  nicht  ansehen  könne,  ob  sie  mit  adligem  oder  bürger- 
lichem Geblttte  traktiert  sei. 

Neben  Blumenthal,  Schwerin,  Rhoden  und  Knesebeck 
baben  im  Gebeimen  Staatsrate  des  Großen  Kurfürsten 
Jena,  Meinders,  Fuchs  und  Bheetz  gesessen,  deren  Wirksam- 
keit sich  grofienteils  noch  in  die  Zeit  Friedrichs  I.  hinein- 
erstreckte, wo  auf  der  einen  Seite  Dönhoflf,  Brandt  und 
Prinzen,  auf  der  andern  die  Danckelmanns,  Ilgen,  Bar- 
tholdy,  Kolbe- Wartenberp  hinzutraten.  Auch  deren 
Wirksamkeit  hat  zum  Teil  unter  Friedrich  Wilhelm  1.  fort- 
;gedauert,  der  auf  der  einen  Seite  Plotho  und  Arnim ,  auf 
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der  anderu  Creuz,  Katsch,  Kraut,  Boden,  Thulemcycr, 
Cocceji  und  Viebahn  hinzufügte;  von  den  fünf  Miiuslerii 
des  Generaldirektoriums  waren  nur  Grumbkow  und  Görne 
adlig,  Creuzy  Katsch  und  Kraut  bürgerlich. 

Es  war  abgesehen  von  dem  definitiven  Friedensschlüsse 
zwischen  Königtum  und  Adel  doch  vor  allem  die  Über- 
muguttg«  dafi  der  Adel  mehr  als  der  Bürgerstand  zur  Re- 
gierung geeignet  sei,  welche  bei  Friedrich  dem  Grofien 
bewirkte,  daß  von  den  20  Ministern,  die  er  ins  General- 
direktoriuiii  berufen  hat,  mit  einer  einzigen,  kurzen 
Ausnahme  (1779 — 1781),  sämtliche  adlig  gewesen  Bind. 
Auch  bei  den  Provinzialbehörden ,  Gerichts-  und  Ver- 
waltungsbehörden sollten  wenigstens  die  Pr&sidenten 
und  Direktoren  vorzugsweise  aus  dem  Adel  genommen 
werden,  wie  er  auch  eine  besondere  Vorliebe  für  die 
(adligen)  Landrftte  hatte,  die  er  lieber  als  die  Kammer- 
direkteren  zu  Prftsidenten  der  Kriegs-  und  Domftnen- 
kammem  machte. 

Selbstverständlich  mußten  die  adligen  Subjecta  auch 
ili!'  gehörige  Kapazität  haben,  sonst  werde  nicht  auf  den 
Adel,  >.uiKieni  auf  die  Meriten  ge>eljen ,  die  Bürgeiliclien 
vorgezogen,  wie  es  in  zahllosen  Kabinettsordres  ein« 
gescb&rft  wird. 

Von  größter  Bedeutung  für  die  Berücksichtigung  des 
bürgerlichen  Elements  im  preufiischen  Staatsdienste  ist 
endlieh  der  Umstand  geworden,  dafi  Preufien  im  Unter- 
schiede von  allen  übrigen  deutschen  Lftndem  schon  früh 
das  Hecht  erlangt  hat,  au  bürgerlich  Geborene  den  Adel 
zu  verleihen. 

Seit  der  Briefadel  aufgekonimen  ist,  war  jede  solche 
Standeserhöhung  ein  kaiserliches  Keservatrecht,  das  kein 
einziger  deutscher  Landesherr,  geistlicher  oder  weltlicher. 
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bis  zum  Untergang  des  Heiclis  jemals  gettht  luU;  auch 
diejenigeu  nicht,  die  zugleicli  Herrschir  fremder  Reiche 
waren»  auch  nicht  die  Könige  von  England  in  bezug  auf 
Haonover.  Der  Gebrauch,  welchen  der  Kaiser  von  diesem 
Reservatrecbt  gemacht  hat,  war  ein  sehr  eigentümlicher. 
Denn  obgleich  Leibniz,  Goethe  und  Schiller  auf  diese  Weise 
geadelt  sind  —  Goethe  am  10.  April  1782,  Schiller  am  7.  Sep- 
tember 1802,  —  so  ist  doch  niemals  in  der  Welt  weniger  als 
bei  diesen  kaiserlichen  KuhilitieriinJicn  auf  irgend  welches 
Verdienst  gesehen.  Das  Reich  war  aucli  in  (lie>er  Hinsicht 
die  Karikatur  eines  Staates;  von  Verdienst  im  Keichsdienst 
konnte  überhaupt  keine  Hede  sein,  aber  es  hat  auch  sonst 
keinerlei  causae  cognitio  stattgefunden;  ohne  Vortrag  beim 
Kaiser  hat  der  Reichsvizekanzler  in  Wien  die  Gesuche  er- 
ledigt; wie  früher  bei  den  Promotionen  auf  manchen 
UniversitAten  handelte  es  sich  im  wesentlichen  um  die 
Gebühren,  die  noch  dazu  ziemlich  geringfügig  waren,  indem 
die  Taxe  für  den  sinipeln  Adel  üur  38(3  Guldcu  30  Kreuzer 
mit  etwa  9(i  Gulden  Nebenkosten  betrug.  Den  Gipfel  er- 
reichte dieHM  Unfug  in  der  kaiserlosen  Zeit,  während  des 
InterregDuui,  wo  von  den  beiden  Reichsvikaren,  den  Wittels- 
bachern und  den  Wettinern,  je  nach  den  Ländern  des 
fränkischen  und  des  sftchsischen  Rechts  das  kaiserliche 
Reserratrecht  ausgeübt  wurde.  Wer  geadelt  oder  in  den 
adligen  Titulaturen  erhöht  werden  wollte,  wartete  den 
Tod  des  Kaisers  ab,  weil  alsdann  die  Taxen  noch  niedriger 
waren.  Der  Ritter  von  Lati^'  mag  ja  seiner  satirischen 
Laune  die  Ziifjcj  haben  schießen  lassen,  wenn  er  hehauptet, 
daß  man  in  Bayern  am  Schlüsse  jedes  Vikariats  den  jedes- 
maligen Minis teriunisoftizianten  die  Adelsdiplonie  beinahe 
umsonst  oder  ganz  gratis  ins  Haus  geschickt  habe.  Aber 
80  viel  steht  fest,   dafi  wfthrend  des  Zeitraums  vom 
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20.  Febraar  bis  9.  Oktober  17dO  das  bayrisehe  Vikariat  271, 
das  silchsisehe  71  StandeserhOhungeo  Torgenommen  bat 

uu(i  d.iü,  als  nach  anderthalb  Jahren  wieder  eiue  Kaiser- 
wuhl  notwendig  wurde,  die  letzte  überhaupt,  sich  die 
Standeserhöhungeii  in  der  kmzeu  Zeit  vuia  1.  März  bis 
27.  Juni  17P2  für  Bayern  auf  Iii:.,  für  Sarhseii  auf  57  be- 
laufen haben.  So  angesehene  Familien  wie  die  8chwichelt 
und  Münster  sind  durch  vikariatische  Diplome  1700  und 
1792  in  den  Grafenstand  erhoben;  Goethe  in  Wilhelm 
Meister  sagt  einmal  despektierlich :  .er  war  ein  Vikariats- 
graf .  Auch  außerhalb  der  Vikariatszeit  sollen  namentlich 
in  Bayern  Diplome  erteilt  sein^  wozu  J.  J.  Moser  miflbilligend 
bemerkte,  es  sei  ihm  nicht  bekannt,  auf  was  vor  einem 
Grunde  das  Recht  darauf  beruhe.  Es  ist  unter  diesen 
Umständen  schwer  begreiflich,  was  es  heißen  soll,  wenn 
uüch  heute  und  seit  der  \Vie(h^iaufi ichtuug  des  Reiches 
häufiger  als  früher  in  Fainilieii-,  iiaiiientlidi  Todesanzeigen 
der  Umstnnd  hervorgeliolten  wirii.  daß  ein  Heichsmaf  oder 
ein  Keichsfreiherr  in  Frage  stehe.  Doch  nicht  etwa,  mn 
den  Glauben  zu  erwecken,  daß  es  sich  um  hohen  Adel, 
um  Ebenbürtigkeit  handle;  mit  Reichsunmittelbarkeit,  mit 
Sitz  und  Stimme  auf  den  Reichstagen,  etwa  auf  den 
Grafenbänken  haben  doch  diese  Reichsgrafen  niemals  etwas- 
zu  tun  gehabt.  Die  Landesherren,  deren  Untertanen  auf 
solche  Weise  geadelt  wurden,  nahmen  davon  möglichst 
wenig  Notiz.  Der  EurfQrst  von  Braunschweig-Lüneburg 
mußte  sich  im  18.  Jahrhundert  13  Erhebungen  in  den 
Grafenstand,  8  iu  den  Freiherrustaiid  und  85  Adels- 
verleihungen gefallen  lassen.  Fr  hatte  damit  nur  insofern 
zu  tun,  als  er  nach  erfolgter  Anzeige  und  Vorlegung  des 
Diploms  eine  Bekanntmachung  erließ,  oft  übrigens  mehrere 
•Jahre  sp&ter,  durch  welche  die  Behörden  augewiesen  wurden. 
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die  adlif^eii  Prildiknte  zu  gebrauchen;  nur  in  allerletzter 
Zeit  ist  in  der  Bekanntmachung  betreifend  die  Verleiliuiig 
der  Grafen  würde  an  die  Schwichelt  1790  die  Wendung  ge- 
braucht, daß  die  VerieihoDg  bestätigt  werde.  Zur  Land- 
standscfaaft,  zu  deu  adligen  Bftnken  gelangten  die  Neu- 
geadelten  dadurch  nicht;  wenigstens  erst  nach  100  Jahren, 
da  man  den  Nachweis  des  Adels  vom  Großvater  her  ver- 
langte in  der  Weise,  daB  schon  dieser  ein  geborener  Edel- 
mann gewesen  sei,  der  Altervater  spätestens  zur  Zelt  der 
Geburt  des  Großvaters  den  Adel  erworben  haben  uiußte 
(H.  V.-  u.  V.-Gesch.  I.  5()1  flF.). 

Den  Anstoß  dazu,  daß  in  Preußen  die  Landesheirea 
den  Adel  verleihen  konnten,  hat  der  Umstand  gegeben, 
daß  durch  die  Verträge  von  Wehlau  und  Oliva  die  pol- 
nische Lehnsherrlichkeit  über  das  außerhalb  des  Reiches 
gelegene  Herzogtum  Preußen  aufgehoben  wurde,  die 
preußischen  Herzöge  also  von  polnischen  Vizekönigen  oder 
Statthaltern  zu  völkerrechtlichen  Souverftnen  aufgestiegen 
waren.  Es  hieß  damals  nur  »König  in  Preußen*,  erst  nach 
dem  Erwerbe  von  Westpreußen  «König  von  Preußen". 
Demgemäß  hat  schon  der  Große  Kurfürst  „vermöge  supremi 
doroinii  über  dieses  unser  Herzogtum  Preußen**  einzelne 
Kohilitierungen  voij,MMioiiinien.  Bei  der  Annahme  der 
Kuuigswürde  wurde  zwar  dieses  Hecht,  Untertanen  im 
ktlnftigeii  Königreich  Preußen  in  Luheren  Stand  zu  er- 
heben anerkannt,  zugleich  aber  dem  Kaiser  dasselbe  Recht 
für  die  preußischen  Reichslande  vorbehalten.  Aber  daran 
hat  man  sich  in  Preußen  nicht  gekehrt.  Schon  bei  der 
Krönung  hat  Friedrich  I.  zahlreiche  Adelsverleihungen 
ohne  Bezug  auf  Preußen  vorgenommen,  und  je  mehr  der 
königliche  Titel  auf  das  Staatsganze  bezogen  wurde,  je 
mehr  die  Behörden  auch  in  den  anderen  Provinzen  könig- 
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liehe  genannt  wurden,  um  so  weniger  wollte  man  anch 
hinstchtlieh  der  Adelsverleihungen  Yon  einer  ünteiseheidung 
zwischen  dem  souveränen  Kroolande  und  den  Retchslanden 

wissen. 

Man  ging  nocli  weiter.  Anfangs  sind  neben  deu 
pmißischen  noch  kaiserliche  Verleihungen  vorgekommen. 
Dertiliuger  wurde  Keichsfreiherr,  Lehndorff  Keichsgraf, 
Ludewig  etc.  dachte,  doppelt  hftlt  besser,  und  ver> 
schaffte  sich  zu  dem  kaiserlichen  noch  ein  preußisches 
Diplom.  Aber  bereits  der  Grofie  Kurfarst,  wie  er  1045 
den  pommerselien  Stünden  erkl&rte,  behielt  sich  vor  daraber 
zu  entscheiden,  »ob  und  wieweit  Personen,  die  den  Adel 
nicht  meritiret,  sondern  nur  durch  Geld  erlangt  haben, 
dadurch  Privilegien  in  Unserem  Lande  genießen  sollen." 
Nuchdcm  Friedrich  der  Große  durch  den  Vertrag  mit 
dem  Kaiser  Karl  VII.  vom  4.  November  1711  das  un- 
eingfschriinkte  Recht  der  Standeserhöhung  auch  iu  seinen 
lU'K lislanden  erlangt  hatte,  was  ira  Art.  7  des  Dresdener 
Friedens  von  Franz  I.  bestätigt  wurde,  ging  er  dazu  über, 
die  Annahme  kaiserlicher  Nobilitierungen  zu  verbieten; 
wenigstens  wurden  durch  Erlaß  vom  4.  Februar  1749  die 
»mit  vieler  Affectation  geltend  gemachten  Titulaturen 
Reichsgraf,  Reichsfreiherr,  da  sie  zum  Despekt  des  könig- 
lichen Rechts  der  StandeserhOhungen  dienten,  verboten; 
kaiserliche  StandeserhOhungen  sollten  nur  nach  stattgehabter 
Conßrmatton  oder  wohl  gar  nur  nach  Ausfertigung  eines 
neuen  Diploms  gelten*.  Wegen  mangelnder  königlicher  Er- 
laubnis legte  ein  Kamraergerichtsurteil  vom  3.  Mai  1705 
eine  Strafe  von  500  Talern  auf.  Unterm  4.  Februar  1749 
schreibt  der  Kahinettsminister  von  Podewils  uu  den  Zensor: 
„Da  von  verschiedenen  Orten  lier  nicht  ohne  Ursache 
releviret  worden,  welchergestalt  es  nicht  conveuable  sei. 
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'dafi  die  hiesigeii  deutschen  Zeitnogsschreiber  in  den  Artfkeln 

von  Berlin  zum  nicht  geringen  Despect  des  seiuer  Köiiig- 
liclien  Majestät  aus  souveräner  uiul  Königlicher  Macht  zu- 
stchendeo  Rechts  der  Standeserliöhuiig  die  Gontrad istinctioiies 
von  Reich>freihprren  und  Keichsgrafen  bei  allen  Gelegen- 
heiten mit  so  vieler  Affectation  geltend  machen,  als  würde 
nicht  schaden  können,  wonn  Euer  Wohlgeboren  belieben 
wollen  gedachten  Autoribus  der  hiesigen  Zeitungen  zu  ver- 
stehen zu  geben,  dafi  sie  sich  inskOnftige  dergleichen  ent^ 
halten  und  solche  Titul  von  Freiherren  und  Grafen 
promiscue  ohne  der  Distinction  des  Wortes  Reichs,  wie  an 
anderen  königliehen  Höfen  niemals  geschieht,  dazuzuthun, 
gebrauchen  sollen,  da  ohnedem  dergleichen  Standes* 
erhöhungen  bei  Königlichen  LInterthanen,  wenn  sie  auch 
gleich  vom  Kaiser  geschehen,  bekaniitt  i maßen  allhier  nicht 
anders  als  nach  dem  erhaltenen  Placet  geschehener  Con- 
firmation  oder  auch  wohl  i^ar  der  Ausfertigen);;  der  Diplo- 
mata,  wie  es  uiit  dem  Herrn  ürafeu  von  iSchniettau  und 
Gotter  geschehen,  agnosciret  werden"  (Preuß  II,  454).  In 
gleichem  Sinne  hat  am  13.  Januar  1840  der  Fürst  Wittgen- 
Stein  an  den  Justizmioister  MQhler  geschrieben. 

So  hatten  es  die  Könige  von  Preufien  in  der  Hand, 
diejenigen  zu  adeln,  die  sich  in  ihrem  Dienste  hervorgetan 
hatten,  besonders  solche,  welche  sich  in  Stellungen  befanden 
oder  in  Stellungen  gebracht  werden  sollten,  mit  denen 
nach  der  Meinung  der  Zeit  der  Adel  verbunden  sein  mußte. 
Ein  Beispiel  bietet  Domhardt,  dessen  Erupniiiiuu 
Kamiiierdirektor  inGuuihinnen  wegen  niaii^eliideu  Adels  1754 
abgelehnt  war  und  erst  1757  erfolgte,  der  daun  sogar  Präsi- 
dent der  Kammer  wurde;  dessen  Ernennung  zum  Mitgliede 
des  preußischen  Etatsministeriums  in  Königsberg  aus  dem- 
.selben  Grunde  abgelehnt  wurde,  bis  1771  seine  Kobiiitierung 
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erfolgte.  So  ziemlich  alle  höheren  Beamten  seit  dem  Ans- 

gange  des  17.  Jahrhuiuierts  sind  geadelt:  Spanlieim  und 
Fuchs,  Stosch  und  Meinders,  Ilgen,  Kraut.  Katsch,  Creutz, 
Thulemeypi,  Viebahn,  Boden,  Happer,  iMarscliall.  Cocceji,. 
Struensee.  Von  den  12  Ministern  des  Jahres  1740  stammten 
nur  dio  H.'ilfle  aus  altadligen  Familien,  auch  die  vor- 
tragenden KÄte  des  Generaldirektoriums  Herold.  Reinhardt 
und  KUnggräff  sind  unter  Friedrich  Wilhelm  1.  geadelt 
Dieser  neue  Adel,  erblich  wie  jeder  wahre  Adel,  ist  vom 
alten  Adel  TerhAltnismftfiig  rasch  rezipiert;  der  Kammer- 
herr  der  Königin,  Graf  Lehndorff,  war  im  Hai  1755  auf 
der  Hochzeit  des  Frftnleins  Ton  Boden  mit  dem  General 
Grafen  Blankensee;  auch  die  Töchter  Coceejis  hahen  sich  sehr 
^tillldesgeIlKiß  verheiratet;  Marschall  stand  mit  den  Familien 
Schwerin,  Mttnchow,  Podewils  in  Verwandtschaft  liehen  Be- 
ziehungen; es  war  eine  Ausnahme,  daß  der  eben  erst 
annektierte  Graf  Schaffgotsch  sich  darüber  beklagte,  „«laß 
ein  Mensch  von  so  n()])]er  Geburt  wie  ich  mit  jemandem 
von  so  schlechter  Extraktion  wie  der  Herr  Qroflkanzler 
sollte  confundiret  werden"  (Koser  I,  325). 

Eine  dritte  Besonderheit  weist  das  preuflische  Beamten- 
tum auf.  Examina  als  absolute  Vorbedingungen  der  An- 
stellung sind  hier  wie  anderswo  hei  der  Justiz  eingerichtet 
(Acta  II.  238;  III,  18,  182,  358;  Stölzel  I,  424,  II, 
235,  513,  626;  Holtze,  Geschichte  des  Kammergerichts,  III, 
142,  269,  427,  684 ;  IV,  56  ff. ;  Koser  I,  330,  358 ;  H.  V.-  u.  V.- 
Gesch.  I,  548;  II,  323 f.;  v.  Bülow  gegen  Rehberg  59 
— 137).  Während  aber  in  den  anderen  Ländern,  wo 
beide  Zweige  des  Staatsdienstes  wenigstens  in  der  untersten 
Instanz,  oft  aber  auch  in  der  Miltelinstanz  im  Gemenge 
lagen,  —  wogegen  in  Preußen  schon  früh  eine  scharfe 
Scheidung  von  Justiz  und  Verwaltung  bis  unten  bin  ein-- 
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getreteu  ist  — ,  die  dort  nur  spärlieheu  Verwaltungs- 
beamten aus  der  Justiz  genommen  wurden,  die  hannover- 
schen Minister  großenteils  aus  dem  Oberappellationsgericht, 
i^Hte  man  in  Freufien  bei  der  intensiveren  BtaatHcfaen 
Förderung  der  Volkswirtschaft  schon  frtth  anf  administra- 
tive Tätigkeit  den  grOBten  Wert.  Als  das  Generaldirek- 
torinm  1723  beim  Könige  anfragte,  wie  der  Sohn  des 
verstorbenen  cleviseben  Kanzlers  von  Hymmen,  der  um 
eine  Versorgung  gebeten  hatte,  zu  bescheiden  sei,  lautete 
die  Antwort:  „Sollen  exctininiren,  ob  er  Verstand  und  guten 
Kopp  hat;  hat  er  das,  soll  er  nn  die  kurniärkisclie  Kriegs- 
uod  Domänenkaniiuer  kommen ;  ist  es  aber  ein  Dummer 
Teufel,  sollen  ihn  zum  clevischen  Regierungsrat  (Ober- 
gerichtsrat) machen,  dazu  ist  er  gut  genug"  (Förster,  Ur- 
kundenbuch  I,  Nr.  30).  Man  verlangte  weniger  eine  gelehrte 
als  eine  praktische  Vorbildung  entweder  in  der  Landwirt- 
schaft, Industrie  und  Handel  oder  im  laufenden  Geschäfts- 
gang von  der  Pike  an,  sei  es  bei  der  Akzise,  sei  es  im 
Kassen-  und  Rechnungswesen;  man  verlangte  junge,  muntere 
Leute,  aufgeweckte  Köpfe.  Es  heifit  in  der  Instruktion  fOr 
das  Generaldirektorium:  „Wenn  Bediente  beim  General- 
direktorium abgehen,  sollen  uu.sdie  fünf  dirigirenden  Ministri 
zur  Bekleidung  soU'hor  vacant  gewordenen  Chargen  andere 
Subjecta  vorschlagen"  (Art.  I  (>).  ,.Fs  ml^sfen  aber  so 
geschickte  Leute  sein  als  weit  und  breit  zu  lindeu,  die 
treu  und  redlich  sind,  die  offene  Köpfe  haben,  welche  die 
Wirtschaft  verstehen  und  sie  selber  getrieben,  die  von 
Commerzien-,  Manufaktur«  und  anderen  dabingehörigen 
Sachen  gute  Information  besitzen,  dabei  auch  der  Feder 
m&chtig;  um  aber  oben  angefahrte  und  andere  dahin  ge- 
hörende Qualitäten  kurz  zu  fassen,  so  müssen  es  solche 
Leute  sein,  die  zu  allem  capable,  wozu  man  sie  gebrauchen 
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will"  (§  7).  „Was  die  Bedienten  bei  den  Provinzial- 
kommissariaten  und  Kammern  betrifft,  da  müssen  die 
Kommissariats-  und  Kammerpräsidenten  ebenso  beschafifen 
sein  wie  in  dem  nftcbst  vorhergehenden  Paragraphen  ge- 
meldet" (§  8).  »Die  Rftte  in  den  ProTinzialkommisaariaten 
aber  sollen  sein  gute  tttchtige  Leute,  die  einen  gesunden 
natürlichen  Verstand  haben  und  von  Jugend  auf  bei  Gommer- 
zien-,  Manufactur-,  Accise-  nnd  andern  in  den  Commissariats- 
departement  einschlagende  Sachen  hergekommen"  0).  „Bei 
den  riiiuiizialkauimci  n  mUsson  gute  Wirte  bestellt  wenleu, 
die  selbst  Wirte  und  Iteaiiito  gewesen  und  selbst  in  hoher 
Pacht  gestanden,  auch  der  Paeder  gewachsen  und  rechnungs- 
verstAndige,  vigilante  und  gesunde  Leute  sind."  Friedrich 
der  Große  hat  in  einem  seiner  Marginale  ftlr  die  Neu- 
bearbeitung dieser  Instruktion  gesagt,  zur  Förderung  der 
Industrie  gehörten  kluge  und  laborieuse  Leute  und  nicht 
so  faule  und  idiote  Kriegsrftte,  wie  es  leider  die  Menge  in 
allen  Kammern  gebe. 

Nun  ist,  wenn  auch  nicht  in  der  Instruktion  far  das 
Generaldirektorium,  so  doch  in  der  fttr  die  kurmärkische 
Kriegs-  und  Domänenkammer  auf  die  Bestellung  von 
Auskultatoreu  hingewiesen;  jüngere  Leute  ohne  Traktament, 
bei  denen  die  oben  beschriebene  Kapazität  sicii  l-aide  oder 
doch  zu  hoffen  sei,  daß  sie  ihueu  anerzogen  werde.  Nach 
dem  lleskripte  vom  12.  April  172.5  sollten  es  vier  sein, 
zwei  Adlige  und  zwei  Bürgerliche,  hurtige  und  offene 
Köpfe,  welche  den  Sitzungen  an  einem  besonderen  Tische 
passiv  beiwohnen,  denen  aber  auch  demnächst  ein  und 
andere  Gonunissiones  gegeben  werden  sollen,  wie  die  kur- 
märkische Kammerinstruktion  vom  22.  Juni  1748  näher 
bestimmt;  sie  sollten  sich  wenigstens  ein  Jahr  auf  emem 
Amte  aufhaUen,  wo  sie  Gelegenheit  hätten,  von  dem  Aeker^ 
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bau,  der  Viehzucht,  dem  Bauwesen,  der  BranDtweinbrennerei, 
in»  aueh  von  den  Wlrtscbaftsregisteni  und  Extrakten,  den 
PrtkstandiB  der  Untertanen  die  n5tige  Kenntnis  zu  sammeln; 
des  Winters  aber  sollten  sie  sich  in  den  benachbarten 
St&dten  Yon  dem  Polizeiwesen  einige  Wissenschaft  erwerben, 
und  über  alles  dasjenige,  was  sie  solchergestalt  erlernt, 
Annotationes  machen.  Es  ist  zwar  in  dem  Kabinettsreskript 
au  die  kiirmftrkisrhp  Kripps-  uml  l>omi\nenkammer  von 
1743  (lavuii  die  Itede,  daii  d'w  Auskultatorcn  nach  einem 
Jahre  in  Gegeuwait  der  Mitglieder  des  (leneraldirektoriums 
und  des  Chefs  der  Kammer  pcnau  examiniert  wfM-dcn 
sollten,  es  wurden  auch  kameraiistische  lJniversiti\tS8tudien 
empfohlen,  zu  denen  man  damals  ohne  das  1788,  eigent- 
lich 1834  eingeführte  Maturitätsexamen  Zutritt  hatte.  Aber 
erst  durch  die  nicht  veröffentlichte  Instruktion  an  das 
Generaldirektorium  vom  12.  Februar  1770  und  durch  das 
bei  Mylius  gedruckte  Zirkular  an  sämtliche  Kammern  vom 
28.  Februar  1770  wurde  eine  Oberexaminationskommission 
für  die  Bedienungen  beim  Finanz-  und  Eameralwesen  er- 
richtet. 

Deiiigeiiiiiii  liaben  Friedrich  Wilhelm  I.  und  Friedrich 
der  Große  ihre  Verwaltiin{?sbeainton  lierfzonoiiimen.  wo  sie 
sie  fanden.  Vielfach  aus  dem  Militär;  vom  General 
(Grumbkowj  bis  zu  den  Auditeuren  und  Zahlmeistern 
(Creutz,  Katsch,  Viebahn,  Michaelis).  Oder  aus  der  Land- 
Wirtschaft,  namentlich  aus  den  DomänenpAchtem,  aus  den 
Amtmännern:  Boden  als  Verwalter  des  Domänenamts 
Kalbe;  Domhardt,  der  als  praktischer  Landwirt  zugleich 
Papiermüller  und  Viehzüchter  war;  er  wurde  1746  Kriegs- 
nnd  Domänenrat  erst  in  K&nigsberg,  dann  um  das  Trakehner 
Gestüt  hochzubringen  in  Gumbinnen;  er  stieg  dort  zum 
Direktor  und  i'rasidenten  auf,  wurde  1702,  wohl  der  erste 


Digitized  by  Google 


58   1*  AbMShnitt.  Der  pveaftuebe  8U«t  des  18.  Jelirhnnderte, 

Fall  dieser  Art,  zugleich  Präsident  der  Kammer  in  Königs- 
berg, 1771  auch  Präsideut  der  Kammer  in  Marien werder 
und  erhielt  1772  den  Titel  Oberpr&sident;  sein  Name  steht 
am  Benkmal  Friedricbs  des  Groflen  (Johann  Friedrieh' von 
Domhardt,  Ein  Beitrag  zur  Geschichte  von  Ost-  und  West- 
preufien  unter  Friedrich  dem  Grofien*  1899,  von  Erich 
Joachim).  Oder  aus  Eaufleuten:  Kraut,  frtther  Amtmann, 
der  in  Magdeburg  ein  Lagerhaus  begründet  hatte;  Marschall, 
der  wenigstens  aus  einer  Kaufmannsfamilie  stammte.  Oder 
aus  genialen  Naturalisten  wie  BrenckenhofT,  der  zwar  nicht 
Minister  gewesen  ist,  kaum  des  Lesens  und  Schreibeub 
kundig  war,  dem  man  aber  in  Blomberg  ein  Denkmal  ge- 
setzt hat.  Oder  aus  Gymnasiallehrern :  Struensee,  der  erst 
unter  Friedrich  Wilhelm  II.  Minister  w^nde,  war  1757 — 
1770  Professor  der  Mathematik  an  der  Ritterakademie  in 
Liegnita  gewesen,  war  dann  nach  kurzem  dftnischen  Dienst 
1770—1772  Direktor  desfiankkontors  in  Elbing  und  Direktor 
der  Seehandlung  geworden.  Oder  ans  den  Subaltem- 
beamten,  um  so  mehr,  als  auch  die  Aspiranten  zu  den 
hftheren  Ämtern  in  den  Kanzleien  mit  Protokollieren  und 
Rechnungssachen  beschäftigt  wurden,  so  daß  selbst  zwischen 
den  Geheimen  Oberfinaiiziäteu  und  den  Geheimen  expe- 
dierenden Sekretären  des  Generaldirektoriums  keine  un- 
Oberhrflckbare  Kluft  bestand.  Dn gegen  wurde  nicbt  ge- 
duldet, dati  sich  Lakaien  oder  sonst  unfähige  Leute  als 
Sekretäre  oder  dergleichen  eindrängten  (Naud6,  Zur  Ge- 
Bchiclite  des  subalternen  Beamtentums,  inForschungen  XVIII 
(1905),  865;  im  historischen  Teile  sehr  zutreffend). 

Von  Thulemeyer,  demselben,  der  im  Dezember  1722 
mit  Papier  und  Heftzwirn  nach  Potsdam  zitiert  wurde,  hat 
Friedrich  Wilhelm  I.  schon  im  politischen  Testamente  vom 
Anfang  desselben  Jahres  gesagt:  „tuhlMeier,  Secret&r  von 
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den  geheimen  afforen,  ist  ein  sehr  geschickter  HenBch, 
der,  wenn  einer  von  den  beiden  auswärtigen  Ministem 
Ilgen  oder  Kiiy])liausen  abgeheu  sollte,  sehr  wohl  als 
Minister  der  .ufferen  Etrangeren'  gebraucht  weiden  kanu." 
Schon  ITtJi  ist  er,  iiizwisclieu  geadelt,  dritter  Minister  im 
Kabiuettsministerium  geworden. 

Auch  heute  noch  kann  jeder  in  Preußen  Minister,  Ober- 
präsident, Regierungspräsident,  vortragender  Rat  in  sämtr 
liehen  Ministerien,  einschliefilich  des  Justizministeriuinif, 
und  Landrat  weiden  ohne  irgend  ein  Examen  gemacht  zu 
haben.  Vom  Kantonisten  eines  Reiterregiments  ist  Rother 
2am  Chef  der  Seehandlung  und  Bank  und  zum  Staats- 
minister aufgestiegen,  wie  Bismarck  gesagt  hat. 

In  dem  hannoverschen  Alarmhericht  vom  8.  Februar 
1831  (H.  V.-  u.  V.Gesch.  I,  497)  mußte  anerkannt  werden, 
■diiQ  „seihst  in  Preußen"  dem  Verdienste  jeder  Weg  offen 
«tehe.  Das  war  in  Haunover  „selbst  damals"  noch  nicht 
der  Fall.  Ein  Sulialternbeamtentum  im  prennischen  Sinne 
hat  es  dort  überhaupt  nicht  gegeben,  denn  merkwürdig  tief 
ging  man  dort  wie  übrigens  im  ganzen  aiißcrpreußischen 
Deutschland  mit  dem  studierten  Beamtentum  in  eine  Sph&re 
hinab,  wo  die  Universitatsbildnng  keine  Forderung,  sondern 
«in  Nachteil  ist;  rein  mechanisehe  Arbeit  wurde  von  den 
höheren  Beamten  in  Hasse  geleistet;  zwischen  studierten 
Beamten  und  Kopisten  gab  es  nichts.  Was  man  in  Han- 
nover Sekretftre  nannte,  waren  in  der  Hauptsache  vor- 
tragende Räte,  aber  ein  Aufstieg  zu  Mitgliedern  des 
Ministeriums  oder  der  Kammer  war  lur  sie  schletdithui  un- 
mö?lich.  Selbst  bei  der  Lokalverwaltunji  wollte  der  Adel 
kerne  zweiten  Beamteustellungen  annehmen  (.1, 407 ff.,  491ff.). 
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Auch  hier  ist  die  preußische  Entwicklung  ihre  eigenen 
^ege  gegangen  und  wieder  Bind  der  Machtzweck,  die 
FQrsorge  fflr  das  Heer,  die  entscheidenden  Elemente  ge- 
wesen, die  das  bewirkt  haben.  Das  Heer  war  das  Schwung- 
rad für  die  Gestaltung  der  Behörden  der  inneren  Verwaltung 
(Hintze).  Dem  Heere  gegenaber  war  die  Staatsverwaltung 
nur  Mittel  zum  Zweck;  auf  das  Heer  und  de^n  Bedürf- 
nisse ist  sie  zugeschnitteu.  „Preußen  war  damals  nicht  ein 
Land  mit  einer  Armee,  sondern  eine  Armee  mit  einem 
Lande ,  welches  als  Standquartier  und  als  VerpHegungs- 
magazin  diente :  dieser  Staat  war  geboren  aus  dem  Schöße 
einer  Zeit,  wo  die  Menschen  vergaßjBU,  daß  man  auch  im 
Frieden  leben  könne"  (v.  Schrötter).  In  den  Gravamina  der 
preußischen  Stände  vom  18.  Dezember  1714  wurde  darüber 
geklagt,  das  der  unerforscbliehe  gerechte  Gott  die  Spiefie 
und  Schwerter  noch  immer  nicht  zu  Sicheln  und  Pflug- 
scharen machen  wolle  (Acta  II,  Nr.  29). 

Aus  den  Bedürfnissen  des  Heeres  ist  zunächst  die 
moderne  preußische  Finanzverwaltung  hervorgegangen.  Wie 
anderswo,  so  flössen  ursprüugliih  aueh  in  Prenßen  die 
llaiipteinktlnfte  aus  den  Domilnen  und  Itej^alien,  ^Vie 
anderswo,  so  sind  auch  in  Preußen  mit  den  stehenden 
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Heeren  permanente  Stenern,  Kontribntion  und  Akzise, 
die  sogenannten  Kriegsgef&Ue,  entstanden.  Dafi  diese 
Stenern  in  Freuden  bald  unabhängig  geworden  sind  von 
stftndischen  Nenbewilliguagen,  will  noch  nicht  viel  be- 
deuten. Tatsächlich  sind  sie  auch  anderswo  permanent  ge- 
wordeu;  ohne  Murren  sind  sie  in  Hannover  alle  Jahre 
oder  alle  hallien  Jahre  iK  wiliipt.  Erhöbt  sind  sie  auch  in 
Preußen  niclit,  niclit  einmal  wiilutMtd  des  siebenjäiirifieu 
Krieges.  Das  Entscheidende  war  vielmehr,  daß  die  preußischen 
Landesherren  den  Ständen  nicht  nur  die  Bewilligung«  sondern 
auch  die  gesamte  Steuerverwaltung  abgenommen  haben, 
daß  sie  aber  Veranlagung,  Erhebung  und  Verwendung  der 
Steuern  frei  verfügten,  sodaß  damit  der  anderswo  fort- 
bestehende finanzielle  Dualismus  hinwegfiel. 

Nun  hat  sich  überall  an  die  Finanzverwaltung  als 
deren  Annex  die  innere  Verwaltung  angeschlossen.  Aber 
während  sonst  der  Anschluß  an  die  Domänenverwaltung 
erfolgt  ist,  sodass  in  Ilaimover  die  Kammer  noch  im 
10.  Jalirliundert  vom  rfralcii  Münster  ein  vielküi)figL'r 
Minister  der  Finanzen  und  des,  inneren  genannt  werden 
konnte,  sind  in  Preußen  neben  die  Domänenbehörden  die 
neuen  Behörden  der  Steuerverwaltung  getreten,  und  diese, 
die  Kommissariatshehörden,  sind  os  gewesen,  welche  gleich 
den  Domänenbehörden  anfangs  Einzelbeamte,  dann  Kollegien, 
das  spezifische  Wesen  der  preußischen  Verwaltung  bestimmt 
haben. 

Indem  die  Kommissariatsbehörden  die  Geschäfte  der 
Kontribution  und  der  Akzise  zu  besorgen  hatten,  die  Be- 
schwerden Ober  Priigravation,  die  Gesuche  um  Remission, 

den  Kataster,  das  Tarifwesen,  liatten  sie  daneben  von  vorn- 
herein, al.>  nut  der  VerwtMidiinc;  der  Abgaben  eng  zusammen- 
hängend, Verwaltuügsgeichälte  kriegsmiuisterieller  Art.  Sie 
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waren  mithin  MiliUrGkonomiebehOrddn,  Intendanturen,  die 
fltr  Rekrutierung  und  Werbung»  far  Verpflegung,  für 
Kommiflbrod  (Kommissariatsbrod ,  welches  aber  damals 

den  Truppen  nur  hei  Teuerung  aus  den  Getreide  magazinea 
geliefert  wurde),  im  Kleidung,  für  Unterkunft  in  den 
Garnisonen  und  auf  Märschen,  für  Einquaitieniiiji:,  Servis, 
Etappenwesen,  für  Remonten,  für  Invaliden,  für  Zeughäuser 
und  Festungen  zu  sorgen  hatten. 

Zu  Behörden  für  die  innere  Verwaltung  sind  sie  da- 
durch geworden,  daß  sie  sich  im  Interesse  der  Hebung  der 
Steuerf&higkeit  die  Förderung  der  Landeswoblfabrt  an- 
gelegen sein  liefien.  Dabei  standen  die  St&dte  weitaus  im 
Vordergründe,  da  mit  ihrer  Aufnahme,  mit  der  Steigerung 
der  bttrgerliehen  Nahrung  eine  Steigerung  der  Akzise- 
elnkftnfte  notwendig  verbunden  war.  Daher  die  Fürsorge 
dieser  neuen  Behörden  nicht  nur  für  die  Zünfte,  sondern 
auch  lur  Industrie  und  Handel  oder  wie  man  vUinials 
sagte,  für  Manufaktur-  und  Komaier^sachen,  für  Maß  und 
Gewicht,  für  Fleich-  und  Brottaxen,  für  Brunnen  und 
Laternen,  für  ieuer-  und  Baupolizei,  für  Markte,  für  Armen- 
wesen, für  den  Zustand  der  Kämniereien  und  des  gesamten 
ratliftuslichrn  Wesens.  Aber  auch  die  Kontribution  des 
platten  Landes,  die  teils  eine  Grund-,  teils  eine  Gewerbe- 
und  Kopfsteuer  war,  konnte  in  ihren  Erträgnissen  gesteigert 
werden,  wenn  für  die  Peuplierung  des  Landes,  für  Besetzung 
wüster  Stellen,  für  Konservation  der  Untertanen,  für  Ab- 
schaffung von  StrohdAehem ,  Austrocknung  von  Sümpfen 
und  Brüchen .  Verbesserung  von  Wegen  gesorgt  wurde; 
mag  aueh  die  Wegeverbesserung  ursprünglich  nicht  iui 
Interesse  des  ^'erkehrs,  sondern  im  militärischen  erfolp^t 
sein.  Aus  Militär-,  luteudiintur-  und  Steuerbeliürden  sind 
sie  zuletzt  Polizeibehörden  geworden,  Träger  der  neu  ent- 
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stehenden  inneren  Verwaltung,  die  vom  aggressiven  Geiste 
des  Heeres  erfüllt,  die  öffentliche  Wohlfahrt  in  viel 
energischerer  Weise  gefördert  haben  als  es  dort  geschehu  ist, 
wo  diese  Fürs>orge  ledifzlich  durch  die  Hehonlen  derDoniflnen- 
verwaltung,  durch  Kammern  und  Ämter  erfolgt  ist.  Aus  dem 
Steuerwesen  und  nicht  aus  dem  Domäneuwesen  hat  sich 
im  Gegensatz  zu  allen  übrigen  deutsclien  L&udern  die 
modenie  preudisehe  Verwaltttngiwrganisation  entwickelt. 

Mit  den  älteren  Behörden  haben  die  Ronunitfsariate 
ttbelrdie  Kompetenz  lange  Zeit  zu  kämpfen  gehabt.  Zanftchst 
mit  den  alten  territorialen,  halb  Btftndisehen  Landes- 
kollegien, die  vor  der  Annektion  eine  und  alles  gewesen 
waren,  mit  den  sogenannten  Regierungen;  ihnen  anfangs 
unterstellt,  haben  sie  es  allniiiblit  h  (lurch^^esetzt,  sich  nicht 
nur  unabhängig  zu  mucheu,  soudein  auch  von  ihren  Spolien 
zu  leben;  in  Cleve  galt  noch  1715  das  Küniniissariat  nur 
als  Deputation  der  Regieiun^',  indem  es  nur  unter  deren 
Namen  Verfügungen,  die  vom  Regierungspräsidenten  zu 
unterschreiben  waren,  erlassen  durfte  (Acta  II,  Nr.  144); 
in  den  Desiderien  der  clevischen  Stände  Tom  13.  Dezember 
1717  wird  geklagt,  dafi  entgegen  den  Rezessen,  welche  nur 
Regierung,  Justiz-  und  Amtskammer  kennten,  der  Regierung 
aber  das  Steuerwesen  zuwiesen,  ein  viertes  .fast  kostbar- 
lichesCollegium"  gegründet  sei,  um  das  Steuerdepartement 
zu  bearbeiten  (Acta  II,  Nr.  300) ;  ganz  besonders  ist  man 
in  Ostpreußen  aneinander  geraten,  dort  hatte  schon  1685 
bei  einer  stl^ndisclien  Verhandlung  Arnim  darüber  geklagt, 
daß  es  kiiiic  (ieheinien  Ri\te  mehr  gebe  wie  in  seiner 
Jugend,  der  ganze  (ieheimc  Rat  l»estehe  jetzt  aus  soleheu 
Suhjectis,  welche  das  Kommissariat  für  die  Seele  des  Ktats 
hielten  und  die  größten  Favoriten  davor  seien,  die  EtatS' 
rftte  seien  zu  Etats-  und  Kriegsräten  geworden;  in  der 
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Denkscbrift  vom  30./31.  Mai  1716  sagte  der  Geheime  Etat»- 
rat  von  Ostau:  als  das  allerjaogste  Eollegium  scheine  das 
Kommissariat  alle  alten  wenn  nicht  Qber  den  Haufen  zu 

werfen,  so  doch  schwächen  zu  wollen,  daß  ihnen  alle 
Autorität  namentlich  in  den  Städten  lu  iiommen  wünle,  es 
sei  ein  schlechter  Nutzen  fiir  das  Land,  wenn  auf  den 
Ruinen  der  alten  Collegioruni  ein  neues  gebaut  \vorde.  das 
doch  auch  die  Versicherung  nicht  gehen  könne,  daß  gar 
kein  Abus  oder  Fehler  bei  ihm  vorgehe,  die  Bezichtigungen 
gegen  alte  treue  Diener  maßten  diese  bis  auf  die  Seele 
kränken»  wobei  man  ganz  vergesse,  daß  von  partikularen 
Fehlern  nicht  ein  Generalschluß  gemacht  werden  kOnne 
und  daß  die  Ehre  und  der  Lohn  der  Splltterriehter  bei 
allen  honetten  Leuten  sehr  gering  sei  (Acta  II,  Nr.  192); 
in  den  Jahren  1716—1720)  hat  ein  sehr  lebhafter  Kampf 
zwischen  der  Königsberger  Regierung  und  dem  ostpreußischen 
Kommissariate  getobt,  bei  dem  der  K(imniissariat!>])riisident 
zu  Königsberg,  Graf  Truchsess  von  Waldlairg,  im  Vorder- 
gründe stand,  der  damals  Ix  i ichtctt' .  dif  Regierun^^  sei 
Seiner  Majestät  von  Anfanp:  an  zuwider  gewesen,  während 
dessen  Souverainetät  durch  das  Kommissariat  repräsentirt 
werde  (Acta  II,  Nr.  189;  außerdem  I,  Nr.  183,  101,  23(3, 
246,  254,  299;  III,  iir,  86,  99,  101,  107,  114,  118,  140). 
Über  die  Ressortstreitigkeiten  zwischen  Regierungs-  und 
Kommissariatsfaehörden  im  Magdeburgischen:  Acta  I, 
Nr.  150,  160,  189;  Schmoller,  Jahrbuch  X,  30,  in  Pommern 
Acta  I,  Nr.  224,  225;  II,  Nr.  251.  Das  Ergebnis  ist  ge- 
wesen, daß  den  Regierungen  nur  wenige  Verwaltungs- 
sachen, nur  solche  von  untergeordneter  Bedeutung,  ge- 
wissermaßen veraltete  iSacheu  wie  Iluldi^uugs-,  Lelms-, 
Grenz-,  Inkolats-,  Abschoß-,  Abfahrtssachen  verblieben. 
Aber  noch  im  Testamente  von  1722  hat  der  König  aus- 
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gesprochen,  das  Amt  des  General  Kriegs  Kommissars  sei 
das  allerscliwierigBte  im  Staate,  wenn  er  treu  dienen  wolle, 

werde  er  viele,  besonders  den  ganzen  Adel  gegen  sich 
haben. 

Auch  gegen  die  älteren  Finauzbcliörden ,  gegen  die 
Amtskamiiit  rn  gingen  die  Kommissariate  agäj;rissiv  vor;  mit 
ganz  besondrer  Heftigkeit  wieder  in  Ostpreußen  (Acta  I, 
Kr.  85,  100,  250;  II,  Nr.  55,  8(3,  109,  1<>2,  107,  270;  III, 
Nr.  19,  29,  129,  153,  1<51,  186,  19Ö,  209,  225,  237).  I>er 
Grund  dieser  Konflikte  war  der  Gegensatz  awiscben  Acker» 
bau  auf  der  einen,  Industrie  und  Handel  auf  der  andern 
Seite,  zwischen  Stadt  und  Land,  indem  die  Kommissariate 
immer  und  Qberall  in  Streitigkeiten  des  Domanenfiskus 
Ober  Grenz-,  Hut-,  Weide8ach<»n,  Qber  Braugerechtigkeiten 
auf  Seite  der  Stftdte  standen  und  die  militArisch-merkanti- 
listische»,  die  fortschnttliclieu  Interessen  den  8ieg  davon- 
trugen. 

Srliließlicli  fand  der  König,  daß  er  sowohl  Domänen 
wie  Städte  habe  und  daß  beider  Kon^servation  und  Vorteil 
ohne  des  andern  Nachteil  in  seinem  Interesse  liege  (Acta 
III,  137),  und  vereinigte  die  lieiderseitigen  Behörden  in 
der  Zentral-,  dann  auch  in  der  Provinzialinstanz  (Instruk- 
tion für  das  Generaldirektorium  vom  22.  Dezember  1722 
bei  Förster,  Friedrich  Wilhelm  I.  II  (1835)  137—255; 
jetzt  Acta  III.  Nr.  279  und  280;  Instruktion  fOr  die  kur- 
märkische Kriegs-  und  Dom&nenkammer  vom  26.  Januar 
1723  bei  Rödenbeck,  Beiträge,  I  (18:J0),  31—77;  jetzt 
Acta  III,  Nr.  205).  Die  Bedeutung  der  Maßnahme  lag 
weniger  in  der  mp(  liaiiischen  Vereiniguiii^  als  darin,  daß 
die  neuen  Behörden  niclit  mit  Kammer-,  sondcru  mit  Kom- 
missariatsgeist erfüllt  wurden,  wie  denn  die  meisten  Mit- 
glieder vorher  den  Kommisgariatsbehörden  angehört  hatten 
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und  die  meisten  Artikel  in  den  lostraktienen  von  Kern- 

miBsariatssachen  handeln.  Die  Kassen,  die  Rechnunp- 
kamraern  uud  die  Kauzleieu  blieben  getrennt  im  Zentrum 
und  in  der  Provinz. 

Die  oberste  Landesbehürde  für  Finanzen  uud  Inneres, 
das  Generaldirektoriuni,  gliederte  sich  nicht  nach  Fachern, 
sondern  nach  Bezirken;  es  zerfiel  bei  seiner  (iruudung  in 
4  Provinzialdepartements ,  in  denen  die  Geschäfte  der  Do- 
mftnen  und  Forsten,  der  Steuern  und  Regalien,  der  Polizei 
und  des  Kommunalwesens  bearbeitet  wurden;  die  den  Tier 
Departements  entsprechenden  Gebiete  waren:  Preufien, 
Pommern  und  Neumark  Minden,  Ravensberg,  Tecklen- 
burg und  Lingen  — ,  die  Eurmark,  Magdeburg  und  Halber- 
Stadt  — ,  Cleve,  Mark  und  Nenchfttel.  Infolge  der  Neu- 
erwerbungen sind  sie  später  anders  bestimmt  und  durch 
ein  neues  Departement  vermehrt;  die  5  Provinzialdeparte- 
ments im  Jahre  ISOti  waren  Brandenburg,  roniniern  und 
Stldpreußen ,  Ansbach  und  Baireiith  — ,  Ost-,  "VVest-  und 
Neuostpreußen  — ,  Niedersachsen  und  Westfalen — »Sclilesien. 
soweit  es  tlberliaupt  dem  Generaldirektorium  unterstellt 
war.  Die  Provinzialeinteilung  beruhte  hauptsächlich  auf 
einer  Vemhiedenheit  des  materiellen  Verwaltungsrechts, 
das  man  bei  den  Annexionen  schonend  hatte  bestehen 
lassen.  Die  staatliche  Einheit  war  dadurch  nicht  gefthrdet. 
da  die  Provlnzialministerien  ihren  Sitz  in  Berlin  hatten 
und  die  wichtigsten  Entscheidungen  durch  das  Plenum  er- 
folgten. Mit  dem  Provinzial-  oder  Territorialsystem  war 
übrigens  von  Aulan^  au  das  Fachsysteiu  insofern  verbunden, 
als  jedem  der  vier  Provinzialdepurtemeuts  einzelne  Geschäfte 
zugeteilt  wurden,  die  einheitlich  fttr  den  Gefsnmtstaat  zu 
behandeln  waren.  So  sollten  vom  ersten  Departement  noch 
die  Grenzsachen  und  was  die  Ausräumung  und  Rodung  der 
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Brücher  betrifft,  vom  zweiten  die  Recheukammer-  und 
Proviantsachea,  vom  dritten  die  Marschsachen  und  was 
die  Verpflegung  der  Armee  betrifft,  vom  vierten  die 
orangiaeheD  Successioossachen  und  das  Post-  und  Mflnz- 
wesen  bearbeitet  werden.  Friedrich  der  GroBe  hat  dann 
neben  den  Provinzialdepartements  eine  Reihe  von  Real- 
departements  geschaffen;  schon  1740  das  fünfte  Departement 
für  Mannfaetur^  und  Eommensachen,  1746  das  seehste  far 
MilitftrOkonomiesachen ,  17()7  eins  far  Zoll-  und  Akzise- 
Süchi'u,  17(38  eins  fflr  Berg-  und  Hüttenwesen,  vorüber- 
gehend 1770  eins  für  die  Forstverwaltun!? ,  sodaß  es  1800 
neben  den  fOnf  Pruvinzialdepartementb  vier  Sachdeparte- 
ments gab:  für  Berg-  und  Hüttenwesen  — ,  für  Akzise-, 
Zoll-,  Salz-,  und  Fabrikwesen  — ,  für  Militärsachen  — , 
endlich  für  Kassen-,  MOdz-,  Stempel-,  Bank-,  Lotterie-, 
Post-  und  Medizinaiwesen. 

Es  ist  nun  gerade  im  Hinblick  auf  diese  Organisation 
des  Generaldirektoriums  behauptet  worden,  daS  Preufien 
im  18*  Jahrhundert  eigentlich  noch  gar  kein  Staat,  sondern 
nur  eine  Föderation,  ein  Aggregat  von  mehr  oder  weniger 
selbständigen  Lftndern  gewesen  sei.  Wieder  ein  Beweis 
dafür,  daß  uiiui .  um  dt'ii  daiiialij^M'n  Staat  als  rückständig 
zu  bezeichnen,  niodcrnt'  V(>r>telluugeii  auf  ihn  übertragt, 
ihn  an  nuxleruen  Zustanden  mißt,  statt  an  d^n  damaligen. 
Wo  war  es  denn  damals  anders  V  Schloezer,  der  diese  Auf- 
fassung zuerst  in  die  Welt  gesetzt  hat,  hätte  doch  hoachteu 
sollen,  daß  es  in  den  meisten  kleinen,  ja  kleinsten  deutschen 
Territorien  ganz  ebenso  war,  daß  namentlich  Hannover  den 
Erwerb  von  Bremen  und  Verden  nock  nicht  verdaut  hatte 
(Han.  V.-  u.  V.  Gesch.  I,  75-121,  II,  84—122  ,  291  ff). 
Aber  es  war  die  Maxime  Schloezers,  den  hannoverschen 
Balken  zu  flbersehen  und  ttber  den  Splitter  in  andrer 
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Auu'en  zu  rieht^in.  I^brigens  <:ibt  es  ja  noch  heute  keinea 
einzigen  (iioßstaat,  der  das  Fachsystem  konsequent  durch- 
geführt hätte;  in  jedem  preußischen  Ministerium  werden 
die  Gescii.ifte  wenigstens  zum  grofien  Teile  nach  den 
einzelnen  Landesteilen  bearbeitet 

Die  dem  Kommissariatswesen  zugrunde  liegende  Idee 
bat  sich  über  die  Zentral»  und  PrOTinzialinstanz  binaus 
als  wirksam  erwiesen. 

FQr  die  Lokalverwaltung  des  platten  Landes  hatte  es 
anfangs  als  LandesbebOrden  Amtshau])tinann8chflften  und 
Vogteien  gegeben.  Im  Kanijtf  mit  dem  Adel  sind  sie  schon 
früh  beseitigt  und  lial)eu  spilter  bis  ins  19.  Jahrhundert 
nur  noch  als  Titel  und  l*fründen  weiter  existiert.  Soweit  das 
platte  Land  dem  Landepherrn  eigentümlich  geb5rtp.  bestand 
in  Preußen  wie  in  ganz  Deutschland  die  sogenannte  Ainter- 
verfassung,  indem  die  Lokalverwaltung  in  Administration 
und  Justiz  von  den  Domftnen  aus  geführt  wurde.  Seitdem 
für  die  DomAnen  im  eigentlichen  Sinne  im  Gegensatz  zu 
den  Forsten  das  Verpachtungssystem  aufgekommen  war, 
in  Preußen  besonders  früh,  da  man  Geld  brauchte  und  die 
Selbstadministration  wenig  abwarf,  waren  es  hier  wie  anders^ 
wo  die  Domftnenpächter,  welche  die  untere  Justiz  und  Polizei 
handhabten.  Aber  im  Unterschiede  von  den  meisten  übrigen 
deutschen  Lilndorn,  wo  mau  auch  zur  Verpachtung  üher- 
gegangeu  war,  wo  man  j(Mlocli  auf  große  Ertrüge  nicht  zu 
sehen  brauchte  wie  namentlich  in  Hannover  —  hat  es  doch 
nie  in  der  Welt  eine  so  wenig  tiskalische  Behörde  gegeben 
wie  die  hannoversche  Kammer  — ,  mußte  in  Preußen  wegen 
des  großen  GeldbedOrfnisses,  das  seinen  umfassenden  Staats- 
zwecken entsprach  y  mit  der  Verpachtung  ernst  gemacht 
werden.  Was  aber  finanziell  vorteilhaft  war,  gereichte  or- 
ganisatorisch zum  Nachteil.  Diese  preußischen  Domftnen« 
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Pächter  (Amtmänner,  OberamtmÄoner,  Amtsräte,  K.immer- 
rtte)  konnten  sich,  weil  sie  vor  allem  die  hohe  Pacht  zu 
erechwingeD  hatten,  um  Justiz  und  Polizei  in  der  Regül 
wenig  kfimmern.  Sie  liefien  als  Beamte  zu  wünschen.  Die 
Justiz  hat  man  ihnen  daher  sehen  frQh  aus  der  Hand  ge- 
nommen. Von  besonderen  Justitiarien  auf  den  einzelnen 
Dom&nenftmtern  ging  man  im  18.  Jahrhundert  zur  Bildung 
Ton  Domänenjustizämtern  fOr  grOfiere  Bezirke  mit  einem 
von  der  Kriegs-  und  Domänenkammer  angestellten  Justiz- 
umiiiianno  über. 

Nun  \v;uen  a)>or  auf  dem  i)liitt»'U  Laiule  lux  Ii  iiiiiiicr 
die  Kreise  vürhuudeii.  in  (Irncn  iWv  IJitterschaft  auf  Kreis- 
tagen ihre  gemeinsamen  Angelegenheiten,  das  Hypotheken- 
Feuersnrietäts-,  Landarmen-,  Kredit-  und  Deichwesen  be- 
sorgte, die  Grundsätze,  nnch  denen  die  dem  Kreise  auf- 
gelegten Steuern  und  Leistungen  umgelegt  werden  sollten, 
feststellte  und  Aber  die  dem  Kreise  verbliebenen  Reste 
verfQgte.  An  der  Spitze  dieser  kreisstftndischen  Verwaltung 
stand  ein  von  und  aus  der  Ritterschaft  gewählter  Kreis- 
direktor, oder,  wie  er  schon  frQh  hiefi,  Landrat.  Überall 
wo  der  Käme  Landrat  vorkommt,  bezeichnet  er  ein  land- 
Btändisches  Amt  wie  noch  jetzt  ia  Hannover.  Au«  li  hier 
ist  das  Heer  der  Motor  für  die  weitere  Entwicklung  ge- 
worden. Mit  der  Erriflituiiij  des  stehenden  Heeres  wurden 
auch  ffir  die  Kreise  staatliche  Koiumissarien  eingesetzt, 
Marschkommissarien,  Kommissarien  für  das  Quartier-  und 
YerpHegungswesen ,  für  das  Fuhr-  und  Lieferungswesen. 
Von  Anfang  an  hatte  aber  auch  der  Kreisdirektor  und  der 
Kreistag  mit  diesen  Geschäften,  mit  diesen  neuen  Lasten 
zu  tun,  indem  der  Kreisdirektor  namentlich  fttr  die  gerechte 
Verteilung  der  Kontribution  und  der  Einquartierung  zwischen 
den  landesherrlichen  und  ritterschaftlichen  Untertanen  zu 
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sorgen  hatte,  damit  nieht,  was  in  Zeiten,  wo  es  an  ein- 

gelieudfu  Gesetzesvorschrifteii  fehlte,  leicht  get^chehen 
konnte,  die  gutsherrlicheu  Untertanen  prägraviert  würden, 
St&uUische  Vertreter  neben  den  laude.slierrlichen  Beamten 
zur  Regulierung  solcher  AngeiegenheitOTi  hat  es  auch  sonst 
gegeben,  z.  B.  im  Magdeburgiscbeu,  ehe  es  au  Preußen  fiel, 
in  einzelnen  Landest (ilen  Hannovers,  im  Lüneburgischen 
und  in  Hoya.  Von  Fall  zu  Fall  hatten  die  beiden  sich  zu 
Tentftndigen.  Das  Entscheidende  ist  nun  gewesen,  dafl 
dieser  Dualismus  überwunden  wurde.  Zuerst  wohl  dadurch, 
dafi  hftufig  zu  landesherrlichen  Kommissarien  Männer  er* 
nannt  wurden,  die  bereits  Vorstände  der  Kreise  waren; 
nicht  ohne  Widerspruch  seitens  der  Stände,  welche  gegen 
die  Übertragung  der  Militftrsachen  an  die  Landräte  re- 
monstrierten, weil  das  Saelie  der  Landkommissarien  sei. 
Jedenfalls  ist  das  laiideshenliche  Kreiskommissariatsanit, 
che  es  recht  zur  Ausbildung  gekommen  war.  wieder  ver- 
schwunden. Nachdem  nun  die  ganze  Geschäftsführung  auf 
den  Landrat  tibergegangen  war,  wurden  die  Landeskommis- 
sarien  aufgehoben.  Die  Landräte  als  Commissarii  perpetui  der 
Kriegs-  und  Domänenhammem  sind  nunmehr  dureh  immer 
neue  Aufträge  zu  Organen  der  gesamten  inneren  Verwaltung 
geworden.  Seitdem  hat  das  Landratsamt  jenen  Januskopf 
gehabt,  ein  Gesicht  der  Bureaukratie,  eins  dem  Lande  zu- 
gekehrt (Bismarck,  Gedanken  und  Erinnerungen,  I,  lo). 
Wie  Sehmoller  in  der  Einleitung  zu  den  Acta  Borussica 
die  KiitwiikliKi;^  zusammenlaßt ;  „Aus  der  Kombination 
des  lokalen  Marsch-  und  Verpflegungskommissars  mit  dem 
ständischen  Kreisdirektor  ist  das  Amt  des  Landrats  hervor- 
gegangen, wie  es  sich  in  der  Hauptsache  von  M(^0  \7\0 
konsolidierte,  von  1740 — 1752  nnf  Ostpreußen,  die  rheinischen 
Provinzen  und  Schlesien  fibertragen  wurde.  Man  nahm 
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dazu  möglichst  zuverlässige  Adlige  aus  dem  Kreise;  das 
Amt  wurde  mehr  und  mehr  aus  einem  bloß  miliUlrischen 
Auftrag'  der  Truppen  Verpflegung  ein  landesherrlicher  Aul-, 
trag,  die  staatliche  Polizei  zu  handliabeii". 

Der  preußische  Grundadel  hat  im  Unterschiede  von 
Frankreich,  wo  er  auf  allen  Stufen  aus  der  inneren  Ter> 
waltung  Terdi&ngt  wurde,  hier  den  Boden  gefunden,  wo  er 
Geschmaek  an  der  Verwaltung  fand,  wo  seine  Staats- 
gesinnung  sieb  betitigen  konnte^  Nicht  nur  als  Offizier- 
korps Fdedriehs  des  Groden  bat  sich  das  ostelbische  Junker- 
tum bewftbrt  Nur  in  Ostfriesland,  wohin  der  Militftrstaat 
Oberhaupt  nicht  gedrungen  war,  wo  auch  keine  Kanton- 
pflicht bestand,  hat  es  Landräte  niemals  gegeben  (Acta  1, 
Nr.  402:  Neue  Instruktion  für  die  Lamirate  vom  29.  Juli 
171<i  an  Stelle  der  früluMcti  von  liil)2,  drei  .lahir  nacli  dem 
Reglement  für  den  Cunnnissariat.  Voran  steht  das  Steuer- 
wesen, Art.  1—12,  dann  fülgen  die  Militaria  Art.  13 — 18; 
11,  Nr.  210 :  Über  den  Untorsc  liied  von  Landkommissarien  und 
Landräten  im  Saalkreise i  III,  Nr.  9:  Bestallung  des  vonGr&ve- 
nitz  auf  Schilde  zum  Landrate  der  Priegnitz  vom  31.  Januar 
1718;  VI,  2,  Nn  82:  Bericht  der  Kftnigsberger  Regierung 
▼om  25.  Juli  1740;  Nr.  147 :  Instruktion  fOr  die  Landr&te 
des  Herzogtums  Niederschlesien  vom  19.  Dezember  1741;  — 
Instruktion  ffir  die  Landr&te  der  Kurmark  vom  1.  Juli  170($. 

Dem  Umstände,  daß  ein  ritterschaftlicher  Ehrenbeamter 
Organ  der  Koioiui.^sariate  und  ^piiter  der  Kriegs-  und 
Donianenkamniern  wurde,  hat  man  es  zu  danken,  daß 
Preußen  im  18.  Jahrhundert  da.'^jenige  Land  gewesen  i^^t. 
wo  aller  staatlichen  Energie  zum  Trotz  am  wenigsten 
regiert  worden  ist.  Der  Weg  zum  Landrat  war  weit ;  mit 
Heimatscheinen ,  Ehekonsensen  und  dergleichen  hat  man 
sich  in  Preußen  niemals  befafit.  Alles  das  im  vollen  Gegen- 
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BatK  ZVL  den  Qbrigen  deutschen  Lftndern,  wo  ein  vielgesehaf- 

tiges  Beamtentum  in  sehr  kleinen  Bezirken  mit  der  Ver- 
waltung auch  noch  die  Justiz,  uamentlidi  die  freiwillige 
Gerichtsbarkeit.  Eliestiftungen,  Vorimindschaften,  Vertrafjs- 
scblicßungen  in  seiuer  Hand  vereinigtt*,  em  Zustand  der 
in  Hannover  bis  1852,  in  Sachsen  bis  1873  gedauert  hat. 

Ein  letztes  kommissariatisches  Organ  und  zwar  für 
die  Städte,  mit  denen  die  Landiäte  damals  gar  nichts  zu 
tun  hatten,  waren  die  Kreis-  und  Steuerrftte.  Aus  Bechnungs- 
kontroleuren  fftr  die  st&dttsehen  Akzisebeamten  waren  sie 
allm&hlieh  zu  Kontroleuren  Ober  den  Ertrag  dieser  Staats- 
steuer und  damit  Ober  das  städtische  Wesen  Oberhaupt 
emporgestiegen,  so  dafi  sie  bei  Aufstellung  des  Etats,  bei 
Aufnahme  von  Anleihen,  bei  Yerftufierung  von  GrundtitOcken, 
bei  der  Rechnungsführung  und  Kechnungslepung,  bei  Prozeß- 
führungen niitzuwirkei)  liatton  und  den  .stadtibcheu  Orgauen 
bei  der  eigentlicheil  Koiiimunalverwaltuug  weni«;  SolhstAndig- 
keit  ließen.  Jeder  hntte  eine  Anzahl  von  Stiulten  als  In- 
spektion unter  sich  mit  der  Verpflichtung,  mindestens  zwei- 
mal jährlich  in  jeder  einen  längeren  Aufenthalt  zu  nehmen. 
Doch  sind  sie  Keit  der  Vereinigung  der  beiderseitigen  Be- 
hörden auch  zur  Bereisung  der  Amter  und  Vorwerke  ver- 
wendet. Eine  eigentliche  Entucheidttngsgewalt  hatten  sie 
nicht  (Acta  I,  Nr.  63:  Instruktion  für  alle  und  jede 
Kreis-  und  Steuerkomroissarien  (in  den  mittleren  Provinzen) 
vom  6.  Mai  1712;  VI,  2,  Nr.  410:  Kgl.  Verordnung  vom 
3.  Dezember  1743  an  die  Steuerrnte  der  Kurmark). 

Neben  dieser  staatlichen  Organisation  gab  es  kouiuju- 
uale  Körpcrsciiaften,  Stadt-  und  Landgemeinden. 

Zur  Höhe  der  italienischen  und  tlandrischen  Städte 
haben  es  die  deutschen  nie  gebracht.  Sie  sollen  zwar  in 
ihren  Einriebtungen  vorbildlich  für  den  Territorialstaat  ge- 
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wesen  sein;  und  das  ist  auch  in  gewisser  Weise  der  Fall 
gewesen  (Hegel.  ArnoM,  Sohra  und  besonders  v.  Below, 
HistoriBche  Zeitschrift  Bd.  75).  Sie  BoUen  Stätten  per« 
sOnlicher  Freiheit  und  der  Anteilnahme  des  Volks  an  der 
Regierung  gewesen  sein,  wahrend  doeh  Privilegien  und 
Sonderrechte  die  Basis  der  städtischen  Verfassung  bildeten 
und  die  beftigdten  Klassenkämpfe  um  die  politische  Macht 
in  ihnen  ausgefochten  wurden. 

Jedenfalls  muüle  ihre  Uuabh;UiuM|ikeit  gebrochen  werden, 
wenn  die  Aufrichtung  eines  größeren  politischen  Verbandes, 
der  Stadt  und  Land  gleiehinäßig  iimscliluß,  wenn  /uuächst 
wenigstens  der  l-.mdlriedt'  her;..M>tt'llt  werden  sollte;  die 
Städte  waren  damals  dein  Ten  itoriuui  nur  zugewandt,  nicht 
fest  eingeordnet.   Die  l)  ran  den  burgischen  Städte  sind  nach 
den  aoarchischen  Zeiten  der  Luxemburger  und  Witteisbacher 
gleich  von  den  ersten  Hohenzollern  zur  Parition  gebracht ; 
auf  die  Unterwerfung  des  Adels  durcb  KurfOrst  Friedrich  I. 
ist  die  der  Städte  durch  Friedrich  II.  gefolgt;  das  eine  so 
berechtigt  wie  das  andre  und  nicht  mit  verschiedenem 
Mafie  zn  messen  (Priebatscb,  Die  Hohenzollern  und  die 
Städte  der  Mark  im  15.  Jahrhundert,  Berlin,  1892).  Vom 
h'y.  bis  18.  Jahrhundert  sind  die  Stlldte  in  ganz  Deutsch- 
land durch  Mißregieruiig  mehr  und  mehr  herunteriiekominen. 
SclMHoUer  hat  das  durch  seine  Forschungen  ffir  alle  Zeiten 
festgestellt;  in  der  Einleitung  zu  den   Acta  Borussica 
spricht  er  „vom  trägen  Regiment  der  städtischen  Patrizier- 
famiiien,  die  im  hergel)rachteu  Schlendrian  verharrt  und 
nur  zu  oft  sich  die  Taschen  gefallt  haben";  oder  wie 
Hintze  sagt:  „Man  darf  sich  diese  oligarchischen  Cliquen 
nicht  geradezu  als  eine  Bande  von  Gaunern  und  Profit- 
machern vorstellen,  es  waren  gewiß  viel  tttchtige  und 
ehrenwerte  Elemente  darunter,  aber  der  Geist  der  Lässig- 
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keit,  des  Egoismus,  des  K lassen interesses,  der  Mangel  an 
Vcraiitwortliehkeitsgüiühl .  an  amtlicher  Disziplin,  an 
administrativer  Schulung  und  Fähigkeit,  das  waren  doch 
ÜbeUt&nde,  die  fast  überall  vorhanden  waren,  die  fOr 
dieses  entartete,  zurückgebliebene  Stadtregiment,  das  ans 
einer  bereits  entuebviuidenen  Epoche  der  Staatsbildung  und 
VerwaUnng  stammte,  geradezu  charakteristisch  genannt 
werden  konnte"  (Acta  Borussica  VI,  1,  S.  242).  KameDtlIck 
in  Hannover  waren  die  Zustände  die  gleichen  (H.  V.  und 
V.Ge8ch.  I,  246 ff.;  II,  417 ff  ). 

Die  preußischen  Etaige  haben  in  sehr  mafiToller  Weise 
an  eine  Keform  der  Städte  die  Hand  gelegt.  Ihr  weiter 
Wirkungskreis  ist  ihnen  in  den  Keglenients  Friedrich 
Wilhelms  I.  und  Friedrich  des  druikn  belassen,  ihre 
ganze  obrigkeilliclie  Zuständigkeit  haben  sie  behalten: 
Ortspolizei  und  (ierichtsbarkeit  erster  Instanz  mit  Ein- 
schluß der  sogenannten  freiwilligen  Gerichtsbarkeit,  des 
Hypothekenwesens,  Vormundschaftswesens,  der  Verlaut- 
barung der  Rechtsgeschäfte.  Auch  ihre  damalige  Ver- 
fassung haben  sie  im  ganzen  behalten.  Als  Obrigkeit  der 
Stadt,  was  er  damals  viel  mehr  als  heute  war,  als  Polizei- 
und  Gerichtsverwalter  stand  der  Natur  der  Sache  nach 
der  Magistrat  im  Mittelpunkte,  indem  er  in  den  meisten 
größeren  und  mittleren  Städten  in  zwei  Abteilungen  zerfiel, 
die  eine  mit  einem  Justiz-,  die  andere  mit  einem  Polizei- 
bürgermeister  au  der  Spitze.  In  der  Regel  wurde  der 
Magistrat  gewählt,  nur  ausnahmsweise  \'om  Könige  ernannt, 
Dieses  Wahlrecht  wurde  aber  in  der  großen  Melir/.alil  der 
Fälle  vom  Magistrat  selbst  ausgeübt,  der  sich  kooptierte, 
während  der  BQrgertichaft  nur  sehr  selten  eine  durch  die 
Deputierten  der  Innungen  oder  Stadtviertel  geabte  Mit- 
wirkung dabei  zustand.  Eine  Mitwirkung  bei  der  städti- 
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«dien  VerwAltung  pflegte  die  BOrgersehaft  in  irgendeiner 
Form  tu  besitzen,  sei  es  durch  Zuziehung  der  ganzeu 

Bürgergeuieinde  boi  gewissen  besonders  wichtigen  Akten, 
sei  es  durch  Reprftwntantpn.  Die  Zuziehung  der  ganzen 
Bürgerschaft  war  tlieoreti.^clie  Regel .  die  Zuziehung  von 
Rei)rlL*ientantcu  hatte  den  Mangel,  daß  diese  entweder  vom 
Magistrat  seihst  bestellt  wurden  oder  daß  sie  sich  koop- 
tierten oder  dafi  sie  ausschließlich  als  Vertreter  von 
Innungen  und  Stadtvierteln  nur  deren  besondere  Interessen 
wahrnahmen. 

Hinsichtlich  der  staatlichen  Aufsicht  hat  Friedrich 
Wilhelm  1.  1713  nur  angeordnet,  dafl  nicht  mehr  die 
Magistrate  ihre  K&mmereirechnungen  selbst  abndimen« 
sondern  da6  das  von  den  Steuerräten  geschehen  solle,  die 
auch  den  Verpachtungsterminen  bcizuwohueu  hätten;  wie 
wenig  das  iu  der  ersten  Zeit  ircholfen  hat,  wie  sehr  die 
Schluderwirtschaft  fortdauerh-,  uehi  daraus  hervor,  daß 
bei  einer  solchen  Rechnungslegung,  die  mit  einem  Über- 
schüsse abschloß,  zan&chst  dem  Steuerrate  selbst  und  dem 
Kämmerer  Douoeurs  von  500  und  400  Talern  bewilligt 
wurden,  dafi  weitere  2100  Taler  das  Magistratskolleg  fried- 
lich unter  sich  teilte  und  dafi  nur  der  dann  verbleibende 
Rest  zur  Kasse  gelangte.  Das  weitere  ergibt  sich  aus  der 
Instruktion  Friedrichs  des  Grofien  an  sämtliche  Steuerräte 
der  Knrmark  vom  8.  Dezember  1743  (Acta  VI,  2,  Nr.  410). 
Die  Rechnungen  sollten  jährlich  eingereicht,  und  nach  Be- 
finden bei  der  Oberrecheiikaiiinier  geprüft  werden;  die  Zalil 
der  Magistratspersnnen  sei  zu  verringern,  uod  deren  Ein- 
künfte imt  Anfiabe  der  NebenbezQge  in  den  Etats  und 
Rechnungen  aufzuführen;  die  Stadtpferde  für  die  Reisen 
der  Magistratsmitglieder  sollten  abgeschafft  werden.  Aber 
die  Verwaltung  der  Kämmereigttter  wurde  den  Städten  be- 
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lassen;  nar  dafi  sie  hinfort  nicht  an  Magistrati^pemnen  in 
Pacht  gegeben  werden  durften,  die  auch  keine  Akzidenzien 
hei  den  Verpachtungen  beziehen  durften.  Kur  fflr  die 
Verwendung  der  Überschösse  und  fQr  aufierordentliche 

Ausgaben  war  eine  Genehmigung  erforderlich.  Die  Ver- 
waltung der  Forsten  freilich  wurde  wegen  der  groheu  Miß- 
bräuche —  Verwendung  der  Waldprodukte  zugunsten  der 
Ratsmitglieder  uiid  der  lUlr^er  — ,  Hie  zum  völligen  Ruin 
der  Wälder  geführt  hatteUf  staatlicheu  Forstbeamten  über- 
tragen. 

So  wurde  nicht  bloß  in  der  Kurmark,  sondern  auch 
sonst  die  staatliche  Aufsicht  aber  die  st&dtische  Vermögens^ 
Verwaltung  gehandhabt 

Die  Behauptung  Rehbergs,  dafi  die  OberschAsse  an  den 
Fiskus  gefallen  seien,  hat  nur  fOr  Schlesien  seine  Richtig- 
keit (Herwagin,  Anleitung  zur  richtigen  Kenntnis  der 
preußischen  St^iatswirtschaft ,  veranlaßt  durch  die  Reh- 
iiergische  Schrift,  Berlin  und  Stettin,  1808,  S.  226). 

Eine  geAvisserniaßen  freie  Landgeuieindeverfassung  hat 
sich  nicht  nur  im  Gebiete  des  landesherrlichen  iiomauiums, 
sondern  auch  da  erhalten,  wo  die  ortsobrigkeitliche  Gewalt 
des  grund besitzenden  Adels  in  Geltung  war.  Die  damaligen 
Landgemeinden  waren  Realgemeinden  in  dem  doppelten 
Sinne,  dafi  einerseits  nur  die  mit  Grund  und  Boden  An* 
gesessenen  als  Gemeindegenossen  betrachtet  wurden,  dafi 
andrerseits  auch  die  Funktionen  sich  nur  auf  die  gemein- 
same Bodenkultur  bezogen,  was  aber  um  so  weiter  reichte, 
je  mehr  bei  der  Gemeinsamkeit  von  Wald  und  Weide,  bei 
der  Gemengelage  der  Äcker,  bei  der  Dreifelderwirtschaft 
der  landwirtschaftliche  Betrieb  nur  als  ein  genossenschaft- 
licher njugiich  war.  Mit  der  Festsetzung  tlher  Benutzung 
von  Wald  und  Weide,  tiber  die  Aufeinanderfolge  der  Saaten, 
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Ober  den  Wechsel  von  Bau-  und  Ruhejahren ,  über  die 

Erntezeit,  Ober  die  Anstt  Ihum  von  Hirten,  die  Anlegung 
von  Wegen  und  Brunnen  war  der  kommunale  Wirkungs- 
kreis der  Landgemeinde  damals  hesclilossen ,  während 
Funktionen  öfrentlich-rerhtlicher Natur, namentlich  bczQglich 
der  Schule,  nicht  als  Gemeindeangelegenhcit  galten.  Im 
MittelpUDkt  der  Landgemeinde  Verfassung  stand  die  Ge- 
meradeTersammliiog  mit  gleichem  Stimmrecht  der  Gmod- 
besitzer  ohne  Reprftaentation,  der  es  nichts  schadete,  wenn 
sie  so  gnt  wie  ganz  aus  Unfreien  bestand;  was  doch  nur 
diejenigen  verblQffen  kann,  welche  die  unfreien  Bauern  mit 
Gesinde  Terwechselu.  Es  waren  zum  Teil  sehr  behäbige 
Landwirte.  Der  Gemeindevorstand  wurde  allerdings  in  der 
Kegel  von  der  Grundherrschaft  bestellt,  sofern  nicht  das 
Amt  an  dem  Besitze  eines  landlichen  Grundstücks  haftete 
(Lehns-  oder  Erbschulze).  Der  Schulze  hatte  wesentlich 
die  Staatsgesehafte ,  die  bteuererhehung  und  die  MilitAr- 
gesctiäfte  zu  besorgen.  Das  ländliche  Kommunalwesen  lebte 
still  vor  sich  hin ;  der  Feudalismus  ist  niemals  in  der 
Weise  wie  die  Bureaukratie  ein  Feind  der  Selbstver- 
waltung gewesen. 


Fünftes  Kapitel. 
Die  Jnstis. 


Der  preufiische  Staat  war  Aber  den  blofien  Rechtsstaat 
bereits  binausgescbritten;  er  hatte  auch  die  dem  Macht- 
swecke iDhArenten  Funktionen  der  Finanzen  und  der 
inneren  Verwaltung  tu  pflegen  begonnen,  sie  sogar  in  den 
Vordergrund  gestellt 

Demgemftfi  haben  beide  Könige  die  Ausübung  der 
Rechtsprechung  uicht  so  intensiv  wie  die  eigene  Ausübung 
der  Militilr-  und  Finanzhoheit  für  sich  in  Anspruch  tre- 
nommen ;  aber  prinzipiell  haben  sie  sich  doch  als  oberste 
Richter  ihrer  Untertanen  gefühlt,  es  fWr  ihre  PHieht  ge- 
halten, auch  dem  geringsten  Bauer  ihr  Olir  in  Heclits- 
sacht^n  nicht  zu  verschliefien,  auf  die  Beschwerden  ihrer 
Untertanen  entweder  selbst  zu  entscheiden  oder  eine  außer- 
ordentliche Kommission  entscheiden  m  lassen. 

Namentlich  Friedrich  der  Große  hat  im  Antimacchiavell 
die  Ansicht  vertreten,  daß  die  Ausübung  der  richterlichen 
(Gewalt  die  ursprünglichste  der  dem  Staatsoberhaupt  fiber- 
tragenen  Pflichten  sei.  Im  politischen  Testament  von  1752 
hat  er  auf  den  Ausruf  jenes  griechischen  Weibes  dem 
Kuiiige  von  Epirus  gegenüber  hingewiesen:  „Wozu  bist  du 
denn  König,  wenn  du  mir  uicht  Recht  schaffen  willst." 
Aber  gerade  er  war  von  den  Geschäften  der  auswärtigen 
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und  der  inneren  Verwaltung  so  erfüllt,  daß  er  tatsächlich 
nur  in  Fallen,  wo  er  es  für  al)j^olut  notwendig  hielt,  wie 
in  dem  Prozeß  des  Mdiltirs  Arnold,  von  dieser  oberst- 
richterlichen Gewalt  praktisch  Gebrauch  gemacht,  in  die 
■Justiz  eiogegriffen  hat,  indem  er  ihr  im  Übrigen  ihren 
straeken  Lauf  ließ,  sich  auf  die  bloße  Oberaufsicht  be- 
schr&ukend.  Es  heißt  im  Testamente  von  1752:  .Je  me 
suis  rteolu  de  ne  jamais  troubler  le  cours  des  procödures; 
c'est  dans  les  trihunaux  oü  les  lois  doivent  parier  et  oü 
le  souyerain  dott  se  taire;  mais  ee  silence  ne  m'a  point 
emp^chö  d*avoir  les  yeux  ouverts  pour  veiller  sur  la  con- 
duite  des  juges." 

Vor  allein  ist  die  Jiistiztrcsetzgehung  zu  einer  Zeit, 
wo  sie  in  ganz  Europa  stagnierte,  durch  heide  i\(iuige,  die 
dabei  von  den  besten  Kräften  des  Beamtentums  unterstützt 
wurden,  auf  eine  bis  dahin  nicht  erreichte  Stufe  gehoben. 
Friedrich  Wilhelm  L  sagt  zwar  in  seinem  Testamente  von 
1722:  »Was  die  Justiz  anlanget,  so  habe  ich  alles  an- 
gewendet, daß  sie  recht  kurz  gefasset  sein  sollte,  aber  leider 
habe  ich  nicht  reussiret.*.  Was  er  aber  in  den  18  Jahren 
nachher  noch  erreicht  hat,  war  doch  sehr  bedeutend  (Stölzel, 
Hintze).  Friedrich  der  Große  hat  die  volle  Frucht  dessen 
gesehen,  was  unter  seinem  Vater  und  unter  ihm  erarbeitet 
ist:  die  im  müdcnuu  Sinne  erfolgte  Regulierung  des  De- 
positen- und  Hypothekenwesens  diuch  die  de^etze  vom  1."). 
und  20.  Dezember  1783.  (his  A.  L.  H.  und  die  A.  G.  (>., 
wenn  auch  die  formelle  Publikation  unter  seiuer  liegierung 
nicht  nielir  erfolgt  ist. 

Die  Prozeßreform  stand  dabei  im  Vordergrunde  schon 
zu  Cocc<^i8  Zeiten.  Die  A.  G.  0.  hat  einen  radikalen 
Bruch  mit  dem  angeblich  „feinsinnigen  Mechanismus*  des 
gemeinen  deutschen  Zirilprozesses  herbeigeftthrt,  der  in  Tat 
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ttnd  Wahrheit  niehts  weiter  irnr  als  ein  irrationales  6e-- 

misch  von  kanonischem  Recht,  Gerichtsgebrauch  uud  so- 
genannter WissenJJchaft;  ein  in  völlige  Kistanung  ver- 
sunkenes, durch  gesetzliche  lieweisi  heurie  und  Kventual 
uiaxiine  uiiualurlich  kompliziertes  System,  welches  nur 
dazu  erfunden  schien,  die  Kechtsprechuiig  ihrem  Zwecke 
zu  entfremden.  Der  Prozeß  der  A.  G.  0  war  ein  auf 
einem  ganz  neuen  Grundprinzip  aufgebauter  ktthner  Ent- 
schluß; die  Unlersuehungsmaxime,  die  Erforschung  der 
Wahrheit  von  Amtawegen  sollte  verhindern  und  hat  ver- 
hindert» dafi  materielles  Unrecht  in  formelles  Recht  über- 
gehe; nicht  fOr  das  Interesse  der  Richter  und  Anw&lte, 
wohl  aber  ffir  das  der  Bevölkerung  war  in  erster  Linie 
gesorgt.  Bewundernd  hat  Bolow,  der  Geschichtsschreiber 
des  Cellischeu  Ol)erappellati(»ii>gi i iclits.  der  doch  mit  dem 
gemeinen  Prozeß  wie  kein  zweiter  vertraut  war,  gegen 
Rehherg  geltend  gemaciit,  daß  ein  Prozeß  iu  Preußen  in 
erster  Instanz  gewöhnlich  nur  2  bis  (3  Monate,  bei  \Yeit- 
Iftufiger  Bewciserhe])UTig  und  dergleichen  höchstens  ein  Jahr 
und  durch  alle  Instanzen  hindurch  in  der  Regel  nur 
anderthalb  Jahre  dauere. 

Die  Herstellung  eines  Jus  eertum,  das  auch  von  Fried- 
rich Wilhelm  I.  ersehnt  worden  war,  ist  im  A.  L.  R.  er- 
reicht worden.  Der  Dualismus  des  römischen  und  ger- 
manischen Rechtsstoffs  wurde  beseitigt,  diese  Elemente  zu 
einem  organischen  Ganzen,  einem  einheitlichen  System  ver- 
bunden. Obgleich  es  eigentlich  nur  das  Bestehende  fest- 
stellen sollte,  hat  es  doch  nicht  nur  die  zahlreichen  Kon- 
troversen, welche  das  sogeniinnte  gemeine  Recht  bis  zu 
dessen  Untergang  liegieitet  liaben .  gelöst,  sondern  auch 
zahlreiche  Fragen,  auf  welche  da^  gemeine  Recht  keine  den 
modernen  Bedürfnissen  genQgende  Antwort  gab,  dahin  ent- 
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schieden,  wohiu  eine  gesunde  Fortbilduug  der  gemeiurecht- 
liehen  Praxis  drängt^:  es  hat  niHuehe  Keime  germanischer 
Rechtsideeii .  inshesundere  auf  dem  (lel)iete  des  Sachen- 
reclits  zur  Kutfaltuiig  gebracht.  Sogar  i^avigny  hat  das 
halb  widerwillig  anerkannt  (Vom  Beruf,  2.  Auflage,  1828, 
81,  144;  Stölzel,  RecbtsverfassuDg  und  Rechtever- 
waltiing,  II,  442).  Wenn  es  auch  nach  der  arBprflnglichen 
Absieht  nur  auf  das  in  den  Gerichten  anzuwendende  Recht, 
auf  PriYatrecht  eiosehliefilich  des  Handels-,  Wechsel-, 
See-  und  Versicherungsrechts  und  auf  Strafrecht  sich  be- 
schranken sollte,  so  behandelt  es  doch  im  zweiten  Teile  grofie 
Gebiete  des  öffentlichen  Rechts,  des  Staats-  und  namentlich 
des  Verwaltungsrechts.  Im  zweiten  Teile  enthält  Tit.  7 
vom  Bauernstande  die  Iiis  1800  für  die  östlichen  Provinzen 
praktisch  maßgebende  Landgemeindeordiiung ,  mit  der  auf 
den  Landratsäuitern  und  bei  deu  Regierungen  gearbeitet 
wurde;  der  Tit.  8  vom  Bürgerstande  enthält  neben  einer 
Städteordnung  eine  Zunft-  und  Apothekerorduuog;  Tit.  9 
handelt  von  den  Pflichten  und  Rechten  des  Adelsstandes; 
nt.  10  von  den  Rechten  und  Pflichten  der  Diener  des 
Staates;  Tit.  11  in  1232  Paragraphen  von  Kirchen  und 
geistlichen  Gesellschaften;  Tit.  12  von  niederen  und  höheren 
Schulen ;  Tit.  13  von  den  Rechten  und  Pflichten  des  Staates 
flberhaupt;  Tit.  14  von  deu  Staatseinkünften  und  fiskalischen 
Hechten;  Tit.  15  von  den  Kechleu  uud  Ilegalien  des 
Staates  in  Ansehung  der  Landstraßen,  Ströme.  Halen  und 
Meeresufer,  von  Zollgeret  htigkeit  und  vom  rofetregal,  von 
Mühlengerechtigkeit,  von  Jagd-  und  Bergwerksregal;  Tit.  10 
von  den  Rechten  des  Staats  auf  herrenlose  Güter  und 
Sachen;  Tit.  17  von  den  Rechten  und  Pflichten  des  Staats 
zum  besonderen  Schutze  seiner  Untertanen  (Gerichtsbarkeit, 
Auswanderung,  Ahfahrts-  und  Abschofigeldem);  Tit.  18 
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▼OB  VormundsehafteD  und  Kuratelen;  Tit.  19  Ton  Armen' 
Anstalten  und  anderen  milden  Stiftungen ;  Tit.  20  von  Ver- 
brechen und  Strafen. 

Das  Strafrecht  des  A.  L.  R.  stellt  im  Unterschiede 
von  dem  Kreitinayerschen  Codex  ci  iniinalih  uud  im  Unter- 
schiede von  der  Theresiaim.  die  beide  auf  dem  Stainiiniiikte 
des  17.  Jahrhunderts  stehengeblieben  sind,  das  Ergebnis 
der  refornmtorischen  Bewegung  dar,  die  seit  Mitte  des 
18.  Jahrhunderts  in  "Wissenschaft  und  Praxis  sich  Bahn 
gebrochen  hatte,  ohne  doch  den  geechichtlichen  Boden  auf- 
zugeben, wie  solches  Yon  Joseph  II.  zugunsten  abstrakter 
Humanitätsbestrebungen  geschehen  war.  Wenn  auch  im 
Sinne  des  ängstlichen  wohlmeinenden  Polizeistaats  Gebote 
und  Verbote  darin  enthalten  sind,  welche  in  die  Details 
des  hRuslichen  Lehens  sich  eindrängten,  waren  doch  die 
Strafen  milder  als  vorher.  WoliI  gab  es  auch  in  der 
Fassung  virl  Unbebtiuiuitlieit,  aber  im  ganzen  enthielt  dir 
formale  BegriflsbildiiTi'?  einen  Fortschritt  (Uälsübuer ,  Ge- 
schichte des  preußischen  Strafrecbts  nR55)  193,  227  flf; 
von  Bar,  Geschichte  des  deutschen  Strafrechts,  (1882)  161. 
Zum  ersteomale  war  hier  an  Stelle  der  Carolina  ein  voll- 
ständiges System  des  Strafrechts  wenn  auch  nicht  fQr  das 
Reich,  so  doch  für  den  Staat,  der  an  Stelle  des  Reiches 
treten  sollte,  die  erste  Strafgesetzgebung  der  Neuzeit  zu- 
stande gebracht  Immerhin  war  das  Straf  recht  der  schwächste 
Teil  der  Kodifikation,  der  sehr  bald  Novellen  notwendig 
machte  und  schon  während  des  Bestehens  des  alten  Staats- 
wesens den  Entschluß  zur  Umarbeitung  zur  Reife  brachte. 

Niemals  ist  bis  dahin  bei  irgend  einem  Gesetzeswerke 
die  Unterwerfun«!  unter  die  öffeutliche  Prüfung  und  die 
öffentliche  Meinuiifi  oiue  so  nmfnssendp  gewesen.  "Wie  viel 
Gutacbtea  sind  damals  erstattet  worden  von  einzelnen  und 
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von  Korporationen;  „so  werden  Treußens  UnUrtuueu  sich 
rühmen  dürfen,  daß  sie  unter  Gesetzen  leben,  die  von 
ihnen  selbst  geprüft  und  genehmigt  wunien"  hat  Suarez 
gesagt.  Auch  (Un  Standen  war  Gelegetilieil  gegeben,  ihre 
Monita  geltend  zu  machen,  wie  schon  Friedrich  der  Grofie 
in  dem  Erlaß  an  Cocceji  vom  30.  September  I74i^  an- 
geordnet hatte.  Vor  allem  war  die  staaüiehe  Einheit 
auf  dem  Gebiete  der  Justiz  hergestellt.  In  den  frftnkischen 
Ffirstentflmem,  in  Polen  und  in  den  EntschAdigungslanden 
wurde  das  A.  L.  R.  und  die  A.  G.  0.  sofort  eingeffihrt. 

Über  die  Bedeutung  des  preußischen  A.  L.  R.,  des 
^Code  du  Grand  FrMörie*,  hat  sich  Tocqueville,  L^aneien 
r^giuje,  in  folgender  Weise  ausgesprochen:  „Le  eode  est 
une  v^ritable  Constitution  dans  le  sens,  (ju'on  attribue  ä  ce 
mot;  il  n  a  pas  seulenient  pour  but  de  regier  les  rapports 
des  citoyeus  entre  eux,  niais  encore  b'b  rapports  des  citoyens 
et  de  r^tat;  c'est  tout  k  la  fois  un  code  civil,  un  code 
criminel  et  une  Charte.  11  repose  ou  ])lutut  parait  reposer 
Sur  un  certain  nombre  de  principes  g^nöraux  exprimto 
dans  une  forme  tr^philosophique  et  tr^s-abstracte  et  qui 
ressemblent  sous  beaucoup  de  rapports  k  ceux  qui  rem- 
plissent  la  döclaration  des  droits  de  Thomme  dans  la  eon* 
stitution  de  1791.  On  y  proclame  que  le  bien  de  T^tat 
et  de  ses  habitants  y  est  le  but  de  la  soci^tö  et  la  limite 
de  la  loi;  que  les  lois  ne  peuvent  borner  la  libertö  et  les 
droits  des  citoyens  que  dans  le  but  de  l'utilit^  commune-, 
que  chaque  membre  de  VHnt  doit  travailler  au  bien 
geueral  dans  le  rapport  de  sa  positiou  et  de  sa  fortune; 
que  les  droits  des  individus  doivent  c^der  devant  le 
bien  g6n6ral.  Le  nom  de  l'^tat  est  d^jä  le  seul,  dont 
on  se  serve  pour  dösigner  le  pouvoir  royal.  On  y  parle 
du  droit  g^n^ral  des  homroes:  les  droits  g^6ranx  des 
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homraes  sf»  foudeiit  sur  la  libert^  lüilurellp  de  faire  >>on 
propre  Iticu  sans  nuirc  au  droit  d'autrui.  Toutes  les 
actiou&,  qui  ne  sont  pas  dMendues  par  la  loi  naturelle  ou 
par  une  loi  positive  de  T^tat  sont  permises.  Ghaque  habi- 
tant  de  Tötat  peut  exiger  de  celai-ci  la  döfenm  de  sa  per^ 
soone  et  de  sa  propri6t6  et  a  le  droit  de  se  d^fendre  lui- 
mdme  par  la  force,  ai  T^tat  De  vient  ä  son  aide.  —  Apr^s 
avoir  exposö  ses  grands  principes,  le  lögislateur  au  lieu 
d*eQ  tirer,  comme  dans  la  coDstitntion  de  1791,  le  dogme 
de  la  80UTeniiiiet6  dn  peu))le  et  rorganisation  d*UD  gouveme- 
ment  populaire  dans  une  soci6t6  libre,  tourne  court  et  va 
k  une  autre  cons^quence  <^galement  d^mocratique  mais  non 
liberale;  il  considere  le  prince  comme  le  seul  rei)r^>eiitaut 
de  VMüt ,  et  lui  donne  toti?  les  droits  (lu  oii  vient  de  re- 
connattre  ä  la  soci^tö  Le  souverain  n'est  plus  dans  ce 
Code  le  ropr^^sentaDt  de  Dieu,  il  n^est  que  le  re Präsentant 
de  la  soci^t^,  bod  ageat,  aon  serviteor,  eomme  Ta  imprim^ 
en  toutes  lettres  Fr^öric  dans  ses  oeuvres;  mais  il  la  re- 
pr^sente.  seiil,  il  en  exerce  seul  tous  les  pouvoirs.  Le  chef 
de  Tätat,  est-il  dit  dans  iMntroduction,  ä,  qui  appartient  le 
devoir  de  produire  le  bien  göoöral,  seul  but  de  la  sociötö, 
est  autorisö  k  diriger  et  h  regier  tous  les  aetes  des  indi- 
vidus  vers  ce  but." 

Soweit  in  diesen  AusfUhrunfieu  von  der  Gleiclibeit  der 
Prinzipien  des  A.  L.  R.  mit  denen  der  französischen  Ixevo- 
lution,  insbesondere  der  MensrhenrcrhtP  und  der  Verfassung 
von  1791  die  llede  ist,  wird  doch  nirgends  behauptet,  daß 
sie  daher  entnommen  seien;  sie  waren  ja  auch  schon  im 
■Entwurf  des  Borgerlichen  Gesetzbuchs  enthalten,  dessen 
erster  Teil  1784  erschienen  ist. 
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Die  im  18.  Jahrhundert  in  PreuBen  und  nur  in  Preufien 
1>estehende  Glaubens-  und  Eultttsfreiheit  hatte  als  doppelte 
Quelle:  die  LehensbeBtimmungen  dieses  eigenartigen  Staates, 
und  die  peniQnliehe  Gesinnung  der  beiden  Köiii^'e. 

Verhältnismäßig  spat  halte  1530  der  Kurfürst  Joachim  II, 
die  Refoniiittioü  vollzogen  in  der  Weise,  dnß  die  lutherische 
Kirche  im  ganzen  Gebiete  die  ausschließlich  herrschende 
wurde,  wfthrend  die  katholische  Keligiüusühuog ,  die  sich 
au  einzelnen  Orten,  namentlich  au  deu  Sitzen  der  Bischöfe 
von  Havelherg  utid  LebuB  noch  eine  Zeit  lang  erhielt,  seit 
Mitte  des  16.  Jahrhunderts  völlig  aufhörte,  so  dafi  seitdem 
in  der  Mark  Brandenburg  so  gut  wie  in  den  anderen 
deutschen  Territorien  das  System  völliger  konfessioneller 
Ahgeschlosüenheit  herrschte.  Der  Übertritt  des  Kurforsten 
Johann  Sigltcmund  zur  reformierten  Konfession  im  Jahre 
1614t  also  ziemlich  gleichzeitig  mit  dem  Anfall  reformierter 
Gebiete  am  Rhein  und  in  Westfalen,  ein  Ereigni«?,  welches 
von  dem  Ge.schichtschreiber  der  preußischen  lulmk  in 
seinen  Wirkun^^en  mit  den  Vorgängen  des  Jahres  1808 
verglichen  worden  ist,  hat  den  ersten,  wenn  auch  ^chw:lchen 
Anfang  von  Religionsfreiheit  gebracht,  iudem  nun  zwei 
Kirchen  nebeneinander  berechtigt  sein  sollten,  die  lutherische. 
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die  in  allen  Rechten  geschfitzt  blieb,  und  die  reformierte^, 
der  wenigstens  ein  simultaneum  religlonis  exereitium  er- 
öffnet wurde.  Mit  dem  Erwerbe  des  Herzogtums  Preufien 
wurde  der  Grundsatz  der  konfessionellen  Ausschließlichkeit 

noch  weiter  fallen  gelassen.  Erstens  hatte  hier  der  Kaiho- 
lizistiius  unter  dem  Schutze  des  polnischen  Lehnsherrn  in 
einzelnen  Gegenden  seine  Existenz  l)ehalten;  dann  aber 
hatte  sich  dort  schon  eine  viel  weiter  gehende  Religions- 
freiheit deshalb  entwickeln  können,  weil  Preußen  nicht  zum 
deutschen  Reiche  gehörte,  also  den  Beschränkungen  der 
Reichsgesetze  nicht  unterworfsn  war,  w&hrend  in  Polen  zu 
jener  Zeit  eine  ziemlich  ansgedehnte  religiöse  Duldung  be- 
stand, sodafi  im  Herzogtum  Preufien  Religionsgemein- 
schaften rezipiert  waren,  die  nach  Reiehsrecht  zu  den  ver- 
boteneD  gehörten.  Der  Grofie  Eurfflrst  ging  auf  dieser 
Bahn  weiter;  zwar  gegen  die  Zulassung  antitrinitarischer 
und  sozinianischer  Genieinden ,  welche  die  Dreieinigkeit 
und  die  göttliche  Natur  Christi  bestritten  und  die  sich 
von  Polen  aus  in  die  Neumark  verbreitet  hatten,  ergingen 
Landtagsabi^rliiede  und  Regierungsreskripte  als  gegen  Sekten, 
die  durch  den  westfälischen  Frieden  verboten  waren.  In- 
dessen hielt  sich  der  Große  Kurfürst  doch  für  befugt, 
solche  Religionsgesellscbaftoi)  welche  zwar  nicht  im  west- 
fiUischen  Frieden  speziell  bezeichnet  waren,  dagegen  mit 
dort  namentlich  genannten  auf  gleicher  Glaubensgrundlage 
standen,  in  seine  Staaten  aufzunehmen ;  ein  Prinzip,  welches 
namentlich  bei  der  Aufnahme  der  französischen  Reformierten 
in  Anwendung  kam,  als  diese  durch  ein  kurfQrstliehes 
Edikt  vom  29.  Oktober  1085  in  die  brandenburgi.schen 
Staaten  eingeladen  wurden  unter  der  Zusichening,  ihre 
Religion  in  französisclier  Sprache  nach  den  Gewohnheiten 
und  mit  den  Gebräuchen,  die  bis  dahin  bei  ihnen  iu  Frank- 


Digitized  by  Google 


6b  Kftpitei.  Kiichenhohflit  und  Kirchengewalt 


97 


reich  üblich  gewesen  w  aren,  ausüben  zu  dürfen.  Während 
es  doch  nach  dem  Wortlaute  des  westfillischen  Friedens 
zweifelhaft  sein  konnte,  ob  die  Aufnahme  der  französischen 
Reformierten  reichsgesetzlich  zulässig  war;  denn  der  west- 
fälische Friede  benannte  nur  die  Aagsborgiscben  Konfession»' 
verwandten  und  diejenigen  unter  ihnen,  die  den  Namen 
Reformierte  führten;  diese  Bezeichnung  pafite  zwar  auf  die 
deutschen  Reformierten  vollkommen,  da  sie  steh  zur  Augs- 
buigisehen  Konfession  bekannten ,  wenn  auch  nur  zu  der 
Variata  von  1540,  dagegen  paBte  sie  auf  die  französischen 
Reformierten  insofern  nicht,  als  sie  nicht  der  Augsburgischen 
Konfession,  sondern  der  Confe?sio  Gallicaua  anhingen. 
Wenn  so  der  Große  Kurfürst  auf  der  einen  Seite  über  den 
strengen  Sinn  des  Reirhsrechts  hinausging,  5?f>  war  eine 
allgemeine  Duldung  der  Katholiken  damals  noch  nicht 
durchführbar  ;  die  märkischen  Stände  hatten  sich  auf  das 
entschiedenste  widersetzt. 

Friedrich  Wilhelm  I.  sagte  im  Testamente  von  1722: 
»Was  die  Religion  anlanget,  so  bin  ich  und  werde  mit 
Gottes  Hfllfe  reformirt  selig  sterben;  indessen  bin  ich  ver- 
sichert, da6  ein  Lutherischer,  der  gottselig  wandelt,  ebenso- 
gut selig  werde  als  die  Refonnirten  und  dafi  der  Unter- 
schied herrühre  von  der  Prediger  Zänkereien;  haltet  des- 
halb Refurmirte  und  Lutheraner  in  gleicher  Würde, 
Datür  wird  Gott  Euch  i^vgnen  und  Ihr  dadurch  bei  allen 
Ländern  Kueh  Liehe  erwerben;  allen  Consistorien  müßt 
Ihr  scharf  anbefehlen,  daß  die  beiderseitigen  Keligions- 
parteien  auf  den  Kanzeln  keine  Controversen  tractiren, 
dafi  sie  absonderlich  von  der  Gnadenwahl  nichts  berühren. 
Was  die  katholische  Religion  anlanget,  mQfit  Ihr  sie 
toleriren,  soweit  der  westfillische  Friede  und  der  Vertrag 
von  Wehlau  es  mit  sich  bringen.*  Jesuiten  müsse  er  nicht 
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dulden,  seien  Deuffels,  za  vielem  BOsen  (upable.  FOr 
Berlin  halte  er  einen  katholisclien  Priester,  um  privaten 

Gottesdienst  zu  halten,  weil  es  viele  katholische  r>ui>ier 
und  Leute  gehe,  insl)esondere  auch  hei  den  Refjimenteni, 
n\  denen  der  katholische  Geititliche  alle  Monate  hinreisen 
mOsse. 

So  merkwürdig  es  klingt:  es  sind  militärische  Rück- 
sichten gewesen,  weiche  der  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit 
der  Katholiken  die  Bahn  gebrochen  haben;  mit  der  Anlegung 
der  Gewehrfabriken  in  Potsdam  und  Spandau  und  der  Über- 
siedelung katholiseher  Arbeiter  aus  der  Gegend  von  Lttttieb 
ist  an  diesen  Orten  katholischer  Gottesdienst  eingerichtet ;  for 
die  katholischen  Soldaten  ist  sogar  die  Wirksamkeit  einiger 
Dominikanermissionare  begünstigt,  und  im  Reglement  für 
das  von  ihm  gestiftete  Militärwaisenhaus  war  vorgesch riehen : 
„Es  soll  ein  jeder  von  den  Jungens  in  seiner  Religion, 
darin  er  grlmrm  imd  erzogen,  geschützt  und  kein  Ge- 
wissenszwang eingeführet  werden;  es  solle  der  katholische 
Pater  denen  katholischen  Knaben  in  ihrem  Katechismus 
informiren  und  Unterricht  geben";  beim  großen  Regiment 
in  Potsdam  wurde  für  die  katholischen  und  reformierten 
Ungarn  der  Sprache  wegen  ein  eigener  Seelsorger  gehalten, 
für  die  griechiseh-katholischen  Ungarn  ein  eigener  Geist- 
licher verschrieben,  und  die  22  Türken,  welche  der  Heneog 
von  Kurland  geschickt  hatte,  hielten  nach  der  Parade  ihsen 
mohammedanischen  Gottesdienst.  In  der  llelazione  degli 
missioni  negli  stati  del  Marchese  di  Brandenburg  1730 
wurde  die  dort  herrschende  Gewissensfreiheit  höchlich 
gelobt. 

Bei  Friedrich  dem  Großen  entsprang  die  Toleranz- 
gesinnung einer  andern  Quelle.  Schon  der  Zweck  der 
Dissertation  sur  Pinnocence  des  erreurs  et  de  Pesprit  1788 
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war,  wie  er  an  Voltaire  scbrieb,  der  Beweis,  dafi  es  ikufierst 

schwer,  ja  unmöglich  sei,  in  sehr  vielen  Dingen  zur  Wahr- 
heit, zum  entscheidenden  Wissen  zu  gelangen,  woraus  fulge, 
daß  dies  nicht  die  Bestimmung  unseres  rieschleclites  sein 
küuue.  —  „Köuueu  eh'ude  Sterhliche  dem  höchsten  Wesen 
gefallen,  so  geschieht  es  nur  durch  Wohltaten,  die  sie  den 
Menschen  erweisen,  nicht  aber  durch  Gewalttätigkeiten, 
die  m  an  hartn&el^igen  Köpfen  ausüben/  Mithin  war 
Gleichgttltigkeit  gegen  religiOae  Glaubenslehren,  war  kirch- 
licher IndifüBrantismus  eine  der  Grundlagen,  in  denen  die 
Toleran^gesinnung  FHedricbs  des  Grofien  wurzelte;  aber 
nicht  die  einzige.  Schon  im  Antimacchiavell  hatte  er  als 
Bieberstes  Mittel,  den  Staat  vor  Stfirmen  zu  bewahren,  das 
hingestellt,  einem  jeden  die  Freiheit  des  Gewissens  zu  lassen, 
König  zu  sein,  aber  niemals  den  Priester  macheu  zu  wollen. 
Es  heißt  weiter  in  der  Schrift  De  la  ri^li^rion  de  Brande- 
bourg:  „Alle  Sekten  leben  hier  in  Frieden  und  trafen 
gleichmäßig  bei  zum  Glück  des  Staates.  Die  Regierung 
lAfit  einem  jeden  die  Freiheit  in  den  Himmel  zu  geben, 
auf  welchem  Wege  es  ihm  gefiUlt,  wenn  er  nur  ein  guter 
Bürger  ist,  das  ist  alles  was  man  von  ihm  verlangt;  der 
falsche  Beligionseifer  ist  ein  Tyrann,  der  die  Provinzen 
entvölkert,  die  Toleranz  eine  liebende  Mutter,  die  sie  nfthrt 
und  ihr  Gedeihen  fordert"  Am  ausführlichsten  in  diesem 
Sinne  hat  er  sich  in  dem  Essai  sur  les  formes  du  gouverne- 
ment  et  sur  les  devoirs  du  souverain  aus  den  letzten  Jahren 
seines  Lcbenä  geäußert. 

Diesen  Theorien  entsprach  die  Praxis  des  großen 
Königs.  Es  war  in  den  ersten  Wochen  nach  seiner  Throu- 
besteigung,  als  der  Minister  des  geistlichen  Departements 
und  Präsident  des  Konsistoriums  und  der  Konsistorial- 

vizepräsident  berichteten:  Die  rftmisch-katholische  Schule 
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far  die  Soldatenkinder  besonder»  in  Berlin  gebe  Anlafi, 
dafi  gegen  den  landesherrliehen  Befehl  vom  16.  NoTember 
1633  Protestanten  zum  Katholixismus  verleitet  worden; 
solches  habe  der  Generalfiskal  ihnen  mitgeteilt ;  sie  fragten 

also  an.  oh  die  katholische  Schule  blei])t'n  solle.  Aus  diesem 
Anlaß  ist  es  geschehen,  daß  der  Konig  an  den  Rand  des  Be- 
richtes schrieb:  „Die  Religionen  müssen  alle  tolerirt  werden 
und  muß  der  Fiskal  nur  das  Auge  darauf  haben,  daß  keine 
der  andern  Abbruch  tue.  Denn  hier  muß  ein  jeder  nach  seiner 
Fa(;on  selig  werden.*  Als  dann  am  4.  Dezember  174(i  der 
Justizminister  Cocceji  an  den  Kdnig  schrieb,  dafi  in  Ost- 
friealand  ohne  Verletzung  der  Landesverfassong  und  der 
Konkordate  den  katholischen  Eingesessenen  ein  öffentlicher 
Gottesdienst  nicht  gestattet  werden  könne,  verfOgte  Fried- 
rich der  Grofie  abermals  ganz  lakonisch:  «Ich  erlaube 
ihnen  das  freie  Exercitium  ihrer  Religion  nebst  Pater  und 
was  dazugehört."  So  gestattete  er  auch  durch  lattut  vom 
22.  November  174()  den  Katholiken  in  Berlin  zu  ihrem 
freien  und  ungehinderten  Gottesdienst  eine  Kirche  zu 
bauen,  so  groß  als  sie  solche  innehaben  wollen  und  können, 
mit  einem  oder  mehreren  Ttlrmen,  großen  und  kleinen 
Glocken  ohne  einigen  Vorbehalt  und  Widerrede.  Es  ver- 
steht sich  danach  von  selbst,  dafi  Friedrich  der  Grofie  den 
Katholiken  auch  in  den  neuerworbenen  Landesteilen,  in 
Schlesien,  Westpreufien  und  den  polnischen  Gebieten  eine 
freie  Öffentliche  BeligionsQbung  gew&hrte,  wie  es  auch  im 
Berliner  und  im  Hubertusburger  Frieden  bestimmt  wurde, 
dafi  die  katholisehe  Religion  in  statu  quo  erhalten  werden 
solle,  unter  dem  Vorbehalte  der  den  dortigen  I*rotestanten 
zu  gestattenden  Gewissensfreiheit  und  der  (b  ni  Souverän 
zusteheuden Gerechtsame.  Man  nahmdemgeniaii,  wie  Go<^the 
in  der  italienischen  Kei&e  berichtet,  in  Italieu  allgemein  an, 
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der  König  sei  zum  Katholizismus  übergetreten,  habe  aber 
Tom  Papste  die  Erlaubnis  erhalten,  das  zu  verheimlichen, 
er  Terrichte  seiDen  Gottesdienst  in  einer  unterirdiseben 
Kapelle.  Friedrich  der  Grefie  0ng  aber  noch  weiter;  er 
nahm  religiöse  Gemeinschaften  in  seinen  Staaten  auf,  die 
noch  entschiedener  als  die  französischen  Beformierten  nach 
Reichsrecht  verboten  waren ;  nicht  nur  die  böhmischen  nnd 
mährischen  Biüdergemeinden,  sondern  auch  die  Mennoniten 
und  andere,  die  in  deu  jiußerdt'utschen  Gohieteu  des 
preußischen  Staates  schon  liinger  geduUlut  worden  waren. 
Diesen  Grundsätzen  huldigt  .nnh  das  A.L.R.,  Teil  II, 
Tit.  11,  §  1  „Der  Begriff  der  Einwohner  des  Staats  von 
Gott  und  göttlichen  Dingen,  der  Glaube  und  der  innere 
Gottesdienst  können  kein  Gegenstand  von  Zwangsgesetzen 
sein.  §  2.  Jedem  Einwohner  im  Staat  mnfl  eine  voll- 
kommene Glanbens-  nnd  Gewissensfreiheit  gestattet 
werden*  usw. 

Der  preuBiache  Staat  Ist  dadurch  zum  Zufluchtsort 
aller  in  Frankreich,  in  England  und  im  flbrigen  Deutsch- 
land wegen  ihres  Glaubens  Verfolgten  geworden. 

Beide  Könif^e  haben  über  beide  Kirchen  ein  festes 
Kirchenregiment  geführt.  Friedrich  Wilhelm  I.  im  ])(iltti- 
schen  Testament  von  1722  spricht  sich  energisch  gegen  die 
Einmischung  der  Prediger  beider  Religionen  in  weltliche 
AfHlren  aus,  was  sie  gern  t fiten,  namentlich  auch  die 
Reformierten  und  die  Lutherischen.  ,Denn  die  Herren 
Geistlichen  gbro  Fftpste  sein  wollen,  da  sie  beim  Papstthum 
alles  zu  sagen  haben.*'  Es  sollten  namentlich  keine 
Fredigten  gehalten  werden  gegen  die  Autorit&t  des  Landes- 
herm,  weder  direkt  noch  indirekt  bei  Strafe  der  Kassation. 
„Lieber  Suecessor,  dieser  Punkt  ist  einer  von  den  impor- 
tanten."    Friedrich  der  Große  hat  dem  Papste  zum  Trotz 
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es  abgeleimt,  die  Bulle  Dominus  ac  redemtor  vnin  21.  Juli 
1773  in  seinen  Staaten  zur  Ausführung  zu  bringen;  seinem 
römischen  Residenten  hat  er  damals  geschrielien:  Sie 
werden  es  jedem,  der  es  hören  will,  doch  ohne  Ostentation 
und  Affektatlon  sagen  und  werden  auch  die  Gelegenheit 
wahrnehmen,  es  dem  Papst  oder  seinem  ersten  Minister  zu 
berichten,  dafi  in  der  Jesnitenangelegenheit  mein  Entschluß 
gefaBt  ist,  sie  in  meinen  Staaten  so,  wie  es  bisher  war,  su 
erhalten;  ich  habe  im  Traktat  zu  Breslau  die  katholische 
Religion  in  statu  quo  garautirt  und  icli  habe  im  Vergleich 
niemals  bessere  Priester  gefunden ;  Sie  word(  n  auch  noch 
hinzufügen,  daß  nachdem  ich  einmal  zu  der  Klasse  der 
Ketzer  gehöre,  der  hl.  Vater  mich  nicht  dispensiren  kann, 
mein  Wort  zu  halten,  noch  von  der  PÜicht  eines  anständigen 
Mannes  und  eines  Königs."  Die  Kompetenz  seiner  eigenen 
Kirche  hat  er  durch  die  Aufhebung  der  konsistorialen 
Ehegerichtsbarkeit  100  Jahre  frOher  als  in  Hannover  und 
anderen  Kleinstaaten  und  100  Jahre  früher  als  in  Preußen 
die  Aufhebung  der  katholischen  geistlichen  Ehegerichts- 
barkeit erfolgt  ist,  stark  eingeschrftnkt;  im  übrigen  aber 
um  die  protestantische  Kirchenregiening  sich  wenig  be- 
kuiiiiiiert.  dem  geistlichen  Departement  und  den  Konsistorien 
im  allgemeinen  freie  Hand  lassend,  nur  hin  und  wieder 
mit  Siitzen  dazwischenfabrend,  wie  „l  i  i-^  (  onsistorium  seind 
Esels".  Insbesondere  mit  der  Anstellung  der  i'rediger  wollte 
er  nichts  zu  tun  haben.  Gerade  weil  ihm  die  Kirche  so 
völlig  gleichgültig  war,  bat  er  eine  bestimmte  Richtung, 
etwa  den  Rationalismus,  in  keiner  Weise  begOnstigt.  Er 
ließ  die  Sachen  gehen,  wie  sie  wollten.  Zwei  auf  die  kirch- 
lichen Verfailltnisse  bezttgliche  Änderungen  an  der  In- 
struktion seines  Vaters  ffir  das  Generaldirektorium  sind 
doch  charakteristisch:  die  §§  32  und  33  des  Art.  18  wurden 
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gestrichen,  der  §  32,  der  vorschrieb,  diiß  bei  dem  Bau 
und  der  'Repaneninp:  alter  Kirchen  keine  Altiire,  Lichter. 
Caseln  oder  Meßgewand  geliefert,  auch  der  Gottesdienist  so 
gelialten  werden  solle  wie  in  Potsdam,  Wusterhausen  und 
in  der  Garnisonkirche  zu  Berlin",  was  nach  Friedriebs 
des  Groflen  Ansieht  in  jedes  Belieben  stehe;  und  §  33,  wo 
es  heifit  y  dafi  in  Litthanen  noch  Kirchen  gebaut  werden 
sollten*  Aber  prinzipiell  hielt  er  an  seinem  Kirchen- 
regiment fest:  «Ich  als  Viearius  Jesu  Christi  und  Erz- 
bisehof von  Magdeburg  befehle,  dafi  sie  ehelieh  znsammen- 
gegebcn  werden"  —  nämlich  Onkel  und  Nichte. 

Beide  KOnige  haben  sich  auch  um  die  Schule,  den 
Annex  der  Kirdie,  große  Verdienste  erworben.  Die  all- 
gemeine Schulptiicht  „an  den  Orten,  w»  Schule  isf,  ist 
schon  durch  das  Generaledikt  Friedrich  Wihelms  I.  vom 
28.  Septeml»er  23.  Oktober  1717  (C.C.M.  contin.  I,  5,  528) 
eingeführt  und  durch  das  Edikt  vom  19.  Dezember  1736 
(O.G.M.  I,  2,  139)  eingeschärft  ;  Friedrich  der  Grofie  ist 
auch  hier  nur  auf  den  Wegen  seines  Vaters  weitergegangen, 
als  er  das  General-Land-Schul-Reglement  vom  12.  August 
1763  (N.aC.  III,  265)  erließ :  selbst  die  dienstpflichtigen 
Kinder  auf  den  Rittergütern  sollten  dem  Schulunterricht 
nicht  früher  entzogen  werden,  bevor  sie  im  Lesen  fertig, 
im  Christentum  einen  guten  Grund  gelegt  und  iin  Schreiben 
den  Anfang  gemacht  hiltten  (§  2);  es  sollten  auch  keine 
Schulmeister  ins  Auii  eingewiesen  werden  in  den  Domäuen- 
ämtern  der  Kurniark .  bevor  sie  im  Examen  tüchtig  be- 
funden, auf  den  Dörfeni  dei  Kurmark  sollten  nur  solche 
angenommen  werden,  die  eine  Zeitlang  das  Berliner  Seminar 
besucht  und  die  auf  der  Schule  der  Dreifaltigkeitskirche, 
aus  der  1797  das  Friedrieh-Wilhelmsgymnasium  hervor> 
gegangen  ist,  die  Ton  Hecker  eingeführte  Methode  des 
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ScfanlhaltenB  ^gefasBet*  hätten;  aUe,  irolchesieh  nicht  auf 
Yorgedachte  Art  als  ordentliche  Schulmeister  den  Beruf  zu 

iüformieren  verschafft  hätten,  inüßteu  sich  auf  dem  platten 
Lande,  es  seien  Manns-  oder  Weibspersonen,  des  Schul- 
haltens enthalten  (§  14) :  die  bchulzeit  war  auf  drei  Stunden 
vormittags  und  auf  drei  Stunden  nachmittags  festgestellt 
(§  18);  auch  für  die  Wtlrde  des  Lehrerstandes  war  schon 
gesorgt,  da  ihnen  verboten  wurde,  bei  Gastmählern  oder 
sonst  andre  mit  der  musique  zu  bedienen  (§  13);  was 
nach  Immeimanns  Mflnehbausen  noch  60  Jahre  spAter  in 
WestfiELlen  in  Blttte  stand.  Daß  diese  Vorschriften  nicht 
ttberall  zur  vollen  Durchführung  gelangt  sind,  versteht  sich 
bei  der  damaligen  Mittellosigkeit  und  bei  der  mangelhaften 
staatlichen  Aufsicht  von  selbst.  Aber  wo  war  denn  das 
besser?  Lehniaun  hat  wieder  unrecht,  wenn  er  neben  den 
Städten  auch  die  Schule  als  Stiefkind  dieses  spartanischen 
Gemeinwesens  bezeichnet  (I,  84),  um  so  mehr,  als  sich 
ein  märkischer  Adeliger,  Rochow  auf  Kekahn,  also  nach 
Lehmann  einer  der  eigentlichen  Regenten  des  Landes,  die 
allergrößten  Verdienste  um  das  IClementarBchulwesen  dieses 
Landesteils  in  jener  Zeit  erworben  hat. 
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Gewifi  war  Preufien  damals  in  der  Hauptsache  noch 
ein  Land  agrarischer  Kultur;  aber  bis  tief  ins  18.  Jahr- 
hundert ist  das  England  auch  gewesen.  Den  Ackerbau 
nannte  Friedrich  der  (Jroße  in  einem  Briefe  an  Voltaire 

die  erste  der  Künste,  ohne  die  es  keine  Kaut  ieute,  Könige. 
Poeten,  Philosophen  geben  würde l  nur  das  sei  wahrer 
Reichtum,  was  die  Erde  hervorbringe,  lim  die  Landwirt- 
schaft haben  sich  beide  Könige  große  Verdienste  erworben  ; 
zan&chst  durch  die  Urbarmachung  der  „Lücher  und  Brücher 
des  Rhin-  und  havellftndischen  Luchs  durch  Friedrich 
Wilhelm  I.,  des  Oderbruchs,  der  Warthe-  und  Ketzebrficher 
durch  Friedrich  den  Großen ,  wobei  sie  lange  Jahre  nicht 
nur  mit  den  Naturverh&ltnissen  sondern  auch  mit  dem 
Widerstande  kurzsichtiger  Interessenten  zu  kftmpfen  hatten; 
dann  aber  durch  das  Retablissement  Ostpreufiens  nach  der 
verheerenden  Pest  durch  Friedrich  Wilhelm  I.,  durch  das 
Retablissement  Friedrichs  des  Großtn  nach  dem  sieben- 
jährigen Kriege,  während  dessen  das  platte  Land  in  un- 
endlich höherem  Maße  in  Mitleidenschaft  ^zezogen  war 
als  die  Städte.  Nicht  daß  er  direkte  Unterstützungen 
gegeben  hätte  außer  an  die  Amtsbauern  im  Falle  der 
allerdringendsten  Not;  die  Hauptsache  war  die  indirekte 
Hilfe,  die  dem  grundbesitzenden  Adel  dadurch  zuteil 
wurde,  dafi  er  entgegen  den  Meinungen  der  Juristen 
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die  es  noch  ^iel  spater  nicht  begreifen  konnten,  dafi  jemand 
gleichzeitig!;  Sclmldner  und  (llaubiger  sein  könne,  das 
Juristiscli  unmöglicho"  Pfandhriefinstitut  ins  Leben  rief  und 
dadurch  den  AdeL  dt  >st'n  (jüter  schon  auf  Kaufleute  über- 
gingen, die  durch  den  Krieg  reich  geworden  waren,  auf 
den  Weg  der  Selbsthilfe  verwies;  endlich  auch  durch  die 
Anregung  zur  Einführung  des  englischen  Wirtschafts- 
betriebea,  zum  Anbau  von  Futterkrftutem,  seu^  Vermehrung 
des  Viehstandes,  zur  Aufhebung  von  Gemeinheiten  durch 
Abschaffung  der  Brache;  stets  gegen  den  allgemeinen  Wider- 
stand wie  namentlieh  bei  der  Anpflanzung  der  Kartoffel. 

Da,  wo  der  hannoversche  Minister  von  Mttnehhansen 
seinem  Könige  den  Ackerbau  als  die  hauptsächlichste 
Grundlage  für  den  Reichtum  des  Kurfürstentums  hinstellt, 
von  dem  Zustande  des  (lewerbefleißes  niul  des  Handels  aber 
in  sehr  gedamjjfter  Tonart  spricht,  da  die  ganze  Ausfuhr 
wesentlich  nur  aus  Ackerbaufrüchten  bestehe,  auch  der 
niedersftcbsische  Volksstamm,  worin  er  wohl  recht  hat,  fftr 
Handel  und  Industrie  nicht  besonders  beaulagt  sei,  „que  le 
gönie  de  la  nation  n'est  port^  jusqulci  vers  cet  objet",  be- 
merkt  er  mit  einem  jener  mifibilligenden  Seitenblicke  auf 
Freuden,  ohne  die  es  schon  damals  in  Hannover  nicht  ging: 
,il  paratt  que  les  ötablissements  dont  on  fait  tant  de 
parad«  dans  quelques  i)rovinces  de  TAlIemagne  sont 
pent-Ätre  plus  brillants  que  solides  et  qu'il  n'ya  que  le 
solide  qui  dans  ce  geure  soit  durable  (H.  V.-  u.  V.-Gesch.  I, 
227,  240;  II,  112. 

In  Preußen,  wo  man  nicht  nach  Gründen  zum  Nichts- 
tun suchte,  hat  schon  Friedrich  Wilhelm  1.  die  Leitu 
von  Industrie  und  Handel,  von  Manufakturen  und  Kom- 
merzien  fest  in  die  Hand  genommen. 

Im  Testament  von  1722  wurden  die  Manufakturen  der 
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rechte  iiervus  renim  gerendarum  eines  Landes  und  eines 
Landesherrn  genannt:  Uherali  müßten  M&nufaktureii  an- 
frpTprrt  werdcH ,  besonders  , wollene",  es  müsse  daher  die 
Einfuhr  aller  WoUenwaren  bei  Konfiskation  des  ganzen 
Vermögens,  im  "Wiederholungsfälle  bei  ewiger  Karrenstrafe, 
es  müsse  zagleich  die  Ausfuhr  aller  Wollwaren  bei  Leib- 
und  Lebensstrafe  verboten  werden;  dann  würden  die 
Revenuen  zunehmen  und  LRnder  und  Leute  in  florrissanten 
Stand  kommen.  An  einer  andern  Stelle  rtthmt  er  die  Ver- 
dienste der  Kefugiös,  welche  die  Nation  erst  capahle  ge- 
macht hätten  zu  Manufakturen;  vorher  habe  man  die 
Wollenware  aus  England,  Frankreich  und  Holland  bezogen, 
und  das  Geld  dalür  Jiußer  Landes  geschickt;  „ergo  Msinu- 
fakturen  im  Lande  ein  recht  Bergwerk  geheißen  werden 
kann,  ein  Land  ohne  Manufakturen  ist  ein  menschlicher 
Körper  ohne  Leben,  also  ein  totes  Land,  das  beständig 
power  und  elendigUeh  ist  und  nicht  zum  flohr  sein  Tage 
nicht  gelangen  kabn.* 

In  der  Instruktion  für  das  Generaldirektorium  heißt 
es  im  Art.  11  von  Zöllen  und  Komroerzien  §  1:  „Das 
Generaldirektorium  wird  allen  ersiniilichen  Fleiß  anwenden, 
um  es  dahin  zu  richten  und  zu  befördern,  daß  die  Koni- 
merzien  je  länger  je  mehr  empor  und  in  einen  liorissautt  u 
Zustand  gebracht,  unsere  Zolle  auch  nicht  abnehmen, 
sondern  so  viel  immer  möglich  verbessert  werden  mögen; 
die  in  unseren  Landen  fallenden  Waren  und  Denreen 
sollen  leidlich  beschweret,  aber  die  eiakoramenden  fremden 
und  aeeisbaren  Waren  als  Korn,  Gerste,  Weizen,  Hanf, 
Flachs  u.  dergl.  so  hoch  in  den  Tarifen  hinaufgezogen 
werden,  daß  Unsere  Untertanen  mit  dem  Fremden  Markt 
halten  und  die  in  Unserem  Lande  fallenden  Waren  stets 
wohlfeiler  gegeben  werden  können  als  fremde  Waren  von 
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gleicher  Gattung.*  Der  Art  12  unter  der  Überaehrift 
.Mannfaktursachen"  lautet:  nVon  was  groBer  Importanz 
fQr  Unser  und  alle  Lande  die  Etablining  guter  und  wohl- 
eingeriehteter  Manufakturen  sei,  solches  ist  dem  General- 
direktorio  zur  Genüge  bekannt  und  irird'  dasselbe  sieh 
alle«  &ufiersten  Fleifies  angelegen  sein  lassen  mllssen,  damit 
so  viel  nur  immer  möglich  alle  Gattungen  von  Wollen-, 
Eisen-,  Holz-  und  Ledermanufakturen,  die  noch  nicht  in 
Unserem  Laude  etabliret  sein,  daselbst  eingenclitet  werden 
mögen"  (§  1).  „T'm  diesen  höchst  nützlichen  Endzweck 
zu  erreichen,  hat  das  Generaidirekturium  die  dazu  nötigen 
Manufacturiers  aus  der  Fremde  Immmen  zu  lassen  nach 
der  Methode,  wie  Wir  zu  Potsdam  die  Gewehrmanufiaktur 
angelegt  haben''  (§  2).  «Das  Generaldirektorium  soll  sieh 
auch  mit  aller  vigueur  bearbeiten,  dafi  die  Wollmanufakturen 
und  Lederfabrikation  in  Unseren  preuflischen  Städten  ein- 
geführt und  auf  alle  Weise  in  Flor  gebracht,  mithin  da* 
durch  Unsere  preußischen  Städte  und  Lande  in  gutes 
Aufnelimen  gesetzt  werden  mögen"  (§  3).  „Wir  befehlen 
auch  dem  Generaldirektorium  in  Unserem  Namen  ein  Kdikt 
ausgehen  zu  lassen,  wodnrch  die  Ausfuhr  der  einheimischen 
Wolle  bei  Strafe  des  Stranges  verboten  werde.  Wer  nur 
einen  Stein  von  einheimischer  Wolle  auszuführen  sich  unter- 
steht, soll  den  Galgen  verdient  haben"  (§  4).  Die  dem 
Lagerhause  bisher  erteilte  Erlaubnis,  «ausgesehossene" 
Wolle  auszuführen,  wird  »mit  gutem  Vorbedacht*  wieder- 
aufgehoben «und  soll  das  Lagerhaus  davon  nicht  einen 
Stein  mehr  ausznffthren  befugt  sein*  (§  4).  »Die  Kammern 
werden  sagen,  Unsere  Pächter  können  die  Wolle  nicht  los 
werden,  sie  gilt  nichts,  kein  Mensch  will  sie  kaufen,  und 
was  dergleichen  mehr  ist;  die  von  Adel,  die  Prediger  und 
Schäfer  werden  ohue  Zweifei  eben  dergleichen  vorbnugeu. 
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Um  nun  dieser  Sache  ihre  abhelfliclien  Maße  zu  geben, 
so  soll,  wie  weiter  ausgeführt  wird,  fftr  jede  I  iouiiii  fest- 
gestellt werden,  wi»  viel  Wolle  und  von  welcher  Bescbafleu- 
heit  jiüniicli  gewonnen  und  wieviel  davon  in  den  Manu- 
fakturen verarbeitet  wird,  woraus  sich  ergibt,  wie  hoch  sich 
der  Überschuß  der  unverarbeiteten  Wolle  stellt,  und 
scheinet  es,  als  ob  dieser  Überschufi  ausgeftlhrt  werden 
konnte  nnd  mOftte,  wofern  die  Pftehter,  Edelleute  und 
Scb&fer  nicht  rninirt  werden  sollen;  es  wird  aber  nicht 
schwer  fallen,  der  Sache  auf  andre  Weise  zu  raten"  (§  5). 
Es  soll  nämlich  Pflicht  der  Behörden  sein,  fttr  Ansetsung 
der  dem  vollen  Verbrauche  der  Wolle  entsprechenden  Qe- 
werbetreibeiuleu  von  Tuchmachern  und  Struniiifwiikern, 
wenn  nötiv;  mit  staatlicher  Unterstützung  zu  sorgen,  ^sodaß 
es  par  niriit  nötig,  die  Wolle  aus  dem  Lande  zu  i'üiiieu, 
da  sie  mit  weit  größerem  Nutzen  iu  demselben  bleiben  und 
verarbeitet  werden  könne*  (§  (i).  Auch  Wollsi)inncreien, 
Leinenmanufakturen  und  St  runipfwirkereien  sollen  gefordert 
werden,  namentlich  durch  Beschaffung  von  Ausländern  aus 
Sachsen,  Holland,  der  Schweiz,  Hessen  und  Frankfurt 
«Um  einen  tOchtigen  Gesellen  anzuwerben,  kaufet  man 
demselben  einen  Stuhl  und  gibet  ihm  ein  hiesiges  Mädchen 
zur  Frau.  Das  Lagerhaus  schießet  ihm  die  Wolle  vor, 
dadurch  kommt  der  Geselle  sofort  zu  Brot,  etahliret  eine 
Familie  und  wird  .soweit  >vin  eij,'ner  Herr,  da  dann  nicht 
zu  glauben,  daß  es  große  Mühe  kosten  werde,  dergleicbeu 
Leute  zu  eugagiren  und  dieselben  nach  Unseren  Landen 
zu  ziehen."  Zu  dieser  Anwerbung  und  außerdem  zur  An- 
schaffung von  Strumpfstüblen  werden  für  17i2'i  aus  der 
Generalkriegskasse  24(n)0  Taler  assigniert  »und  zu  dem 
Übrigen  wird  der  Chef  des  Lagerhauses  auch  schon  Bat 
zu  schsflTen  wissen"  (§§  7—15).  —  Direkt  vom  Staate  sind 
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unter  Friedrich  Wühelm  L  nur  solehe  Indastrien  gegrllndet, 
welche  mit  dem  Heeresbedarf  zusammenhingen,  wie  die 
Gewehrfabrik  und  Tuchfabrik  des  Lagerhauses,  sofern  diese 
in  erster  Linie  fftr  die  Uniformen  zu  sorgen  hatte.  Der 
Art.  16  ^Polizei'  und  KämmereiweBen**  lautet:  „Den  Korn* 
preis  sollen  die  Commissariate  uud  Kaiuniein  jederzeit  so 
halten  und  balaiiciieii,  daß  es  nicht  zu  teuer  noch  zu  wohl- 
feil werde,  ünd  wie  nun  solches  nicht  besser  und  lei(  hter 
als  durch  die  Magazine  geschehen  kann,  also  muß  auch 
bei  denselben  zur  beständigen  Kegul  und  Maxime  dieueu, 
daß  wenn  es  wohlfeil,  die  Magazine  einkaufen,  hingegen, 
wenn  es  teuer  ist,  die  Magazine  verkaufen  mfissen"  (§  1). 
Den  tieÜBinnigen  Satz  .billig  kaufen,  teuer  verkaufen"  hat 
mithin  nicht  erst  die  Wissenschaft  seit  Adam  Smith, 
sondern  schon  der  gesunde  Menschenverstand  Friedrich 
Wilhelms  L  ergründet  In  den  St&dten  wie  auf  dem  platten 
Lande  sollen  durch  die  militärischen  Autoritäten  und  durch 
die  Commissarii  loci  jährlich  zweimal,  um  Ptingsten  und 
Mailini,  Brot-,  Fleisch-  und  Biertaxen  formirt  werden 
derart,  daß  sowohl  die  Soldaten,  die  damals  noch  sich 
selnst  beköstigen  mußten,  als  auch  die  Bürger  und  die 
Landsleute  dabei  auskommen  und  bestehen  kann  2, 3, 4). 
Im  Art.  23  §  2  heißt  es :  „Damit  auch  weder  lüneburgisches, 
noch  polnisches,  noch  französisches  Salz  weiter  eingeführt 
werde,  so  soll  durch  ein  in  Unserem  höchsten  Namen  su 
publicirendes  Edikt  alle  Einfuhr  des  fremden  Salzes  bei 
Strafe  des  Galgens  verboten  werden." 

Friedrich  der  Grofie  ist  auch  in  dieser  Hinsicht  dem 
Kurse  seines  Vaters  gefolgt.  In  der  Instruktion  fQr  das 
Generaldirektorium  vom  20.  Mai  1748  (Acta,  VII,  Nr.  401) 
wird  sihou  im  Kinyange  gesagt,  daß  der  runkt  des  Commercii 
bisher  nicht  mit  der  zu  einer  so  wichtigen  Sache  nötigen 
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Attention  traktiret  sei,  dafi  der  Handel  kQnftig  auf  alle 

Weise  befördert,  protegirt  und  so  viel  immer  möglich  nach 
der  Oder  gezogen  werden  solle,  als  worauf  mit  äußerster 
Circumspectioit  unil  SoiKtalt  raffinirt  und  gearbeitet  werden 
möge.  In  einem  der  Marginalien,  nach  welchen  die  Aus- 
arbeitung dieser  Instruktion  erfolgt  ist,  erklärt  auch 
Friedrich  der  Große  sich  Oberzeugt,  daß  das  wahre  Plus 
doreh  Industrie  komme,  und  will  nicht,  dafi  den  Stftdten 
die  Braunahning  durch  die  Domftnen  beeintr&ehtigt  werde, 
.dieses  soll  durchaus  nicht  seind,  denn  es  schneidet  den 
Borgern  den  Hals  ab".  Auf  alte  Privilegien  müsse  reflek- 
tiret  werden,  aber  das  Plus,  das  durch  andrer  Leute  Un- 
glück gemacht  werde,  sei  verflucht  (Marg.  atl).  Im  Art.  4 
seiner  Instruktion  ^'ibt  er  ausführliche  Vorschriften  über 
seine  Getrcidema<:a/.inspolitik  (W.  Naudf'»,  Die  Oetreide- 
handelspulilik  und  Krie^sniafzaziiiverwaltuu}^  Brancieuburg- 
Preußens  bis  1740,  Acta  Horussica.  Getreidehandelspolitik, 
II,  1901).  Der  Art.  9  handelt  vom  Comniercio,  der  Art.  12 
von  Manufaktursachen.  Selbst  ttbemahm  der  König  nach 
dem  Tode  Marschalls  das  von  ihm  erst  gegrOndete  5.  De- 
partement des  Generaldirektoriums  für  Fabrik«  und  Kommerz- 
sachen in  den  Jahren  1750—1763  und  blieb  auch  sp&ter 
tatsftchlich  dessen  Chef.  Wie  sein  Vater  die  Wollen-,  so 
hat  er  die  Seidenindustrie  geschaffen,  an  die  übrigens  schon 
unter  dem  Grofien  Kurfürsten  gedacht  worden  ist,  wie  auch 
Friedrich  Wilhelm  1.  in  den  Verordnungen  vom  ö.  März 
1714  und  12.  Dezember  1710  auf  die  Anpflanzung  von 
Maulbcerbilunien  hingewirkt  hat;  eino  linlustrie,  von  der  ihr 
erster  Kenner  sagt,  daß  sie  „zum  Teil  unter  den  un- 
günstigsten Umständen  den  Bedarf  wenn  nicht  vollstilndig 
so  docli  zum  größten  Teil  gedeckt  habe  und  daß  sie 
schliefilich  daran  gewesen  sei,  sich  für  ihre  Ausfuhr  die 
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Uftrkto  des  Ostens  za  erobern  (Hintse,  Die  preußische 
Seidenindnstrie  im  18.  Jahrhundert ,  III,  294)«  Aueh  die 
Porzellanlabrik  war  bereits  unter  Friedrich  Wilhelm  I. 
gegründet. 

Also  durchweg  Begünstigung  der  Industrie  auf  Kosten 
der  Landwirte,  die  ihre  Schafherden  noch  nicht  einmal 
eingehen  lassen  durften,  wenn  sie  beim  Wallausfulirverbot 
ihre  Rechnung  nicht  mehr  fanden,  zumal  von  auswärts 
die  Einfuhr  nur  gegen  geringen  Zoll  statthaft  war;  denen 
ihre  Kornböden  visitiert  und  deren  Getreidevorrat  zwangs- 
weise verkauft  wurde,  da  die  Preise  niedrig  gehalten 
werden  sollen.  Hohe  Schutzs&Ue  ffir  die  Fabrikate,  ohne 
die  noch  nie  eine  Industrie  hochgekommen  ist;  Ausfuhr- 
prämien usw. 

„Das  Übel  war",  sagt  Philippson,  Geschichte  des 
*Preufii8chen  Staatswesens  I,  19,  „dafi  Friedrich  die  Land- 
wirtschaft keineswegs  als  das  betrachtet  hat,  was  sie  in 
dem  damaligen  preußischen  Staate  ohne  Zweifel  war,  näm- 
lich als  die  bei  weitem  wichtigste  Quelle  des  Kational- 
einkommens.  Vielmehr  hat  er,  dem  von  Colbert  so  folge- 
richtig verwirklichten  Merkantilsystem  anhängend,  die 
Landwirtschaft  gegenüber  der  Industrie  grtindlich  be- 
nachteiligL  Es  mag  dies  bei  den  Millionen,  die  Friedrich 
auf  jene  verwendete,  paradox  klingen;  und  doch  war  dem 
so.  Der  Pflug  und  die  Hacke,  mit  denen  der  Landmann 
seine  Äcker  bestellte,  das  Hemd,  der  Rock  und  der  Hut, 
den  er  trug,  der  Zucker,  den  er  ffir  seine  Speisen  gebrauchte 
der  Tabak,  den  er  in  seine  Pfeife  stopfte  —  alles  das  wurde  ihm 
wesentlich  verteuert  durch  die  hohen  Eingangszölle  und 
die  Einfuhrverbote,  mit  denen  der  grofie  König  die  heiniische 
Industrie  gegen  die  fremde  Konkurrenz  /u  schtit/en  suchte. 
Damit  die  Städte  in  Flor  kämen,  mußte  der  Bauer  für 
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jedes  Paar  Schuhe,  überhaupt  für  jede  Handwerkeniibeit, 
die  er  uötig  halte,  in  die  Stadt  laufen,  da  im  Dorfe  nur 
drei  bis  vier  Handwerke  betrieben  werden  durfteü.  Da- 
gegen wurde  ihm  durch  das  Verbot  der  Getreideausfuhr 
der  Loho  seiner  Arbeit«  zumal  in  guten  Jahren  verkArzt. 
Aul  daß  das  Brot  im  Lande  billig  und  damit  der  Preis 
der  industriellen  Handarbeit  niedrig  sei,  wurde  der  magde- 
bnrger,  der  halberst&dter,  der  pommerscbe  Bauer  verbindert, 
sein  ttberflfissiges  Getreide  exportieren  zu  lassen  und  hier- 
dnreh  aufier  seinen  schweren  Abgaben  an  Staat,  Guts- 
herrn und  Kirche  auch  sich  selbst  und  seiner  Familie  i  twus 
Behaglichkeit  zu  beschafieu.  Nicht  minder  war,  um  die 
Tuchfabrikation  zu  heben  und  zumal  den  sächsischen  Tucli- 
machern  in  der  Lausitz  Abbruch  zu  tun,  die  Ausfuhr  von 
Wolle  und  AVolifellen  bei  Lebensstrafe  verboten.  Auch  die 
Schafe  vor  der  Schur,  ja  selbst  rohe  Felle  zu  verkaufen 
ward  untersagt  Dadurch  geriet  trotz  aller  Aufmunterungen, 
Ge-  und  Verbote  des  Königs  die  Schafzucht  völlig  in  Ver- 
fall. Flachs  tmd  Hanf,  Hopfen  und  Lumpen  auszuffihren, 
wurde  verboten,  alles  zugunsten  der  meist  noch  wenig 
ausgebildeten  und  schwächlichen  Industrie." 

Friedrich  der  Große  im  Antimaccbiavell  bat  selbst  ge- 
sagt: „l)ie  Mauufakturen  sind  für  den  Staat  vielleicht 
das  Nützlichste  und  Kintrilglichste ,  sie  hemmen  das  Aus- 
strömen des  Geldes  und  hefürdem  sein  Kindriugen". 

Sehr  gut  über  die  Sorge  Friedrichs  des  Großen  für 
die  Industrie:  v.  Bassewitz  1,  452ff. 

Vom  Merkantilismus,  wie  er  zu  gleicher  Zeit  und  noch 
bis  ins  19.  Jahrhundert  hinein  in  £ngland  herrschend  ge- 
wesen ist,  unterscheidet  sich  dieser  preußische,  und  zwar 
unter  Friedrich  dem  Großen  mehr  als  unter  Friedrich 
Wilhelm  L  nur  dadurch,  daß  der  Staat  selbst,  da  es  den 
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Privaten  nicht  nur  an  Kapital,  sondern  auch  an  Unter- 

nehmungsgeist  fehlte,  einzelne  Industriezweige  und  sogar 
den  Ilan(lolsl)etriel)  (Bank  und  Seehandluiigj  gaux  oder 
zum  Teil  iu  die  eigne  Hand  iiclinirii  mußte. 

Dit^  in  den  letzten  Hegierunjisjahreii  Friedriche  des 
Großen  eiDgeführtcii  Monopole  und  Regalien,  das  Tabaks- 
und das  Kaffeemonopol  sollten  doch  nur  zur  Heilung  der 
wirtschaftlichen  Schäden  des  siebenjährigen  Krieges  dienen 
und  waren  immer  noch  hesser  als  die  Kopfsteuer,  die  zu 
demselben  Zwecke  halb  gegen  den  Willen  Georgs  III.  auf 
Antrieb  der  Stftnde  in  Hannover  eingeführt  wurde,  eine 
Steuer,  welche,  wie  der  Kammerherr  und  ritterschaftliche 
Deputierte  Herr  von  Lenthe  sagte,  „unsere  edlen  Vorfahren 
verabscheut  haben  würden". 


Das  Gewerbt' wesen  der  älteren  Zeit  beruhte  wesentlich 
auf  drei  Momenten:  Beschränkung  des  Gewerbebetriebes  auf 
die  Städte,  Organisation  der  Gewerbetreibenden  in  Zftuften, 
Teilnahme  der  Zünfte  am  Stadtregimente.  Diese  mittel- 
alterliche Gewerbeordnung  ist  in  Preußen  auf  einzelnen 
Punkten  schon  frflh  durchbrochen,  indem  besonders  die 
Edikte  des  Großen  Kurfürsten  vom  3.  November  1686, 
vom  7.  Mai  1688  und  vom  13.  Juli  1688  die  damals  schon 
hervortretenden  Mifibrftuche  zu  beseitigen  suchten  durch 
das  Verbot  zu  teurer  Meisterstücke,  durch  Verbot  der 
völligen  üeschlossenheit  der  Zünfte  und  durrh  Begünstigung 
der  fremden,  besonders  französischen  lunwaiulerer.  Auch 
der  Untei  schied  von  Stadt  und  Land  begann  bereits  zu 
schwinden,  denn  unter  Friedrich  Wilhelm  I.  wurden  171>^ 
priucipia  regulativa  über  die  Zulassung  gewisser  Gewerbe 
auf  dem  Lande  erlassen.  Bezüglich  der  eigentlichen  Zunft- 
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Verfassung  bat  dann  das  Keiclit^gesetz  von  1731  über 
die  Zonftmißhiäuche  wesentliche  Änderungen  getroffen, 
und  dieses  Reichsgesetz  ist  gerade  in  Preußen  mit  ganz 
besonderem  Nachdruck  zur  AusfQhrung  gebracht  worden. 
Insbesondere  erfolgte  1734 — 1737  auf  dieses  Gesetz  hin 
eine  vollstftndige  Revision  sämtlicher  Zunft-  und  Innungs- 
Statuten;  die  eigentlichen  monopolistischen  Mißbr&uche 
wurden  dadurch  beseitigt,  jeder  Meister  konnte  so  viel 
Gesellen  halten  wie  er  wollte.  Die  bisherige  Gesetzgel)ung 
fand  ihren  Abschluß  im  A.  L.  II..  T.il  II.  Tit.  8,  §  3. 
Die  HaujjtgiundsiUze  i?iiid  fol^rciulc :  Prinzipiell  ist  das  Ge- 
werbewcseii  noch  immer  an  die  Stiidte  geknüpft,  die  nieisten 
Gewerbe  dürfen  noch  nach  dem  A.  L.  R.  nicht  auf  deu 
Dörfern  getrieben  werden,  viele  wenigstens  nicht  innerhalb 
der  sog.  Bannmeile;  Messen,  sowie  Märkte  aller  Art  sollen 
der  Regel  nach  in  Städten  gehalten  werden;  wo  ZDnfte 
vorhanden  sind,  muß  jeder,  der  ein  zunftmäfiiges  Gewerbe 
treiben  will,  sich  in  die  Zunft  aufnehmen  lassen;  es  gibt 
aber  neben  den  geschlossenen  Zfinflen  auch  ungeschlossene 
und  selbst  bei  geschlossenen  Zünften  hat  der  Staat  das 
Recht,  sog.  Freimeister  anzustellen;  die  Aufnahme  in  die 
Zunft  setzt  Lehrzeit  und  Meisteif^tück  voraus;  die  Ver- 
hältnisse der  LflirliiiLM' .  Gesellen  und  iMeister  zueinander 
sind  auf  das  genaueste  reguliert  (v.  Bnssewitz  1,  44"»). 

Es  bestand  also  eine  relative  Gewerbefreiheit.  „In 
mehreren  der  großen  deutschen  Staaten"  hat  Schmoller  ge- 
sagt, .war  man  bis  1860  nicht  liberaler,  als  in  Preußen 
1731^1806;  im  Einzelnen  war  man  sogar  1860—1869  dem 
mittelalterlichen  Zwangsrecht  näher  als  Preußen  im  18.  Jahr- 
hundert.'' 


8* 
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Von  (ieu  Zuständen  des  GesamtbtaaLs  weichen  die  der 
rheinisch-westfälischen  Gehietsteile,  des  Herzogtums  Cleve 
Hut  beiden  >eiteu  des  liheius,  der  Grafschaft  MarV.  beide 
schon  seit  1(514  zu  Preufien  gehörig,  deä  Fürstentums 
Mindeo,  ein  Erwerb  des  westfälischen  Friedens,  und  der 
später  gewonnenen  Herrschaften  Mörs,  Lingen,  Tecklen- 
burg nnd  Geldern,  alles  in  allem  180  Quadratmeilen  mit 
450000  Einwohnern  mehrfach  ab. 

Die  preußische  Machtstellung  hat  durch  den  Erwerb 
dieser  Landesteile  keine  Steigerung  erfahren.  Sie  lagen 
zu  entfernt,  zumal  bei  den  damaligen  Verkehrsmitteln; 
ein  Dorf  an  der  Grenze  war  Friedrich  dem  Großen  lieber 
als  ein  (JO  Meilen  abliegendes  Fürstentum.  Im  Gegenteil, 
sie  waren  schwer  zu  verteidigen,  hatten  etwa  die  Bedeutung 
wie  später  Hohenzollern. 

Der  zentrale  und  der  provinzielle  Behördenorganismus 
ist  auf  sie  ausgedehnt;  auch  ihre  Sachen  gelangten  ans 
Generaldirektorium,  auch  hier  gab  es  Kriege  und  Domftnen- 
kammem.  Auch  die  hindrfttUche  Verfassung,  und  zwar 
„auf  märkischem  Fu6e*  hinsichtlich  der  Zuständigkeit  und 
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hinsichtlich  der  Bestellttog,  ist  hier  durch  Friedrich  den 
Großen  1748  and  1753  eingeführt,  auch  hier  wurden  die 
Laadräte  tod  der  Ritterschaft  ans  ihror  Mitte  präsentiert. 

Aber  im  ttbrigen  sind  diese  Laiiilcsteile  dem  preußi- 
schen Staate  nicht  voll  angegliedert,  wenn  auch  nicht  in 
dem  LPrintren  Maße  wie  Ostfriesland,  wo  es  weder  Militär- 
Doch  SteuerpHicht  gab,  so  doch  so,  daß  die  Militärptiicht 
auf  grofie  Streclcen  dieses  westlichen  Gebietes  sich  nicht 
beseg. 

Die  ständische  Gliederung  in  Adel,  Bürger^  und 
Bauemstand  gab  es  auch  hier;  aber  die  gesellschaftliche 
Struktur  war  trotzdem  sehr  abweichend  tou  der  des  Ostens. 
Zwar  bildeten  gerade  in  dieser  Hinsicht  die  westfiUisehen 
Gebiete  Iceine  Einheit;  die  Zustftnde  in  Cleve-Mark  sind 
nicht  zu  generalisieren,  waren  auch  gar  nicht  so,  wie  sie 
vielfach  dargestellt  werden  (Das  Eingehend^,te  und  Beste 
über  die  Grafschaft  Mark  bei  Rive;  Über  die  Üauerugüter 
in  der  Grafscliaft  Mark  usw.,  19 — 208).  Das  Minden- 
Ravensbergische  stand,  wenigstens  in  einem  Teile,  dem 
Osten  sehr  nahe. 

Es  gab  auch  hier  im  Westen  Dom&nen  und  Ritter- 
gOter ;  Rittergflter  zu  Ende  des  18.  Jahrhunderts  in  Cleve  98, 
in  der  Grafschaft  Mark  189,  in  Geldern  57,  in  Minden  40, 
iu  Ravensberg  38,  in  Tecklenburg  18,  in  Lingen  10 
(v.  Lancizolle,  Königtum  und  Landstände,  292).  Alle  diese 
Rittergüter,  wenn  sie  nicht  einer  Korporation  —  Kloster 
oder  Stadt  —  gehörten,  waren  auch  hier  meistens  in  den 
Händen  des  Adels,  und  diese  Güter  übten  auch  hier  eine 
Herrschaft  über  die  liauern  aus;  auch  hier  sahen  sich 
diese  Gutsherren  als  die  eigentlichen  Eigentümer  der  von 
den  Bauern  kultivierten  Güter  an,  so  daß  sich  auch  hier 
Berechtigte  und  Verpflichtete  in  bezug  auf  alles  Gruud- 
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eigeDtumgegeDfiberstandeo;  auch  hier  waren  alleb&tterliclien 
Stellen  von  den  Rittergttteni  in  irgendeiner  "Weise  abhftngig, 
geborte  jeder  Bauerhof  zu  einem  Gute;  also  auch  hier  be- 
stand das  Feudalsystem.  "Wirklich  freie  Bauergüter,  die 
in  keinem  gutsherrlichen  VerhftltniBse  gestanden  bitten, 
wie  in  Dithmarschen  und  Ostfrieslaud  gab  es  wenn  tlber- 
iiaupt  doch  nur  gaiiz  vereinzelt. 

Gerade  in  diesen  westliclieu  Landesteilen,  selbst  in  der 
Grafschaft  Mark,  mir  niclit  in  Cleve,  hesuiuiers  in  Minden- 
Ravensberg,  Tecklenburg  und  Lingen  existierte  eine  Ober  die 
östliche  Erbuntertäni^jkeit  hinausgehende  Leibeigenschaft 
oder  EigenbebOrigkeit.  Diese  Leibeigenen  oder  £igen- 
behörigen  konnten  auch  ohne  das  Gut  verkauft  Verden, 
und  unterlagen  leichten  Zflchtigungen  (y.  Brünneck,  Die 
Aufhebung  der  Leibeigensehaft,  in  der  Zeitschrift  der 
Savigny-Stiftung  f&r  Rechtsgeschiebte,  Germanistische  Ab- 
teilung XI,  130flF.,  207  ;  Lehmann  1,  203  fr.).  Es  gab  be- 
sondere Leibei^entunisonlnungen  für  Minden,  llavensberg, 
Tecklenburg  und  Lingen  (Rive,  92.  340). 

Aber  abgesehen  von  den  Leiheigenen,  so  war  der  Unter- 
schied in  der  Stellung  der  großen  Mehrzahl  der  westlichen 
Bauern  zunächst  du  tatsächlicher;  die  Verteilung  des  Grund- 
besitzes zwischen  ihnen  und  den  Kittern  war  eine  andre, 
da  das  eigentliche  Ritterfeid  kleiner,  das  Bauerngut  gröfier 
war;  das  Ritterfeld  war  zudem  Streubesitz,  von  einem 
landwirtschaftlichen  Grofibetrieb  war  auf  den  westlichen 
Rittergatern  kaum  die  Rede;  der  Ritterschaftsbesitz  ist 
geblieben,  was  er  auch  im  Osten  anfangs  gewesen  war, 
die  Grundlage  fftr  den  Bezug  von  Renten  und  Gefällen, 
während  die  Dienstpflicht  zur  Bestellung  des  Ritterguts 
von  ganz  geringer  Bedeutung  war.  Der  Unterschied  war 
aber  auch  ein  rechtlicher;  denn  erstens  war  in  der  Kegel 
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die  Lei.stuug  und  VorpHichtuM*i  i'v<t  l>estininit,  sei  es  durch 
Vertrag,  sei  es  durch  Veroi dnuiif;,  e.s  gab  keine  nii<7e- 
niessenen  Dienste;  dann  aber  hatten  die  Bauern  ein  besseres 
Besilzreehl,  ihre  Berechtigung  war  durchweg  erldich;  das 
galt  sogar  für  diejenigen  Eigenhehörigen,  welclie  bäuerliche 
Wirtewaren:  sie  hatten,  wie  Brünueck  (135) sagt,  an  ihren 
Stellen  ein  dem  Nießbrauch  oder  dem  nutzbaren  Eigentum 
ahnliehes  dingliches  Recht;  auch  eigenbehdrige  Gfiter 
wurden  in  der  Regel  in  der  Familie  vererbt.  Es  gilt  von 
den  westlichen  Bauern  genau  dasselbe  wie  von  den  han- 
noverschen;  die  hier  Kolonisten  hiefien,  waren  dort  Meier 
(H.  V.-  n.  V.Gesch.  1,  227  ff.). 

Mit  jedem  liiUergute  war  Lainlstandschaft  verbunden. 
Diese  war  das  eigentliche  Essentiale  des  Rittergutsbe«jnffs; 
doch  kam  es  vor.  daß  auch  noch  Ahnenjirdbe  oder  Wert- 
njichweisung  erfordert  wurde,  ein  Stiinmibaura  von  acht 
Quartieren,  oder  ein  Wert  von  ÜOOO  /v'.  Jedes  Rittergut 
im  Westen  war  mit  ganz  wenigen  Ausnahmen  steuerfrei, 
während  im  Osten  die  Rittergtiter  ganzer  Provinzen  wie 
Ostpreußen  und  Schlesien  steuerpflichtig  waren;  steuerfrei 
waren  im  Westen  sogar  noch  einige  andere  Gfiter,  die 
nicht  zu  den  Landtagen  zugelassen  wurden.  AuBer  der 
Ritterschaft,  die  Mann  fOr  Mann  erschien,  wurden  nodi  eine 
Anzahl  von  Stftdten  durch  ihre  BQrgeimeister  vertreten; 
von  den  24  Städten  Cleves  7,  von  den  2.'»  Städten  der 
Grafschaft  Mark  r>.  in  Minden,  wo  es  neben  den  liittern 
Domkapitel  und  Priilaten  ^il»,  fehlten  die  Städte  ganz. 
Der  Adel  hatte  ül»erall  den  Vorsitz  und  überwog  aucli  in 
den  Deputationen.  Die  Zusammensetzung  war  also  hoch- 
feudal. Zu  sagen  hatten  im  Gegensatz  zu  Hannover 
(H.  V.-  u.  V.  Gesch.  I,  200  if.)  diese  Landstftnde  so  gut 
wie  nichts;  in  welcher  Weise  sie  Qbrigcns  ihre  Mitwirkung 
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bei  der  Gesetzgebuftg  geübt  haben  würden,  geht  auB  dem 
Gutachten  hervor,  welches  die  Minden-RaTenebergischen 
Stände  aus  Anlafi  des  A.L.B.  erstattet  haben:  es  genügte 

ihnen  uicht,  daß  die  Eheu  des  Adels  mit  Persoueu  des 
niederen  BOrgerstandes  unebenbürtig  sein  sollten,  sie  be- 
stritten sogar  die  Ehenhurtigkeit  des  Adels  mit  Personen 
des  höhereu  BUrgerstandes. 

Da  die  Bittergüter  des  Westens  weder  so  groß  noch 
so  geschlossen  waren  wie  im  Osten,  so  konnte  sich  nicht 
in  Östlicher  Weise  aus  dem  Dominium  ein  Imperium  ent^ 
wickeln.  Standen  doch  selten  alle  Einwohner  eines  Dorfes 
zu  einem  einzigen  Gutsbesitzer  in  wirtschaftlichem  Nexus, 
da  meistens  in  einem  und  dem  selben  Dorfe  mehrere  Guts- 
besitzer Fü6  gefaßt  hatten;  Dörfer,  in  denen  nur  eine 
Gutsherrschaft  das  alleinige  Eigentum  an  Grund  und  Boden 
gehabt  hatten,  gab  es  so  gut  wie  nicht.  Dennoch  hat  sich 
dort  ebenso  wie  in  Hannover  bei  ähnlichen  Verhitltnisgen 
ausnahmsweise  eine  Patrinionialgeriehtsbarkeit  entwickelt; 
in  Cleve  hat  es  35,  in  der  Grafschaft  Mark  IG  Jurisdiktions- 
inhaber gegeben  (Berger,  Der  alte  Harkort,  3G).  Zu 
einer  allgemeinen  Einführung  der  ortsobrigkeitlichen  Gewalt 
der  Rittergüter,  wie  sie  für  Minden  um  die  Mitte  des 
18.  Jahrhunderts  von  Berlin  aus  geplant  war,  ist  es  nicht 
gekommen.  Aber  wie  es  Junker  gab  an  beiden  Seiten  der 
Elbe,  80  gab  es  auch  solche  an  den  Ufern  der  Weser;  ja 
jenseits  des  Rheins. 

Wo  es  an  feudalen  Obrigkeiten  fehlte,  standen  die 
Bewohner  des  platten  Landes  unmittelbar  unter  der  landes- 
herrliclien  iicwalt.  Wie  einst  in  ganz  Deutschland,  so 
schloß  sich  auch  dort  diese  unterste  Stufe  der  Staats- 
verwaltung an  die  Verwaltung  der  landesherrlichen  Domänen 
an,  indem  deren  Administratoren  neben  der  Bewirtschaftung 
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der  Ädrer  und  der  Erbebmig  der  Geftlle  auch  die  lokale 

Polizei  und  Justiz  zu  besorgeu  hatten.  An  Stelle  des 
Feudalismus  herrschte  die  Bureaukratie.  LehinannR  Be- 
hauptung (I.  93,  20r)),  (liose  altgermaüische  Ämterver- 
fassung sei  „eine  wesentlicli  moderne  Bchördenorganisation", 
wird  schon  dadurch  widerlegt,  daß  er  ihre  Einführung  den 
alten  Herzögen  yod  Cleve  nach  dem  Vorbilde  der  burgundi- 
schen Nachbarn  zuschreibt  (Die  AmterverfaBsnng  in  Cleve- 
Mark,  Acta  Bonusic«  II,  Nr.  110).  Als  nnn  unter  Friedrich 
dem  GroBen  aus  mehreren  dieser  Amtsbezirke  Kreise  ge- 
bildet wurden,  3  für  Cleve,  4  fQr  die  Grafschaft  Mark,  so 
blieb  neben  diesen  Kreisen  die  Amterverfassung  in  ab- 
geschwächter Gestalt  bestehen  zur  Besorgung  der  Justiz 
und  Verwaltung'  iu  unterster  Instanz. 

T'nd  das  war  ein  grußer  1  hel;;tand.  Hatte  doch  schon 
Coceeji  1717  über  die  clevp-märkischen  Untergerichte  ge- 
klagt, {\her  ^die  greuliche  iMenge  der  mehrenteils  uuver- 
uanftigen  Richter,  die  reinen  Tyrannen  des  Landes,  deren 
jeder  allein  ohne  Assessoren  oder  Schöffen ,  mithin  ganz 
despotiquement  die  Justiz  administrire*,  über  «diese  privi- 
legirten  Rftuber,  welche  die  Untertanen  mit  den  schweren 
ProzeBkosten  und  Sportein  bis  aufs  Blut  aussaugten  und 
meistens  keine  Idee  von  den  Rechten,  ja  nicht  einmal 
gesunden  Menschenverstand*  besäßen;  nirgends  habe  er 
so  viel  Klagen  über  die  Justiz  hören  müssen.  Allein 
aus  der  (jlralM^iiitit  Mark  sind  ihm  800  schriftliche  Be- 
schwerden zugegangen  (Acta  Vil,  Nr.  148,  149,  184,  191, 
206.  200,  2H'i). 

Nach  dem  Berichte  des  Mindenschen  Regiorungsrats 
Kuhlmann  war  auch  in  diesem  westfilliscbeu  Landesteile 
die  Rechtsprechung  arg  verwahrlost.  Auch  er  spricht  von 
Parteilichkeit  der  Richter,  von  der  Höhe  der  Sportein, 
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außerdem  toh  dem  koofusen  Yerlaliren  und  der  wQsten 

Unordnung  in  den  Akten  (Haß,  in  den  Forschungen  XX, 
278  fl".).  Llud  dietie  Richter  waieu  zugleich  Verwultungs- 
beamte ! 

Friedrich  der  Große  war  genau  derselben  Ansicht  über 
die  Schädlichkeit  dieser  massenhaften  Buieuukiatie.  In 
einer  zunächst  auf  Ostfriesland  bezüglichen  Kabinettsordre 
an  Cocceji  vom  27.  Juni  1744  verlangte  er  Nachricht  über 
die  Funktion  der  Drosten,  Landrichter,  Amtsleute  und 
Rentmeister  und  fragte  an,  ob  nicht  die  meisten  von  ihnen 
als  unnötig  zu  removieren  seien,  »da  gemeiniglich  je  mehr 
derartige  Leute  sind,  desto  mehr  Unordnung,  Plackerei  und 
Eiaktionen  entstehen".  Es  sei  ja  bekannt,  was  für  Übel 
in  dem  cleviseben  Lande  daher  entstanden  seien;  „und  dafi 
wir  hiesigen  ohne  alle  dergleichen  Leute  sehr  wohl  zu- 
recht koninion"  (Acta  VI,  2,  Nr.  489). 

Ilinsichtlii'li  der  läniUicliea  üemeinUeverhiiltnisse  sind 
zwei  oder  drei  Tvpeii  zu  unterscheiden,  je  nachdem  es  sich 
um  Gegenden  handelte,  wo  Einzelhöfe  piiivalierten  und  die 
Kirchspiel  Verfassung  galt  oder  wo  die  Kolonisation  dorf- 
mftfiig  sich  vollzogen  hatte  und  die  Einzelgemeindeverfassung 
galt  oder  wo  eine  Mischung  aus  beiden  Systemen  sich  durch- 
gesetzt hatte.  Nach  der  KirehspielTerfassung  bestand  das 
Organ  unter  dem  Vorsitz  des  Landrats  in  der  Regel  aus 
den  zum  Kirchspiel  gehörigen  Mitgliedern  des  Amts-Erben- 
tags.  In  allen  Fällen  lag  die  Gemeindeversammlung,  so 
sehr  auch  der  Anteil  daran  nach  dem  Herkommen  ver- 
schieden gewesen  sein  niag,  nicht  liei  der  Gesamtheit  der 
Gnmdlicsitzer  wie  im  Osten,  sondern  hei  den  Wohlhabenderen, 
den  Myi^iheerbteu.  Wie  der  vierte  westlalisehe  Landtag 
1833  es  darstellt,  haben  nur  die  Kolouatsbesitzer  (Bauern) 
eine  Stimme  in  der  Gemeinde  gehabt,  während  die  Neu- 
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bauem  und  die  Heuerlinge  ganz  ausgeschlossen  waren; 
ebenso  Daniels  im  Herre&hausberiehte  185Ü.  Was  aber  die 
Gemeindevorsteher  betrifft,  so  hat  derselbe  westfälisclie 

Landtag  ürklurt,  daß  diese  entweder  erblich  gewesen  oder 
von  Obrigkeits  wegen  bestellt  seien  und  dali  wiederum 
dabei  nur  die  llcsitzer  der  größeren  Hrd'e  in  lietracht 
^^ekoninien  seien.  Wie  daher  Lehmann  (II,  7'6)  dazu  kommt, 
freie  Öchulzenwahl  anzunehmen,  ist  schwer  begreiflich. 
So  sehr  die  meisten  Hittergater  des  Westens  dem  staat- 
lichen »Amte*  subordiniert  sind)  so  sind  sie  dennoch  nicht 
immer  den  Gemeinden,  in  denen  ihre  GrundstQcke  belegen 
waren,  inliorporiert;  selten  den  Gemeinden  fibergeordnet, 
haben  sie  doch  vielfach  als  selbständige  Gutsbezirke  neben 
ihnen  bestanden. 

Während  Kreistage  nicht  eingefflhrt  wurden,  blieben 
für  die  Ämter  die  Erbentage,  wo  sie  von  altersher  in 
Wirksamkeit  gewesen  waren,  aufrecht  erhalten:  eine  Eiu- 
ricliiung,  die  es  im  ganzen  Osten  nicht  gab.  Diese  Erben- 
tage bestanden  unter  dem  Vorsitz  des  Landrats  aus  den 
Rittergutsbesitzern,  mit  Ausnahme  derer,  die  eigene  Herrlich- 
keit oder  Jurisdiction  besaßen,  aus  den  Rentmeisteru  der 
Domänen  und  den  größeren  Grundbesitzern,  den  Meist- 
beerbten, deren  Besitz  in  verschiedenen  Gegenden  ver- 
schieden bemessen  wurde,  nach  einem  Berichte  Vinckes, 
der  sieh  wie  auch  Stein  ffir  die  Einrichtung  sehr  inter- 
essierte, vom  22.  April  I82S  aus  solchen,  welche  vier  hol- 
ländische oder  13  preufiische  Morgen  besaßen,  nach  Berger 
35  aus  den  Eigentümern  von  40  Morgen,  wozu  aueh 
nocli  die  Dei)utierten  der  Bauerschaften  geladen  wurden. 
Was  diese  letzteren  lietriHt.  sa  ist  es  auch  Lehmann  aller 
Bemühungen  ungeachtet  niclit  gelungen,  über  diese  Depu- 
tierten der  kleineren  bäuerlichen  Besitzer  Klarheit  herbei- 
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zufuhren  (I,  103  ff.).  Die  Hanptfunktion  der  Erbentage, 
die  jfthrlich  abgehalten  wurden«  war  die  Unterrerteilnng 
der  vom  Landtage  nach  alter  feststehender  Matrikel  auf 
StAdte,  Amter  nnd  Jurisdiktionen  umgelegten  landesherr- 

liclK'D  Abgaben  auf  das  iilatte  Land,  wobei  besonderen 
Verhältnissen  der  einzelnen  Bauerschaften  BerOckbichtigung 
f^'f'wrthrt  werden  konnte.  Daneben  waren  die  Erbentage 
auch  zur  Bewilligung  der  für  die  Bedürfnisse  des  Amts 
erforderlichen  Abgaben  berechtigt»  die  um  äo  höher  waren, 
je  mehr  dort  der  größere  Kommunal  verband  die  wenig 
entwickelte  Einielgemeinde  absorbierte»  aufierdem  fQr 
Rechnungsablage,  Wahl  der  Steuereinnehmer,  der  Rezep* 
toren,  die  auch  die  lokalen  PoHzeigesehäfte  wahrzunehmen 
hatten. 

Was  endlieh  die  Stftdte  betrifift,  so  hatten  diese  in 
keiner  Weise  vor  denen  des  Ostens  etwas  voraus.  „Alles, 

was  man  im  18.  Jahrhundert  in  der  Grafschaft  Mark  Städte 
nannte,  waren  elende,  verkommene,  leistungsunflihige  Ge- 
meinwesen, die  hinter  dem  letzten  Dorfe  der  Jetztzeit 
zurtlckgestanderi''  (Berger,  66).  Von  den  Steuern  fiel 
auf  die  Städte  in  der  Grafschaft  Mark  nur  Via,  auf  das 
Land  ^Vu,  in  Cleve  auf  die  Stftdte  '/lo,  auf  das  Land  Vio, 
indem  Vio  vom  Klerus  getragen  wurde.  Aber  auch  in 
rechtlicher  Beziehung  hatten  sie  nichts  voraus,  genossen 
sie  keiner  grOfieren  Freiheit  als  die  Städte  im  Osten.  Die 
Magistrate  ergänzten  sich  bestenfalls  selbst,  vielfach  wurden 
sie  aber  auch  dort  ernannt;  dort  war  erst  recht  alles  mit- 
einander verwandt.  Auch  dort  wurden  die  Städte  der 
strengen  Aufsicht  der  Steuerrate  unterworfen. 
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Viel  schlimmer  lagen  die  Verhiiltnisse  in  den  Ent- 
schädigungslanden  von  lbo;i,  zumal  in  den  beiden  geist- 
lichen Staaten,  welche  die  Hauptmasse  ausmachten,  in 
Paderborn  und  in  einem  Teile  von  Hausier.  Diese  Zu- 
Bt&nde  waren  derart,  daß  sie  nur  mit  gröfiter  Anstrengung 
auf  die  Stufe  der  Entwicklung  heraufgebracht  werden 
konnten,  den  der  Osten  langst  erreicbt  batte.  Dort  gab 
es  volle  Hörigkeit,  Patrimonialgeriebte  mit  der  Ausge- 
dehntesten Zastftndigkeit,  eine  Amtsverfassung  mit  adligen 
Drosten,  Rentmeistem,  Steuererhebern  und  Amtsschreibem, 
keine  Erhentagi ,  und  was  die  Städte  betrifft,  so  waren  sie 
wirtschaftlirh  so  bedeutungslos  wie  nur  irgend  ein  Nest  in 
Pommerellen  odf  r  Masuren,  von  so  unstädtischer  Beschatl'en- 
heit,  daß  Stein  ihre  Degradierung  zu  Dörfern  beantragte. 
Die  Verfassungsverhältnisse  waren  gerade  so  verlottert 
wie  im  Osten,  bevor  die  starke  Hand  Friedrich  Wilhelms  I. 
eingegriffen  hatte,  so  verlottert  wie  die  deutsehen  Städte 
Überhaupt  im  Ausgang  des  18.  Jahrhunderts,  wo  eine  schlaffe 
Verwaltung  den  Dingen  ihren  Lauf  liefi;  die  Stftdte 
in  Paderborn  und  Monster  waren  die  Ausbeutungsobjekte 
der  wenig  zahlreichen  „Bürger",  welche  die  städtischen 
Äcker  billig  pachteten,  dagegen  ihre  Darlehne  an  die 
Städte  sich  hoch  verzinsen  ließen  und  so  wirtschafteten, 
daß  selbst  diese  Zinsen  ni*  ht  mehr  gezahlt  werden 
konnten,  wie  deren  die  Stadt  Mlin>ter  bei  der  Annexion 
im  Betrage  einer  halben  Million  Taler  rückständig  hatte; 
St^idtverorduete  gab  es  in  Münster  überhaupt  nicht,  in 
Paderborn  in  der  unvollkommensten  Gestalt;  die  Ma- 
gistrate wurden  in  beiden  Städten  jährlich  neu  gewählt 
auf  eine  so  schnurrpfeiferiscbe  Art  wie  in  der  gleichfalls 
westfälischen  Stadt  Osnabrttck  (H.  V.-  u.  V.Gesch.  II, 
451  ffj. 
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Und  diese  Zuständo  solloii  Stein  bei  seiner  Amtstätig- 
keit in  diesen  Laiidesteileii  derart  imponiert  haben,  daß 
sie  ihm  als  Vorbild  für  seine  Reformgeset7;:febung  gedient 
hätten.  Max  Lehmann  hatte  es  schon  im  „Scharnhorst" 
(II.  28)  alsein  weltgeschichtliches  Ereignis  bezeichnet,  daß 
der  Schauplatz  seioer  T&tigkeit  der  Westen  Deutschlaads 
gewesen  sei.  Sein  «Stein*  ist  vollends  von  dieser  Idee 
erfollt.  Aber  er  abt  doch  noch  eine  gewisse  Vorsicht  aus, 
indem  er  z.  B.  sagt  (II,  83),  dafi  Stein  die  landst&ndisebe 
Verfassung  des  Westens  „nicht  ohne  reformatoriscbe  Ände- 
rungen*^ auf  den  Osten  habe  fibertragen  wollen. 

Andre  sind  viel  weiter  pegan^'cn.  Hans  Prutz  in  einer 
Rezension  des  ersten  Teils  des  Lehmannschen  Buches  — 
Muiicliener  Allgemeine  Zeitung,  Beilage  vom  27.  und 
28.  Oktober  10ü2  —  behauptet  schlankweg,  die  Neu- 
gestaltung von  Preußen  durch  die  Gesetze  von  1807  und 
1808  habe  im  Großen  nur  wiederholt,  was  im  Kleinen  in 
Cleve-Mark  Iftngst  bestanden  habe;  die  dortigen  „freiheit- 
liehen Institutionen*'  seien  damals  auf  die  östlichen  Pro- 
vinsen  fibertragen;  „höhere  Kultur  des  Westens",  „rettendes 
Verjüngen  der  Ostliehen  Provinsen^.  In  voller  Überein- 
stimmung damit  behauptet  K&mmel  in  den  Grenzboten 
—  Jahrgang  100:1,  559  — ,  die  Reform  Steins  sei  nur  die 
Einftlhrung  der  Einrichtungen,  die  in  Cleve  Mark  bestanden 
hätten.  Ebenso  Hugo  Preuß  —  Entwicklung  des  deutschen 
Städtewesens  (T  flOOn),  VXV)  ~,  Stein  habe  den  geuerelleu 
Versuch  unternommen,  die  westliche  Urbane  Kultur  dem 
agrarischen  Osten  zu  ersclili^  ßen.  Wie  weit  man,  Lehmann 
folgend,  in  der  Vorbildlichkeit  des  Westens  für  den  Osten 
gelangen  kann,  ergibt  sich  daraus,  daß  Schönebeck,  nach- 
dem er  festgestellt  hat,  dafi  der  kurmärkische  Adel  sich 
zu  dem  Edikt  vot  9.  Oktober  1807  nicht  feindlich  gestellt 
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habe,  fortfährt:  „vielleicht  kam  es  von  der  La?e  der 
Provinz,  die  als  die  westlichste  auch  den  Liiiilu>sen  des 
fortgescliritteiieii  Westen  am  meisten  ausgesetzt  war" 
(Forsch un^'eu  XX,  ">('). 

Man  legt  dadurch  in  frühere  Zeiten  Tendenzen  hinein, 
welche  erst  viel  spftter  sich  geltend  gemacht  haben,  man 
antizipiert  den  Einfluß,  den  40  Jahre  später  der  preußische 
WeBten,  hauptsächlich  die  Kheinprovinz,  auf  den  Osten 
zeitweise  wirklich  geübt  hat,  wovon  im  dritten  Bande  aus- 
f&hrüch  die  Rede  sein  wird. 


Zweiter  Abschmtt. 

Die  Haltoni  ier  pnilisehei  Regierang 
Yom  Tode  Friedrichs  des  GroDen  Iiis  zur 
Sclilaclit  liei  Jena. 


T«m  lI«Ur,  iRUB.  MalatM,  tl. 
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Friedrich  Wilhelm  IL  und  Friedrieh  Wilhelm  III.  waren 
Selbsthemcher  wie  ihre  beiden  Vorg&nger,  abfiolnte  Könige, 
deren  Willen  sich  formell  nichts  entgegenstellte,  die  aueh 
ihre  Macht  nicht  mit  einem  Staatsrate  oder  mit  Ministern 
geteilt  haben,  denen  jede  Kleinigkeit  snr  Entscheidung 
unterbreitet  werden  mußte. 

Aber  sie  waren  keine  Persönlichkeiten  wie  jene  und 
haben  insbesondere  keine  so  ühernieiischliche  Tätigkeit  eut- 
faltet.  Was  ein  Kenner  von  der  TaL'os;!rlii'ii  t^riedrichs  des 
Großen  sagt,  der  sich  nur  wenige  IStundeu  Schlaf  gönnte, 
gilt  ebenso  von  Friedrich  Wilhelm  I.  „An  einem  und  dem 
selben  Tage  der  mannigfaltigste  Wechsel  von  Arbeiten  aller 
Art;  an  politische  Korrespondenzen  reiben  sich  ausführliche, 
Tom  Könige  diktierte  Instruktionen  for  Kulturarbeiten, 
detaillierte  Bestimmungen  für  die  Neuverpachtung  einer 
DomAne;  hieran  wieder  Spezialbefehle  fftr  ein  anstehendes 
Manöver  oder  wahrend  der  Kriege  taktische  Vorschriften 
für  die  bevorstehende  Aktion  eines  Truppenteils;  dem  un- 
gnädigen kurz  uuü  iierb  abweisenden  Bescheide  aut  rirend 
ein  unberechtigt  erscheinendes  Verlanjsren  folgt  die  Antwort 
auf  Ansuchen  eines  Bedninjzten,  in  welcher  sich  Teil- 
nahme und  Hilfsbereitsciiaft  in  oft  zartester  Weise  aus- 
spricht; wenige  Worte  bescheiden  die  Bitte  eines  Offiziers 
um  Avancement  abschl&glich  mit  dem  Hinweis  auf  ein  bei 
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einem  frühereu  TreflFen  begangenes  Versehen ;  über  die  ge- 
hörige Sonderung  der  Ktats  einer  Kassenrechnuiig  oder 
die  Repartitiun  an  HiU&geldevn  ei^^elicii  präguante  Vor- 
schriften ;  unmittelbar  darauf  Ordres  über  die  Art  der  An- 
setzung  neu  zugezogener  Kolonisten;  t&glich  eine  außer- 
ordentliche, oft  \as  zu  hundert  und  mehr  ansteigende  Zahl 
meiBtoDS  kurzer,  knapper  VerfOgungen,  in  denen  sieh  Lehre, 
Boge,  Tadel  oder  Anerkennung,  Sichten,  Ordnen  und 
Schaffen,  Qberall  aber  der  durchdringende  Scharfsinn, 
der  eigenartige  Zauber  des  fridericianisehen  Geistes  aus- 
q^richt." 

Der  Tätigkeitsdrang  der  beiden  Nachfolger  war  der 
durchschnittliche  gewöhnlicher  Sterblicher,  lu  ihnen  war 
nicht  der  Mensch  im  Könige  untergegangen;  und  wenn  sie 
auch  anders  geartet  gewesen  waren,  so  würde  doch  die  Fort- 
setzung des  früheren  Systems  nach  der  Vergrößerung  des 
Staatsgebietes  infolge  der  zweiten  und  dritten  polnischen 
Teilung  selbst  ffir  die  Schultom  Friedrichs  des  Großen  eine 
zu  schwere  Last  geworden  sein. 

Die  Vorsehung  bat  es  nicht  gewollt,  daB  den  beiden 
andern  ein  dritter  und  vierter  ebenso  herrschgewaltiger 
Hohenzoller  auf  dem  Throne  folgte. 

Eine  Kabinettsregierung  hat  es  unter  Friedrieh  ^1- 
heim  IL  eigentlich  nicht  gegeben.  Es  waren  in  der 
Hauptsache  wie  einst  unter  Friedrich  I.  die  Günstlinge, 
die  Bisch utLw erder  im  l  seine  Affiliierten,  welche  dem 
Könige  bei  den  Staats Le  t  hiiften  geholfen  haben.  Um  so 
mehr  wurde  unter  Friedrich  Wilhelm  III.  die  Regierung 
vom  Kabinett  aus  geführt,  aber  während  dieser  ganzen 
Periode  nach  dem  Willen  Friedrich  Wilhelms  III.  Wie 
unter  Friedrich  Wilhelm  I.  und  Friedrich  dem  Grofien 
sind  auch  damals  die  Kabinettsrftte  nur  die  Werk- 
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zeuge  des  königlichen  Willens  gewesen,  nicht  das  Kabinett, 
ßondern  Friedrich  Wilhelm  III.  persönlich  ist  für  die  ganze 
auswärtige  Politik  bis  1806  verantwortlich.  König  und 
Kabinett  waren  ein  Herz  und  eine  Seele.  Auch  Haugwitz 
und  Hurdeiiberg  haben  nur  dafOr  gelebt,  den  Willen  ihres 
Königs  attSKolÜhreD. 

Wie  jeder  Henseh,  so  atmet  auch  jeder  König  die  Lnft 
seiner  Zeit;  in  den  90er  Jahren  des  18.  Jahrhunderts  war 
sie  Ton  der  franzOsisehen  Revolution  erfflllt 

Wie  haben  sich  beide  Könige  dazu  verhalten? 


Erstes  KapiteL 
Zur  Zeit  Friedrich  Wülielm  II. 


Friedrieh  Wilhelm  II.  ist  nicht  sowohl  gegen  Frank- 
reich als  gegen  die  firanzOBisehe  Revolution  zu  Felde  ge- 
zogen ;  ohne  daß  wie  bei  Österreich,  wo  es  sich  um  die 
Niederlande  handelte,  ein  reales  Interesse  yorgelegen  hätte, 

aus  purer  Tendenz.  Es  liegt  daher  die  Vermutung  nahe, 
daß  die  auswärtige  Politik  auch  in  diesem  Falle  auf  die 
innere  eingewirkt  habe  und  daß  num  auch  im  Inneren  Maß- 
regeln ergriffen  habe,  um  dem  Einfluß  der  französischen 
Revoltttionsideen  entgegenzutreten. 

Das  ist  jedoch  nur  in  geringem  Maße  der  Fall  ge- 
wesen. 

L  Bas  Bellglonsedlkt 

Eigentlich  gehört  das  Religionsedikt  vom  7.  August 
1788  (N.C.C.  VIIl,  2175—2184),  wie  schon  das  Datum 
zeigt,  nicht  hierher.  Das  Religionsedikt  behandelt  zwei 
ganz  verschiedene  Materien:  die  Glaubens-  und  Kultus- 
freibeit  und  die  Bindung  der  protestantischen  Geistlichen 
an  das  Bekenntnis.  In  erster  Hinsicht  ist  durch  das 
ReligionBedikt  nichts  ge&ndert;  im  Gegenteil.  Die  his 
dahin  nur  auf  der  Praxis  beruhenden  Maximen  sind  hier 
zum  erstenmal  gesetzlich  festgelegt;  entnommen  aus  dem 
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Entwurf  des  Allgemeinen  Gesetzbuchs  sind  sie  in  wesentlich 
gleichlautender  Fasssung  ins  A.L.K.  ü))er^s'egangen.  "Was 
aber  die  Bindung  der  Geistlichen  an  die  Symbole  betrifft, 
so  wird  das  Urteil  darüber  in  der  Ke^iel  heeintlußt  durch 
den  Widerwillen  gegen  Wöllner,  der  zwar  formell  die  Ver- 
antwortlichkeit mit  Carmer  und  Dörnberg  teilt,  der  aber 
in  der  Tat  zu  denjenigen  Persönlichkeiten  gehört,  bei  denen 
wie  etwa  bei  Massenbach  jeder  RettungsTersneh  fehlachUkgt 
Eb  liegt  hier  in  der  Tat  eine  Reaktion  gegen  das  System 
Friedriche  des  6n»6en  vor.  Dabei  ist  aber  zu  bedenken, 
dafi  w&bzend  der  Regiemng  Friedrichs  des  Grofien  viele 
Geistlieke  ans  eigenem  Belieben  die  Formulare  der  Taufe 
und  des  Abendmahls  geändert  hatten,  sich  um  keinerlei 
Seelsorge  kümmerten  und  sieh  in  dm  Predi^iUn  aul  \  er- 
breitung  nüt/liciicr  Kennt^l^M'  beschrankten.  Daher  spricht 
Hintze  mit  vollem  Hecht  von  einer  „begreiflichen''  Reaktion, 
davon,  daß  das  Ileligionsedikt  besser  sei  als  sein  Kuf,  und 
auch  Stölzel  sagt,  gewiß  hatte  die  T^eaktion  ihre  „volle 
Berechtigung Ebenso  lautet  das  Urteil  von  Kieker: 
(Hintee,  Die  £poehen  des  evangelischen  Kirchenregiments; 
Historische  Zeitschrift  1897,  102;  Stölzel,  Suarez,  255; 
Sieker,  Die  rechtliehe  Stellung  der  evangelischen  Kirche 
Deutschlands,  18d3,  311  ff.). 

IL  Das  Zensnredikt« 

Das  gleichfalls  slIidu  vor  Ausbruch  der  Revolution  er- 
lassene Zeusuredikt  vom  10.  Dezemhrr  1?!*^  ist  nicht  ein- 
mal eine  Reaktion  gegen  Friedrich  den  Großen.  Denn 
unter  Friedrich  dem  Großen  wurde  die  Zensur  fest  ge- 
handhabt; gerade  er  hat  „die  ehemalige,  seit  einiger  Zeit 
in  Abgang  gekommene  Zensur"  wieder  hergestellt,  weil,  wie 
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es  im  Zensuredikt  vom  11.  Mai  1749  (C.C.M.  contin.  V,  39) 
lieißL,  verschiedene  skandalöse,  teils  wider  die  Religion, 
teils  wider  die  Sitten  laufende  Bücher  verlegt  worden 
seien  und  weil  demjenigen  gesteuert  werden  mflsse,  was 
den  allgemeinen  Grundsätzen  der  Religion  und  sowohl 
moralischer  als  bürgerlicher  Ordnung  entgegen  ist;  er 
hat  mehrere  solcher  Edikte  erlassen,  wie  das  Tom 
28.  Januar  1763  (C.C.M.  III|  IdS),  das  letzte  vom  1.  Juni 
1772  (C.C.M,  eontin.  IV,  150;  N.C.C.  V,  175),  das  im 
wesentlichen  eine  Wiederholung  des  Edikts  von  1749  ist 
Danach  mußten  alle  Bacher  vor  dem  Druck  die  Zensur 
passiert  hahen ;  die  Akademie  und  die  Universitäten  genossen 
nur  insofern  einen  Vorzug,  als  sie  die  Zensur  über  ihre 
Mitglieder  selbst  ausübten.  Es  ist  nicht  einmal  richtig, 
was  Lessing  (Gesaninielte  Werke,  27,  S.  209)  an  Nicolai 
schrieb,  daß  die  Preßfreiheit  in  Preußon  darin  bestehe, 
gegen  die  Religion  so  viel  Sottisen  zu  Markte  zu  bringen, 
wie  man  wolle;  denn  auch  die  Religion  war  durch  die 
Zensur  geschützt.  Auch  in  seinen  Schriften  war  Friedrich 
der  Große  gegen  Prefifreiheit.  „Ich  kenne  die  Menschen", 
schrieb  er  an  d'Alembert,  «weil  ich  mich  lange  genug  mit 
ihnen  beschäftigt  habe,  und  bin  ich  sehr  ftberzeugt,  dafi  sie 
Dämpfer  als  Mittel  bedOrfen  und  jede  Freiheit  die  sie  be- 
Bitsen,  mißbrauchen,  so  dafi  auf  dem  Gebiet  der  Literatur 
ihre  Werke  einer  Prttfuog  zu  unterwerfen  sind,  nicht 
peinlicli,  aber  so,  daß  alles,  was  dem  öffentlichen  Frieden 
und  dem  Wohle  der  Gesellschaft  entgegen  ist,  unterdrückt 
wird."  Wollte  er  doch  selbst  eiiir  ^cmer  Schriften  nicht 
drucken  lassen,  weil  sie  geeignet  schien,  frommen  Ge- 
mfitern  Ärgernis  zu  geben;  das  Jahrhundert  sei  noch  nicht 
80  aufgeklärt,  daß  man  ungestraft  ganz  laut  denken  dürfe; 
«sobald  es  gilt,  sich  vor  der  Öffentlichkeit  vernehmen  zu 
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lassen,  so  ist  mein  feststehender  Grundsatz,  die  Kitzlich- 
keit  der  ahtrgluuhi.srht'ii  Ohitn  /u  schonen"  (Koser  II,  ^>H4). 

Daß  Friedrich  der  Große  Preßorzeu{.Miisse ,  die  gegen 
ihn  gerichtet  waren,  nicht  verfolgte,  zei^'t  nur,  daß  er  sie 
gering  achtete:  „HAngt  es  doch  niedriger,  daß  die  Leute 
sich  nicht  den  Hals  ausrecken  !''  bezieht  sich  auf  eine  am 
Werderschen  Markte  angeheftete  Karikatur,  wo  der  König 
im  Hinblick  auf  die  Kaffeeregie  mit  einer  Kaffeemfihle 
zwischen  den  Knien  abgebildet  war  (Koser  II,  633). 

Gedmekt  ist  im  18.  Jakrhundert  wie  auch  frOher  so 
ziemlich  alles,  was  geschrieben  wurde.  Die  Prefifraheit 
war  damals  in  Frankreich  unter  Ludwig  XV.  und  Lud- 
wig XVI.,  wie  Arthur  Jung  behauptet,  eine  größere  als  in 
England.  Und  auch  in  Deutschlaad  ließ  sie  nichts  zu 
wtlnschen.  Denn  was  in  dem  einen  Lande  nicht  erlaubt 
wurde,  erschien  anderswo,  weil  jeder  Potentiit  seine  Lust 
daran  hatte,  wenn  der  andre  schlecht  gemacht  wurde. 
Der  Kurfürst  von  Braunschweig-Lüneburg  hielt  seine 
schatzende  Hand  über  die  Schlözeriscben  Journale,  aber 
nur  so  lange  wie  nichts  gegen  hannoversche  Zustände  darin 
gesagt  wurde.  Campe  hat  noch  nach  Ausbruch  der  fran« 
zOsischen  Revolution  unter  dem  Schutze  seines  Herzogs, 
obgleich  dieser  in  preuBischen  Diensten  stand,  ganz  be- 
rechtigten Beschwerden  PreuBens  gegen  seine  seichten 
Schreibereien  siegreich  Widerstand  geleistet  (Leyser, 
J.  H.  Campe;  der  sechste  Abscliuitt  liat  die  Überschrift: 
„Der  Held  der  Geistesfreiheit** ;  das  Motto  lautet:  „Si 
fractus  illabatur  orbis"). 

Das  Bisherige  gilt  nur  von  Büchern.  Eine  Preß- 
freiheit für  Zeitungen  hat  es  unter  Friedrich  dem  Großen 
schon  deshalb  nicht  gegeben,  weil  es  keine  Zeitungen  gab, 
wenigstens  keine  emsthaften,  keine,  die  eine  feste  politische 
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Biebttmg  verfolgten;  der  Ausspruch,  daß  Gazetten  nicht 
geniert  werden  dürfen,  bezog  sich  auf  Blätter,  die  sich 
darauf  beschi!\Tikten,  wie  mun  heute  sagen  würde,  Ver- 
mischtes zu  i)riugen.  Oder  glaubt  wirklich  jemand ,  daß 
Frie<lrich  der  Große  sieb  eine  energische  ZeitungBoppoBitiou 
h&tte  gefallen  lassen? 

Das  Zensuredikt  Friedrich  Wilhelms  IL  Tom  19.  De- 
zember 1788  (N.  C.  C.  VIII,  S.  2339),  das  »berQctatigte*, 
wie  es  im  Bamseh  mit  dem  ReligiODSedikt  yon  den  sahl- 
reichen  Schriftstellern,  die  weder  das  eine  noch  das  andere 
gelesen  haben,  genannt  wird,  bewegte  sich,  von  Suarec 
ausgearbeitet,  ganz  in  den  bisherigen  Bahnen.  Der  König 
erklärte  von  den  großen  und  niaunigfaltigen  Vorteilen 
einer  gemäßigten  und  wohlgeordneten  Preßfreiheit  voll- 
kommen überzeugt  und  entschlossen  zu  sein,  solche  mög- 
lichst zu  begünstigen;  weil  aber  gegenwärtig  viele  die 
Ausbreitung  der  Wahrheit  als  ein  bloßes  Gewerbe  zur 
Befriedigung  ihrer  Gewinnsucht  betrieben,  könne  dieses 
Gewerbe  der  öffentlichen  Aufsicht  nicht  ganz  entbehren. 
Die  Zensur  solle  nicht  eine  anstftndige,  ernsthafte  nnd 
bescheidene  Untersuchung  der  Wahrheit  hindern,  sondern 
nur  demjenigen  steuern,  was  wider  die  allgemeinen  Grund- 
sätze der  Beligion,  wider  den  Staat  und  die  moralische 
und  bürgerliche  Ordnung  gehe  oder  zur  Kränkung  der 
persönlichen  Ehre  und  des  guten  Namens  anderer  abziele. 
Gewiß  haben  solche  Ausdrücke  etwas  Kautschukartiges  an 
sich,  aber  sie  werden  in  den  Zensuredikten  Friedrichs  des 
Großen  ebenfalls  gebraucht.  In  einer  Beziehung  fand  sogar 
ein  offenbarer  Fortschritt  statt,  indem  als  Zensurbehörden 
anstelle  der  bisherigen  Einzel bea m te u ,  die,  wie  der  Groß- 
kanzler sagte»  nach  ihrem  Eigendünkel  und  nach  ihren  oft 
irrigen  Privatmeinungen  die  Grenzen  der  Prefifreiheit  will- 
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kQrlich  ausgedehnt  und  eingeschränkt  hfttten,  die  ordent- 
lichen Landesküllcgieii  traten,  so  dass  die  juristischen 
Schriften  von  den  Gerichten,  die  theologischen  vom  geist- 
lichen Departement,  die  Poliijei-  und  Finanzschriften  vom 
Generaldirektorium,  die  Uber  die  auswärtige  Politik  vom 
Kabinettsministerium  zensiert  wurden. 

Nach  Ausbruch  der  Revolution  hat  daan  das  Reich 
den  Versuch  gemacht,  stfengeren  Grunds&tzen  auch  in 
Preuflen  Geltung  zu  Terschaflfen,  indem  der  Kaiser  unter 
dem  3.  Dezember  1791  an  den  KOntg  von  Preußen  ate 
einen  der  ausschreibenden  Fflrsten  des  niedersftehsischen 
Kreises  eine  Verfügung  in  dem  Sinne  erliefi,  dafi  der  Ver- 
breitung staatsgefäbilicher  Schriften  entgegengetreten  wer- 
den mftsse.  Der  König  wies  daher  durch  Kabinettsordres  vom 
1.  und  i.  Februar  1792  die  Beliuideu  in  diesem  Sinuc  an; 
aber  die  drei  Zentralbehftrdi n ,  das  .Tustizilepartenient 
(Carmer,  von  der  Kecke,  Wölluer  und  Goldbeck),  das 
Generaldirektorium  (Blumenthal,  Ileinitz,  Werder  und 
Arnim)  und  der  Gebeime  Staatsrat  haben  sich  gegen  jede 
Änderung  des  Edikts  von  1788  ausgesprochen.  Der  Kdnig 
bat  zwar  durch  Kabinettsordre  vom  21.  Februar  1792  zwei 
Zeitschriften  g&nzlich  verboten  und  eine  dritte  unter 
strenge  Aufsicht  gestellt;  es  ist  femer  am  12.  Oktober 
1794  die  bekannte  Kabinettsordre  gegen  Kant  ergangen 
(Kuno  Fischer,  Kant  und  seine  Lehre,  I,  1808,  0;^  ff.)  und 
es  ist  endlich  1795  Nii'olais  Allgemeine  deutsche  Bibliothek 
verboten,  das  Verbot  aber  auf  Vursteliung  des  Geheimen 
Staatsrats  wenn  auch  unter  Beiiiuguugen  wieder  aufgeholten 
(Kapp,  Aktenstücke  zur  Geschichte  der  preußischen  Zensur 
und  Preßverhältnisse,  im  Arcliiv  für  Geschichte  des 
deutschen  Buchhandels  Bd.  IV«  158,  169,  181;  Bd.  V,  298; 
Stölzel,  Suarez,  324,  396). 
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In  England,  wo  trotz  der  aufgehobenen  Zensur 
die  Preßfreiljt  it  durch  Kaution  und  Stempel  sowie  durch 
ein  überaus  strenges  Repressivsystem  im  höchsten  Grade 
eingeschränkt  wurde,  wo  der  Abdruck  der  Parlaments- 
debatten  als  Privilegienbruch  galt,  ist  man  nach  Ausbruch 
der  französischen  Revolution,  wie  das  Gesets  vom  28.  Juni 
1798  (38  Georg  III,  c  78)  ergibt,  viel  schärfer  vor- 
gegangen. 

nL  Bia  Terebisedikt. 

Erst  unter  Friedrich  Wilhelm  III.,  um  das  hier  an- 
zuschließen, ist,  zur  Zeit  des  Direktoriunis  auf  dem  Ge- 
biete des  Vereins-  und  Versammlungswesens  eine  Maßregel 
getroffen  worden,  die  allenfalls  als  eine  Abwehrmaßregel 
gegen  die  Revolution  aufgefaßt  werden  kann. 

Im  A.  L.  R.  waren  die  bis  dahin  hinsichtlich  des  Ver- 
eine-  und  VersainnilungsweBens  herrschenden  Maximen 
kodifiziert  worden;  an  zwei  Stellen,  Teil  II  Tit.  6,  Von 
Gesellschaften  Oberhaupt  und  von  Korporationen  und  Ge- 
meinen insonderheit  §  1,  §  10,  und  Teil  II  Tit  20,  Von 
den  Verbrechen  und  Strafen  §§  184—190.  Gesellschaften, 
heifit  es  an  der  ersten  Stelle,  sollen  erlaubt  sein,  wenn 
ihr  Zweck  mit  dem  allgemeinen  Wohl  bestehen  kann,  sie 
der  gemeinen  Ruhe,  Sicherheit  und  Ordnunfz  niclit  zuwider- 
laufen,  oder  anderen  gemeinnützigen  AhMchleii  und  An- 
stalten nicht  biiulerlich  un(i  nachteilig  sind ;  unzul.lssige 
Gesellschaften  haben  als  solche  gar  keine  Hechte,  weder 
gegen  ihre  eigenen  Mitglieder  noch  gegen  andre;  die  Mit> 
glieder  sind  wegen  unerlaubter  Handlungen  zum  Schadens- 
ersatz verhaftet.  Die  Hitglieder  aller  Gesellschaften,  heißt 
es  an  der  zweiten  Stelle,  sind  verpflichtet  sich  Ober  den 
Gegenstand  und  die  Absicht  ihrer  Zusammenkfiofte  gegen 
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die  Obrigkeit  auf  Erfordern  anssuweisen;  heimlidie  Ver- 
bindungeD  mfissen,  wenn  sie  auf  den  Staat  aelbst  lud  dessen 
Sicberheit  Einflnfi  haben  können,  bei  Vermeidnng  naeh- 

diücklicher  Geld-  oder  Leibesstrafe,  der  Obrigkeit  zur 
Prüfung  und  nenebniigung  angezeigt  werden:  ohne  aus- 
drückliche Erlaulaus  der  Polizei  soll  keine  Pedoute,  öffent- 
liche Maskerade  oder  andre  dergleichen  öffentliche  Lustbar- 
keit angestellt  werden;  wenn  der  Unternehmer  solcher 
Luatbarkeiten  sich  die  Erlaubnis  nicht  erbeten  hat,  soll 
er  wegen  aller  dabei  vorgefallenen  Unordnungen  oder  Vor« 
brechen  gleich  denqenigen,  welcher  dazu  tatigen  Bei- 
stand geleistet  bat,  bestraft  werden. 

Bas  Edikt  vom  20.  Oktober  1798  wegen  Verhütung 
und  Bestrafung  geheimer  Verbindungen,  welche  der  all- 
gemeinen Sicherheit  nachteilig  sein  könnten  (N.  C.  N. ,  X, 
1775,  auch  Jahrbücher  der  preußischen  Monarchie,  III, 
31)2),  verbot  ersten-  alle  Gesellschaften,  welciie  unbekannten 
Oberen  Gehorsam  oder  bekannten  Oberen  unbedingten  Ge- 
hori^am  geloben;  zweitens  alle  geheimen  Gesellschaften  — 
die  §§  3,  4,  9,  Kl,  U,  12,  13  beschäftiuen  sich  mit  den 
Freimaurern  — ,  drittens  generell  alle  Gesellschaften  und 
Verbindungen,  deren  Zweck  darin  besteht,  über  Ver- 
änderungen in  der  Verfassung  und  Verwaltung  des  Staates 
Beratungen  anzustellen,  also  alle  politischen  Vereine. 

Von  diesem  preufiischen  Gesetze  unterscheidet  sich  das 
«nglische  von  1799  in  nichts  (39  Georg  III,  cap.  79),  so 
dafi  Gneist  von  dem  englischen  Gesetze  gesagt  hat,  „es 
gleicht  ungefähr  dem  preußischen  Edikt  von  1798"  (Self- 
goverumeut,  Kommunal  Verfassung  und  Verwaltuugsgerichte, 
3.  Auflage,  1871,  S.  250). 


142    2.  Abschnitt.  Die  Uaitung  der  preultiachen  fiegienmg  usw. 

ly.  Die  BeTision  ilet  AUgvmeiiieii  CtosetibiaeliM. 

Die  "Wogen  der  französischen  Reyolution  gingen  schon 
recht  hoch,  als  am  'l^K  März  1791  das  Allgemeine  (je.setz- 
buch  anstandslos  publiziert  wurde  mit  Gesetzeskraft  vom 
1.  Juni  1792;  der  Zwischenraum  betrug  also  wenig  über 
ein  Jahr  oder  vielmehr  weniger  als  ein  Jahr,  weil  der 
Druck  erst  im  Juni  1791  vollendet  würfle ,  so  daß  das 
Gesetzbuch  nicht  vor  dem  September  1791  in  die  Hände 
der  Beteiligten  gelaogen  konnte. 

Auf  diewn  Umstand  hin,  insbesondere  darauf,  dafi  es 
noch  an  einem  Register  und  an  einem  Aussuge  fehlte,  hat 
der  schlesische  Justizminister  von  Dankelmann  unterm 
9.  April  1792  beantragt,  den  Geltungstermin  so  weit  hinaus- 
zuschieben, daß  die  aus  einer  übereilten  Einführung  zu  be- 
sorgeudea  nachteilitien  Folgen  vermieden  winden. 

Dieser  Antrag  wurde  am  18.  April  mit  ziemlich  den- 
selben Worten  und  Wendungen,  wie  sie  Dankelmann  ge- 
braucht hatte,  genehmigt  und  eine  Gegenvorstellung  Carmers 
Yoro  3.  Mai  abschlflglich  beschieden. 

Bis  hierher  zwingt  nichts  diesen  Vorgängen  eine  prin- 
zipielle Bedeutung  beizulegen,  zumal  wenn  man  sich  der 
Bestrebungen  erinnert,  die  1899  hervorgetreten  sind,  den 
Geltungstermin  des  B.  G.  B.  bis  zum  1.  Januar  1901  hinaus- 
zuschieben» obgleich  der  Zwischenraum  viel  gröfier  war. 
An  so  etwas  will  man  nie  recht  heran«  man  hält  es  sich 
so  lange  wie  möglich  vom  Leibe. 

In  dieser  Lage  ist  die  Sache  anderthalb  Jahre  ge- 
blieben, bis  sie  durch  die  Kabinetlbordre  vom  17.  November 
179:3  (  V.  Kaniptz,  Jahrbücher  hd.  r,2.  S.  188  ff  )  ein  völlig 
anderes  Aussehen  gewann.  Inzwischen  hatten  sich  Vor- 
gänge abgespielt,  die  den  König  kopfädieu  machen  konnten. 
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Nunnielir  staud  es  fest,  (Iii (5  die  deiniülchstige  Gültig- 
keit von  einer  vorherigen  Uevisiun  ahliängig  gemacht  werden 
sollte.  Es  wurde  namentlich  liestimmt,  daß  das  Gesetzbuch 
nur  die  vorhandenen  Gesetze  sammeln  und  ergänzen,  aber 
Deae  Einrichtungen  und  Verfügungen  nicht  enthalten  dürfe, 
es  dürfe  nichts  darin  enthalten  sein,  was  die  laodes- 
herrliehe  Sanktion  noch  nicht  erhalten  habe;  ein  Geaets* 
buch  m&sse  ferner  nur  befehlen,  was  getan,  verbieten,  was 
nnterlasaen  werden  solle,  nicht  aber  durch  Materien  weit^ 
Unfig  gemacht  werden,  die  eigentlich  gar  nicht  zur  Be- 
nrteilang  nnd  zur  Entscheidung  des  Richters  gehörten.  En 
müßten  deshalb  alle  Sätze,  die  das  Staatsrecht  und  die 
Regieruiigsform  beträfen,  diejenigen,  welche  Pflichttn  des 
Landesherrn  gegen  den  Staat  festsetzten,  weggelassen 
werden.  Eigentlich  war  das  der  Standpunkt  Friedrichs 
des  Großen  gewesen,  der  schon  1700  gegen  die  Aufnahme 
staatsrechtlicher  Sätze  sich  ausgesprochen  hatte  (Stölzel, 
Suarez,  249,  355,  383). 

Das  Ergebnis  der  Revision  war  folgendes. 

Znn&cbst  ist  der  Titel  geftndert.  Anstelle  des  »All- 
gemeinen Gesetzbuchs*  ist  das  .Allgemeine  Landrecht " 
getreten. 

Die  beiden  Pnblikationspatente  vom  30.  März  1791  und 

vom  5.  Februar  1704  stimmen  im  übrigen  wörtlich  übercin. 
Eine  Abweichung  ist  die,  daß  der  in  der  Einleitung  des 
früheren  Patents  enthaltene  Satz,  die  Gesetzgebung  sei 
auf  die  einfachen  Grundsätze  der  Vernunft  und  natürlicher 
Billigkeit  zurückgeführt,  in  der  Einleitung  zum  zweiten 
weggeblieben  ist;  die  weiteren  Abweichungen  der  Publi- 
kationspatente sind  entweder  rein  formell  (Art.  5)  oder 
unerheblich  (Art  4),  namentlich  auch  die  Zusfttze  zu  Art. 
7,  15,  16,  von  Bedeutung  ist  höchstens  ein  Zusatz  am 


X44    ^  AbBchnitt,  Die  Haltung  der  preußischen  Begierung  usw. 

Sehlafi,  wo  den  Gerichten  verboten  wird,  von  klaren  und 

deutlichen  Vorschriften  der  Gesetze  auf  Grund  eines  ver- 
meintlichen philosophischen  RaisonnementB  oder  unter  dem 
Vorwaude  einer  aus  dem  Zweck  und  der  Absicht  des  Ge- 
setzes abzuleitenden  Au>leuuQg  die  geringste  eigenmächtige 
Abweichung  sich  zu  erlauben. 

Die  materiellen  Unterschiede  sind  folgende. 

Erstens:  die  Machtsprache,  die  im  A.  G.  B.  Terboten 
waren,  sind  im  A.  L.  R.  beibehalten;  Maehtsprftche  be- 
deuten im  Spraehgebrauehe  der  Zeit  keineswegs  Gewaltr 
nkte,  sondern  Aussprüche  der  obersten  Staatsgewalt  in 
Rechtssachen;  Friedrich  der  Große  hat  von  diesem 
Majestfttsrecht  noch  1779  den  umfassendsten  Gebrauch  ge- 
macht, und  wie  auch  über  sein  Verfahren  im  Müller  Arnold- 
schen  Pidzt  ß  gcurteilt  werden  mag.  so  handelte  er  doch 
zweifellos  iiinerhalh  seiner  Zuständigkeit,  indem  er  das 
kamiuergerichtliche  Urteil  nicht  nur  umstieß,  souderii  aucli 
die  Richter,  die  daran  beteiligt  gewesen  waren,  bestrafte. 
Es  kann  also  von  einer  Reaktion  gegen  den  Standpunkt 
Friedrichs  des  Großen  keine  Rede  sein.  Der  Standpunkt 
des  A.L.R.  war  kein  Rfickschritt,  sondern  die  Hemmung 
eines  Fortschritts. 

Zweitens  sind  diejenigen  Bestimmungen  des  A.  G.  B. 
gestrichen,  welche  die  absolute  Gesetzgebungsgewalt  des 
Ednigs  beschr&nken  wollten,  namentlich  hinsichtlich  landes- 
herrlicher Privilegien,  aber  auch  hinsichtlich  der  Gesetze 
und  VerordnungLMi  selbst,  von  dt  Ui  ii  im  A.  G.  B.  gesagt 
war,  daß  sie  die  natürliche  Freiheit  und  Rechte  der  Bürger 
nicht  weiter  einschränken  dürften  als  es  der  gemeinschaft- 
liche Endzweck  erfordere. 

Drittens  ist  die  Materie  von  den  Ofhziersschuldeu  etwas 
anders  gestaltet.  Der  Unterschied  ist  aber  nur  scheinbar 
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prinzipieller  Art.  Im  A.  (i.  Ii  war  vorgeschrieben,  daß 
ein  Offizier  gleich  jedem  andern  Bttrger  des  Staats,  wenn 
ihm  Dicht  der  Mangel  des  Altere  oder  andere  allgemeine 
gesetzliche  Hindernisse  entgegensUnden ,  giltig  Darlehen 
anfoehmen  könne,  wogegen  im  A.  L.  R*  schriftliche  Ein- 
willigung des  Vorgesetzten  verlangt  wird  und  zwar  in  der 
Weise,  dad  der  ohne  solchen  Konsens  geschlossene  Dar- 
lehnsvertrag  eines  Subaltemoffiziers  null  und  nichtig  ist, 
der  Gläubiger  niemals  die  geringste  Wiederbezahlung  zu 
hoffen  hat  uml  «las  wirklich  Gegebene  der  Invalidenkasse 
anheimfallt,  wahrend  «Ii»'  Darlehne  an  Kompagnie-,  Eskadrun- 
chefs  und  an  Stalisulli/it  re  zwar  K'iltig  sind,  doch  hinsirht- 
lich  der  Rückzahlung  iu  mehrfacher  Hinsicht  ungünstiger 
gestellt  wurden.  Aber  tatsAchlich  sclirumpft  der  Unterschied 
doch  sehr  dadurch  zusammen,  daß  auch  nach  der  Fassung 
des  A.  G.  ß.  der  Gläubiger  und  zwar  bei  jedem  Offizier 
sich  weder  an  seine  Person,  noch  an  seine  Besoldung  oder 
andere  Diensteinkfinfte  noch  an  seine  Montirung,  Equipage 
oder  was  sonst  zum  Kriegsdienste  gehdrt,  halten  kann; 
das  konnte  zwar  durch  die  Einwilligung  des  Vorgesetzten 
in  etwas  gebessert  werden;  wegen  der  Befriedigung  aus 
einem  unkoni-entiertcn  Darlohn  wurde  schon  damals  zwischen 
einem  Subaltern-  und  liöhcren  Ofrizier  untprj^cIiiiMhMi ;  liin- 
siclitlich  der  ietitteren  konnte  der  Gläubiger  nur  aus  tie^isen 
zum  Kriegsdienste  nicht  gehörigen  Vermögen  sich  seine 
Befriedigung  verschaffen. 

Viertens  ist  das  von  den  Verfassern  des  A.  G.  B.  er- 
fundene Institut  der  Ehe  zur  linken  Hand  zwar  nicht 
wieder  beseitigt,  aber  in  etwas  modifiziert. 

Was  die  Erfinder  sich  dabei  gedacht  haben,  geht  aus 
einer  Note  hervor,  die  im  ersten  Teile  des  Entwurfs  1784 
abgedruckt  ist.  Sie  lautet:  »Der  täglich  höher  steigende 

voa  ]I«i*r,  Fr»n.  EiaM<M.  II.  10^ 
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Luxus  ist  unstreitig  eine  Hauptursache  der  unter  den  oberen 
Ständen  überhaudathmenden  Ehelosigkeit.  Ein  sogenannter 
Wohlstand,  gegründet  auf  herrschende  Vorurteile,  die  durch 
Verbots-  oder  Aufwandsgesetze  vergeblich  bekämpft  werden 
würden,  verbindet  Männer  vom  Adel  und  andere,  die  iu 
höheren  Bedienungen  stehen,  zu  einem  Aufwände,  der  sehr 
oft  der  BeschaffeDlieit  ihres  Vermögens  und  den  fiiokaoften 
ihrer  Amter  nicht  angemess»!  ist  Dieser  Aufwand  steigt 
ins  doppelte,  drei-  und  vierfache,  wenn  sie  heiraten  und 
eheliche  Kinder  zeugen.  Die  Unmöglichkeit,  Frau  und 
Kinder  standesgemftfi  unterhalten,  versorgen  und  etahlieren 
zu  können ,  schreckt  sie  vom  Heiraten  ab  und  nötigt  sie, 
ihren  Beitrag  zur  Bevölkerung  entweder  zu  unterdrücken 
oder  an  feile  Dirnen  zu  verscliwenden  oder  den  Frieden 
fremder  Ehen  zu  stören  oder  im  besten  Falle  sich  mit 
Maitressen  zu  beiielfen.  Wie  wenig  \  erliiiniungen  dieser 
letzteren  Art  geschickt  sind,  dem  Staute  den  aus  der  über- 
handnehmenden Ehelosigkeit  entstehenden  Schaden  zu  er- 
setzen, lehrt  die  Erfahrung,  —  Die  gemeine  Meinung  des 
Volks  f  welches  zwischen  Maitressen  und  Huren  keinen 
Unterschied  kennt,  und  die  durchaus  willkürliche  Auflösbar- 
keit solcher  Bandnisse  wardigen  die  sogenannten  Maitressen 
nicht  nur  in  der  Achtung  anderer,  sondern  auch  in  ihrer 
eigenen  und  eben  dadurch  in  ihrer  Denkart  und  Gesinnung 
so  tief  herab,  daß  so  wenig  Fähigkeit  als  die  Neigung,  den 
Pflichten  einer  guten  liausiiau  uud  einer  sorgl.tltigen  Mutter 
Genüge  zu  leisten,  von  ihnen  erwartet  werden  kann.  Elten 
dieser  nu  i>t  gegenseitige  Mangel  der  Achtung  und  die  Un- 
gewißheit der  Paternität  von  Kindern,  die  aus  einem  ebenso 
leichtsinnig  aufgelösten  als  geknüpften  Bande  entspringen, 
wirkt  bei  den  Vätern  Kaltsinn  und  Sorglosigkeit  in  Absicht 
der  Erziehung  und  Bildung  solcher  Kinder.  Das  Maitressen- 
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halten  so,  wie  es  in  uiisereü  Tagen  so  sehr  üblich  ist,  l)efürdert 
folglich  nicht  nur  kein^^swegs  eine  dem  Staate  vorteilhafte 
Bevölkerung,  sondern  ist  iiiin  auch  in  den  nieihlen  Fällen 
schädlich.  Es  mußte  daher  auf  ein  anderes  Mittei  der  aus 
dem  Luxus  entsphogenden  Ehelosigkeit  abzuhelfen  gedacht 
werden  und  dazu  hat  man  die  bei  den  alten  Körnern  sowohl 
als  bei  unseren  deutsehen  Vorfahren  unter  dem  Namen  des 
Konkubinates  bekannte  Ehe  zur  linken  Hand  als  das  sekiek- 
lichste  anzusehen.  Man  bat  sie  aber  nur  als  Ausnahme 
▼on  der  Regel  und  nur  in  solchen  F&Ilen  zugelassen,  wo 
Oberwiegende  oder  doch  Nachsicht  verdienende  Motive  da 
sind,  die  einen  Mann  von  Einschreitung  einer  vollgiltigen 
Eile  zurückhalten  können.  Denn  daß  an  und  für  sich  be- 
tiM eilt  t  diese  letztere  sowohl  in  Hinsicht  auf  Sitten  und 
GrundMltze  als  im  Verhältnis  pt'üen  das  äußrre  Wohl  des 
Staates  der  Ehe  zur  linken  Haud  weit  vorzuziehen  sei,  ist 
keinem  Zweifel  unterworfen 

Suarez  wie  er  leibt  und  lebt.  Ungeschichtlich  wie 
seine  ganze  Generation,  denn  sonst  h&tte  er  wissen  mflssen, 
daß  in  jedem  Jahrhundert  die  gleichen  Klagen  Uber  zu- 
nehmenden Luxus  und  Uber  zunehmende  Ehelosigkeit  er- 
hoben worden  tind. 

Nach  beiden  Gesetzbüchern  war  die  rechtliche  Stellung 

der  Frau  in  der  Ehe  zur  linken  Hand,  der  Hausfrau,  wie 

sie  im  A.  G.  B.  genannt  wurde,  eine  sehr  ungünstige. 

Während  aber  die  Eingehung  einer  solchen  Ehe  nach  dem 

A.Ct.  Ii  nur  an  die  Erlaubnis  des  Provinzial-Justiz-KoUegiums 

gebunden  war,  die  dann  erteilt  werden  mußte,  wenn  aus 

einer  vorhergehenden  Ehe  zur  rechten  Hand  Kinder  am 

Leben  oder  kein  zu  standesgemäßem  Unterhalt  der  Familie 

hinreichendes  Vermögen  vorhanden  war,  so  bedurfte  sie 

nach  A.  L.  R.  einer  landesherrlichen  Erlaubnis;  nach 

10* 
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A.  G.  B.  erfolgte  die  Schließung  durch  gerichtlichen  Akt, 
nach  A.  L.  K,  war  die  Trauung  als  wesentlich  vorgeschrieben; 
die  Bestimmungen  Ober  die  Aufhebung  der  Ehe  zur  linken 
Hand  A.  6.  B.  §§  919 ff.,  924,  fehlen  im  A.  L.  B.  ganz. 
Im  Übrigen  siod  die  Unterschiede  sehr  unbedeutend.  Die 
Zahl  der  Paragrapiien  (über  100)  iat  geblieben,  wenn  auch 
in  verkürzter  Passung. 

Eine  ebenso  verrückte  Erfindung  des  A.  G.  B. ,  das 
Erbrecht  der  Arnienanstalten  in  die  Verlasaenschaft  der 
Hagestolze,  ist  ganz  beseitigt. 

Alles  das,  Offiziersschulden,  Ehe  zur  linken  Hand, 
schlechte  Behandlung  der  Hagestolze,  steht  doch  in  keiner 
Verbindung  mit  der  französischen  Revolution.  Die  sonstigen 
Änderungen  beziehen  sich  auf  völlig  indifferente  Materien, 
wie  auf  Iiehnszubehftr,  VorkaufBrecht,  Prozesse  zwischen 
Eheleuten,  Folgen  des  unehelichen  Beischlafs,  und  sind 
meistens  nur  formeller  Art. 

Dagegen  ist  von  der  Revision  völlig  unberührt  ge- 
blieben erstens  das  ganze  Ehescheidungsrecht  mit  einer  ein- 
zigen unbedeutenden  Modifikation  (Th.  II  Tit.  1  §§  716  ff. 
in  beiden  Gesetzbüchern);  zweitens  die  sämtlichen  Staats- 
und  verwaltungsrechtlichen  Normen  des  Th.  II  Tit.  9—18, 
von  denen  keine  einzige  gestrichen  ist,  eigentlich  gegen 
dffli  Wortlaut  der  Revisionsbestimmnngen. 

Schließlich  wird  auch  die  Zuziehung  der  Stände  als 
eine  reaktionäre  Maßregel  hingestellt,  denn  die  St&nde  im 
Osten  sind  Organe  der  Reaktion,  die  ebenso  zusammen- 
gesetzten des  Westens  Organe  des  Fortschritts,  obgleich 
gerade  diese  hinsichtlich  des  A.  L.R.  sich  im  erzreaktionftren 
Sinne  gezeigt  haben.  Die  standische  Zunehung  war  bereits 
von  Friedrieh  dem  Großen  angeordnet,  und  die  Nicht- 
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Zuziehung  gerade  der  Stände  wäre,  wo  alle  Welt  befragt 
wurde,  sehr  sonderbar  gi  wesen. 

Die  meisteu  bisberigeu  Darstellungen  sind  auf  den  Ton 
«jestiramt,  als  ob  es  sich  um  einon  Gcjjensatz  zu  Friedrich 
dem  Großen  oder  um  eine  Abwehr  der  französischen 
Bevolutionsideen  gehandelt  hätte;  sie  nehmen  daher  einon 
gewaltigen  Anlauf,  spannen  die  Erwartungen  und  enden 
nemlieh  kleinlant,  im  Sande  verlaufend,  nach  dem  Motto 
partnriunt  montee. 

Über  Friedriehs  des  Groden  inneres  Verhältnis  zum  A.G.B. 
weifi  man  doch  weiter  nichts  als  dafi  er  bei  Überreichung 
der  zweiten  Abteilung  des  A.G*B.  am  20.  Mllrz  1785  ge- 
sagt hat:  „Es  ist  aber  sehre  dicke,  und  Gesetze  müssen 
kurz  unti  nicht  weitliluiig  seind",  und  daß  er  bei  Vor- 
legung der  dritten  Abteilung,'  am  10.  April  17bt)  die  über- 
mäßige Milde  der  Strafgesetze  getadelt  hat. 


Zweites  Kapitel. 
Zar  Zeit  Friedlich  Wühelm  III. 


Wie  Friedrieb  Wilhelm  II.  kein  durch  die  französische 

Revolution  in  Angst  gejagter  Despot  war,  so  ist  umgekehrt 
Friedrich  Wilhelm  III.  kein  Anhän^ier  derselben  gewesen. 
Es  ist  zwar  schon  unmittelbar  nach  der  Thronhesteigunü: 
in  den  Jahrbüchern  der  preußischen  Monarchie  von  17t>8 
behauptet,  daß  der  KOnig  eine  gleiche  Tendenz  wie  die 
französische  Revolution  verfolge,  daß  Berlin  durch  die 
Staatfiverwaltnng  besitze,  was  Paris  einer  Verfassong  Ter- 
danken  mttsae.  £&  ist  auch  viel  Aufhebens  gemacht  von 
einer  Auflerung,  die  einer  der  Hinister,  offenbar  ist  Struensee 
gemeint,  1799  dem  französischen  Gesandten  gegentther  ge- 
macht haben  soll,  dahin  lautend,  „die  Revolution,  die  ihr 
von  unten  nach  oben  vorgenommen  habt,  wird  sieh  bd  uns 
von  oben  nacli  unten  vollziehen;  der  König  ist  in  seinem 
Wesen,  oder  in  einer  andern  Fassung  nach  seiner  Weise, 
Demokrat,  er  arbeitet  unahljlssij?  an  der  Beschränkung  der 
Adelsprivile^iipn  und  wird  darin  den  Plan  Josephs  II.  ver- 
folgen, nur  mit  langsameren  Mitteln;  in  einigen  Jahren 
oder,  wie  es  auch  heißt,  in  wenig  Jahren  wird  es  in 
Preufien  keine  privilegierte  Klasse  mehr  geben"  (Der 
Berieht  des  französischen  Gesandten  Otto  zuerst  von 
Lefebvre,  Histoire  des  cabinets  de  rEuro|»e,  1, 33  mitgeteilt» 
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vüu  Lehmann  im  „Knesebeck"  zitiert  (1<>7),  findet  sich  in 
etwas  andrer  Fassung  bei  Bailleu,  Preußen  und  Frankreich 
I.  505),  In  einer  besonderen  Abhandlung  unter  dein  Titf^l 
„Km  Keformprogramm  Friedrich  Wilhelms  Iii."  (Historische 
Zeitschrift  Bd.  (51  (lö8t»)  ö.  441  fi.),  hat  Lehmann  dieser 
Ansicht  Vorschub  geleistet  durch  Anjfahruiig  der  Worte 
des  Könige:  ,es  sei  kein  Wunder,  wenn  gedruckte  Unter- 
tanen sieh  eine  bessere  Regierung  versehafften;  so  sei  die 
fmnxfisiscbe  Kevolution  entstanden.*  Will  denn  wirklidi 
jemand  annehmen,  dafi  unter  den  heilsamen  Reformen,  die 
in  Freuden  von  oben  nach  unten  und  nach  der  Melodie 
„Immer  langsam  voran*  gemacht  werden  sollten,  die 
Kssontialien  der  französischen  Revolution,  die  Abschutlung 
des  Königtums,  wie  sie  materiell  bereits  in  der  Verfassung: 
der  Constituante  eiitlialteii  war,  oder  dnß  die  neue  (lUler- 
verteilung,  wie  sie  die  Expropriation  des  Adels  mit  sich 
brachte,  dabei  ernsthaft  in  Aussicht  genommen  war? 

Obwohl  aber  der  König  weder  die  französische  Re* 
volution  nachahmen  wollte  noch  ein  Demokrat  war,  auch 
nicht  auf  seine  Weise,  so  war  er  doch  als  Kind  seiner  Zeit 
in  den  Gesinnungen  des  18.  Jahrhunderts  aufgewachsen, 
von  dessen  Humamtfttsideen  erffillt,  durch  Suarez  ins 
Naturrecht  eingeführt  und  insofern  reformfreundlich  als  er, 
wie  Gentz  einmal  sagt,  ein  Feind  alles  ungerechten  und  un- 
nützen Zwanges  war;  er  wollte  sein  Volk  nicht  drucken, 
war  gegen  neue  Steuern,  veis(li(>b  aus  Sparsamkeitsrück- 
sichten manche  nntwendi'ie  üefonii.  lie(-)  aus  Mangel  an 
Mitteln  die  alten  Generale  fortvegetieren,  die  unerläßlichsten 
Aushesserungen  an  den  Festungen  hinausschieben,  das  Heer 
trotz  der  Vergrößerung  des  Staatsbudgets  auf  dem  bis- 
herigen Stande. 

Von  derselben  Gesinnung  wie  der  König  war  das  Organ 
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seiner  persönlichen  Regierung,  war  das  Kabinett  beseelt. 
Die  Kabinettsräte,  sagt  Gentz,  ^hccünstigen  alles,  was  nach 
Neueningeii  strebt,  lilierredeu  dvu  Kftnig,  daß  nichts 
driugeoder  sei  als  den  Adel  aller  seiner  Ansprl^cbe,  die 
Geistlichen  ihres  ganzen  noch  übrigen  Eintiusses  zu  be- 
rauben ;  ihr  beständiges  Geschwätz  von  Reform  in  der  Er- 
ziehung sei  nur  eioB  der  Mittel,  wodurch  sie  ihr  wahrhaft 
reTolutionftres  System  zu  grOnden  und  zu  befestigen  suehten*. 
^Freiheit  UDd  Aufklftrung*,  s&gt  Glausewitz  (424),  «schien 
den  Eabinettsrtten  die  hauptsftclilichste  Pfliebt  ihrer  Stelle 
und  sie  sahen  sich  daher  als  eine  Art  von  Volkstribunen 
an,  die  den  aristokratischen  Sinn  des  adligen  Ministeriums 
im  Zaune  halten  sollten*'.  „Mit  diesen  Werkzeugen,  sagt 
Witticheu,  dachte  Friedrich  Wilhelm  gegen  den  Willen  des 
Adels  die  wirtscliaftlichen  und  sozialen  T?efornieu  durch- 
zuführen" (Historisclie  Zeitschrift,  Bd.  91  (19():i)  S.  r>4). 

Für  das  Innere  kommen  im  Kabinett  nur  zwei  Männer 
in  Betracht,  wesentlich  nacheinander.  Der  schon  unter 
Friedrich  dem  Grofien  eingetretene  Mencken,  der  einzige 
der  von  ihm  ins  Kabinett  Berufenen,  der  die  Bildung  eines 
höheren  Beamten  hatte.  Bismarek  ist  nie  recht  darauf 
eingegangen,  wenn  von  Huldigungsdeputationen  aus  Leipzig 
oder  anderswoher  ihm  Aber  seinen  motterlichen  Großvater 
Komplimente  gemacht  wurden;  Bismarck  hat  auch  die 
politischeu  Ansichteu  seiner  Mutter  uiciii  geteilt;  Mencken 
blieb  bis  1800. 

Viel  liedeutender  ist  Beyme,  der  1789  eingtii'  t  en 
ist;  in  seiner  Jugend  Mitarbeiter  am  A.  L.  K.  unter 
Carmer  und  Suarez,  zu  denjenigen  Kammergerichtsräten 
gehörend I  welche  den  Zopfschulzen  freisprachen,  erfüllt 
von  allen  Bildungselementen  der  Zeit,  der  die  Vor* 
handlungen  mit  Schiller  aber  dessen  Berufung  nach  Berlin 
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'geführt  fStölzol.  Die  Verhandluiifiten  Ober  Schillers  Be- 
rufung nach  Berlin,  lix».")),  der  neben  Hardenberg  und 
Altensteiu  die  Berufung  Fichtes  nach  Erlangen  durchgesetzt 
hat,  der  auch  in  erster  Linie  daffir  verantwortlieh  ist,  dafl 
Johannes  MttUer  für  Berlin  gewonnen  wurde,  nnd  der  vor 
allen  Dingen  mehr  als  jemand  sonst  aufier  Wilhelm  von 
Humboldt  sich  das  Verdienst  der  Gründung  der  Universitftt 
Berlin  zuschreiben  darf;  eine  der  einflnfireichsten ,  wenn 
nicht  die  einflnöreichste  Persönlichkeit  im  damaligen  Berlin, 
der  bei  allen  Kefoimeii  die  Hand  im  Spiele  hatte  und  in 
seinem  Entlassungsgesuche  vom  Oktober  1K07  hervor- 
hebt, daß  die  Stimniunp  vieler,  hesonileis  aus  dem  Adel, 
ihm,  dem  bürgerlichen  Kabinett^rat,  nicht  günstig  sei. 
Oerade  Beyme  ist  es.  von  dem  Oentz  behauptet,  daß  in 
ihm  alles,  was  nach  Aufklärung  strebt,  was  die  Staaten 
reformieren  will,  was  den  Schild  einer  philosophischen 
Denkart  aushängt,  einen  erklärten  Freund  und  Protektor 
findet.  Nicht  von  der  Parteien,  wohl  aber  von  Steins  Gunst 
nnd  Hafi  verwirrt  schwankt  sein  Charakterbild  in  der  Ge- 
Bchichte.  Es  hing  mit  Steins  grofien  Eigenschaften,  aber 
auch  mit  seiner  leidenschaftlichen  Art  zusammen,  daß  ihm 
die  Gabe  der  objektiven  Charakterschilderung  versagt  war; 
es  war  mit  Steina  Oteil  über  Hardenberg  genau  dieselbe 
Sache.  Vollends  Lehiuauu  hat  das  Bild  Beymes  nur  im 
Steinscheu  Spiegel  gesehen,  so  daß  ein  Zerrbild  heraus- 
kommt; bei  Lehmann  nützt  es  Beyme  nicht  einmal,  wenn 
er,  was  sehr  häutig  der  Fall  ist,  mit  Stein  übereinstimmt; 
er  wird  aber  mit  Invektiven  Oberbäuft,  wenn  er  abweicht; 
er  ist  bei  Lehmann  abwechselnd,  je  nach  den  Umständen 
liberal  oder  konservativ. 

Dafi  es  trotz  dieser  Refonngesinnung  an  den  ent- 
scheidenden Stellen  2U  Reformen  in  grofiem  Stile  nicht  ge* 
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kommen  ist,  daran  ist  die  Entschlußlosigkeit  des  Königs 
schuld  die  er  in  keiner  Periode  seiner  langen  Regierung 
ganz  Oherwunden  liat.  Der  König  war  offenbar,  wie  Gentz 
schon  damals  gesagt  hat,  der  großen  Stelle,  zu  der  er  be- 
rufen war,  nicht  gewachBen,  nEs  ist  leider  wahr,  da6  der 
König  keine  grofie  Keigung  zu  wichtigen  milittrisehen  (»der 
diplomatisdieii  Gesebftlton  liat,  dafl  er  die  Geacliftfte  nicht- 
sehr  liebt  und  die  auswärtigen  unausspreehlieh  hafit,  daß 
er  seine  hftusliche  Ruhe  und  den  stillen  Genufi  der 
meehanisdien  Manoeuvres  seiner  Soldaten  allen  Glückselig- 
keiten Torzieht  und  daß  es  ihm  das  Liebste  wftre,  wenn- 
er  vom  Kriege  und  l  nlciliaiidluugen  und  allen  Angelegen- 
heiten Europas  forthin  gar  nichts  mehr  hören  dürfte"^. 
Seine  Limgelnuig  entferne  alles,  was  den  König  auch  nur 
vorübergehend  stören  könne,  „dies  würde  den  König  be- 
unruhigen, miin  muß  dem  Könige  keinen  Verdruß  machen, 
man  muß  seine  Gesundheit  schonen,  sind  die  Redensarten, 
deren  sich  besonders  Herr  von  KOekeritz,  dem  das  Departe- 
ment der  Bube  Seiner  Msjestät  vorzugsweise  anvertraut 
zu  sein  scheint,  jedesmal,  da6  eine  wichtige  Sache  zur 
Sprache  kommen  soll,  bedient*.  Alle  Gesandten  und  alle 
FOrstliebkeiten,  die  ihm  nahegekommen  sind,  stimmen  darin 
iU)erein.  Was  der  französische  Gesandte  penchant  k  Vim* 
mubilit^  nennt,  bezeichnet  der  englische  als  absence  of 
trouble,  der  russische  als  Energielosigkeit  und  Scbwnche, 
und  ein  Prinz  von  Hessen,  der  von  Holland  in  diplomatischer 
Mission  nach  Berlin  geschickt  war,  schreibt  seinem  Hofe 
am  13.  MÄrz  1799;  „que  faut-il  augurer  d'une  monarchie, 
oü  le  prince  sent  son  insuffisauce  i  la  conduire  dans  Torage 
et  oti  il  ^loigne  et  redoute  ceuz  qui  en  seraient  capables 
en  son  nom**.  Mein  passives  System,  hat  der  König  selbst 
gesagt  Aus  FHedrich  Wilhelm  III.  einen  greflen  Mann 
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zu  machen,  wäre  unnioglidi  gewesen,  meiute  Bismarck. 
Er  hatte  viele  Privattageoden ,  aber  wenig  Herrscher- 
tngendeii. 

Das  alles  trat  Tonugsweite  in  aeiner  aifwiitigen 

Politik  hervor.  Dieae  nannte  Genta  schon  im  Juli  180O 
eine  Verziehtleistnng  auf  eine  solche,  eine  ins  System  ge- 
brachte NuUitftt;  von  allen  Seiten  umworben,  konnte  er 
sich  weder  fQr  Frankreich  noch  für  Rnfiland,  Österreich, 

England  entscheiden.  Er  hat  schon  1801  und  1803  hei 
der  frauzüi<i sehen  Besetzung  Hannovers,  dann  aber  nament- 
lich  1805  große  Gelegenheiten  verpaßt;  18(1')  war  die 
Scliiekfalsstiinde  für  Preußen ;  es  gab  noch  keine  süd- 
deutschen Königreiche;  von  1803  hat  Marwitz  gesagt,  daß 
wenn  auch  vielleicht  die  ganze  Armee  erst  am  15.  De- 
zember, dem  Tage,  wo  Napoleon  sich  erkl&ren  sollte,  ver- 
sammelt gewesen  w&re,  dennoch  schon  bei  Austerlitz  fast 
200000  Mann  hatten  eingreifen  können;  dann  wQrde 
Preufien  „der  Hegemonie  in  Deutschland  sieher  gewesen 
sein**.  Als  derselbe  Marwitz  dem  Könige  im  Frühjahr  1807 
gesagt  hatte,  er  wundre  sich,  dafi  er  alles  das  so  klar  ein« 
sehe  und  es  doch  nicht  U'sser  gemacht  habe,  ist  die  Ant- 
wort des  Königs  gewesen,  ob  denn  das  zu  verwundern  sei, 
wenn  man  sich  selbst  nicht  für  klüLrer  halte  als  alle 
Übrigen  Menschen  (Aus  dem  Kachlaß  Friedrich  August 
Ludwig  von  der  Marwitz,  Bd.  I,  110,  130,  109,  231).  Der 
König  hat  auch  oft  genug  beim  Mißlingen  irgendeiner 
Aktion  nachträglich  behauptet,  er  habe  es  von  vornherein 
gewußt. 

Trotzdem  ist  vor  1806  im  Inneren  manche  Reform  zu- 
stande gebracht 
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I.  Die  BttfreliiBg  der  Domfaienbanenu 

In  den  Jahren  1798  — 1805  ist  es  gelungen,  den 
DomftnenbaueiTi  iu  fast  allen  Provinzen  das  volle  Eigentum 
an  den  Höfen  ohne  jedes  Entgelt,  sowie  die  Ablösung  der 
Dienste  gegen  Zahlung  einer  Geldrente  zu  verschaffen, 
80  daß  für  diese  Kategorie  von  Erbuutertänigen  in  den 
JabreD  18^7  S  nur  einiges  nachfjeholt,  richtig  gestellt  und 
ergftnzt  worden  ist  Um  50000  Bauerhöfe  hat  es  sich  bei 
dieser  Begulienuig  gehandelt,  bei  den  sp&teren  nur  um 
45000.  Knapp  (1, 96, 114)  nennt  diese  Mafinahme  das  Groß- 
artigste» was  der  Staat  des  18.  Jabriiunderts  auf  dem  Ge- 
biete der  bäuerlichen  Verhältnisse  geleistet  habe,  wie  er 
auch  hervorhebt,  daß  sie  durch  nichts  aus  den  Über- 
lieferungen des  preußischen  Staates  hei  ausgetreten  sei, 
daß  sie  längst  ins  Auge  gefaßt  sei,  daß  es  dazu  eines 
staatlichen  Neubaues  nicht  bedurft  hiUte.  (lenau  der- 
selben Ansicht  ist  Hintze  (419  IT.).  Und  so  hat  sich  auch 
Lehmann  im  »Knesebeck  und  Schön"  1875  (S.  108)  aus^ 
gesprochen;  er  nennt  unter  Berufung  auf  Lette  die  kur- 
märkische Instruktion  Tom  5.  Mai  1806  ein  Vorbild  fttr 
die  Gesetze  von  1811  und  1812,  rühmt  die  Erfolge  in  der 
Mark,  in  Pommern,  in  West-  und  Ostpreuden  und  macht 
es  Schon  zum  Vorwurf,  dafl  er  über  das  alles  Schweigen 
beobachtet  habe,  während  es  jetzt  im  „Stein*  bei  flfichtiger 
Lesung  den  Anschein  hat,  als  ob  die  Reform  nur  für  den 
Westen  durchgeführt  sei. 

Auch  die  Aufhebung  der  Erbuntertänigkeit  auf  den 
Rittergütern  hat  der  König  schon  damals  bestimmt  ins 
Auge  gefaßt;  der  Plan,  bei  dem  wieder  Beyme  die  treibende 
Kraft  war  (Clausewitz  451;  Hintze  417),  ging  dahin,  das 
bisherige  Verhältnis  fOr  alle  seit  dem  Tage  der  Huldigung 
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Geboreneu  aufzuheben  und  so  allmählich  aufhören  zu  lassen 
(Verordnungsentwurf  vom  10.  Februar  1803;  Knapp  1,  Uli; 
Publikationen  aus  den  Süiatsarchiven ,  Bd.  S.  128; 
Hintze  419  ff.).  Zwar  ist  das  an  den  Bedenlien  des  General- 
direktoriums und  des  Großkanzlers  wegen  des  Wegfalls 
des  Bauernscbutzes  gescheitert,  doch  ist  schon  damals  in 
einzelnen  Proyinzen,  wie  nameotlieh  in  Ostpreuflen,  wobei 
Bftmtliche  Dohnas,  ein  Flnckenstein  und  der  Minister  von 
Schröter  im  Vordergründe  standen,  die  Aufhebung  der  Erb- 
Untertänigkeit  sporadiseh  erfolgt  Aueh  Lehmann  ist  fraher 
(.Knesebeck  und  Schdn"  1875  S.  109  ff.)  derselben  Ansieht 
gewesen  unter  Berufung  auf  Sugenheim,  „einen  Sehrlftsteller, 
dem  .sich  gewiß  keine  Vüreiiigenommenheit  gegen  den 
preußischen  Staat  nachsagen  lasse",  er  hat  damals  hervor- 
gehoben, daß  die  AuÜiehung  der  Erbuutertänigkeit  auf  den 
PrivatgUteru  der  auf  den  Domänen  unzweifelhaft  gefolgt 
sein  würde,  er  hat  damals  von  der  Kabinettsordre  vom 
25.  Juli  1708  behauptet,  daß  sie  im  Ton  der  Steio-Hardea- 
bergischen  Denkschriften  gehalten  sei  und  bat  Schön  darüber 
zur  Rede  gestdlt,  dafi  er  das  verkannt  habe. 

Friedrich  Wilhelm  III.  war  völlig  im  Recht,  wenn  er 
in  der  Kabinettsordre  vom  23.  August  1807  sagte:  „Die 
Aufhebung  der  Erbuntertftnigkeit  ist  ein  Ziel  gewesen,  wo^ 
nach  ich  unverrQckt  gestrebt  habe ;  ich  wollte  es  allmfthlich 
erreichen,  indessen  wird  ein  schneller  Schritt  durch  die 
unglQckliche  Lage  des  Landes  zugleich  gerechtfertigt  und 
abgenötigt". 

n.  Die  Beschränkung  der  Adelsv orrechte. 

Das  im  A.  L.  R.  kodifizierte  System  ständischer 
Gliederung  war  seit  dem  Tode  Friedrichs  des  GroBen  in 
wichtigen  Beziehungen  verlassen.  Herzberg  rfihmte  aa  der 
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Regierung  Friedrich  Wilhelms  II.  und  Marwitz  tadelte  die 
Kegierung  Friedrich  Wilhelins  III.,  daß  den  Bürgerlichen 
die  1  ihinbnis  zum  Erwerb  von  Rittergütern  niemals  ver- 
weigert worden  sei.  Mochten  auch  zur  Zeit  Friedrich 
Wilhelms  II.  noch  Konnexionen  dabei  mitgespielt  haben, 
unter  Friedrich  Wilhelm  III.  sind  die  Gesuche  ohne  Um- 
stände genehmigt,  höebstens  daß  noch  zu  Uogunsten  von 
Domanesiiftehtern  und  von  Eaufleuten  in  den  eigeotlichen 
HandelsBUtdten  Ausnahmen  gemacht  wurden.  Bereits  1790 
wann  in  Hinterpommern  61  Rittergfiter,  1791  in  einem 
Kreise  der  Kenmark  der  dritte  Teil  aller  Rittergüter,  1801 
im  gansen  Staate  7*/o  in  bfirgerlichem  Besitze. 

Bei  Abfassung  des  ostpreußischen  Provinzialrechts  haben 
sogar  die  Stände  selbst  die  generelle  Aufhebung  der  l«iiid- 
rechtlichen  Normen  l>eantragt,  „da  sie  einen  kleinen  Zweck 
auf  Kosten  eines  größeren  erreichten,  und  nur  dazu  dienten, 
die  Gemüter  in  eine  schädliche  Spannung  zu  bringen**. 
Durch  Kabinetts-Order  vom  20.  Oktober  1708  wurde  der 
Grodkaozler  in  diesem  Sinne  angewiesen.  Das  £dikt  vom 
9.  Oktober  1807  hat  nur  die  Hfille  gesprengt,  unter  der 
die  Frueht  langsam  herangereift  war. 

III«  lleformen  und  Beformbestrebnngen  In  der  Yer- 
waltnng  und  in  der  Juadz* 

Um  eine  Neugestaltung  nicht  nur  der  Verwaltungs- 
organisiition ,  sondern  der  inneren  Verwaltung  überli.iupt 
herbeizuführen,  ist  unmittelbar  nach  der  Thronbesteigung 
aus  der  eigenen  Initiative  des  Königs,  —  dessen  Brief  an 
Köckerits  vom  16.  November  1797 ,  —  eine  Kommission, 
die  sogenannte  Finanskommission  niedergesetzt,  die  unter 
dem  Vorsitae  des  Hinisters  Grafen  Hoym  aus  di'ei  Ministern 
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<Hiiugwitz,  (inif  Schuleuburg ,  Struensee)  und  aus  8  vor- 
tragendeii  Katen  des  Geueraldirektoriums,  unter  iloiii  ii 
Borgstede,  zui^uimengesetzt  war,  denen  noch  als  königliche 
Kommissare  Rttchel,  Köckeritz,  Mencken  und  Beyme  bei- 
gewobfit  haben,  bei  deren  Verhandlungen  in  der  Zeit  vom 
Februar  1798  bis  zum  21.  Mftn  1800  der  damalige  Kriegsrat 
Genta  das  Protokoll  gefQhrt  hat  Die  Instruktion  fflr  diese 
Kommission,  wahrseheiBlich  vom  19.  Februar  1798,  deren 
Verfasser  wahrscheinlich  Rachel  ist  oder  wie  Lehmann  II,  dü 
annimmt,  Mencken  —  das  Original  ist  nicht  vorhanden  — 
kann  b^ich  allenfalls  neben  den  Staatsschriften  Friedrich 
Wilhelms  I.  sehen  lassen  (Behren,  Geschichte  der  Statistik 
in  Preußen,  1905). 


An  der  Spit/e  dieses  Reformprogramms  stand  die  Reform 
4es  zentralen  Behördenorganismus,  die  man  far  dringend 
nötig  hielt,  obwohl  so  herrschgewaltige  Potenzen  wie  die 
katholische  Kirche  und  die  englische  Weltmacht  sich  mit 
sehr  viel  komplizierteren  Organismen  beholfen  haben.  Man 
klagte  in  der  Hauptsache  Ober  den  schleppenden  Geschäfts- 
gang, d.  b.  Qber  die  Kollegialität,  welche  in  Preufien 
mit  großer  Zähigkeit  festgehalten  ^YLlrde  und  solange 
unschädlich  gewesen  war  wie  die  KoUegialverfassung  ihre 
Korrektur  in  den  Persönlichkeiten  Friedrich  Wilhelms  T. 
uud  Friedrichs  II.  gefunden  liatte.  Die  lostruktion  Friedrich 
Wilhelms  II.  für  das  Generaldirektorium  vom  28.  Sep* 
tember  1786  in  Verbindung  mit  der  Anweisung  vom  8.  De- 
zember 1787  hatte  die  Sache  beim  ganz  falschen  Zipfel 
gefafit,  insofern  sie  den  ursprünglichen  Zustand  in  seiner 
Reinheit,  insbesondere  die  frühere  Bedeutung  des  Plenums 
wieder  herstellen  sollte;  und  die  so  ziemlieh  mit  dem 
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Beginn  der  Beratungen  in  der  Ffnanzkommission  zeitlich* 

zusammenfallüüde ,  offenbar  von  ilemitz  herrührende  pro- 
visorische Instruktion  vom  19.  Mftrz  1798,  die  zwar  den 
Departementschefs  gegenüber  den  Räten  eine  größere 
Selbständigkeit  gab,  aber  für  allgemeine  Angelegenheiten 
die  Kollegialität  festhielt,  war  auch  nur  ein  PalliativmitteL 
In  der  flnanskommission  wollte  namentlich  Borgstede 
weitergehen,  indem  er  im  Votum  vom  30.  Dezember  1799> 
die  Beseitigung  der  Pronnzialdepartements  und  die  Ver- 
teilung der  Gesehftfte  unter  vier  Faehminister,  die  ein 
Kollegium  bilden  sollten,  verhingte;  er  hat  dann  nach 
Schlufl  der  KommissionsBitsungen  im  Auftrage  der  Kom- 
mission seine  Vorschläge  in  der  Denkschrift  vom  10.  Juni 
lÖUü  nochmals  dargelegt,  ein  Übergiingstadiuni  vorsclilagend, 
indem  er  für  die  polnischen  Provinzen  mit  Kinschluß  von 
Ostpreußen  und  für  die  Reichslande  mit  Einschluß  von 
Schlesien  zwei  Provinzialdepartemeuta  beibehielt,  daneben 
aber  drei  Fachminister  fUr  Finanzen,  Krieg  und  Akzise 
nebst  Handel  verlangte. 

Sehulenburg,  der  au  den  Beratungen  der  Finanz* 
kommission  sich  tatsächlich  nicht  beteiligt  hat,  war,  wie 
aus  einer  neuerdings  verftffiButlichten  Denkschrift  hervor- 
geht, für  ein  aus  wenigen  Personen  bestehendes  Konseil, 
in  welchem  die  Minister  dem  Herrn  ihre  Vorschläge 
machten  und  seine  Entscheidung  erbäten,  fügt  aber  hinzu, 
daß  eine  solche  Einrichtung  bei  den  Herrschern  am  wenigsten 
beliebt  sei .  weil  sie  glaubten ,  den  Anschein  zu  erwecken, 
nicht  selbst  zu  regieren.  Die  schlechteste  Art  sei  die  so- 
genannte Kabinettsregierung,  die  aber  leider  beliebt  sei-,, 
weil  sie  den  Schein  des  Gegenteils  habe  und  das  Bequemst» 
aei  (Forschungen  XV,  415). 

Auch  Hardenberg  hat  sich  damals  zur  Sache  geftuflert; 
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im  Anschluß  an  die  Denkschrift  von  Borgstede  vom 
19.  Juni  1800,  der  beim  fränkischen  Departement  seine 
rechte  Hand  war;  er  ging  weiter  und  forderte  über 
die  Reform  des  Generaldirektorittnu  hinaiugehend  ein  ein- 
beitliebeB  MinisterkonseU  bestehend  ans  einigen  Minifltem 
des  OeneraldirebtorinmB,  aus  einem  Justizminister,  einem 
ausw&rtigen  und,  offenbar  in  bannoTOrscben  Reminisxenxen, 
einem  weiteren  Hinister  fflr  die  „inlftndiscben  Publica*,  dem 
auch  die  geistlichen  und  Lehnssachen  und  die  Angelegen- 
heiten des  kuuiglicheii  Hauses  zugewiesen  werden  sollten 
(Hardenberg,  Hannoversche  Denkschrift  von  17bO  in  H.  V.- 
U.  V.Gescb.  II,  612). 

Die  Angelcgeoheit  verlief  im  Sande.  Nach  180ti  hat 
^ch  Stein  noch  lange  damit  geplagt,  bis  Hardenberg  1810 
die  noch  beute  gOltige  Lösung  gefunden  hat 


Eine  Dezentralisation  der  Verwaltung,  eine  Ein- 
Bcbrftnkung  der  ZustAndigkeit  des  Generaldirektoriums 
gegenQber  den  Kammern  ist  damals,  wenn  auch  nicht  von 

der  Fiuanzkomniissiou ,  obgleich  Borgstede  im  Votum  vom 
30.  Dezember  179W  dalur  eingetreten  war,  erreicht  worden. 
Das  Hauptverdienst  dabei  hatte  der  Minister  von  Voß. 
Auf  Grund  seines  nach  Schluß  der  Finanzkommission,  zu 
der  er  auch  gar  nicht  gehörte,  am  28.  Juni  eingereichten 
Planes,  hatte  der  König  bereits  am  12.  Juli  angeordnet, 
dafi  dieser  Plan  schrittweise  auszufahren  sei.  Er  ist 
ausgeführt  zuerst  schon  im  Juli  und  August  im  Departe- 
ment des  Ministers  von  Yofi  selbst,  in  der  Eurmark,  Neu- 
mark, Pommern  und  SQdpreufien;  im  Mai  1801  im  De- 
partement des  Ministers  yon  Scbrdtter  und  im  Februar 
1802  im  westfillischen  Departement  des  Ministers  von 

TOB  ll«i«r,  Fvaai.  EiadttM.  II.  11 
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Heinits,  zu  dem  das  Steinselie  Kammerdepartement  ge- 
borte. 

Auch  Dach  der  Katastropbe  wollte  Vo6  auf  dem 

Wege  der  Dezentralisation  weitersehreiteu  (l'lau  zu  einei 
Reform  dea  Finanz-  und  Kameralgeschäftszweiges,  in  Acta : 
R  151  A  Tit.  XXXI  Nr.  1  fol.  104— lU). 


Eäne  sehr  eiDschneidende  Refonn  war  die  Kearegalieniiig 
der  BesaortTerhftltnisae  swischen  Juatis-  und  Yerwaltunga- 
tiehdrden*  gehen  in  der  Instniktion  für  die  Finanz- 
kemmiflsion  war  eine  der  Fragen,  die  von  ilir  beantwortet 
werden  sollten,  die  gewesen  (Nr.  17),  ob^diaJiistitiare  bei 
den  Kammern  nicht  Öfters  in  den  Fall  hftmen,  ihre  eif^nen 
Richter  zu  seiu,  und  ub  es  uicht  zu  besserer  Beruhiguug 
und  Befriedigung  des  rechtsuchenden  Untertans  gereichen 
würde,  wenn  die  Kamcral justizpflege  den  Landesregierungen 
(Qerichten)  beigelegt  würde. 

Bei  der  Reorganisation  der  neugewonnenen  Pro- 
vinzen, Polens  nnd  der  Entscb&digangslande  wurde  mit 
dieser  Refonn  praktisch  vorgegangen.  Zwar  in  West^ 
preufien  1772,  in  Sttdpreufien  1795  und  in  Franken  1705 
war  das  Beasortreglement  von  1741  bsw.  das  scbleaiselie 
Yon  1750  eingeftthrt;  nur  gingen  Bchon  damals  in  Sttd- 
preufien nnd  in  Franken  die  bisher  vor  die  Gerichte  ge- 
hörigen Verwaltungssachen  mit  Ausnahme  der  protestan- 
tischeu  Kirchen-  und  Scbulsachen,  welche  dou  mit  den 
Gerichten  vereinigten  Konsistorien  verbliehen,  an  die 
Kammern  über .  nicht  aber  auch  umgekehrt  die  Kaiiiiner- 
justizsachen  von  den  Kammerjustizdeputationen  an  die  Ge- 
richte; es  sind  damals  in  Posen,  Kaiisch,  Bialystock 
Kammeijustisdeputationen  neu  errichtet.  Aber  das  Regie* 
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ment  far  Neaostpreafien  Tom  3.  März/6.  Mai  1796  brachte 
den  Umeehwuig  (Eiaenbeig  und  Stengel,  Beitrige  cur 
Kenntnis  der  Jnstiseinriehtangen  V,  23111).  Suares  und 
ganx  besonders  der  Minister  von  SebrOtter  sind  dabei  be- 
teiligt gewesen«  Im  TOllen  Gegensatz  zur  firanzOsischen 
BoTolntion  und  zum  Napoleonismus  und  obne  dafi  Montes- 
qaieu  damit  das  geringste  zu  tun  gehabt  hatte,  wurde  hin- 
fort das  ganze  ziemlich  ausgedehnte  Kammerjustizressort 
privatrechtlicher  und  strafrechtlicher  Art  auf  die  Gerichte 
übertragen,  während  andrerseits  die  bei  den  Gerichten,  den 
sogenannten  Regierungen,  bisher  verbliebenen  Geschäfte, 
die  Landeshoheits-,  Grenz-,  Uuldigungs-,  Inkolats-,  Ab- 
schoß-, Abfabrts-t  Auswanderungs-,  insbesondere  auch  die 
Eircben-  und  Scbuleaehen,  zu  denen  aueb  die  Mitwirkung 
des  Staats  bei  der  Stellenbeaetzung,  die  Aufsicht  aber  die 
Amtsführung  der  Geistlichen  gehörte,  auf  die  Kriegs-  und 
Domftnenkammem  Qbertragen  wurden.  Das  neuostpreufiisefae 
Reglement  wurde  1798  in  den  funkischen  Fürstentttmern, 
18<)3  fast  wörtlich  in  den  Entschiidigungslandeu  eingeführt. 
Es  hat  sich  zuletzt  auch  auf  altpreußisches  Gebiet  er- 
streckt und  zwar  durch  das  ostpreußische  Reglement  von 
1804  auf  Ostpreußen,  durch  das  Reglement  vom  11.  Sep- 
tember 1803  auf  die  altwestfälischen  Gebietsteile,  nachdem 
es  in  den  neuwestfälischen  Gebietsteilen  schon  am  2.  April 
eingeführt  war;  mit  der  Ausarbeitung  eines  westpreufliaehen 
BeBsortreglements  war  Friese  1806  beach&fllgt. 

Wenn  trotzdem  diese  Reform,  obgleich  der  Sachverhalt 
schon  vor  30  Jahren  ausfflhrlieh  dargelegt  ist,  der  Stein« 
sehen  Reformgesetzgebung,  speziell  der  Verordnung  vom 
26.  Dezember  18()8  gutgeschrieben  wird,  so  ist  doch  ganz 
abgesehen  davon,  wie  Stein  persönlich  gerade  zu  dieser 

Frage  gestanden  hat,  was  später  zu  erürtern  ist,  darauf 
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hinzuweisen,  daß  die  Bestrebungen  auf  hi Weiterung  des 
Rechtsweges  im  10.  Juhrhundert  sich  gerade  gegen  diese 
Steinsche  Verordnung  gerichtet  haben.  Die  Verorduung 
vom  26.  Dezember  1808  steht  tlbrigens  gegen  die  früheren 
Bessortreglements  materiell  and  fomell  zurnck,  denn  ob- 
gleich ihr  Verfaeaer  Friese  zu  den  fortschrittUcbsten  Mit» 
arbeiten!  Steina  and  Hardenbergs  gehört,  so  hat  doeh 
LOning  (II,  471)  ▼ollkommen  Recht,  wenn  er  behauptet, 
dafi  die  Umarbeitung  die  klare,  unzweideutige  und  Uber- 
sichtliche  Fassung  Eoratört  und  Tordunkelt,  den  Schuts 
gerade  an  der  wichtigsten  Stelle  abgeschwächt  und  durch- 
brechen  habe  (Reform,  44,  56 ff.,  GO;  Louiiig,  Gerichte 
und  Verwaltungsbehörden  in  Brandenburg-Preußen ,  im 
Verwaltungsarcbiv,  II,  217  flf.,  437  ff.,  III,  94flf.,  510 ä.>. 


Auch  eine  Umgestaltung  des  Landratsamtes  ist  wfthrend 
des  alten  Staatswesens  wenigsteos  augebahnt  Unterm 
5.  Märx  1896  war  vom  preudischen  Frovinzialminister  von 
SchrOtter  dem  Könige  ein  „anderweiter  Organisationsplan 
der  bisherigen  land-  und  steuerr&tliehen  Offizien  in  den 
▼ier  altpreufiischen  KammeTdepartements*  vorgelegt.  Dieser 
war  dadurch  veranlaßt,  daß  in  dicrsen  Landestcilen  im 
Unterschiede  von  den  anderen  Provinzen  der  polizeiliche 
Wirkungj^iireis  der  LandrÄte  lediglich  auf  die  Rittergüter, 
nicht  auch  auf  die  Domänen,  die  städtischen  Kilinnicrei- 
güter  und  die  kölmiscben  Güter  sich  erstreckte,  und  daß 
andererseits  die  Kreise  eine  Ausdehnung  hatten,  welche 
eine  wirksame  Kontrolle  der  Ortspolizeiverwaltung  durch 
die  Landrftte  selbst  in  den  rittersehaftlichen  Gebieten  Töllig 
illusorisch  machte;  wie  denn  ein  einziger  ostpreufiischer 
Kreis  oft  gröfler  war  als  manches  Kammerdepartement 
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DemgemAfi  war  eine  Verkleinerung  der  Kreise  und  eine  Aus- 
dehnung der  landrfttliehen  Foliseiaufsicht  nicht  nur  auf  alle 
im  Kreise  gelegenen  l&ndlichen  Gruadstflclce,  sondern  auch 
auf  die  SUdte  vorgeschlageD,  wo  diese  Auftieht  bisher  wie 
aberall  sonst  von  den  Steuerrftteu,  die  überhaupt  abgeschafft 
werden  sollten,  ^oftthrt  worden  war,  tim  die  Städte  be- 
züglich des  Kaiüiiieiei-  uud  Bürgervemögeus ,  sowie  des 
Gewerbewesens  den  Kammern  hinfort  direkt  zu  unterstellen; 
andererseits  wurden  gesteigerte  Anfordpningt  n  an  die 
Qualifikation  der  Laudräte  uüd  iu  Verbindung  damit  er- 
forderlichenfalls eine  Abstandnahme  von  der  Angesessen- 
heit in  Aussicht  genommen.  Im  ganzen  Umfange  ist 
dieser  Plan  durch  Kabinettsordre  vom  18.  Mai  1806 
genehmigt.  Mit  der  Ausführung  waren  die  Kammei^ 
Präsidenten  beüsfit,  als  der  Krieg  und  die  Okkupation 
dazwischen  traten.  Auch  im  niedersftchsischen  und  im 
pommerseben  Departement  hat  man  sieh  damals  mit  einer 
tiülcbeu  Reorganisation  befaßt  (Reform,  383). 


Die  Justizgasetzgehung  wurde  weitergebildet  durch  die 
Neugestaltung  des  Strafprozesses,  zu  der  es  bis  dahin  nicht 
gekommen  war,  in  der  Kriminalordnung  vom  11.  Dezember 
1805.  Sie  war  aufgebaut  auf  den  ihrer  Zeit  entsprechen- 
den Prinzipien  des  schriftlichen,  nicht  öffentlichen  Ver> 
fahrens  und  der  an  Beweisregeln  geknüpften  Beweistheorie 
(Stölzel,  II,  358  ff.).  Die  Kriminalordnung  von  1805  galt 
einem  der  Mitarbeiter  als  „ein  Palladium  der  Unschuld, 
der  Ehre,  der  Freiheit,  des  Lebens  und  des  Yermdgens" 
(Kireheisen),  wahrend  ein  andrer  sieh  dahin  aussprach, 
daß  sie  trotz  mancher  Wünsche  auf  einzelne  Ver- 
besserungen anderen  Staaten  zum  Muster  dienen  könne 
(Klein). 
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Auch  eine  Verbesserung  des  Kriniiualrechts,  offenbar 
des  schwächsten  Teils  des  A.  L.  Ii.,  war  geplant,  es  sollt» 
nicht  mehr  einen  Teil  des  A.  L.  R.  ausmachen,  soiiem 
ala  bmonderes  Qesetzbnch  in  Terbesaerter  Gestalt  als  zweiter 
Teil  des  Allgemeinen  EriminalreclitB  hergestellt  werdeDt 
denen  enter  die  Eriminalordnnng  war. 

An  die  Aofhebnng  der  Fiitrimooialgeriehtebarkeit  ist 
damals  nicht  ernsthaft  gedacht,  um  so  mehr  an  ihre  Re- 
form (Bassewitz,  I,  70,  400;  Lehmann,  II,  23,  37,  58);  die 
Zusammenlegung vou  Patrimonialgeiichteu  zu  Kieisgcnchtco 
ist  namentlich  im  Westen,  zum  Teil  aber  auch  in  Ost- 
preußen erfolgt. 


I 
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Drittes  Kapitel. 

Die  Umwuidliiiig  des  BeamtoitaniB  unter 

beiden  Königen. 

I.  Im  Allgemeinen. 

Mit  den  Beamten  war  allmählich  eine  Umwandlung 
vor  sieh  gegaogen.  Auf  den  UniTersit&ten  Halle  and  KönigB« 
berg  hatten  sie  eich  mit  den  Bildungaelenienten  der  Zeit» 
mit  den  Ideen  des  18.  Jahrhunderts  erfflllt.  Es  henschte 
damals  unter  den  höheren  Beamten  in  Berlin  ein  reges 
geistiges  Leben;  in  der  Yon  1783 — ^1800  bestehenden  Mitt* 
Wochsgesellschaft  fanden  sich  Mftnner  wie  Suarez,  Klein, 
Dohm  mit  den  Häuptern  der  Aufklärung,  mit  Nikolai, 
Engel,  Gedicke,  Biester  und  Züllner  zusammeu.  ab- 
wechselnd in  den  Hausem :  es  wurden  dort  Vortrüge  über 
politische  Fragen  aller  Art,  namenUicb  aus  den  Gebieten 
der  Staats-  und  Finanzverwaltung  gehalten,  an  die  sich 
nicht  nnr  eine  mandliche  Diskussion,  sondern  auch  eine 
schriftliche  nachtrftglich  anschlofi  vermittelst  einer  ver- 
schlossenen Cistel,  zu  der  jeder  einen  Schlflssel  hatte;  es 
ist  auf  diese  Weise  über  die  Abschaffung  der  UniversitiUen 
debattiert,  die  einem  Teile  der  Mitglieder  nicht  mehr  zeit- 
gemäß erschienen;  von  Suarez  sind  noch  drei  Vortrftge 
vorhanden  aub  den  Jahren  1788,  1789  und  1791,  von  denen 
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der  zweite  die  Frage  behandelt,  was  die  Gesetzgebung  tun 
küDue,  um  die  Aufkiarunf?  zu  fördern,  während  der  dritte 
Uber  den  Zweck  des  Staates  völlig  auf  dem  Boden  nicht 
etwa  des  Naturrechts  ttberhaupt,  sondern  auf  dem  des 
Contrat  social  steht,  so  wenig  aueh  Suarez  in  dessen  Sinn 
eiogedruDgeii  ist  (StObtel,  178,  188).  Jede  Zeit  amflsiert 
sieh  auf  ihre  Weise. 

IMe  meistoü  Beamten  waren  AnlAnger  y<m  Friedrieh 

dem  Großen  und  Christian  Wolf;  sie  huldigten  theoretisch 
der  \  Olkssouveränität,  während  sie  praktisch  stramme  Ab- 
solutisten  waren.  Indessen  fingen  einzelne  von  ihnen, 
namentlich  solche,  welche  zu  den  Füßen  Kants  gesessen 
hatten,  allmählich  an  aus  den  Obersätzen  die  Konsequenzen 
zu  ziehen,  mithin  politisch  radikal  zu  werden« 

n.  Bie  Jnstiibetiiiteii. 

Die  Justizbeamten  d.  h.  die  Richter  der  höheren  Ge- 
richtshöfe, w&hrend  die  Tausende  von  Patrimonialriehtem 
nicht  mitzählten,  waren  fiut  sämtlich  für  die  Selbetändig- 
keit  der  Rechtsprechung,  fttr  die  Beseitigong  der  Maebt- 
sprttche;  Bestrebungen,  die  nicht  erst  durch  Montesquieu 
aufgekommen  sind,  die  riehnehr  bis  in  die  Zeit  Friedrich 
Wilhelms  I.  sich  zurttckverfolgen  lassen.  Wie  tief  sie 
gingen,  ergibt  sich  aus  den  Vorträgen,  welche  Suarez 
dem  Kronprinzen  hielt,  und  aus  der  Anrede,  mit  welcher 
Kircheisen  denselben  Kronprinzen,  als  er  Konig  geworden 
war,  beim  Besuche  des  Kammergerichts  begrüßte. 

Diese  Kreise  huldigten  auch  ttberwiegend  der  sog. 
Anfklftmng,  namentlich  in  kirchlicher  Hmsicht.  Nichts 
ist  dafür  so  bezeichnend,  wie  die  Haltung  des  Kammer^ 
gerichts,  welches  aus  der  Bittte  der  damaligen  Justiz- 
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beamten  bestand,  in  dem  Strafprozesse,  der  drei  Jahre 
nach  Erlaß  des  Beligioosedikts  gegen  den  sogenannten 
Zopfscbulzen ,  einen  märkischen  Landpastor,  angestreiigt 
wurde.  Der  Beklagte  hatte  offen  zugeBtanden,  dafi  er 
die  Gottheit  ChriBta  weder  auf  der  Kaniel  noch  bei  dem 
Unterricht  der  Kinder  lehre,  dafi  er  die  Versöhnung  nnd 
die  Bnfie  verwerfe,  dafi  er  die  Sakramente  der  Taufe  und 
des  Abendmahls  nicht  fflr  notwendig  halte,  dafi  die  Bibel 
keine  unmittelbare  Offenbarung  Gottes  sei ,  dafi  die  Auf- 
erstehung und  die  Wunder  l'liaütastereien  seien.  Es 
bandelte  sich  mithin  nicht  um  eine  Abweichung  von  den 
Bekenntnisschniteu ,  sondern  von  der  Bibel.  Die  Frage 
war  also  die,  ob  der  einzelne  Pastor  einer  auf  die  Bibel 
gegründeten  Kirche  an  keinerlei  Schranken  bezüglich  der 
biblischen  Lehre  gebunden  sei«  In  England  wäre  ohne 
weiteres  auch  heute  noch  auf  Grund  der  39  Artikel  der 
Elisabeth  auf  Amtsentsetzung  erkannt  worden.  Aber  das 
Kammergerieht,  ohne  auf  die  Existenz  des  Religions- 
edikts die  mindeste  Rficksicht  zu  nehmen,  forderte  als 
Unterlage  fQr  seine  Entscheidung  ein  Gutachten  des 
Konsistoriums  über  folgende  Punkte:  ob  die  Lehre  Jesu 
sämtliche  Gruiulwuhrheiteu  der  christlichen  lleligiuii  tut- 
halte  und  worin  diese  Grundwahrheiten  beständen;  ob 
außer  der  Lehre  Jesu  noch  Grundwahrheiten  vorhanden 
seien  und  worin  diese  beständen;  ob  die  Grundwahrheiten 
der  lutherischen  Konfesi<ion  mit  den  Grundwahrheiten 
der  christlichen  Religion  Übereinstimmten  und  worin  ihre 
Nichtabereinstimmung  sich  gründe;  was  es  mit  den  soge- 
nannten Glaubenslehren  far  eine  Bewandtnis  habe  und 
ob  diese  die  Grundwahrheiten  der  Religion  überhaupt 
und  der  lutherischen  Eonfession  insbesondere  ausmachen; 
ob  der  Prediger  Schulze  bei  seiner  Lehre  von  den  Grund- 
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wahrhoiten  der  ( liristlichen  Religion  überhaupt  oder  der 
lutherischen  Konfession  abgewichen  sei. 

Das  waren  in  der  Tat  »unnütze  Fragen",  wie  es  in  der 
Kabinettsordre  Tom  27.  April  1792  heidt  Nar  die  leiste 
wurde  yom  Konsistoriom  beantwortet.  ^ 

Aber  selbst  an  diese  Beantwortung  hat  sieb  das  Kammer- 
gerieht  nicht  gekehrt,  als  es  mit  18  gegen  11  Stimmen  be- 
sehlofi,  dafi  Schulz  swar  nicht  mehr  als  lutherischer,  wohl 
aber  als  christlicher  Frediger  zu  eraditen  und  als  solcher 
in  seinem  Amte  zu  belassen  sei,  wobei  ausgeführt  wurde, 
daß  jede  Predigt  geduldet  werden  müsse,  wenn  nur  die 
Ehrfurcht  gegen  die  Gottheit  und  der  Gehorsam  gegen  den 
Staat  nicht  verlotzt  werde.  ' 

Zu  der  freisprechenden  Mehrheit  gehörte  auch  einer 
der  jüngsten  Eammergericbtsr&te ,  der  spätere  Geheime 
Kabinettsrat  Beyme. 

Dem  Grofikansler  von  Carmer  kann  nicht  widersprochen 
werden,  wenn  er  der  Hehrheit  ein  offenbares  Entgegen- 
handeln gegen  die  erste  und  heiligste  Pflicht,  die  in  einer 
genauen  Befolgung  der  Gesetze  bestehe»  vorwirft.  Die  Ab- 
sieht sei  miTerlcennbar,  flieh  den  landeslierrliehen  Gesetzen 
und  Verordnungen  zu  opponieren  oder  doch  die  Ausführung 
und  Wirkung  derselben  zu  vereiteln;  „es  ist  beinahe,  als 
ob  die  Justizbedienten  eine  Art  von  Parlament  im  Sinne  ^ 
der  französischen  Gerichtshöfe  vorstellen  wollen". 

Da  das  Kainmergericht  in  dieser  Sache  keine  eigent- 
liche Entscheidung,  sondern  nur  ein  für  den  König  un- 
maßgebliches Gutachten  abzugeben  hatte,  war  der  König 
TMig  im  Kechte,  als  er  zumal  bei  der  geringen  Mehrheit 
der  far  die  Fteispreehung  abgegebenen  Stimmen  die  Ab* 
Setzung  verfügte  (Boitze,  Geechichte  des  Kammergerichts,  « 
III,  888-417,  451—478,  die  bei  weitem  beste  Darstellung; 
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auch  Stölzel,  Suarez,  H27flf. ,  352,  und  Rech  tsver  waltuDg 
und  BechtsverfassuDg ,  II,  319,  verwirft  die  Haltung  des 
KammergericbtB  und  rechtfertigt  das  Verfahren  des  Königs). 

Beyme  war  andrer  Ansicht  als  StOlml  und  Holtse.  Er 
erklärte  am  19.  Juni  1792  seinen  festen  Vorsats,  nach 
einigen  Ifonaten  um  seine  Demission  m  bitten,  wenn  die 
dem  Kolleginm  widerfahrene  Kränkung  nicht  gans  zurück- 
genommen wfirde  (Boitze,  III,  464).  Er  hat  aber  später 
,die  niederschlagende  Überzeugung"  gewonnen,  daß  das 
Motiv  des  Zopfschulzen  „Wos  Eitelkeit  gewesen  sei,  um  in 
der  Welt  Aufsehen  zu  maehen". 

Der  Betrolfene  nannte  sich  nun  in  seinen  ferneren  Ein- 
gaben der  protestantische,  aber  nach  katholischen  Grund- 
sätzen seines  Amtes  entsetzte  Prediger. 

Übrigens  handelte  es  sieh  gar  nicht  einmal  um  das 
Beliglonsedikt,  denn  auch  im  A.  L.  R.  Th.  II,  Tit  11,  S  7^ 
war  den  Geistlichen  verboten,  in  ihren  Amtsrortiägen  und 
bei  dem  ftffentlichen  Unterricht  etwas  einzumischen,  was 
den  Grundbegriffen  ihrer  Religionspartei  widerspräche« 

HL  Der  EfnUnft  Ton  Adam  Smith. 

Ein  großer  Teil  der  Verwaltungsbeaniten.  eigoutlich  die 
ganze  jüDgere  Ut'ueration  hatte  sich  im  vollen  Gegensatz  zu 
der  volkswirtschaftlichen  Praxis  Friedrich  Wilhelms  I.  und 
Friedrichs  des  Großen  der  neuen  von  England  herüber- 
kommenden volkswirtschaftlichen  Theorie  zugewandt.  Nir- 
gends in  der  ganzen  Welt  ist  Adam  Smith  von  Theoretikern 
and  Praktikern  mit  grOfierem  Enthusiasmus  aufgenommen 
als  in  Preufien.  Schon  im  Jahre  des  Erscheinens  1776  war 
eine  deutsche  Übersetzung  herausgekommen.  Seit  1781  ver- 
kfindete  der  Professor  der  praktischen  Philosophie  und 
Kameralwissenschaft  Christian  Jakob  Kraus,  der  Freund 
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und  langjährige  Tischgenosse  Kants,  das  neue  Evangelium 
vom  Königsberger  Katheder.  Als  dann  aber  nach  der  vierten 
englischen  Ausgabe  die  sehr  gute  Übersetzung  vuu  Garve 
in  den  Jahren  1794 — 1796  erschienen  war,  steigerte  sich 
das  Studium  und  die  Verbreitung  in  hohem  Mafie.  Der 
Chel  des  eetpreaßiflehen  Provinzialdepartements,  Minister 
Freiherr  yod  SchrOtter  machte  allen  Studierenden,  die  in 
diesem  Fach  angestellt  zu  werden  wünschten,  zur  Pflicht, 
sieh  darüber  zu  legitimieren,  dafi  sie  die  Vorlesungen 
Ton  Kraus  mit  Nutzen  gehOrt  hatten.  Dieie  Vorlesungen 
wurden  nach  seinem  Tode  durch  den  Kurator  der  Universität 
Königsberg,  den  Geheimen  Oberfinanzrat  Hans  von  Auers- 
waldt  herausgegeben.  Durch  Ailain  Smith  hat  der  Geist 
des  Individualismus  in  die  besten  Kopte  der  preußischen 
Verwaltungsbeamten  seinen  Einzug  gehalten.  Es  waren 
nicht  blod  so  doktrinäre  Naturen  wie  Schön,  die  unter 
diesem  Bann  standen,  sondern  auch  solche  wie  Friese  und 
Frey,  die  Kammerprftsidenten  Auerswaldt  und  Broscovius. 
Auch  der  durch  und  durch  praktisch  Tcranlagte  Vincke 
hat  am  6.  August  1796  ins  Tagebuch  gesehrieben:  „Ich 
weihte  diesen  Morgen  der  Lektüre  des  göttlichen  Smith 
und  habe  es  mir  zum  Gesetze  gemacht,  alle  Morgen  mein 
Tagewerk  mit  dem  Lesen  eines  Kapitels  im  Smith  zu  be- 
ginnen"; ohne  daß  der  sich  hätte  unterkriegen  lassen,  denn 
er  schrieb  im  Sommer  1808  in  dasselbe  Tagebuch:  „Wer 
sich  fn;  den  schönen  theoretischen  Satz  totschlagen  läßt, 
daß  der  Staat  alles  sich  selbst  Überlassen  solle,  der  kann  ' 
hier,  bei  Betrachtung  der  Agrarrerh&ltnisse  des  Eichs- 
feldes, Belehrung  finden. 
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lY.  Der  politlidie  BadnuOisimiB  eines  Teils  der 

fieamten. 

Das  Ergebnis  war  in  weiten  Kreisen  des  Beamtentums 
ein  politischer  Radikalismus,  der  bereite  in  den  1790er 
Jahren  in  Vereinen  und  Prefierzeugnissen  zutage  trat. 

Unter  der  Leitung  des  Kriegs-  und  DomftnenlcaiDnier' 
ratB  Zerboni,  des  sp&teren  Oberprftsidenten  der  Provinx 
Posen,  bestand  179S— 1895  eine  geheime  Geaellsehaft,  der 
Euergeten-Bund,  das  moraliBche  Femgericht,  in  dessen 
Statuten  es  hieß,  man  wolle  durch  Aufklärung  der  unteren 
kStande,  durch  Boarlieituii^^  der  niederen  Volksklassen  den 
Großen  des  Staates  m-luige  Hefrriffe  von  Mensclieiiwert  und 
Menschenwürde  lieibringcu,  iiineii  die  Rechte  des  Volkes 
begreiflich  machen  (GrOnhagen,  Zerboni  und  Held,  1897, 
S.  3,  27,  162). 

In  Königsberg  bei  Mieolovius  erschien  im  Jahre  180O 
eine  Schrift  unter  dem  Titel :  Beiträge  zum  republikanischen 
Gesetzbueb,  enthalten  in  Anmerliungen  zum  A.L£.  und 
zur  A.6.0. 

Die  republikanische  Verfassung,  wie  zweimal  mit  den- 
selben Worten  versichert  wird,  ist  die  einzige,  welche  der 

menschlichen  Katiir  angemessen,  die  einzige,  welche  von 
der  Lüune  und  dem  Cliarakter  der  Gewalthalicr  unabhängig 
ist,  die  einzige,  welche  die  bisherige  Geißel  des  mensch- 
lichen Geschlechts,  den  Krieg  unterdrtlckt ,  indem  sie  im- 
*•  Stande  ist,  das  Menschengeschlecht  in  eine  einzige  bürger- 
liche Gesellschaft  zu  vereinigen,  so  daß  das  Völkerrecht  auf- 
hört und  Bandnisse,  die  das  Grab  der  Republik  sind,  nicht 
mehr  geschlossen  werden,  Festungswerke  im  Frieden  nicht 
mehr  »stattfinden"  und  höchstens  noch  Verteidigungskriege 
geführt  werden,  zu  denen  es  aber  auch  nicht  mehr  kommen 
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wird.  Eine  Republik  köuiie  aber  nicht  durch  Revolution 
begründet  werden,  die  Gewalthaber  selbst  müßten  an  der 
Reform  teilnehmen ,  die  Umwandlung  müsse  von  oben  an- 
fangen, sie  könne  am  leichtesten  in  einer  gut  organisieilen 
Monarchie  erfolgen,  Toraiisgeaetst,  daß  der  Monarch  mit 
▼orzfigUcben  Msteflgaben  anegestattet  und  republikanifich 
gesinnt  sei;  Friedrich  IL  wfirde  in  Hinsieht  der  Geiates- 
gabem  vollkommen  fhhig  geweBen  sein,  eine  Republik  xn 
gründen,  aber  nicht  der  Gesinnung  nach,  denn  er  sei  ein 
Eroberer  gewesen  und  habe  den  Aristokratismus  be- 
günstigt 

Der  Schwerpunkt  in  der  Republik  liege  bei  der  ge- 
setzgebenden Gewalt,  diese  könne  nur  auf  dem  Wege  der 
Repräsentation  gebildet  werden,  an  deren  Wahl  alle  selbst- 
st&ndigen  Menschen  teilnehmen  müßten,  d.  h.  alle  Menschen 
mit  Ausnahme  der  Frauen,  Minderjährigen,  WahnBinnigen, 
Verbrecher,  Dienstboten,  Gesellen,  Geholfen,  Lehrlinge,  Tage- 
löhner; die  Dienstboten,  Gesellen  usw.,  die  aueh  Kant  aus- 
schlieBen  wollte,  könnten  bieg  der  Nachhall  der  Stimmen  ihrer 
Ernährer  sein.  Die  Inhaber  der  vollziehenden  Gewalt,  die 
OberbAupter  werden  auf  höchstens  ein  Jahr  von  und  aus  der 
gesetzgebenden  Yersammlung,  deren  Mitglieder  sie  bleiben, 
gewählt.  Die  Richter  werden  von  den  Gemeinden  bestellt, 
wobei  nirht  gesagt  ist,  auf  wie  lange:  einen  gerichtlichen 
Instanzenzug  gibt  es  nicht;  jeder  Prozeß  wird  durch  ein 
einziges  Urteil  entschieden ,  das  aber  Iceine  Rechtskraft 
erlangt,  indem  die  Parteien  befugt  sind,  gegen  jedes  Urteil 
bei  demselben  Gerichtshofe,  sofern  nicht  ausnahmsweise  ein 
andrer  substituiert  wird,  einen  neuen  ProseB  ansufangen, 
weshalb  die  Gerichte  sehr  sablieieh  besetst  werden  mOßten 
um  die  Personen  des  Referenten,  Korreferenten  und  In- 
struenten  wenigstens  dreimal  wechseln  eu  können;  Gerichts» 


Digitized  by  Google 


3.  K«pit«l.  Die  Umwandlung  des  Beamtentums  usw.  175 


gebtthren  finden  nicht  statt,  der  Staat  und  nieht  der 

Gläubiger  inüflse  den  unvermögenden  Schnldner  im  Ge- 
fängnis beköstigen;  die  Justiz  halt  keine  Ferien. 

Der  Staat  ist  eins  und  alles;  es  soll  keine  Staaten 
im  Staate  geben  ,  keine  moralischen  Personen,  keine  Kor- 
porationen, keine  Stiftungen,  keine  Kaufmannsgilden,  Zünfte 
ond  lonungeo,  keine  Gesellenladen  und  Gewerbfikassen,  ina- 
taondere  auch  keine  ¥7itwen-,  Sterbe-  und  Auasteuer- 
kasBen,  die  ah  bOchat  eitteuTerderblicbe  Inatitute  niebt 
geduldet  werden  dürfen;  öffentliche  vom  Staate  angeordnete 
Feuereodet&ten  und  andre  dergleichen  Anstalten  kOnnen 
in  der  Republik  niebt  stattfinden;  PriTat-Feuer-  und  andre 
Assekuranzen  sind' dem  Staate  gleichgiltig.  Die  Gemeinden 
sind  vermögensuüfähig;  es  gibt  kein  Kämmerei-  oder 
Bürgervermögen,  Oberhaupt  kein  spezifisches  Bürgerrecht; 
alle  Beamten  ohne  Ausnahrae  steiieu  iiu  unmittelbaren 
Dienste  des  Staates.  Der  Staat  hat  für  die  ötTentlicheu 
Bedarfnisse  jeder  Art  zu  sorgen;  er  muß  diejenigen  er- 
nähren, die  es  selbst  nicht  können;  er  muß  den  armen 
Abgebrannten,  die  nicht  versichert  sind,  ihr  Haus  wieder 
aufbauen*  Keiner  aber  ist  dem  Staate  unentgeltlich  zu 
dienen  verpflichtet. 

Am  schlechtesten  kommen  die  Religionsgesellscbaften 
weg.  Auch  sie  können  kein  Vermögen,  also  auch  keine 
Gebäude  besitzen ;  jede  Beligionsgesellschaft  ist  ein  biofiee 
Aggregat  von  Individuen;  keine  öffentlichen  Religions- 
handlungen, die  eine  Partei  von  der  andren  wesentlich  unter- 
scheiden, sind  zu  dulden ;  es  gibt  keine  Sonn-  und  Festtage, 
keine  anderen  Glocken  als  die  Sturraglocken,  die  unter  der 
Aufsicht  der  Obrigkeit  stehen;  Begräbnisplfttze  werden 
sftkttlarisiert,  Geburts^  und  Sterbe&Ue  mttssen  der  Polizei 
angezeigt  werden;  in  den  öfiientlieheii  Schulen  darf  keine 
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BeligioD  gelehrt  werden,  Religion  ist  Henenasache.  KIn 

Stand,  dessen  notwendiges  Erfordernis  die  Ehelosigkeit  ist, 
widerspricht  der  menschlichen  Natur,  kann  also  in  der 
Republik  nicht  geduldet  werden. 

Die  Ehe  wird  vor  Gericht  vollzogeu.  Eheverbote 
wegen  naher  Verwandtschaft  finden  nicht  statt;  kein  Ge- 
setz kann  dem  Vater  die  Ehe  mit  seiner  Tochter  unter» 
sagen,  weil  das  Verh&ltnis  zwischen  Eltern  und  Kindern 
von  der  Stiftung  des  Staates  unabhängig  ist;  das  Band  der 
Ehe  mafi  anf  das  Annifen  eines  jeden  Teils  zu  jeder  Zeit 
dnreh  riehterlichen  Ausspruch  getrennt  werden  können. 
Eltern  haben  zur  Ern&hrung  ihrer  Kinder  keine  besondere 
und  keine  ausschliefiliche  Pflicht;  denn  in  Rficksicht  auf 
(Ue  Eltern  ist  die  Geburt  des  Kindes  der  Erfolg  einer  Be- 
friedipuug  des  Naturtriebs  und  kann  daher  der  Entstehungs- 
gi und  besonderer  Pflichten  nicht  sein;  die  Alimentatinus- 
priicht  ist  vielmehr  eine  solche,  die  allen  Menschen  gieich- 
m&ßig  obliegt-,  da  aber  eine  solche  allgemeine  Menschen- 
pflicht in  der  Ausführung  nur  allzuoft  vernachlässigt  werden 
wfirde«  gehört  es  zum  Wesen  des  bargerlichen  Vereins,  da0 
der  Staat  die  Sorge  för  den  Unterhalt  und  die  Erziehung 
der  Kinder  Obemimmt;  jeder  Vater  und  jede  Mutter  sind 
berechtigt,  ihre  Kinder  dem  Staate  kostenlos  znr  Unter- 
haltung und  Erziehung  zu  überweisen;  die  Mutter  hat 
auch  nicht  die  Rechtspflicht  zu  sAugen.  Der  uneheliche 
Beischlaf  hat  keine  rechtliche  Folgen;  denn  kein  Uechts- 
pesetz  fordert,  den  Begattungstrieb  Itloß  in  der  Ehe  zu 
belVieiiigen ;  der  Staat  muß  solche  Personen  ihrem  Schick- 
sal überlassen,  ohne  dem  einen  Teil  aus  seinem  Untugend- 
haften  Handeln  oder  Leiden  das  Entstehen  irgendeines  An- 
spruchs an  den  andern  Teil  einzuräumen ;  nur  sollen  in 
der  Republik  Hurenhftuser  nicht  geduldet  werden,  weil  dio 
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Hepuhlik  nicht  erlauben  darf,  dafi  das  Laster  als  Gewerbe 
ausgeübt  wird. 

Die  Gleichheit  der  Rechte  führt  nicht  zu  einer 
Gleiehheit  des  Vermögeus;  dareh  den  bargerlichen  Verein 
wird  keine  GemeuiBclialt  gestiftet,  welclie  jedem  Mitgliede 
einen  gleichmäßigen  Anteil  an  den  Gütern  YerBcliaffte;  die 
wtschaftliehe  Lage  eines  jeden  richtet  sich  nach  dessen 
physischen  and  moralischen  Kräften;  das  Privateigentum 
bleibt  in  voller  Geltung.  Nur  gibt  es  kein  Erbrecht,  weder 
ein  Iiitestatorbrecht  noch  ein  testamentarisches  oder  ver- 
tragsniäßitres.  denn  das  Erbrecht  ist  das  Grab  der  Republik, 
um  die  es  gescliehen  sein  würde,  wenn  es  Genuß  ohne 
Arbeit  gäbe;  wenigstens  beim  Tode  der  Unverheirateten 
nnd  der  Verwitweten  —  denn  durch  den  Tod  eines  Ehe- 
gatten entsteht  keine  Verlassenschaft  —  wird  alles  bis- 
herige individuelle  Eigentum  Gesamteigentum,  um  daraus 
an  Stelle  von  irgendwelchen  Abgaben,  die  mit  der  republi- 
kanischen Staatsverfassung  unverträglich  sind,  die  BedQrf- 
nisse  der  Gesamtheit  zu  befriedigen. 

Ein  eigentliches  Strafrecht  gibt  es  nicht,  <la  es  eine 
Superiüiitilt  des  Strafencieu  über  den  Bestraften  voraus- 
setzen würde,  die  der  Gleichheit  widerspräche.  Zur  Vor- 
beugung der  Wiederholung  gemeinschädlicher  Handlungen 
findet  eine  Versetzung  in  den  Erziehungszustand,  die  Unter- 
bringung in  einer  Besserungsanstalt  statt,  die  eigentlich 
nur  bis  zum  Eintritt  der  Sinnesänderung  zu  dauern  hätte, 
die  aber,  um  jede  Willkftr  bei  der  Feststellung  dieser 
Tatsache  zu  verhindern,  fQr  einen  bestimmten  Zeitraum 
festgesetzt  werden  kann  unter  dem  Vorbehalt,  dafi  bei 
einem  frühereu  Eintritt  der  Besserung  die  Entlassung  so- 
fort erfolgen  muß. 

T»a  Maler,  Vrtas.  BiMMaM.  II.  18 
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Mit  der  prinzipiellen  Handels-  und  GewerUefreibeit 
ist  es  nicht  weit  her.  Zwar  auf  das  Bedürfnis  komnit  es 
nicht  an;  aber  die  Geschicklichkeit  muß  durch  Sach- 
verständige  vor  der  Obrigkeit  geprüft  werden,  wie  es 
scheint,  ganz  allgemein ;  hinsicbüich  der  Ärzte,  Apotheker, 
Materialisten  wird  das  noch  besonders  hervorgehoben.  Vor 
allem  soll  dnreh  die  Handels*  und  Gewerbefreiheit  das 
Leben  und  die  Gesundheit  nicht  gefilhrdet  werden;  es  ist 
zwar  einem  jeden  gestattet  Branntwein  zu  fabrizieren^  aber 
nur  zu  eigner  Konsuinption ;  an  andere  davon  abzugeben, 
ist  weder  für  Geld,  noch  unentgeltlich  gestattet;  der  Verkauf 
des  Pulvers  darf  nur  unter  polizeilicher  Aufsicht  geschehen, 
und  wenn  der  (ielirauch  des  Schießgewehrs  bei  dw  Jagd 
unerläßlich  ist,  muß  sie  von  der  Polizei  selbst  abgehalten 
werden. 

Der  Eid  „findet  nicht  statt",  weil  er  nur  auf  die 
Abergläubigen  wirken  kann,  die  Ausrottung  des  Aber- 
glaubens aber  von  der  Republik  auf  das  sorgfUtigste  be- 
trieben werden  mu8. 

Mit  den  Menschenrechten  ist  es  nur  mäßig  bestellt; 
Prefifreiheit  besteht  nur  soweit,  als  sie  nicht  darauf  aus- 
geht, auf  die  Leidenschaften  zu  wirken;  heimliche  Ver- 
bindungen können  nicht  geduldet  werden;  an  Stelle  des 
Satzes  „die  Wissenschaft  und  ihre  Lehre  ist  frei"  steht  der 
andre:  J)as  GelehrsanikeitsuKuiopul  kann  so  wenig  wie 
irgend  ein  andres  geduldet  werden." 


Diese  Schrift  wurde  in  Wien  von  der  Zensur  verboten, 
während  sie  in  Königsberg  unbeanstandet  geblieben  ist.  Sie 
ist  dort  sogar  zweimal  herausgegeben,  1798  und  in  einer 
neuen  Titelausgabe  1800.  Auf  der  königlichen  Bibliothek  in 
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Berlin  und  auf  der  in  Königsberg,  auf  letsterer  in  einem 
Sammelbande  vorbanden,  ist  sie  so  gut  wie  verscbollen.  Nur 
ganz  selten  ist  sie  später  erwähnt  worden:  in  dem  anonym 
erschienenen  Buehe  von  Dorow,  Denksebriften  und  Briefe 

zur  Charakteristik  der  Welt  uod  Literatur,  4,  25;  in  der 
Schrift  aus  dem  Nachlaß  Varnhagens.  Briefe  von  Chaniisso. 
2,  241);  eiullicli  ^';ui/  neuerdingn  bei  Conrad,  Geschichte  iler 
Königsberger  Olu'igerichte,  'Ä'd'^:  aus  Dnrnw  und  Varnhagen 
hat  auch  Lehmann  seine  Kenntnis  der  Schrift  geschöpft, 
IX,  21>G;  aber  aus  allen  diesen  Zitaten  erfährt  man  nichts 
von  dem  Inhalt  der  Schrift;  Dorow  spricht  zwar  davon, 
daß  dem  Verfasser  die  französische  Bevolution  nicht  weit 
genug  gegangen  sei,  weil  sie  nicht  gewagt  habe,  das  Erb- 
recht abzuschalfen ,  aber  er  beruft  sich  dafür  auf  eine 
andere.  Übrigens  apokryphe  Quelle. 

Im  Kataloge  der  Berliner  königlichen  Bibliothek  wird 
als  Verfasser  Morgenbesser  angegeben,  womit  Dorow,  Varn- 
hagen und  Conrad  ubeniiistiuiiuen. 

Wer  war  Morgeubesser?  In  der  AUgemeineu  dfMitschen 
Biographie  fehlt  sein  Name  ebenso  wie  die  Naun  ii  fast 
aller  preußischiui  Beamten  jener  Zeit,  selbst  der  von 
Heinitz,  in  vollem  Gegensatz  zu  den  Hannoverschen 
Beamten  des  18.  und  19.  Jahrhunderts,  die  von  Frensdorff 
in  ausgezeichneter  Weise  behandelt  sind« 

In  der  „Reform  der  Verwaltungsorganisation  unter 
Stein  und  Hardenberg*,  wo  aus  Anlaß  der  großen  Bedeutung 
des  ostprenßischen  Provinzialdepartements  als  die  Haupt- 
niitarbeiter  des  Ministers  von  Schroetter  Friese  und 
Wilkens  genannt  werden,  heißt  es  weittr:  „Wenn  dann 
neben  Friese  und  Wilkens  häufig  noeh  Morgenbesser 
erwilhnt  wird,  und  zwar  mit  besonderer  Voi liehe  von 
Pertz",  der  sogar  fälschlich  behauptet,  daß  der  Entwurf  zur 

12* 
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StAdteordnuDg  durch  Horgenbesser  und  Friese  aiugearbeitet 

Bei,  „80  ist  es  richtig,  dafi  ihm  die  Eingänge  mit  zngeschrieben 
wurden  und  daß  er  die  Konzepte  mitgezeichnet  hat.  Aber 
von  irgendeiner  wirkliclien  Mitarbeit  findet  sich  keine 
Spur;  das  Einzige,  \^aä  überhaupt  aus  seiner  Feder  stammt, 
sind  ein  paar  Bemerkungen  zur  Stldteordnung,  die  er  in 
größter  £Ue  nach  seiner  eigenen  Angabe  über  Mittag  auf 
das  Papier  geworfen  hat.  Während  jeoe  beiden  anderen 
mit  Gesetsgebnngsf ragen  befaßt  waren,  scheint  er  die 
laufende  Verwaltung  des  Departements  gefhhrt  au  haben* 
(156).  Es  heifit  weiter  bei  Darstellung  des  &u6eren 
Hergangs  der  St&dteordnung:  ,Auf  diesen  (den  F^y'schen 
Entwurf)  beaiehen  sich  die  allerdings  sehr  flfichtigen  Be- 
merkungen Morgenbessers  vom  31.  Juli  —  11  Uhr  morgens 
bis  o'k  Uhr  naclimittags  — "  (295). 

"Wie  ich  mich  nachträglich  Oberzeugt  habe,  hat  ^lorgen- , 
besser,  was  stillschweigend  vorausgesetzt  war,  den)  ost- 
preußischen Provinzialdepartement  gar  nicht  augehört;  er 
war  nur  einer  von  dessen  freiwilligen  Mitarbeitern.  Es 
mag  dabingestelit  bleiben,  ob  auch  Lehmann  die  Zugehdrig« 
keit  Morgenbessers  zum  ostpreußischen  ProTiozialdeparte- 
ment  angenommen  bat,  er  spricht  davon,  daS  SchrOtter 
mit  seinen  Referenten  gewechselt  habe;  an  die  Stelle  von 
MorgenboBser,  der  ihn  in  der  Agrarfrage  beraten  habe, 
sei  Friese  getreten.  Jedenfalls  weifi  Lehmann  noch  weiteres 
über  Morgenbessers  Mitarbeit  an  der  Reformgcsctzgebung 
zu  berichten;  zunächst  bei  dm  Vorarbeiten  zum  Kdikt 
vom  9.  Oktolrr  1S07,  Morgenbessor  sei  Kouzipieut  des 
Immediatberiehtü  vom  20.  August  1807  und  wahrscheinlich 
auch  des  vom  17.  August  gewcbeu;  auch  bei  der  Antwort 
der  beiden  Schrötter  vom  9.  September  1807  an  die  Adligen 
habe  er  die  Feder  gefahrt;  bei  der  Verordnung  vom 
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14.  Februar  1808  sei  er  von  Stein  konsultiert;  vermutlich 
habe  er  die  ostpreußische  Regierung  bei  dem  Votum  tiber 
die  Abschaffung  der  Fideikommisse  beeinflafit;  als  Stein  dem 
Kanzler  von  Schlutter  den  Auftrag  gegeben  habe,  einen 
Plan  znr  Aufhebung  der  Patrimonialgerichtsbarkeit  zu 
entwerfen,  habe  er  als  diejenigen,  welche  sich  der  Arbeit 
unterziehen  sollten,  Morgenbesser  und  Friese  bezeichnet 
mit  dem  Hinzufügen,  er  vertraue  diesen  beiden  dermalen, 
daß  er  sie  durch  keine  Leitung  irgendeiner  Art  bei  Auf- 
stellung des  Planes  beschriinkt  zu  seheu  wünsche,  .^odaß 
also  eigentlich  nicht  Scliridtti  sondern  diese  beiden  den 
Auftrag  erhaltt  n  hiltten  (Lehmann  II.  267,  302,  307,  3ül). 
Man  könnte  unter  diesen  Umständen  auf  den  Gedanken 
kommen,  daß  die  im  Herbst  1808  bei  Nicolovius, 
dem  Verleger  der  Morgenbesserschen  Schrift,  erschienenen 
beiden  offiziell  empfohlenen  und  verbreiteten  Broschüren 
gegen  die  Erbuntertftnigkeit  und  gegen  die  Patrimonial- 
gerichtsbarkeit, deren  eine  Lehmann  leidenschaftlich,  die 
andere  höchst  lebendig  nennt,  auch  von  Morgenbesser  hei^ 
rtthrten.  Warum  nicht  auch  der  Dialog  in  der  Königs- 
beiger  Zeitung  vom  20.  Oktol)er  1808  V 

Der  Verfasser  der  nicht  nur  radikalen,  sondern  halb- 
verrlickten  Sehrift  hat  zu  den  ausge/eiehnetsten  .lustiz- 
beamten  Preußens  gehört  und  es  schließlich  zum  Chef- 
prilsidenten  des  Oberlandesgerichts  in  Königsl)erL^  l  liracht 
als  Kachfolger  des  Kanzlers  von  Schrötter  1811)  bis  zum 
Tode  1834,  der  einzige  Bürgerliche  bis  auf  den  heutigen  Tag. 

Alle  Welt  war  seines  Lobes  volL  Sehr  ausffthrlich  hat 
sich  FViccius  Ober  ihn  ausgesprochen,  der  fibrigens  so 
wenig  wie  Morgenbesser  ein  geborener  Ostpreude  war. 
„Morgenbesser  war  einer  der  merkwürdigsten  Mllnner 
seiner  Zeit,   an  allgemeiner  wissenschaftlicher  Bildung 
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kamen  ihm  wenige  gleich  und  als  Hcchtsgelehrter  ordnete 
Bich  ihm  jeder  unter.  Damit  verband  er  eine  Arbeits- 
kraft, Grandlichkeit  und  VollBtändigkeit,  daß  jeder, 
welcher  ihn  kennen  gelernt  hat,  zugesteht ,  einen  zweiten 
Mann  in  dieser  Art  nicht  gefunden  zu  haben.  Allen 
Oberlandesgerichten  wurde  im  Jahre  1808  aufgetragen, 
einen  Entwurf  zu  einem  ffir  ihren  Gerichtsbereich  be- 
stimmten Bezirksrechte  clDziireiebeji,  Ks  war  (Miie  große 
Arbeit,  Königsberg  allein  genügte  der  Aufforderung. 
Murgenbesser  war  in  wenigen  "WocLen  damit  fertisz.  und 
da  es  gut  und  zweckmäßig  ist,  so  erhielt  es  sogleich  die 
Bestätigung  uhd  gilt  noch  heute.  In  den  letzten  Jahr- 
zehnten sind  eine  Menge  Beamte  eigens  und  ausschließlich 
zur  Ausarbeitung  von  Bezirks-  und  Ortsrechten  aus  allen 
Landesteilen  aufgeboten,  Hunderte  von  B&nden  sind  zu- 
sammengeschrieben, Hunderttausende  an  Talern  sind  dafAr 
ausgegeben.  Alles  ohne  Kutzen  und  Erfolg.  Am  grOfiten 
aber  steht  Morgenbesser  in  seiner  sittlichen  Denk-  und 
Handlungsweise  da  und  Kant  hat  keinen  treuem  und 
würdigern  Schüler  gehabt.  Das  Ziel,  was  er  sicli  als 
Pllicht  steckte,  konnte  nur  er  erreichen,  und  ihn  »iavoa 
abzuwenden,  wäre  eine  Uimiöj^liclikeit  ^(wesen.  Was  er 
als  Kecht  und  Cieieclitijikeit  erkannte,  machte  er  olme  alle 
Rücksicht  geltend,  keine  Gefahr  schreckte  ihn.  Er  war 
streng  und  unerbittlich  im  Amte,  am  strengsten  aber  gegen 
sich  selbst.  Als  Beyme  im  Jahre  1817  die  Leitung  der 
Gesetzgebung  übertragen  wurde,  dachte  er  zuerst  an 
Morgenbesser,  weil  er  wußte,  daß  er  an  ihm  einen  zweiten 
Suarez  haben  würde,  und  bat  ihn,  sein  Gehfllfe  zu  werden. 
Zum  Unglück  Preußens  lehnte  es  Morgenbesser  aus  Be- 
scheideniieit  l)eharrlich  ab.  Mor^enbesser  wäre  in  Jahr 
und  Tag  mit  der  großen  Arbeit  fertig  geworden.  Alle  drei. 
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Schön,  Staegemann  und  Morgenbesser  ainii  aus  der  Schule 
Kants  hervorgegauf^eu,  welche  zuerst  die  Idee  eines  Rechts- 
staates als  des  höchsten  oder  letzten,  wenn  auch  nicht 
aUeinigen  Zwecks  des  gesamten  Staatslcbens  wissenschaftlich 
liegrfiBdeten  (Fnccius,  Der  boigerliche  Zustand  des  preufii- 
fleben  Staates  nach  dem  TUsiter  Frieden.  Hinterlassene 
SehrifteD,  313). 

Gerade  in  Ostpreufien  waren  derartige  politische  Ge- 
sinnuDgen  stark  verbreitet  Vor  allem  der  Chef  des  est- 
preafiisehen  FrovinziaTdepartements,  der  FVeiherr  Friedrich 
Lectpold  von  SchrÖtter  war  sowohl  Kantianer  wie  Smithianer; 
hat  er  es  doch  fertig  gebracht,  den  schwer  bewcplichen 
Kant  auf  das  väterliche .  mehrere  Meilen  von  Köijigsl)erg 
entfernte  Gut  zu  längerem  Aufenthalt  zu  bringen.  Ebenso 
Schön,  der  sein  langes  Leben  der  kantischen  Philosophie 
und  dem  Genuß  von  Sauerkrautsnppe  beimaß,  und  der  die 
Smithscben  Grundsätze  mit  einem  wahren  Fanatismus  zur 
Anwendung  brachte  und  vergebens  sich  bemühte ,  sie  in 
noch  größerem  Umfange  zur  Geltung  zu  bringen.  Die- 
selben Gesinnungen  hatte  der  Schlesier  Friese,  der  nicht  in 
Königsberg  studiert  hatte,  von  dem  Lehmann  sagt,  er  habe 
an  Hingebung  an  die  Ideen  von  Adam  Smith  vielleicht  alle 
anderen  dieses  Kreises  übertrofTen  (II,  '2'.i<i).  Auch  Frey, 
der  kölligliche  l'olizeidirektor  von  Königsberg,  von  dem 
Lehmann  ijehauptet ,  einige  Stellen  seiner  Denkschriften 
läsen  sich  wie  eine  der  französischen  Broschüren  von  1789 
(II,  189),  stand  diesem  Ideenkreise  sehr  nahe. 

Jedenfalls  waren  aus  königlichen  Bedienten  Staats- 
diener  geworden;  der  größte  Teil  des  Beamtentums  war 
dem  Absolutismus,  ein  Teil  der  Monarchie  Oberhaupt  ent- 
fremdet 
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T.  IhirehBciiiittCIldie  Tüchtigkeit  des  BetmtentiiiBs 
und  Oesondhelt  de«  alten  Staatsirefleiu. 

Es  war  nicht  das,  was  inedrich  Wilhelm  III.  in  den 
beideu  Kabinett sordei-s  vom  30,  November  1797  und  vom 
29.  Juli  1800  (Publikationen  der  Königlieh  Preafiisebeii 
Staataarchive,  SO,  198,  260)  an  den  Beamten  ausstuetioa 
hatte,  flondem  deren  Trägheit  nnd  sebleehtee  Betragen; 
nnnfltze  Brodesser,  Mfifiigginger  wurden  sie  genannt,  die 
ihre  Stellen  nur  als  PfrOnden  betrachteten.  Nun  ist  aller- 
dings das  Etaigtum  niemals  mit  seinen  Werkzeugen ,  den 
Beamten,  zufrieden  gewesen.  Aber  auch  in  keinem  andern 
Staate  sind  au  sie  jemals  so  starke  Anforderungen  gesteilt; 
der  eben  aus  Hannover  herübergekommene  Bülow  wies  in 
seiuer  Schrift  gegen  Rehberg  darauf  hin,  daß,  wo  es 
anderswo  lediglich  einen  Verweis  gebe,  man  in  Preußen  ab- 
gesetzt werde.  Es  scheint  aber  doch  nicht .  daß  die  un- 
günstige Beurteilung  des  Königs,  wie  man  vielfach  behauptet 
hat,  allein  oder  doch  in  der  Hauptsache  auf  die  ungeheure 
Yermehrung  der  Beamten  aus  AnlaB  der  polnischen  Er- 
werbungen, wobei  eine  sorgfUtige  Auswahl  unmöglich  war» 
zarQckxufbhren  sei.  Es  hat  jede  Institution,  auch  die 
katholische  Kirche,  Zeiten  des  Glanzes  nnd  des  Nieder- 
gangs, und  daß  eiu  Niedergang  bei  einem  Teile  des  da- 
maligen Beamtentums  —  alles  (ieneralisiereu  ist  auch  hier 
schädlich  —  stattgefunden  liat,  erklart  sich  eiufacli  genug 
aus  einer  Reaktion  gegen  die  Überspannung  der  Disziplin 
unter  Friedrich  Wilhelm  I.  und  Friedrich  dem  Großen; 
man  hatte  das  Bedürfnis  sich  ausznnihen,  wie  das  auch 
in  einzelnen  Generationen  sonst  strebsamer  Familien  vor- 
kommt. 
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Auch  unt^r  Friedrich  Wilhelm  II.  und  unter  Friedrich 
Wilhelm  III.  ist  in  Preußen  unablässig  am  Staate  gearbeitet 
im  vollsten  Gegensatz  zu  der  Unfruchtbarkeit  und  dem 
Stillstande,  der  gerade  im  18.  Jahrhundert  in  ganz  £uropa, 
England  nicht  ansgeachlossen,  herrschte,  fipeaieU  aber  in 
den  deutsehen  Territorien,  wo  Justis-v  Polizei-,  Finanx-  und 
Heerwesen  im  Jahre  1800  auf  wesentlich  demselben  Stand- 
punkte standen  wie  im  Jahre  1700.  Es  waren  ganz  aus- 
gezeichnete  Mftnner,  Heinits,  SchrOtter,  Graf  Rheden,  von 
Angern,  Freiherr  von  der  Reck,  welche  damals  das  General- 
direktorium bildeten.  Das  Urteil  Steins  über  Heinitz, 
über  Schult  niiurg,  das  Urteil  Vinckes  über  Graf  Kljeden, 
Angern,  Freiiierr  von  der  Keck,  das  Urteil  Schöns  über 
Struensee  lautete  so  günstig  wie  möglich.  Alle,  die  später 
bei  der  Roformgesetzgebung  maßgebend  gewesen  sind, 
Schün,  Sack,  Vincke,  Friese  fanden  sich  schon  vor  1806  in 
hervorragenden  Stellungen.  Alle,  mit  Ausnahme  von 
Niebuhr,  der  erst  im  Oktober  1806  eintrat,  haben  su  den 
maflgebenden  Männern  des  alten  Staatswesens  gehört. 

Daher  kam  es  auch,  dafi  schon  damals  die  Blicke  des 
Beamtentums  aus  gane  Deutschland  auf  diesen  Staat  ge- 
richtet waren ,  daß  er  auf  die  Talente  in  den  übrigen 
Territorien  eine  Anziehungskraft  ausübte,  verniüge  deren 
ein  Beamter  nach  dem  andern  aus  den  Kleinstaaten  in 
preußische  Dienste  trat,  während  das  Umgekehrte  niemals 
vorgekommen  ist,  schon  weil  sie  wegen  des  Indigenats- 
Prinzips  kaum  angenommen  wftren,  während  Preußen  seine 
Arme  weit  öffnete.  Namentlich  hannoversche  Beamte  sind 
damals  nach  Preufien  gegangen,  nicht  nur  Hardenberg  auf 
dem  Umwege  Ober  Braunschweig  und  Baireuth,  sondern 
auch  dessen  beide  Neffen  Friedrich  und  Hans  von  Bttlow. 
Friedrich  von  B&low,  der  23  Jahre  in  den  verschiedensten 
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Zweigen  des  haunoverschen  Staatsdienstes  beschaff  i?t  ge- 
wesen war  und  die  letzten  15  Jahre  dem  Obera])pellations- 
gericbt  in  Celle  angehört  hatte,  dessen  Geschichte  er  in 
ausgezeichneter^  Weise  in  zwei  Quartbänden  geschrieben 
hat,  der  noch  heute  als  Herausgeber  der  bertthmten  Bfilow- 
Hagemannschen  Praktischen  Erörterungen  bekannt  ist 
Als  Stiefneffe  Hardenbergs  ist  er  im  Mai  1805  nach  Preufien 
gegangen,  bat  1806  zu  den  Mitgliedern  der  Organisations- 
und Administrationskommission  in  Hannover  gehOrt,  ist 
1808  gegen  die  Bemängelungen,  welche  die  preußische 
Staatsverwaltung  durch  Rehberg  erfahren  hatte,  verteidigend 
aufgetreten;  anfangs  der  Justiz  nn^ebörend,  war  er  zuletzt 
OherprSsident  der  Provinz  Sach'^i  ii  /van  Minister  aii«ersehen, 
als  er  in  schwere  Krankheit  vertiel;  in  der  Schrift  ^Über 
die  gegenwärtigen  Verhältnisse  des  christlich-evanjrelischen 
Kirchenwesens  in  Deutschland,  besonders  in  Beziehung  auf 
den  preuBlscben  Staat",  2.  Aufl.,  Magdeburg  1818,  hat  er 
sich  gegen  bierarebische  Velleititen  gewandt.  Sein  Bruder 
Hans,  der  richtige  Neffe  Hardenbergs,  hat  von  Anfang  an 
dem  preußischen  Staatsdienste  angehört,  zuerst  in  Baireuth; 
er  war  1806  magdeburgiseher  Kammerpräsident,  trat  dann 
in  die  Dienste  des  Königreichs  Westfalen,  war  1808 — 1811 
westfälischer,  und  wurde  1814  preußischer  Finanzminister, 
1817  Minister  für  Handel,  1825  Oberprftsident  von  Schlesien, 
als  welcher  er  noch  in  demselben  Jahre  starb.  Außer 
diesen  beiden  sind  Justus  Gruner  und  Thaer  damals  in 
preußische  Dienste  getreten.  Außer  diesen  Hannoveranern 
der  D&ne  Niebuhr,  der  Schwede  Arndt  Der  einzige  Sfld- 
deutsche  war  'Stein.  Vom  Militär  gar  nicht  zu  reden. 
Nicht  nur  BlOcher,  Gneisenau,  Scharnhorst  sind  damals 
aus  kteinstaatlichen  Verhältnissen  in  preußische  Dienste 
getreten. 
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Die  Stimmung  der  Bevölkermig  und  die 
Schlaoht  bei  Jena. 

Was  die  Stimmuug  der  Bevölkerung  betrifft,  im  Unter- 
schiede von  der  Stimmung  in  den  literarischen  Kreisen 
(I,  233),  80  hatte  ein  sehr  großer  Teil  der  gebildeten 
Schichten  Überhaupt  kein  politisches  Interesse;  der  Staat 
sollte  zugunsten  der  Ausbildung  der  Einzelpersdnlichkeiten 
soweit  irgend  möglich  beschränkt  werden. 

Die  grofie  Masse  aber  war  zufrieden;  die  Regierungs- 
weise Friedrich  Wilhelms  II.  und  Friedrich  Wilhelms  III. 
war  zu  ihrer  Zeit  keineswegs  unpopulär;  Regie,  Tabaks- 
unti  Kiiffeenionopol  wan  n  gleich  nach  der  Tliroubesteigung 
Friedrich  Wilhelms  II.,  ohne  daß  dafür  neue  Ahgaben 
aulerlegt  waren,  beseitigt;  die  auswärtige  l'olitik  Friedrich 
Wilhelms  III.  in  seinen  ersten  zehn  Jahren  befand  sich 
im  vollsten  Einklang  mit  der  «Opinion".  da  man  des 
zunehmenden  Wohlstandes  froh  war  und  alle  Welt  in 
Friedensseligkeit  schwelgte.  Kiemais  sind  so  viele  pan- 
egyrische Schriften  aber  irgend  ein  Staatswesen  geschrieben 
wie  Ober  Preufien  um  die  Jahrhundertw^de ,  Schriften, 
die,  wie  schon  der  Titel  ergibt,  die  Vorzfige  der  preußi- 
schen Staatsverfassung  und  der  Regierungsverwaltung 
priesen,  die  den  Nachweis  ft^hrten,  daß  der  preußische 
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StAat  jedem  Bürger  wahre  politische  Glückseligkeit  ge- 
währe. Kirgeods  hiUie  iimn  daran  Ausioli  geiiüiumen,  daß 
das  damalige  Sparsamkeitssystein  den  Verfall  der  Festungen, 
und  die  BeibebaltuDg  altencbwacher  Offiziere  zur  not- 
wendigen Folge  hatte. 

,PreufienB  Stafttsverwaltung",  sagt  Genti  in  seinem 
Yon  reformatorischer  Tendenz  erf Hilten  Sendschieiben,  ,  ge- 
hört noch  immer  unter  die  besseren  in  Europa/ 

Einer,  der  spftter  bei  der  Beformgesetzgebung  in  erster 
Linie  gestanden  liat,  der  nachherige  Oberprftsident  Ton 
Vincke,  erklärte  zu  Anfang  des  19.  Jahrhunderts,  nachdem 
er  England  und  Frankreich  grOndlich  kenneu  gelernt  hatte, 
daß  iiian  sich  nirgends  besser,  glücklicher  und  in  Wahr- 
heit freier  behnde  als  in  seinem  preußischen  Vaterlande, 
daß  dieses  sich  vor  allen  anderen  Ländern  dem  Zwecke 
der  Vollkommenheit  am  meisten  nähere. 

„Das  Volk/  sagt  Clausewitz,  „b^and  sich  unstreitig 
ganz  wohl  in  seiner  Haut.  Handel  und  Wissenschaften 
blOhten,  eine  gelinde  liberale  Regierung  gestattete  dem 
Einzelnen  eine  grofie  Freiheit  des  Lebens  und  die  ganze 
nationale  Tätigkeit  schritt  ruhig  zu  größerem  Wohlstande 
fort  Unter  diesen  Umständen  konnte  im  preußischen 
Staate  kein  eigen tiic lies  Mißvergnügen  herrschen  und  war 
auch  in  der  Tat,  wenn  man  die  polnischen  Provinzen  aus- 
nimmt, nicht  darin  zu  imden"  (Clausewitz,  Nachrichten 
Über  Preußen  in  seiner  großen  Katastroplie;  kriegsgeschicht- 
liche Einzelschriften,  herausgegeben  vom  großen  General- 
Stabe,  Berlin,  18H8,  Am. 

Von  Boyen  hat  sein  Biograph  mit  Recht  behauptet, 
daß  etwas  Yom  Geiste  der  französischen  Revolution  in  ihm 
gewesen  sei;  Boyen  gesteht  offen  ein,  daß  er  in  der  Er- 
klärung der  Menschenrechte  ein  bis  dahin  noch  nicht  er- 
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reichte«  Ideal  der  Gesetzgebung  gesehen  habe;  aber  er 

fährt  unuiittetbar  fort,  duß  seine  damalige  „noch  bartlose* 
Erlahiuug  ihm  das  Unvollständige  und  Unpraktische 
dieser  Erklilrunj^^  der  Rechte  ohne  gleichzeitige  Erkhlrung 
der  Pflichten  habe  übersehtm  lassen,  daß  die  Menschen- 
rechte in  der  christlichen  Sittenlehre  viel  besser  erklärt 
seien  als  von  der  Nationalversammlung.  Schon  die  ameri- 
kanische Revoltttioa  und  der  hoUftndiscb«  Aufetand  h&tteu 
den  Gmnd  zu  abweichenden  Urteilen  der  Öffentlichen 
Meinung  gelegt;  so  sei  auch  die  französische  SevolutioB 
ein  ziemlich  allgemeiner  Gegenstand  der  gesellschaftlichen 
Mannernnterhaltung  geworden;  der  Bürgerstand  und  unterj 
ihm  auch  viele  Gelehrte  seien  der  Revolution  gOnstig  ge-| 
wescn,    ^Im  ganzen  waren  die  Bewohner  des  preußischen 

I 

Staates  bei  ihren  wohlgeoi.ineten  Landeseinrichtungen  in' 
einer  behaglichen  Lage  und  betrachteten  mit  sehr  geringen 
Ausnahmen  diese  Ereignisse  als  angenehme  Gegenstände  * 
ihrer  Neugierde  und  Kannegießerei;  die  ersten  Anfänge  ^ 
der  französischen  Revolution  brachten  keinen  besonderen 
Eindruck  in  dem  preußischen  Staate  hervor;  Frankreich 
stand  in  der  preufiisehen  öffentlichen  Meinung  eigentlieh 
in  einem  geringen  Grade  der  Achtung;  daher  gab  man 
auf  die  ersten  von  dorther  kommenden  Bewegungen 
wenig;  sie  brachten  z.  B.  nicht  den  Eindruck,  den  die 
amerikanische  Revolution  erzeugt  hatte,  hervor."  Man 
habe  zwar  die  Abschaffung  V(tn  Mißbräuchen  den  Franzosen 
nicht  verargt,  „da  wir  ohne  weitläufige  Redensarten  doch 
das  Gefühl  hatten ,  daß  es  bei  uns  in  dieser  Hinsicht 
um  vieles  besser  sei";  einige  seien  entschieden  gegen 
die  Revolution  gewesen,  andre  habe  es  gegeben,  die 
von  einer  allgemeinen  Verbreitung  republikanischer 
Ideen  geträumt  hfttten;  .aber  die  Zahl  beider  Parteien 
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war  wahrlich  klein*.  AnfangB  habe  die  Nation  den 
Krieg  als  unnötig  angesehen,  das  habe  aber  angefangen 
sieh  bedeutend  su  Terftndem  seit  den  Maßregeln  gegen 

Ludwig  XYI.  uüd  den  spateren  Bluthuchzeitcü".  i^r  kommt 
nochmals  auf  die  beiden  extremen  Parteien  zu  s]) rechen 
und  deren  Verliältnis  zu  den  materiellen  luteresseu,  hebt 
aber  hervor,  daß  die  Abschaffung  der  adligen  Rechte  in 
gutaherrlicher  Hinsicht  nicht  auf  die  £nc>  klopädisten  zurück- 
zufahren sei,  ,wie  man  uns  gegenwärtig  (1835)  überreden 
will,  sondern  dafi  sie  anf  der  christlichen  Erkenntnis  wechsel- 
seitiger Pflichten  nnd  auf  einer  genauen  Kenntnis  des  eigenen 
pekuniftren  Vorteils"  beruhe;  namentlich  in  Ostpreufien 
hätten  eine  Menge  höchst  achtenswerter  Gutsbesitzer  die 
Anfhebnngder  Untertänigkeit  und  die  Milderung  der  Fronden 
für  unerläßlich  und  auch  für  vorteilhaft  geiialten  (v.  Buyen 
Erinnerungen  1,  21,  134). 

Ähnlich  auch  neuerdings  v.  d.  Goltz.  „Wie  wurde  die 
Neutralitätspolitik  gepriesen,  die  das  zu  steigendem  Wohl- 
staude fortschreitende  Land  von  allen  Kriegswirren  schied, 
wie  ward  der  ewige  Friede  gefeiert"  (Cdlmar  Freiherr  von 
der  Goltz.  Von  Jena  bis  Freu6isch-£ylau.  1907,  200). 

,Diese  Politik  hatte  die  volle  Zustimmung  eines  Volks, 
das  von  MenschenbeglQckung  und  Weltfrieden  träumte' 
(V.  Unger,  Blücher,  I  (1907)  339). 

Max  Lehmann  ist  andrer  Ansicht.  Er  behauptet  schon 
in  Bezug  auf  die  westfölischen  Landesteile:  „Gleichzeitig 
aber  rückten  vom  Westen  her  Ideen  und  Gesetze,  die  den 
Freihcitsbestrebuagen  der  niederen  Stände  günstig  waren, 
in  fast  greifbare  Nähe  und  machten  allerorten  den  tiefsten 
Eindruck",  und  weist  schon  dort  daraut  hin,  daß  das  auch 
anderswo  der  Fall  gewesen  sei,  denn  es  heißt  in  der  Note : 
,In  der  Altmark  z.  B.  verbreitete  sich  im  Sommer  1794 
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die  Nachricht,  daß  der  König  die  Naturalhofdienste  der 
Untertanen  aufgüh()l)en  habe.  Mehrere  Gemeinden,  nanieut^ 
lieh  auf  den  (iütein  der  Alvensleben  und  Schuleuburg 
traten  zusamnien  und  b«  i  ieteu  über  die  Mittel,  wie  die 
Befreiung  durchzulahreii  sei.  Eine  Gemeinde  sagte  den 
Dieust  geradezu  auf  (I,  209).  £r  behauptet  später  in 
Bezug  auf  den  Gesamtstaat:  „Wir  begegnen  unzufriedenen 
und  aufrOhreriselien  fiauerscbaften  schon  im  ersten  Jahre 
der  Regierung  von  Friedrich  Wilhelm  IL  Wie  aber  nahm 
deren  Zahl  zu  seit  der  französischen  Bevolution.  Die 
planmäßige  Propaganda  der  Jakobiner,  die  in  Deutschland 
aufgenommenen  Emigranten,  die  aus  dem  Kriege  gegen 
Frankreich  zurückkehreudeu  Sulduten  des  vaterländischen 
Heeres,  die  trotz  aller  Zensur  siegreich  vordringende  Kunde, 
alles  zusammen  bewirkte,  daß  auch  die  Landbevölkerung' 
der  östlichen  Provinzen  etwas  erfuhr  von  der  Emanzipation 
ihrer  französischen  Standesgenossen  und  mit  dem  Wunsche 
erfüllt  wurde,  es  ihnen  nachzutuu.  Dieselbe  agitatorische 
Wirkung  erzielte  wider  Willen  das  neue  Gesetzbuch  des 
Staats  mit  seinen  allgemeinen,  dem  Gedankenkreise  des 
Naturrechts  entnommenen  Sfttzen,  an  welche  die  Unter- 
drückten sich  hielten  ohne  die  nachfolgenden  Einschränkungen 
zu  beachten.  Genug,  1703  und  1794  waren  weite  Distrikte 
in  Aufruhr,  namentlich  in  Schlesien,  wo  der  Adel  eng- 
herziger und  gieriger  -rewesen  /u  sein  scheint  als  ander- 
wärts, wo  vielleicht  aber  auih  die  polnische  Propaganda 
das  Ihrige  tat,  um  die  (ieniüter  zu  erhitzen.  Nur  durch 
das  Aufgebot  von  .Militär  und  durch  die  Verhftngung 
Strenger  Strafen  konnte  die  Bewegung  unterdrückt  werden. 
Ganze  Dorfschaften  hat  man  damals  Spießruten  laufen 
lassen*.  Am  zahmsten  sei  das  Bttrgertum  aufgetreten. 
Immerhin  hätten  sich  auch  in  den  Städten  einige  Spuren 
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ivaehfleiideii  Selbstgefthls  geceigt;  in  Memel  babe  die 
Btrgerscbaft  beantragt,  wieder  in  ibre  ebemaligen  Rechte 
blDsiebtlieh  der  BeftvfiskhtiguDg  der  KimmereibAttten  nid 

der  Zuziehung  bei  den  Kämmereirechnungen  eingesetzt  zu 
werden;  in  Thorn  sei  die  Forderung  noch  etwas  allge- 
meiner formuliert,  indem  unter  Berufung  auf  das  A.L.R. 
für  die  Repräsentantea  der  BUrgei^haft  beschließende 
Stimme  und  Mitwirkung  bei  der  Verwaltung  des  Kämmerei- 
vermögens  verlangt  worden  sei;  in  Potsdam  endlich  babe 
sich  ein  Teil  dee  Magistrate,  nicht  etwa  fftr  die  Mitwirlcung 
der  Bfirgersehaft  oder  ihrer  Vertreter  bei  der  Besetiung 
der  MagistratSBtellen ,  sondern  fftr  AufreebthAltung  dee 
Eooptationsreehts  des  Magistrats  erkl&rt  Lehmann  sagt 
selbst,  daß  diese  in  den  St&dten  durch  die  französische 
Revolution  veranlaBten  Kundgebungen  keinen  sehr  im- 
posanten Eindruck  machten  (11,53). 

"Was  aber  das  Verhalten  der  Bauern  betrifft,  su  kann 
es  <iahin  gv^tpllt  bleiben,  ob  die  Bauern  wirklic)) .  wie 
Lehmann  aunimmt,  allen  Grund  gehabt  hätteu  zur  Re- 
volution. Es  handelt  sich  vielmehr  lediglich  darum,  ob 
Tatsachen  vorliegen,  ans  denen  sich  ergibt,  daß  eine 
G&hrang  in  erheblichem  Umfange  stattgefunden  habe. 
Lehmann  beruft  sich  dafür  (II,  52  Note  1)  auf  eine  statt- 
liehe Reihe  von  Gewährsmännern. 

ZunAchst  auf  Klein,  Annalen  der  Geeetzgebung  in  den 
prenfiischen  Staaten,  I,  1788,  pag.  TIXXIX.  Die  Stelle 
lautet:  „Vorzüglich  ließen  es  sich  des  jetzt  regierenden 
Konif^s  Majestät  angelegen  sein  ein  Gehrenhen  des  Staats 
zu  heilen,  welches  unter  der  vorigen  Regierung  den  Lauf 
der  Gerechtigkrit  nicht  wenig  gehemmt  hatte.  Dieses  be- 
stand in  der  Widerspenstigkeit  der  Bauern  und  dem  Un> 
gestOm  der  nnnfitnn  Querulanten ;  eine  Landplage,  welebe 
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dem  Ackerbau  und  den  nützlichen  G»nvorl)Pn  die  nötigen 
Hände  entzog  und  die  Staatsbedienten  binderte,  ibre  Zeit 
*  nfitzlicberen  Beschäftigungen  zu  widmen.  Die  weise  und 
menschenfreundliche  Beganatignng  des  nfitzlichsten  aller 
Stftnde  hatte  darum  den  vorgesetsten  Zweck  verfehlt,  weil 
die  Mitglieder  desselben  zu  unwissend  waren,  als  da8  sie 
die  landesvftterlichen  Absichten  ihres  grofien  Beschützers 
recht  hätten  verstehen  sollen.  Sie  glaubten  daher,  dafi  sie 
aller  ihrer  Pflichten  entlassen  wären  und  daß  sie  ohne 
Rücksicht  auf  die  (Gerechtigkeit  ihrer  Forderungen  bloß 
darum,  weil  sie  Bauern  waren,  ihren  Willen  haben  müßten. 
Deswegen  artete  ihre  Widerspänstigkeit  zuletzt  hin  und 
wieder  in  förmlichen  Aufruhr  aus.  Hierdurch  wurde  der 
jetzt  regierende  König  bewogen,  einige  Aufruhrer  anderen 
zum  Beispiel  ezempUirisch  zu  bestrafen  und  die  Untertanen 
vor  Ungehorsam  und  Widerspftnstigkeit  gegen  die  Grund- 
und  Gerichtsobrigkeiten  durch  das  Publicandum  vom 
8.  November  178C  zu  warnen  und  man  darf  hoiTen,  daß 
die  EinsiehteD  in  den  höheren  Ständen  bald  soweit  werden 
zugenommen  haben,  daß  es  des  in  eben  diesem  rublicando 
enthaltenen  Befehls,  die  Hauern  m  viel  als  möglich  zu 
schonen,  weiter  nicht  l»e(l(irteu,  Sündern  jeder  Gutsbet^itzer 
von  selbst  einsehen  wird,  was  er  seinen  Untertanen  als 
Menschen  schuld  ist  und  wie  genau  ihr  Wohistand  mit 
seinem  Vorteile  zusammenhangt". 

Der  zweite  Gewährsmann  ist  Philippson,  Geschidite  des 
prenfiisehen  Staatswesens,  II,  25  ff.  Alle  von  Philippson 
angefahrten  Fftlle  »  mit  Ausnahme  des  Falls  in  der  Alt- 
mark auf  den  Schulenburg-Alvenslebenschen  Gütern  und 
des  Aufruhrs  der  Handwerksgesellen  in  Berlin,  der  aber 
von  l  iiilippson  selbst  als  Folge  eines  Breslauer  Falles  be- 
zeichnet wird,  da  in  einem  Teile  der  Anstifter  Leute 

▼QB  lC«i«r,  Wnm.  SiattHflM.  II.  13 
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erkannt  worden  seien,  die  schon  in  liicslau  tiltig  gewesen 
waren  —  spielen  in  Schlesien.  Davon  beziehen  sich 
drei  auf  Weberunruheu ,  drei  weitere  auf  Handwerker- 
Unruhen.  Die  Weberunruhen  mögen  &uf  sich  beruhen 
bleiben.  Handwerkerunruhen  haben  nnr  in  Schmiedeberg 
und  BreslaH  Btattgefunden.  Die  Vorgänge  in  Schmiedebeig 
waren  dudnreh  veranlafit,  daß  ein  Zimmergesell  gegen  das 
Verbot  bei  der  Arbeit  geraucht  hatte.  Der  Breslauer  Ydr- 
gang  dadurch,  dafi  ein  kontraktbrfichig  gewordener  ud- 
gariecher  Schneidergeselle  verhaftet  wurde.  Es  sollen  sich 
drohende  Zettel  gegen  Hoym  und  reiche  Privatleute  ge- 
funden haben.  Was  die  Bauernunrulien  betrifft,  so  sollen 
Ende  1792  mehrere  Gemeinden  der  Kreise  Löwen berg 
und  Golflberg  die  Abgaben  au  die  Gutsherrschaft  ver- 
weigert haben.  Es  sollen  bald  darauf  Zettel  gefunden  sein, 
auf  welchen  die  Bauern  aufgefordert  wurderi  die  Edel- 
leute,  welche  das  Volk  schindeten,  scrwie  die  Advokaten 
totsuschhigen.  £&  sollen  ferner  Anfang  1798  die  Bauern 
in  zwei  Dörfern  des  Kreises  Ohlau  Abgaben  und  Robott 
verweigert,  es  soll  auch  in  den  Kreisen  Nimptseh  und 
Neumarkt  vor  Leistung  der  Dienste  die  Abstellung  von 
Beschwerden  gefordert  sein.  Es  soll  sich  der  Aufruhr  und 
die  Widersetzlichkeit  immer  weiter  unter  den  schlesischen 
Bauern  verbreitet  haben.  Die  Schulzen  hatten  an  der 
Spitze  gestanden.  Au  zwei  Orten  lifitt^ni  die  sonst  so 
indolenten  und  knechtisch  gesinnten  Lundleute  polnischer 
Sprache  rebelliert.  Es  sei  ein  neuer,  ein  dritter  Bauern- 
tumult  unter  den  Polen  in  den  Kreisen  Oels,  Trebnitz  und 
Orofl-Strehlitz  ausgebrochen,  die  Sache  habe  einen  mehr 
politischen  Charakter  angenommen,  man  habe  die  Behörden 
▼eqagt  und  laut  ge&ufiert,  es  mflsse  die  französische  Be- 
Toltttion  nachgeahmt  werden.  In  den  Kreisen  Freystadt, 
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Sagau  und  Sprottau  hätten  abermals  die  Bauern  jede 
Dienstbarkeit  verweigert.  Philippson  faßt  diese  Aasfühnmgeii 
dahin  zoaammen :  Der  Aufruhr  sei  von  den  Bauern  zu  den 
Webern,  von  diesen  zu  den  stidtiBchen  Handwerkern  aber- 
gezprungen  und  wieder  zu  den  Bauern  zurückgekehrt.  £z 
sei  ein  Glflck  für  die  Regiemng  gewesen,  dafi  kein  Plan, 
kein  Zusammenhang  zwischen  allen  deujenigen  Elementen 
der  niederen  Klassen  bestanden  habe,  denen  der  Druck  der 
sozialen  Gliederung  unertriijilich  zu  werden  Itegouiieu  li.ibe. 
Denn  es  lasse  sich  nic.lil  leugnen,  daß  der  Geist  der  Un- 
zufriedenheit und  WiilersetzlichUeit  damals  in  Preußen 
allgemeiner  geworden  und  tiefer  gedrungen  sei  als  man 
wohl  annehme.  Schließlich  macht  Philippson  dem  Minister 
Grafen  Hoym  den  Vorwurf,  seinerseits  die  französische 
Bevolution  nachgeahmt  zu  haben,  er  habe  geradeswegs 
jakobinische  Mafiregeln  ergriffen,  wie  ein  jakobinischer  Ge- 
walthaber in  Frankreich  gehandelt,  revolutionäre  Eingriffe 
in  Privatrechte  gemacht,  nahe  bfttten  sich  absolute  und 
demagogische  Willkflr  berührt. 

Es  folgt  Knapp  II,  102.  Es  handelt  sich  zunächst  um 
einen  Immediathericht  des  Ministers  von  Schroetter  vom 
12.  Juli  1798  infolge  einer  Kahinettsurder  vom  17.  Juni  1798 
Über  den  Zustand  der  Erhuutertänigkeit  und  üher  die  Ver- 
pflichtung der  Untertanen  zum  Schaiwerk  l)esonders  auf 
den  Domänen;  es  heißt  da:  Frhuntertanigkeit  auf  den 
Domänen  bestehe  in  Ost-  und  Westpreufien  nicht  mehr; 
die  noch  bestehende  Verpflichtung  zum  Scharwerk  sei  von 
der  Erbuntertänigkeit  unabhängig,  doch  seien  viele  Dörfer 
auf  Dienstgeld  gesetzt  und  neue  Ansiedlungen  seien  völlig 
frei  geblieben:  wo  das  Sdbarwerk  noch  bestehe,  sei  es 
jetzt  im  allgemeinen  der  Landeskultur  schädlich  und  man 

müsse  für  dessen  Aufhebung  stimmen,  doch  ^eieu  die 
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Schwierigkeiten  ziemlich  groß ;  „insbesondere  ist  eine  plötz- 
liche Aufiiebung  sehr  zu  widerraten ,  weil  dadurch  leicht 
politische  Unruhen  entstehen  konnten,  zumal  da  die  Zahl 
der  scharwerkpflichtigen  Bauern  sehr  groß  ist,  auf  den 
Bornftnen  fast  25000,  auf  den  Rittergateni  mehr  als  21000; 
man  denke  sich  diese  Masse  aufgeregt  durch  Schulmeister» 
alte  InYaliden  und  kdnigliehe  Unterbeamte,  da  kann  man 
Szenen  erwarten,  die  mit  Blutvergiefien  endigen" ;  in  Neu- 
ostpreufien  solle  man  ganz  von  einer  solchen  Reform  ab* 
sehen.  Die  polnischen  Besitzungen  seien  noch  nicht  reif 
dafür;  es  heißt  weiter:  Der  Druck  der  Ki ^Untertänigkeit 
auf  den  Rittergütern  übe  einen  großen  Druck  auf  das 
])hysische  und  moralische  Befinden.  „Das  wurde  immer 
gefühlt,  jetzt  aber  um  so  mehr,  als  überall  elende  Freiheits- 
predifier  die  Bauern  aufhetzen  und  die  Behörden  be- 
helligen". Es  handelt  sieh  femer  nm  einen  fiericbt  der 
ostpreufiischen  Kammer  vom  25.  September  1798:  die 
Scharwerksbauem  standen  seit  der  Huldigung  in  der  Er- 
wartung, daß  die  Scharwerkspflicht  aufgehoben  werde, 
dafi  sie  im  kOnftigen  Jahre  Dienste  nicht  mehr  zu  leisten 
hfttten,  daß  nur  die  Behörden  dagegen  seien,  daß  aber  der 
König  sie  iu  Schutz  nehmen  werde;  diese  Hoffnung  sei 
zurückzuführen  auf  eigennützige  Projektenmacher,  Winkel- 
konsulenten und  Supiilikenschreiher;  diesen  eitlen  Hoff- 
nungen möge  durch  eine  Bekanntmachung  entgegengetreten 
werden,  sonst  sei  zu  befürchten,  daß  der  irregeleitete  ge- 
meine Mann  die  Dienste  verweigern  werde.  Endlich  kommt 
noch  ein  Berieht  der  ostpreußischen  Kammer  vom  18.  April 
1800  in  Betracht,  in  welchem  es  heißt:  hie  und  da  er- 
klärten die  Bauern,  daß  sie  die  Bedingungen,  unter  denen 
die  Dienste  abgeschafft  werden  sollten,'  nicht  annAhmen, 
daß  sie  fortan  tiberhaupt  nicht  scharwerken  wollten;  es 
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seien  einige  Rädelsführer  verhaftet.  Von  anders  woher, 
aus  Littliauen  oder  Westpreußen,  aus  Pomniern  Ofler  der 
Neumark,  aus  der  Kurmark,  aus  Schlesien  hat  Knapp  der- 
artiges nicht  herichtet  (II,  114—136);  auch  nichta  hin- 
sichtlich der  Privatbaaern  (137—142). 

Sodann  Stadelmann,  Prendens  K^ynige  in  ihrer  Tfttig- 
keit  für  die  Landeskultur,  Teil  lY,  1797—1804  (Publi- 
kationen aus  den  Königlich  preuBischen  Staatsarchiven,  30). 
Es  handelt  sich  zunftcfast  um  den  auaftthrlichen  Bericht 
des  Genenddirektoriuns  vom  15.  Mftrz  1800  in  Sachen  der 
Aufhebung  der  Erhuntertänigkeit  auf  den  Domänen ;  diese 
sei  deshalb  bedenklich,  weil  die  übrigen  gutsherrlichen 
Einsassen  dadurch  zu  mehrerer  Unzufriedenheit  mit  ihrer 
jetzigen  Lage  gereizt  würden  und  Veranlassung  nehmen 
könnten,  durch  unzulässige  Mittel  den  Zeitpunkt  zu  be- 
schleunigen, wo  in  Ansehung  ihrer  eine  gleiche  Ver- 
änderung bewirkt  werden  wttrde;  die  unabsehbaren  Folgen 
eines  Aufistandes  der  zahlreichsten  Volksklasse  mache  jede 
auf  ihre  VerhAltnisse  Bezug  habende  Neuerung  gefUirlich 
und  die  vorsichtigste  Behutsamkeit  notwendig  (50).  Aus 
einem  anderen  Aktenstfleke  ergibt  sich,  daB  in  Halle  bei 
einer  Getreideteuerung  im  Winter  1804/1805  ein  Aufruhr 
ausgebrochen  sei,  wobei  Fabrik-  und  Handarbeiter  die 
Häuser  von  Ackerbauern  und  Kornhiiudkni  geplüml  rt 
hätten  (188).  Knie  Kahinettsorder  vom  1").  März  17i»s  be- 
zieht sich  auf  die  Bauern  zu  Hbeinshayn  in  Schlesien, 
welche  schon  1704  in  der  vorgeschfitzten  Einbildung,  als 
ob  das  A.L.R.  die  Gutsdienste  angehoben  habe,  grobe 
Exzesse  begangen  und  sich  trotz  der  damaligen  Bestrafung 
von  neuem  der  Dienste  mit  Gewalt  entzogen  hätten  (208). 
Aus  der  Kabinettsorder  an  das  Justizdepartement  vom 
23.  August  1798  geht,  hervor,  dafl  die  Einwohner  eines 
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schlesiacbeii  Dorfes  Wegwaldftu  in  der  Hirachberger 
Gegend  eigeamftchtig  die  Dienste  verweigert  und  aveli  die 

Einwohner  benachbarter  Dörfer  zu  glticher  Henitenz  auf- 
gefordert hätten  (217).  Die  KabiiK  ttsorder  an  Hoym  vom 
11.  Sejiteniber  1798  ist  puiiz  allgemein  gehalten  (21()). 
In  einem  Privatscbreiben  Beynie^  an  den  Großkanzler  vom 
22.  Oktober  1798  heißt  es  am  Schluase:  „Sollten  aber 
die  Gutsberrschaften  etwas  aufopfern,  so  ist  es  besser, 
dafl  dieses  Opfer  freiwillig  gebraebt  oder  von  oben  be- 
fohlen wird,  als  dafi  das  Volk  angetrieben  durch  den 
Geist  der  2elt  sieb  dereinst  mehr  nehme;  die  Vonehung 
bebttte  uns,  dafl  wir  nicbt  in  diese  Grube  fallen  (221). 
Derselbe  Beyme  in  einem  Schreiben  an  Schroetter  vom 
28.  Oktober  1802  rät  von  der  Zusammenberufang  aller 
Gutsbesitzer  zur  Delibeiaiiuii  tlber  die  Abschaffung  der 
Erbuntertänigkeit  ab  aus  Besorgnis,  daß  die  Bauern 
wiederum,  wie  nach  der  Thronbesteigung,  finden  würden, 
sie  wärea  bereits  frei  geworden;  man  möge  die  Frage 
niebt  nach  abstrakten  Begriffen  erOrtem,  da  Verhand- 
lungen Ober  solche  selten  su  einem  gedeihlichen  Ende 
führten  (278). 

Endlich  bei  Hintxe,  Preufiische  Reformbestrebungen  vor 
1806,  auf  den  sich  Lebmann  sehliefilicb  beruft,  steht  nur  der 
Satz:  «Unter  dem  Landvolk  in  Ostpreufien  verbieitete  sieb 
jetst  wieder  1803,  wie  schon  1798  das  Gerücht,  der  König 
wolle  alle  Erbuntertänigkeit  aufheben,  nur  die  Behörden 
und  Gutsherren  widerstrebten;  hie  und  da  kam  es  zu 
tumultuarischeu  Auftritten  im  Sommer  18<i;j." 

Was  es  mit  der  Mitteilung  des  Herrn  Lennhof  aus  den 
Akten  des  Geheimen  Staatsarchivs  auf  sich  hat,  wird  nicht 
B&her  angegeben. 
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Nicht  die  französische  Revolution,  die  ebenso  wie  der 
Napoleonismus  spurlus  an  Preußen  vorübergegangen  war, 
ist  der  Stoß  von  außen  gewesen .  der  die  Kugel  ins 
Rollen  gebracht,  die  Reform  beschleunigt  hat,  sondern 
17  Jahre  nach  dem  Ausbruch  der  Revolution  die  Schlacht 
bei  Jena. 

Nun  bat  mr  LehmaiiB  eingewendet,  daft  dar  Yerlnat 
dieser  SelUaeht  die  Folge  des  bestehenden  Zostandes  ge- 
wesen sei,  dafi  die  cbarakteristisehen  Merkmale  des  Staates 

im  Innern  bis  auf  das  Schlachtfeld  gewirkt  bfttten,  dafi 

die  Unfähigkeit  der  absoluten  Monarchie  und  des  adligen 
Oftizierkorps,  welches  seine  Sache  schlecht  gemacht  iiabe, 
au  der  Niederlage  schuld  gewesen  seieu. 

Am  Oberbefehl  war  das  preußische  Junkertum  nicht 
beteiligt  Bei  Auerstedt  kommandierte  der  Herzog  Yon 
Braunsehweig,  bei  Jena  der  Fflrst  von  Hohenlohe;  bei 
jenem  fnugierte  als  Generalstabschef  Scharnhorst,  bei 
diesem  Massenbach;  beide  keine  geborene  Preußen. 

Der  Oftiziersverlust  ist  in  keiner  einzigen  der  mörde- 
rischen Schlachten  des  siebenjährigen  Krieges  grOßer  ge- 
wesen, fiel  90000  Kombattanten  hat  er  die  Angaben 
weichen  nur  wenig  von  einander  ab  —  an  Toten  und 
Verwundeten  18  Generale  und  6—700  Offiziere  betragen, 
also*  doppelt  so  viel  wie  bei  KOniggrfttz,  ebenso  viel 
wie  bei  Worth  und  Sedan;  nicht  soviel  wie  bei  Mars 
la  Tour. 

Die  Niederlage  bei  Jena  hat  mit  den  inneren  Zu- 
ständen Preußens  gar  nichts  zu  tun.  Sie  ist  die  notwendige 
Folge  der  äußeren  Politik  gewesen.  Sie  war,  wenn  man 
will,  eine  monarchische  Niederlage,  aber  keine  aristo- 
Icratische,  ganz  abgesehen  davon,  daß  das  aristokratische 
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Of&aerkorps  zu  drei  Vierteilen  aus  deoBelben  Personen  be- 
standen hat,  die  7  Jahre  spftter  in  den  Sehlaehten  des 

Befreiungskrieges  den  Befehl  geführt  haben. 

Der  Krieg  hätte  18UI3,  wie  Bismarck  gesagt  hat,  unter 
allen  Umstanden  vermieden  werden  müssen,  bei  dem  Kräfte- 
verhältnis war  die  Niederlage  unausbleiblich,  auch  wenn  das 
erste  Zusammentreffen  einen  andern  Verlaufgenommen  hätte. 
Wohl  war  im  siebenjährigen  Kriege  der  preußische  Staat, 
der  damals  nur  4  Millionen  Einwohner  hatte,  gegen  die 
vereinigten  Armeen  Österreichs,  Frankreichs,  Rufilanda, 
Schwedens  nnd  der  meisten  deutschen  Mittel-  und  Klein- 
staaten mit  einer  GesamtherOlkerung  ?on  100  Millionen 
Menschen  schliefilich  siegreich  geblieben.  Aber  in  jedem 
einzelnen  der  sieben  Jahre  hat  es  Momente  gegeben,  wo 
trotz  des  Genies  lüiedrichs  des  Großen  die  Veruichtuiig 
unabwendbar  schien ;  war  doch  in  den  letzten  Jahren  die 
vierfache  l'^berzahl  an  Bewaffneten  zu  l)estehen.  Die  Koa- 
latiou  von  läüü,  die  wieder  halb  Europa  und  halb  Deutsch- 
land umfaßte,  war  von  einem  Feldherm  geleitet,  der  nach 
der  sveimaligen  Besiegung  Österreichs  auf  der  Höhe  seiner 
Macht  stand  und  schliefilich  nur  durch  einel  Koalition  von 
ganz  Europa  nieder  geworfen  worden  ist. 

Schon  Stein  hat  in  der  Vita  die  Katastrophe  von  1806 
als  .die  Folge  einer  schwankenden,  zaudernden,  allein  auf 
momentane  Erhaltung  Aufierer  Ruhe  berechneten  Staats- 
klugheit und  großen  Kriegsunglücks"  bezeichnet. 

Und  das  ist  heute  die  ganz  allgiineine  Meiuuug. 
„Der  Sturz  des  Staates,"  sagt  Knapp,  „ist  lediglich  ein 
Kriegscrcignis,  das  durch  einige  tiefergreifende  Maßregeln 
der  inneren  Politik  nicht  hätte  verhindert  werden  können* 
(I,  127).  „Die  Katastrophe  von  Jena,"  sagt  Uintze,  „war 
nicht  der  Zusammbruch  eines  lebensuni&hig  gewordenen 
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Organismus.  Preußen  war  nicht  ein  iunerlich  morsches, 
aber  ein  noch  unfertiges  politisches  Gebilde"  (Histo- 
lische  Zeitschrift,  Bd.  40,  440;  Bd.  90,  413).  „Auch 
die  umfassendste  Reform,"  sagt  Faul  Wittichen,  j,hätte 
die  nngeheuien  Yortelle  der  Lage  Frankreichs  entfernt 
nicht  ausgeglichen.  Die  Gefahr  bestand  nicht  in  der 
Mangelhaftigkdt  der  Institutionen*  (Forschungen,  Band 
18,  226). 

Aus  der  Niederlage  ist  keine  Kntfremdung  zwischen 
König  und  Volk,  sondern  ein  engeres  Aneinanderschlicßeu 
hervorgegangen.  Auch  die  Königin,  deren  Bild  der  stärksten 
historischen  Beleuchtung  standhiUt,  ist  erst  infolge  des 
nationalen  Unglücks  zu  jener  Volkstümlichkeit  gelaugt, 
die  nach  hundert  Jahren,  weit  entfernt  su  verblassen,  an 
Intensit&t  immer  noch  zunimmt. 

Nicht  das  Volk  hat  damals  die  politische  Bflhne  be- 
treten, vielmehr  ist  die  Reformgesetzgebung  einsig  und 
allein  das  Werk  des  Königtums  und  Beamtentums  ge- 
ivesen. 

Dabei  hat  man  sich  nicht  „durchdringen  lassen  mit 
den  Ideen,  die  Frankreich  groß  gemacht'',  man  ist  nicht 
„vorwärts  getreten  zu  den  Ideen  von  17S!t\  man  hat 
nicht  „vom  Gegner  gt  lernt".  In  dem  einzigen  deutschen 
Lande,  dessen  Rest  nicht  2um  Rheinbünde  gehörte,  hat 
sich  aus  der  Niederlage  eine  Reaktion  gegen  die  Ideen 
des  18.  Jahrhunderts  in  religiöser  und  politischer  Be- 
ziehung entwickelt,  gegen  Naturreeht,  gegen  Eosmopolitis- 
muB,  gegen  Rationalismus  far  geschichtliche  Rechtsauf- 
fassung,  fQr  deutsche  Vorzeit,  far  sittliche  und  religiöse 
Erneuerung.  Aus  dem  ureigenen  deutschen  Geiste  ist  die 
Steinsche  Reform  hervorgegangen,  deren  Keime  schon  im 
Boden  lagen;  mau   wollte  sich  gleich  dem  Großen  Kur- 


2o2    2.  Abachnitt.  Die  Haltung  der  preuBischen  fi^^rnog  usw. 

farste^  im  PrinieD  Ton  Pombarg  «fuf  m&rkisclifi  W^96 
fassen*.  «Nteht  in  etneip  acbarfen  Bniche  m%  der  eigenen 

VergaDgenheit,  niel^t  in  eilfertiger  Ni|cha1imimg  eines 

fremden  Musters,  gondern  in  engem  Zusammenhang  mit 

der  bisherigen  Entwicklung  hat  sich  (iie  Umbildung  des 
preußischen  Staats  seit  1807  vollzogen"  (tiintze,  Historische 
Zeitschrift,  3d.  40,  443). 
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Erstes  KapiteL 

Die  kircUichen  und  politischen  Uber- 
sengimgen  Steins. 


So  mächtig  Stein  auf  seine  Zeit  gewirkt  hat  und  viel- 
leicht gerade  deshalb,  so  stand  er  doch  ganz  außerhalb 
dieser  Zeit.  Er  war  kein  moderner,  sondern  nach  damaligen 
Begriffen  ein  altmodischer  Mensch,  der,  wie  neuerdings 
richtig  gesagt  worden  ist,  etwas  Altfränkisches  in  seinem 
Wesen  hatte.  Er  gehörte  zu  einer  ftlteren  Schicht  deutscher 
Eultor;  es  waren  altgermanische  Rechtsrorstellnngen,  in 
denen  er  lebte  und  webte;  eine  durch  Geburtsstände  be- 
schr&nkte  Monarchie,  eine  Gemeinde  freier  GrundeigentQmer 
an  der  Malstatt,  korporative  Gestaltungen.  Das  Mittelalter, 
mehr  noch  das  16.  und  17.  Jahrhundert  waren  sein  Element. 
Geschichte  war  die  einzifre  Wissenschaft,  die  ihn  wahrhaft 
anzog;  für  I'tiilu.sujihir  nud  liiclitutig  fehlte  ihm  das  Organ; 
schon  in  Göttingen  hatte  er  sich  von  den  literarisch  poeti- 
schen Kreisen  femgehalten;  für  die  Humanitätsideale  der 
grofien  Denker  und  Dichter  hat  er  Icein  Verständnis  gehabt; 
so  gut  die  Besiehungen  zu  Goethe  waren,  die  sich  beide 
gerade  wegen  der  tiefen  Verschiedenheit  ihres  Wesens  an- 
sogen und  respektierten,  so  ist  doch  der  Versuch  Schöns, 
Stein  Ittr  den  Faust  zu  interessieren,  kläglich  geseheitert; 
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Geliert  war  sein  Mann.    Ranke  liat  wieder  einmal  den 

Nagel  auf  den  Kopf  getroffeu:  ^  Stein  lebte  in  den  von 
seinen  Altvorderen  überkommenen  sittlichen  und  relipnösen 
Begnrten;  er  nioehte  nicht  alles  besitzen,  was  man  zur 
Bildung  des  Jahrhunderts  rechnete,  er  schrieb  ein  alt- 
väteriaches  Deutsch  (Ranke,  Hardenberg,  IV,  130).  Und 
SchloBser  sagt  in  seiner  Weise  dasselbe,  wenn  er  Stein 
ehrlich,  tflehtig,  furchtloB  tind  uneigennützig,  aber  einen 
stolzen  und  steif  orthodoxen  Feudalherrn  nennte  der  Bitter- 
tnm  und  Dynastenwesen,  Borgen  nnd  Zwinger  sehOn  ge- 
funden habe  (Schlosser,  Gesehichle  des  18.  Jahrhunderts  YII, 
879,  402).  Noch  in  den  letzten  Lebensjahren  Steins  hat 
Gneisenau  geurteilt,  er  sei  ein  alter  reichsfreier  Baron, 
seine  Natur  und  seine  ÜberEöugung  eine  aristokratische. 

Stein  war  vor  allem  eine  durch  und  rluM  h  religiftfse 
Nntur.  Das  gehörte  zu  seinem  innersten  Sein  von  der 
frühesten  Jugend  biB  ins  höchste  Alter.  Lehmann  hebt 
zwar  (II,  9)  hervor,  dafi  erst  im  Jahre  1807  in  einem 
Bchriftstttcke  Steins  der  Name  Gott  vorkomme.  Soll  das 
heifien,  dafl  Stein  vorher  eine  atheistische  Periode  durch- 
gemacht habe,  da6  er  erst  allmihlich  zum  Glauben  an  Gott 
gekommen  sei?  Es  seheint  so.  Denn  I^hmann  sagt: 
«Dann  erhob  er  seieen  Blick  von  den  Mensehen  fort  bis 
zu  den  Mächten ,  die  das  Los  der  Menschen  bdstimraen. 
Längst  hatte  die  Frömmigkeit  seiner  Mutter  und  seines 
väterlichen  Freuii  iMS  Heinit?:  die  fatalistischen  und  materi- 
alistischen Äußerungen  des  Jüiiglingsalter-s  versiunuiieu 
machen,  die  immerhin  mehr  Paradoxien  als  Bekenntnisse 
waren."  Wenn  man  nur  wüßte ,  wie  diese  fatalistischen, 
und  materialistischen  Änfiemngen  gelantet  haben!  Allsuviel 
kommt  nicht  darauf  an.  Möglich  wftre  dergleichen.  Audi 
in  teligHtaer  Bedehung  gehörte  Stein  einer  fHlheien  Epoche 
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ati.  Erfüllt  von  der  CiUlubigkeit  und  Frömmigkeit  des 
1(3.  und  17.  Jahrhunderts  hing  er  an  deu  symbolischen 
Büchern,  am  Katechismus,  an  den  alten  Kirchenliedern; 
noch  1822  tadelte  er  an  Gagern,  daß  dieser  mit  Todes- 
gedankeD  beschäftigt  Cicero  de  natura  deomm  zur  Hand 
genommen  habe:  «Der  Gekreuzigte  und  ÄuferBtandene, 
dureh  dessen  Gnade  allein  irir  gerecht  werden,  hätte  ihm 
mehr  gesagt*;  Stein  war  ein  entschiedener  Feind  des 
Bationalismus,  an  dem  er  auszusetzen  hatte,  dafi  er  die 
Gottheit  Christi,  die  Auferstehung,  Erlösung  und  Offen- 
barung, also  die  Grundwahrheiten  des  Christentums  leugne, 
daß  er  alle  Religion  zerstöre,  sie  des  göttlichen  Cluirakters 
beraube  und  an  ihre  Stelle  ein  flaches  Vernuuftgebilde  setze. 

Er  war  ein  über/.eugter  Protestant,  aber  nilher  als 
der  Rationalismus  stand  ihm  die  katholische  Kirche;  Stol- 
berg blieb  ihm  immer  achtungi^wert  .wegen  seiner  reinen 
Liebe  zur  Wahrheit*,  und  das  Betragen  von  Jacobi  und 
Yoß  erschien  ihm  „hart  und  brutal*;  es  mQsse  Stolberg 
«rlaubt  sein,  seiner  Überzeugung  gemäß  zu  leben.  »Er 
glaubt  in  der  katholischen  Religion  Buhe  und  Bestimmt- 
heit zu  finden,  das  reine  ursprüngliche  Christentum,  warum 
ihn  mit  Wut  und  Schimpfen  verfolgen!"  Eine  Meinung,  der 
auch  Goethe  war,  als  er  an  Knebel  schrieb:  Der  Tod  Stol- 
bergjä  frappiert  jedermann ,  weil  er  so  nahe  auf  Vossens 
Unarten  erfolgt.  Unmöglich  ist  es  nicht,  daß  ein  so  zarter 
Mann  wie  Friedrich  Leopold,  der  am  Ende  seine  besten 
IntOntionen  schändlich  vor  die  Welt  geschleift  sieht,  darüber 
einen  tödlichen  Schmerz  empfinden  mußte''  (Portz  I,  243; 
Goethe,  Briefe,  32,  132).  Stein  hat  zwar  in  derselben 
Zeit  an  Sack  geschrieben:  .Ich  gestehe,  ich  halte  die 
Klosteranstalten  fflr  den  Sitz  des  Aberglaubens  oder 
eines  dummen  Hinbrfltens  oder  der  Dissolation  und 
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Insubordination;  ihr  Geist  ist  in  Widerspruch  mit  dem 
Geist  wahrer  Religion  und  der  ernsten  Pflicht  des 
Menschen  zu  gemeinntttziger  Tätigkeit;  als  Ausflufi 
des  MOnchtnms  ist  der  Katholizismus  wahre  Geistes- 
IfthmuDg"  (Lehmann,  I,  278).  Aber  wieder  zu  derselben 
Zeit  wirft  er  die  Frage  anf,  ob  es  bei  der  Verbindung,  in 
welcher  Religion  und  Unterricht  bei  Christen  mit  der  Er- 
ziehung stellt,  bei  der  Teilnahme,  welche  der  Pfarrer  an 
dem  l'iiterriclit  der  Jugend  nimmt,  ratsam  sei,  die  Geistlich- 
keit auszuschließen  von  der  Aufsicht  über  die  katholischen 
niederen  Schulen,  ob  nicht  der  Eintiuß  der  weltlichen  Be- 
höyi\r  auf  Aufsicht  und  Leitung  des  Erziehungswesens  im 
allgemeinen  einzuschr&nlcen  und  ob  es  nicht  hinreichend 
sei,  wenn  die  geistlichen  Behörden  die  Genehmigung  der 
weltlichen  zur  Errichtung  neuer  Schulen,  Veimehrung  der 
Geh&lter,  Auswahl  der  Lehrbücher  und  Lehrmethode  nach- 
suche, und  ob  die  weltlichen  nicht  durch  Teilnahme  an  Visi- 
tfttionen  und  dergleichen  die  Oberaufsicht  ansahen  kdnne 
(Denkschrift  Steins  über  die  Bildung  der  Landeskollegieu 
im  Fürstentum  Münster).  Stein  wollte  doch  im  Organi- 
sationsplan  von  1807  an  der  Spitze  der  katholischen  Ab- 
teilung des  Kultusministeriums  einen  Katholiken  haben, 
dem  Kultusminister  einen  Anteil  am  religiösen  Unterricht 
in  allen  Lehranstalten  wahren.  Er  wollte  vor  allem  keinen 
konfessionellen  Krakeel,  er  nahm,  wie  Lehmann  selbst  sagt, 
die  Spaltung  der  Christenheit  fQr  etwas  Unabänderliches, 
und  keinesfalls  sollte  sie  ihm  die  nationale  Eintracht  stöien; 
er  wollte  keine  kr&nkende  ZurQcksetzung  der  katholischen 
Untertanen,  die  in  einem  grofien  Teile  des  Staates  nodi 
stattfinde  (II,  523). 

Schön,  in  dessen  Kopfe  es  niemals  ganz  richtig  war, 
wenn  es  sich  um  kirchliche  Dinge  oder  gar  um  die  katho- 
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lisclie  Kirclie  handelte,  hat  am  ö.  Juli  1830  an  Stlgeraann 
geschrieben:  „Von  dem  Erzultra  Stein  kann  ich  es  mir 
ganz  wohl  denken,  daß  er  darauf  angetragon  hat.  alle  Ver- 
Bünftigen  (BationalisteD)  wegzivagen.  In  Reichenbach 
schimpfte  er  BchoQ*  immer  auf  Luther  zum  grofieu  Ärger- 
nisse von  Niebuhr.  Ich  wQrde  mich  nicht  wundem,  wenn 
er  katholisch  oder  gar  Mftnch  wird.  Vernunft  und  das 
Reich  der  Ideen  war  nie  sein  Gebiet".  Wie  Nicolai  ttber- 
all  nach  Jesuiten  schnupperte,  so  witterte  Schön  ttberall 
Kryptokatholikcn  (Hühl,  Briefe  und  Akteustücke,  III,  4(38). 

Lud  auch  in  iiolitischer  Beziehung  stand  Stein  den 
herrschenden  Ideen  des  ib.  Jahrhunderts  ablehnend  gegen- 
über. 

Vor  allem  dem  Naturrecht,  schon  deshalb,  weil  es  ihm 
an  jeder  philosophischen  Ader  fehlte,  weil  er  abstrakte 
Theorien  und  Spekulationen  grunds&tsUch  hafite,  zumal 
wenn  sie  sich  auf  den  Staat  bezogen.  Aufierungen,  in 
denen  er  seine  Mifiaehtung  vor  der  politischen  Metaphysik, 
vor  der  Metapolitlk,  vor  der  aprioristischen  Konstruktion 
des  Staates,  wo  er  seine  Abneigung  gegen  die  politischen 
Sophisten  ausgesprochen  hat  in  jeder  Periode  seines  Lebens, 
sind  zahllos  wie  der  Sand  am  Meer.  Let  re  Hirngespinste 
der  Metaphysik  heißt  es  in  der  Nassauer  Dcukt.c!irift. 

Aber  auch  mit  der  Lehre  von  der  Gewaltenteilung  liat 
er  nicht  das  Geringste  zu  schaffen  gehabt.  Er  wird  den 
Esprit  des  lois  gelesen  haben  wie  damals  alle  Welt,  wie 
Friedrich  d.  Gr.  und  Ludwig  XV.  £s  war  die  Modelektüre 
aller  derjenigen,  die  damals  Überhaupt  mit  dem  Staate  sich 
besch&ftigten.  Ein  sicheres  Zeugnis  dafür  liegt  jedoch  nicht 
vor.  Aus  dem  blofien  Studium  kann  doch  aber  die  Überein- 
stimmung nicht  gefolgert  werden,  wie  das  Beispiel  Friedrichs 
des  Großen  und  Ludwigs  XV.  zeigt.  Die  Übereinstimmung  mit 

nn  ll«i«r,  Fram.  Bivllltin.  II.  14 
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den  Lehren  der  Gewaltenteilnng  ist  bei  Stein  deshalb  sehr 
nnwahrsehemlieh,  weil  es  sich  bei  allen  seinen  Plftnen 
wegen  Herstellang  einer  konstitntionellen  Verfusung  niemals 
um  eine  Teilung  der  Staatsgewalt  swisehen  Kftnig  und 

Volksvertretung,  sondern  immer  nur  um  eine  Beschrankung 
der  mouarchisclien  Allgewalt  in  Sachen  der  Gesetzgebung 
und  der  Steuern  gehandelt  hat,  um  eine  Wiederherstellung 
und  in  der  Frage  der  Zusammensetzung  um  eine  Fortbildung 
der  altlandständischen  Verfassung. 

Stein  war  endlich  auch  kein  Anhänger  von  Adam 
Smith. 

Zwar  hat  Boseher  (Deutsche  Vierteljahrsschrift,  Jahr- 
gang  29  (1886).  und  dann  mit  ziemlich  denselben  Worten 
Oeschichte  der  NationalOkonomik,  Abschnitt  Die  National- 
Okonomik  des  Ministers  Stein)  die  Behau|»tung  aufgestellt, 
dafi  Stein  in  der  Kegel  mit  Adam  Smith  übereingestimmt 
habe,  daß  diese  Übereinstimmung  vorauszusetzen  sei  und 
daß  alle  Abweichungen  auf  drei  Gruudverschiedenheiten 
beruhten,  indem  Stein  weder  Gelehrter  noch  Schotte  noch 
Mann  des  18.  Jahrhunderts  gewesen  sei.  Aus  dem  ganzen 
weitereu  Inhalt  der  Koscber'scheu  Darlegung  geht  nun 
aber  hervor,  daß  die  Übereinstimmung  nicht  die  Regel, 
sondern  die  Ausnahme*  daß  die  Abweichungen  tiefgreifend 
und  aberwiegend  gewesen  sind. 

Eine  Abweichung  besteht  nach  Roscher  vor  allem  in 
den  Grundlagen,  da  Stein  der  Überzeugung  gewesen  sei, 
daß  es  Lebensgebiete  gebe,  welche  über  dem  Volksreiehtum 
stünden,  daß  das  Streben  nach  Reichtum  für  den  Einzelnen 
nicht  unbedenklich  sei,  daß  es  sittenverderblicli  wirke,  wenn 
man  seine  ganze  Aufmerksamkeit  auf  Gewinn  richte  und 
alle  an(ieren  Gefühle  daneben  ersticke,  wi  il  mit  (lern  Streben 
nach  Keichtum  das  Streben  nach  dem  Besitz  der  Be- 
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friedigiug8Tnittel  vorzfiglich  der  sinnlichen  BedQrfioiBBe  yer- 
bniidea  sei,  dai  e^  auch  nicht  in  Betracht  komme,  ob  der 
Beiefatum  durch  Arbeit  und  Gewerbfleifi  oder  diireh  Ge- 
walt und  Unterdrftekung  entstanden  sei,  dafi  vielmehr  bei 
einem  durch  Gewalt  und  Unterdmcliung  entstandenen 
Reichtum  sehr  wohl  die  edelsten  und  krftitigsten  mensch- 
lichen Eigenschaften  wie  Vaterlandsliebe  und  Heldenmut 
beständen  oder,  wie  Rosclier  gewünscht  hätte,  daß  Stein 
sich  ausgedrückt  haben  möchte,  „einige  der  odelsLcii  usw. 
Eigenschaften".  DiesG  Ausfahrungen  Roschers  sind  ja  nur 
die  Wiedergabe  der  Ausführungen  Steins,  die  er  in  der 
Muße  von  Brünn  1810  nach  den  erst  damals  erfolgten  ein- 
gehenden Studien  von  Smith  niedergeschrieben  hat  und 
die  von  Portz  im  Zusammenhange  mit  anderen  Ausführungen 
unter  dem  Titel  StaatswissenschafUicfae  Betrachtungen  (IL 
453 — 466)  wiedergegeben  sind  und  die  noch  frappanter 
wirken,  wenn  man  sie  bei  Portz  im  Zusammenhange  liest. 

Aber  auch  im  einzelnen  weist  Roscher  im  Anschlufi 
an  dieselben  Stein^schen  Ausführnngen  nach,  daß  die  tief- 
gehendsten DilTerenzen  bestanden  hätten,  (laü  .Stein  gegen 
die  Aufhebung  der  Win  li«  i -esetze  gewesen  sei,  daß  er 
trotz  Schöns  Widerstreben  das  Cieneralindult  durchgesetzt, 
daß  er  Freizügigkeit  und  Ueiratsfreiiieit  im  Interesse  der 
Gemeindeautonomie  bekftmpft  habe,  daß  er  in  bewußter 
Reaktion  gegen  die  tonangebenden  Schriftsteller  des  letzten 
Menschenalters  keine  Mobilisierung  des  Grundbesitzes,  wohl 
aber  dessen  Bindung  durch  Familienfideikommisse  des  Adels, 
durch  Beschrankungen  der  Teilbarkeit  der  Bauerngüter 
angestrebt  habe,  daß  er  zwar  fOr  die  Ablfisbarkeit  der 
bfluerlichen  Lasten  gewesen  sei,  aber  nur,  wenn  die  Ent- 
schädigung in  <  u  undstücken.  jedenfalls  nicht  in  Teilzahlungen 

gewährt  würde,  daß  er  die  Zünfte  nur  habe  reformieren 
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und  nicht  aufheben  wollen,  daß  er  die  Gewerbefreiheit  und 
die  Aufliebung  der  polizeilichen  Taxen  nur  bei  den  Ge- 
werben, die  sich  mit  der  BeachaffuDg  der  notwendigsten 
Lebensbedürfnisse  beseh&ftigen .  zugelassen  habe,  daß  die 
RegieruDgBinBtraktion  ?om  26.  Dezember  1808  yiel  weiter 
gehe  als  Steins  persOnliebe  Ansicht  gewesen  sei,  daS  er 
aaeh  im  Verkehr  zwischen  ganzen  Völkern  durchaus  kein 
orthodozer  Freihändler  gewesen  sei,  dafi  er  das  Sehtttizoll- 
sy Stern  nicht  aufgegeben  habe. 

Dann  kann  doch  aber  Stein  fttglich  nicht  ein  Anhänger 
von  Adam  Smith  genannt  werden,  sondern  wenigstens  in 
vielen  Stocken  ein  Antipode,  der  nur  vereinzelt  liie  und  da 
mit  Smith  übereinstimmt. 

Ähnlich  wie  Roscher  faßt  Grambow,  Die  deutsche 
Freihandelspartei  (1903),  die  Sache  auf.  £r  sagt  (6): 
.Im  Widerspruch  zu  Smith  stand  Stein  nur  da,  wo  ihm 
seine  besonderen  Aufgaben  abweichende  Anschauungen  auf* 
notigten*.  Das  ist  doch  gerade  so  wie  wenn  jemand  sagte, 
Bismarck  sei  eigentlich  ein  Anhänger  von  Harz  gewesen, 
er  sei  ihm  nur  da  nicht  gefolgt,  wo  sich  praktische  Be- 
denken dagegen  erhoben  hfttten. 

Stein  war  (überhaupt  nicht,  obgleich  Roscher  es  ver- 
sichert, einer  der  größten  Volkswirte.  V,t  hat  Theorie  nur 
getrieben,  um  daraus,  soweit  sie  ihm  richtig  schien  oder 
vielmehr  soweit  sie  auf  die  gewordenen  Zustände  paßte, 
bei  der  Gesetzgebung  Nutzen  zu  ziehen. 

Max  Lehmann  ist  im  Grunde  mit  der  hier  ausgeftlhrten 
Ansicht  einverstanden.  Dem  freien  wirtschaftlichen  System 
habe  Stein  wenigstens  teilweise  beigepflichtet,  was  Stein  von 
Schön  getrennt  habe,  sei  die  Stellung  zur  Theorie  Oberhaupt 
gewesen.  Stein  habe  im  Konkreten  gewurzelt,  während  der 
abstrakt  veranlagte  Schon  an  die  Heilkraft  eines  bestimmten 
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Systems  geglaubt  habe.  Stein  habe  an  den  Ideen  und  Maximen 
der  Handelsbilanz  festgehalten,  es  habe  ihm  nicht  in  die 
Sinne  gewollt,  daß  man  jahraus,  jahrein  für  Gegenstände, 
die  aueh  im  Inlande  hergestellt  werden  könnten,  große 
Summen  an  das  Ausland  zahlen  solle.  Staatsfabriken  habe 
er  zwar  verworfen,  aber  trotsdem  kein  Bedenken  getragen, 
in  einselnen  FAUen,  wenn  ein  nationales  Interesse  auf  dem 
Spiele  gestanden,  staatliche  Hälfe  zu  gew&bren  (I,  137, 
343,  853  f.).  Lehmann  bezeichnet  es  auch  als  einen  Irrtum 
Steins,  dafi  dieser  bei  den  Tresorscheinen  und  der  Ein- 
kommensteuer auf  Adam  Smith  sich  berufen  habe  (I,  420; 
U,  189). 


Zweites  KapiteL 

Das  Terliiatms  Steins  snr  frmnBQBisolieii 

Revolation. 

Stein  war  kein  AnbAnger  der  franzOsiBdien  ReTolntion* 
Er  mochte  die  Franzosen  überhaupt  nicht.  Das  war  ge- 
radezu ein  Orundzug  seiner  Persönlichkeit,  dem  er  bei  jeder 

Gelegenheit  den  allerschärfsteu,  oft  sehr  drastischen  Aus- 
druck gegeben  bat.  Unter  diesen  zahllosen  Äußerangeu 
gibt  es  aber  nur  ganz  wenige,  die  nicht  zugleich  seine  tiefe 
Abneigung  gegen  die  lievolutioa  zum  Ausdruck  brächten, 
Belt»t  zu  einer  Zeit,  wo  die  Folgen  der  Revolution  und 
des  Kapoleonismus  für  Deutschland  längst  beseitigt  waren. 

Schon  auf  der  Universität  ist  er  vorzugsweise  mit 
solchen  umgegangen,  die,  wie  Rehberg  und  Brandes,  als 
nachher  diie  Revolution  ausgebrochen  war,  sie  in  erster 
Linie  bekämpft  haben.  Einige  der  frflhesten  seiner  Briefe, 
die  ttberfaaupt  erhalten  sind,  die  an  Frau  von  Berg,  die 
spätere  Freundin  der  KOni^MU  Luise,  aus  den  Jahren  17ü2 
und  1703,  sind  voll  von  Äußerungen  gegen  die  Revolution, 
für  die  Refugies  und  für  die  Bourbons. 

„Die  Armee  versammelt  sich  im  Lager,  ich  bin  über- 
zeugt, daß  der  Erfolg  dieser  Expedition  rasch  und  ent- 
scheidend sein  wird;  wenn  wir  nur  für  unsere  Kosten  und 
fUr  unsere  Anstrengungen  entschädigt  werden.  Der  Geist, 
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der  in  der  Armee  herrBcbt,  Ton  Disziplin,  ▼on  kriegerisebem 

Mute,  von  Bereitwilligkeit  jeder  Gefahr  sich  zu  unterziehen, 
jede  Beschwerde  zu  duldeü,  ist  wirklich  sehr  acbtuugswert 
und  es  ist  seelenerhebend,  hierin  das  Werk  des  großen 
M  iniit  s  zu  erkennen,  den  wir  selbst  nach  seiner  langen 
Kegierung  zu  früh  verloren,"  23.  Juli  1792.  —  „Französische 
Anarchie  und  Sittenlosigkeit  wird  für  den  ruhigen  sittlichen 
Deutschen  nicht  ansteckend  8«n,  er  wird  im  Kampf  mit 
dieser  nngltteklichen  Nation  vielleicht  nicht  erobern,  aber 
auch  gewid  nicht  unterliegen,  und  das  Beispiel  der  Greuel, 
die  seine  Nachbarn  begehen,  das  Elend,  welches  xwel  zahl- 
reiche und  glinsende  Stande  dieser  Nation  leiden,  wird 
manches  Vorurteil  vernichten  und  manches  Gute  beschleu- 
nigen. Ich  erwarte  mir  einen  Krieg  von  mehreren  Jahren. 
Aber  seine  Einflftsjje  sind  vorteilliaft.  Sie  stellen  Energie 
und  Mut  wieder  her,  sie  geben  einen  neuen  lieiz  zur 
T&tigkeit,  sie  werden  die  Abneigung  gegen  die  scheußliche 
Nation  der  Franzosen  vermehren,"  Mftrz  1703.  —  „Der 
Eindruck  von  Frechheit,  dummem  Übermut,  Unsittlichkeit 
auf  dem  Gesichte  der  (aus  Mainz)  ausmarschierenden  Gar- 
nison war  unausstehlich  und  es  war  nicht  ein  Gesicht 
unter  ihnen,  das  man  mit  Behaglichlteit  ansehen  Iconnte. 
Der  Aufenthalt  der  Prinzen  versammelt  manche  inter- 
essante Menschen.  Hier  unter  anderen  lernte  ich  den 
Mar^clial  des  Castries  kennen,  einen  wohlwollenden,  hellen, 
durch  Geschäfte,  Erfahrungen  und  Kenntnisse  ausgebil- 
deten Mann,"  24.  August  1793.  —  „Der  Regent  (Lud- 
wig XVIII.)  ist  ein  gutmtltiger,  vernünftiger  und  durch 
Erfahrungen,  welche  nicht  unbenutzt  vorübergegangen,  aus- 
gebildeter Mann.  Seine  Urteile  sind  ganz  passend.  Der 
Graf  von  Artois  hat  mehr  Lebendigkeit,  aber  auch  mehr 
wildee  Feuer.  In  seinem  Äufiem  noch  viel  von  dem  win- 
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digen  Franzosen;  übrigens  gescheut,  witzig  und  ich  glaube 
vieler  Entschlossenheit  filhig.  Im  Ganzen  ist  ihr  Betragen 
ruhig.  In  ibren  AufienuigeD  über  die  Geseh&fte  der  Zeit 
Bind  sie  vorsichtig,  bie  und  da  lassen  sie  freilich  Unmut 
blicken,  dafi  man  sie  vemachlftfiigt,  dafi  man  die  grofie 
Sache  der  gesellschaftlichen  Ordnung  mit  Eftlte  und  In- 
honsequens  treibt.  Unter  den  Menschen,  die  sie  umgeben, 
ist  der  Mar6chal  des  CastrieB  der  interessanteste.  Sein 
T^ragang  ist  für  mich  sehr  uiit<,'rhaltend,"  '6.  Oktober  179S 
(Pertz,  I,  lU,  131,  133,  135). 

Stein  liat  es  bei  Worten  nicht  bewenden  lassen,  viel- 
mehr den  französischen  Prinzen,  die  damals  in  seinem 
Amtsbezirk  wohnten,  die  Errichtung  einer  Post  von  Hamm 
nach  KOln  nachgesehen;  nicht  im  Sinne  Friedrich  Wil- 
helms II.»  der  ihm  am  17.  August  1793  eröffnete:  ,Da  Ihr 
wissen  müsset,  dafi  das  Postwesen  garnicfat  zu  Eurem  Fach 
geboret  und  dafi  ungebahrliehe  Eingrifle  in  fremde  De- 
partements zu  Unordnung  Anlafi  geben,  folglich  nicht  ge- 
stattet werden  können,  so  will  Ich  erwarten,  daß  Ihr  Euch 
dergleichen  nicht  wieder  beigehen  lassen  werdet."  üb  nicht 
bei  Feiner  Versetzung  nach  Cleve  zum  1.  Dezember  1793 
weniger  der  Vorrang  der  älteren  Kammer  als  vielmehr  die 
Entfernung  vom  bourbonischen  Hofe  in  Hamm  das  Ent- 
scheidende gewesen  ist,  wenigstens  dabei  mitgewirkt  hat? 
Zeitlebens  ist  Stein  ein  Anhänger  der  Bourbons  geblieben 
und  hat  dieser  Tendenz  1814  wieder  im  Widerspruch  mit 
den  herrschenden  Kreisen  nicht  nur  Ausdruck,  sondern 
auch  Folge  gegeben.  Als  es  sich  damals  um  die  Wieder* 
besetzung  des  französischen  Thrones  handelte  und  der  Ver- 
trag der  Tier  Machte  vom  4.  Februar  1814  den  Franzoeen 
selbst  die  Entscheidung  überließ,  hat  Stein  nicht  nur  ver- 
sucht, den  Kaiser  von  Kußlaiid  umzublimmen,  weil  die 
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fraosOsische  Nation  durch  die  Hinriehtang  Ludwigs  XVI. 

sicli  zur  sündhaftesten  von  allen  gemacht  habe,  die  in  der 
Geschichte  erwähnt  wüiiieii,  weil  die  Roiirbons  den  Thron 
rechtlich  inne  hatten;  la  luaison  di'  Bmiilion  n'a  rien  fait 
ponr  perdre  le  droit  au  tröne.  "VSoIhn  e>  nicht  darauf 
ankommt,  ob  diese  Auffassung,  wie  Lehmauu  (III,  300) 
meint,  eine  un historische  sei.  Und  wieder  ist  8tein  wie 
vormals  von  Worten  zu  Taten  übergegangen,  wieder  im 
Widerspruch  mit  den  mafigebenden  Kreisen;  er  hat  dem 
Grafen  Artois  —  on  est  g^n^ralement  content  de  sa  con- 
duite  sage  mod6r6e  et  remplie  de  dignitö  —  nicht  nur  die 
ErmAchtigung  erteilt,  einen  Aufruf  an  die  Franzosen  zu 
veröffentlichen,  sondern  auch  zur  Verbreitung  dieses  Auf- 
rufs beigetragen,  das  Aufstecken  weißer  Kokarden  gestattet, 
sogar  eine  Geldunterstützung  gewährt  (Pertz,  III,  505, 
509;  Lehmaun,  III,  371).  Und  in  der  Vita  heißt  es:  Der 
Graf  von  Artois  sei  als  Hindernis  des  Friedeus  von  den 
Verbtlndetcn  sehr  kalt  aufgenommen;  Alexander  sei  den 
Bourbons  abgeneigt  gewesen:  „Ich  unterstützte  bei  allen 
Gelegenheiten  seine  Sache,  hielt  die  Wiedereinsetzung  der 
Bourbons  als  eine  Wirkung  des  ihnen  angestanunten,  auf 
keine  gültige  Art  verloren  gegangenen  Rechts  auf  den 
Thron,  das  unter  allen  Verh&Itnissen  zu  beachten  sei." 
Und  noch  am  26.  August  1830  hat  er  an  Gagern  ge- 
schrieben: „Der  Sturz  der  alteren  bourbonischen  Linie 
ist  also  vollendet;  ich  finde  ihn  tra^nsoh  und  unverdient." 

Dies  über  die  Stellung  zur  kuuigiicheu  Familie.  Über 
die  Revolution  im  allgemeinen  folgt  der  Zeit  nach  der 
Brief  an  Sack  vom  Sommer  18U2:  „Der  windige  Franzose 
muß  mit  der  Peitsche  eines  Ludwigs  XL,  Kichelieus,  Lud- 
wigs XIV.  geführt  werden;  ihn  entschftdigt  befriedigte 
Eitelkeit  für  fast  alles  sonstige  Übel  einer  schlechten  Ver- 
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waltung;  ehemals  die  Ehre  der  ÜBtertan  des  größten 
Könige  su  aein,  jetzt  daa  Iioflgebild  der  Gleichheit*  (Leh- 
mann, I,  252). 

Ana  den  «StaatswiBSenachaltlichen  Betraebtnngen*,  die 
er  1810  an  Brünn  niederachrieb,  mögen  nur  folgende  her- 
vorgehoben werden :  „In  keiner  Geschichte  findet  man  eine 
solche  Unsittlichkeit,  einen  solchen  moralischen  Schmutz 
als  in  der  französischen.  Nirgends  stellt  sich  dies  deut- 
licher und  überzeugender  als  in  der  Goschichte  der  Re- 
volution dar,  deren  Gang  gleich  eine  lasterhafte  und  ver- 
brecherische Richtung  nahm  sobald  die  Schwäche  der 
Regierung  kund  wurde  und  die  Nation  ihren  Charakter 
ohne  Scheu  Yor  Strafe  zeigen  konnte.  Unter  Napoleona 
Despotiamna  schmiegte  sie  sieh  knechtisch.  Aller  Gemein- 
geiat,  aller  Sinn  fttr  Wahrheit  verschwand.  Ihren  Platz 
nahm  Sklavensinn,  gemeiner  Egoiamufi,  Habsucht,  Sinn- 
lichkeit und  Ränkesucht  ein.  Die  edelsten  Charaktere, 
die  in  der  französischen  Geschichte  erschienen  sind,  die, 
welche  Religiosität  oder  Rittergeist  geläutert  und  veredelt 
hatten,  waren  Coligny,  Chatillon,  Rohan,  Fönölon,  die 
Pucelle  von  Orleans,  Gottfried  von  Boullion".  „Am  Ende 
des  18.  Jahrhunderts  unternahm  das  große  Werk  der  Um- 
bildung der  Staatsverfassung  eine  leichtsinnige,  unmora- 
lische Nation,  die  die  Ideen  aufgab,  sich  selbst  zerfleischte, 
endlich  unter,  der  Leitung  eines  Eroberers  alles  bei  ihren 
Nachbarn  zei-störte  und  nun  steht  die  jetzige  Generation 
umgeben  von  Trammem,  ohne  dafi  sie  sich  deutlich  be- 
wußt ist,  was  sie  will."  «Die  französische  Revolution  ent- 
stand aus  dem  Wunsch,  die  gesellschaftliche  Verfassung 
zu  verbessern,  denen  drückenden  Mängeln  der  vorhandenen 
abzuhelfen.  Dieser  Wunsch  war  allgemein,  er  war  durch 
die  Reformen  zweier  großer  Regenten,  den  Zustand  der 
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Wissenschaften,  die  besonders  durch  die  amerikainsche 
Revolution  rege  gewordenen  staatsrechtlichen  Unter- 
suchungen erweckt.  £r  war  besondet*B  lebhaft  bei  einer 
leichtbewegliehen,  neuerungssQchtigen  Nation,  die  den  Ver> 
fall  ihres  Hufieien  AnseheDs  tief  fahlte.  Das  Deficit  war 
eine  Veranlaasung  zum  Ansbruch  der  Revolution,  aber  so 
wenig  die  letzte  Ursache  als  der  Ablafikram  die  UrBache 
der  Reformation*  (Portz,  II,  443,  445,  446>  Gegenttber 
Yon  Gagem  hat  er  im  Juni  1825  die  Konstituante  als 
aus  seichten,  unerfahrenen,  eitlen  Schwätzern  gebildet 
bezeichnet,  die  oft  von  Verbrechern  mißhiauclit  worden 
sei;  die  Legislative  hätten  Riluber  und  Mörder  beherrscht. 
An  Gneisenau  bat  er  am  2.  April  18;5(»  geschrieben:  „Denen 
Franzosen  fehlt  die  Wahrheitsliebe,  Entfernung  von  Selbst- 
sucht und  Eitelkeit,  ruhige  Besonnenheit.  Sie  beherrscht 
Luge,  Aufgeblasenheit  und  eine  unruhige  Regsamkeit  £s 
fehlt  den  Liberalen  an  bedeutenden,  durch  Reinheit  des 
Charakters  und  OrOfie  des  Talents  ausgezeichneten  Mftnnem. 
Sie  sind  ein  buntsche^iges  Gemisch  von  Jakobinern,  Na- 
tionalisten, Doktrinären  und  Gelehrten.  Die  Gelehrten 
hatte  ich  durchaus  fftr  unfähig  zur  Teilnahme  am  prak- 
tisclu'D  Leben  (Pertz,  Denkschriften,  254).  Ferner  au  Hüffer 
am  7.  Juui  1831 :  „Das  Volk  ist  eitel,  selbstsüchtig,  hab- 
süchtig, irreligiös.  Sie  nannten  sieh  (^mineminent  fidöles 
und  ermordeten  zwei  Könige,  entliauiiteten  einen,  ver- 
trieben eine  ganze  Generation,  sie  nannten  sich  6minem- 
ment  religieux  und  zerstörten  alles  kirchliche  Wesen,  sie 
sprechen  von  libertö  und  gloire,  als  wenn  Freiheit,  die  sie 
nicht  kennen,  und  Ruhm,  den  sie  mit  anderen  Völkern  teilen, 
der  Zweck  des  Staates  w&re ;  der  Zweck  ist  religiöse,  geistige 
und  materielle  Entwicklung  oder  Reichtum,  Freiheit  ist  Mittel 
zur  Erreichung  dieses  Zwecks*  (Pertz,  Denkschriften,  274). 


220 


d.  AbMbaitl,  Die  Itofem  Slaim. 


Endlieh  nm  dieselbe  Zeit,  also  kurz  Tor  Beinern  Tode  an 
Bodelschwingh:  »Ich  hasse  die  Franzosen,  soweit  es 
christlieh  erlaubt  ist  zu  hassen,  d.  h.  ich  wollte,  dafi  sie 
alle  der  Teufel  holte"  (Pertz,  VI,  1189). 

Nun  hat  sich  aber  Stein  Ober  die  franzOsisehe  Re- 
volution in  einer  noch  ungedruckten  zusammenfassenden 
Darstellung  ausgesproclien. 

Das  Geheime  Staatsarchiv  in  Berlin  besitzt  ein  von 
Stein  eigenbändig  geschriebenes,  von  ihm  durchkorrigiertes 
Manuskript  von  5G0  eng  geschriebenen  Seiten  unter  dem 
Titel  »Geschichte  des  Zeitraums  Ton  1789—1799"  (R  92 
A  12— U).  Der  Titel  ent8i»richt  d«n  Inhalt  des  Manu- 
skripts insofern  nicht»  als  es  einerseits  eine  ausfflhrliehe 
Vorgeschichte  der  Be?olution,  namentlich  der  Jahre  1786 
bis  1789  enthftlt,  andrerseits  mit  dem  Sturze  Robespierres 
endigt.  Neben  den  inneren  Verhftltniseen  mit  eingehender 
Berücksichtigung  der  Statistik  werden  auch  die  auswärtigen 
und  die  Kriegsbegebenheiten,  beides  unter  eingehender  Be- 
nutzung der  Literatur  und  mit  Angabe  der  Belegstellen 
ausführlich  (iargestellt.  Die  Abfassung  fällt,  wie  sieb  schon 
aus  dem  Hinweise  auf  Blatt  79  ergibt,  in  die  Zeit  des 
Aufenthalts  Steins  zu  Prag  TOm  Juni  1810  bis  Mitte  Mai 
1812.  In  das  Geheime  Staatsarchiv  ist  das  Mannskript 
aus  dem  Pertzisehen  Kachlafi  gelangt  durch  Ankauf  vom 
jfingeren  Pertz;  wie  es  in  den  Pertzisehen  Besitz  gelangt 
ist,  steht  nicht  fest,  wahrscheinlich  doch  aus  dem  Stein- 
sehen  Familienarchiv.  Pertz  kommt,  I,  tiOOff.,  auf  das 
Manuskript  zu  sprechen,  als  er  den  Aufenthalt  Steins  in 
Prag  schildert,  und  nennt  es  „ein  aus  den  vorzüglichsten 
Quellen,  aus  Erzählungen  der  Zeitgenossen  und  aus  Selbst- 
erlebtem geschöpftes  Bild,  welches  als  Erzlllilung  eines  so 
scharfsinnigen,  charaktervollen  Mannes,  einet»  Beurteilers 
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TOD  größter  Wahrheitsliebe  und  zuverlässiger  Kenntnis  von 
Menschen  und  S&chen  auch  sp&terhin  mit  Nutzen  gelesen 
werden  wird."" 

Neben  diesem  Manuskript  existiert  im  Geheimen  Staats- 
archiv noch  ein  andres,  von  Stein  gleichfalls  eigenhändig 
geschriebenes,  stark  durchkorrigiertes,  gleiehfalls  aus  dem 
Pertzischen  Kachlafi  und  offenbar  gleichfalls  ans  dem  Stein- 
sehen FamilienardÜT  stammendes,  1800  Seiten  umfassendes 
Manuskript  unter  dem  Titel:  Französische  Geschichte  Ton 
den  ältesten  Zeiten  bis  1799  (R  92,  A  4—11).  Dieses  ist 
bij.liei  iiirgeuds  auch  uur  erwähnt.  Die  Abfassung  muß 
in  die  Zeit  von  1808—1812  fallen.  Ursprünglich  ist  die 
Revolutiousgescliichte  ein  Teil  der  französischen  Gesi-hiclite 
gewesen,  wie  das  auch  im  Conspectus  des  Geheimen  Staats- 
archivs angenommen  wird,  wo  es  heißt:  Er  benutzte  für 
das  Werk  den  betrefienden  Teil  des  vorhergehenden  als 
Conoept.  Die  anfangs  in  der  französischen  Geschichte  ent- 
halten gewesene  Revolutionsgeschichte  ist  bei  der  Um- 
arbeitung sehr  viel  stftrker  geworden,  aber  sie  endet  nun  mit 
dem  Sturze  Robespierres,  wo  sie  mitten  im  Satze  abbricht 

Stein  geht  in  seiner  Darstellung  davon  aus,  dafi  keinerlei 
Anlaß  zur  Kovoluliou  vurluiuden  gevve^eIl  sei.  Er  stellt 
das  französische  ancicn  rögiiue  in  sehr  günstige  Beleuchtung 
und  bestreitet,  daß  Mißbräuche  ernsterer  Art  bestanden 
hätten.  Ludwig  XVI  hai)e  das  unter  seinem  Vorgänger 
gesunkene  Ansehen  im  Auslande  wieder  gehoben.  Er  sei 
nichts  weniger  als  ein  Despot  gewesen.  Willkürliche  Ver> 
baftungsbefehle  hätten  schon  unter  Ludwig  XV.  zu  den 
Seltenheiten  gehört.  In  der  Bastille  habe  man  nur  5  Ver- 
haftete gefunden,  darunter  2  Verbrecher  und  einen  Ver- 
rückten. Der  Einflufl  des  Adels  und  der  groBen  Grund* 
eigentflmer  sei  schon  durch  die  despotischen  Maßregeln 
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Riehelieus  und  LouToia^  henbgemuidert,  der  Adel  sei  aUen 
Abgaben  mit  Ausnahme  der  Taille  und  auch  dieser  in  er- 
heblichem Umfange  unterworfen  gewesen.  Viele  höhere 
Geistliehe  hfttten  zu  den  Zierden  ihres  Standes  gehört. 

Der  dritte  Staiid ,  zu  großem  Wohlstande  gelangt,  durch 
Industrie,  aber  auch  durch  Staatspachtungen  und  SUiats- 
schulden,  hal)e  sich  tlber  nichts  zu  beklagen  gehabt.  Auch 
der  Bauernstand  sei  in  vielen  Provinzen  wohlhabend  ge- 
wesen; nirgends  habe  ein  drückendes  Verhältnis  zwischen 
Gutsherrn  und  Untertanen  bestanden  wie  in  Deutschland 
jenseits  der  Elbe;  die  französischen  Bauern  seieu  persön- 
lich frei  und  die  noch  Yorhandenen  Spuren  der  Leibeigen- 
schaft minimal  gewesen;  wo  Armut  auf  dem  Laude  Tor- 
handen  gewesen  sei,  habe  das  nur  an  der  Übervölkerung, 
der  Obermftfligen  Parzelliemng  und  an  dem  fehlerhaften 
Abgabensysteni  gelegen.  Das  Verhältnis  dieser  Stände  zu 
einander  sei  für  keinen  drOckeml  gewesen;  eine  Ab- 
sonderung habe  nicht  bestanden,  sie  seien  einander  all- 
mählich angenähert,  der  Übergang  von  den  unteren  zu  den 
höheren  sei  verhältnismäßig  leicht  gewesen. 

Nicht  aus  Mißständen  sei  die  Revolution  hervor- 
gegangen, sondern  wie  alle  grofien  Weltbegebenheiten  aus 
dem  Zeitgeiste,  wobei  allerdings  auch  die  Individualität 
der  handelnden  Personen,  die  Schwache  des  KOnigs  und 
znfUlige  Ereignisse  wie  der  Ausbruch  des  Kriegs  in  Be- 
tracht gezogen  werden  müsse.  Gegen  diesen  Zeitgeist  wendet 
sich  Stein  auf  das  allerentschiedenste;  es  sei  das  allerdings 
eine  allgemeine  europäische  Stiuinrnng  gewesen,  die  auf 
Gleichgültigkeit  gegen  die  Ileligion  auf  Genußsucht  und 
auf  Eifersucht  der  Stände  gegenfinaiider  beruht  habe. 
Diese  Stimmung  sei  namentlich  auch  in  Deutschland  ver- 
breitet gewesen.  £r  beruft  sich  dafür  auf  Friedrich  d«  Gr., 
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von  dem  er  im  ttbrigen  mit  Ehrfareht  sprieht,  «nf  die 

Schule  der  Tierliuer  und  eines  Teils  der  llallischen  Theo- 
logen,  welche  das  bestehende  religiöse  System  angegriffen 
hätten,  auf  Nicolais  Allgemeine  Bibliothek.  Aber  nirgends 
sei  dieses  System  so  verbreitet  gewesen  wie  in  Frankreich, 
wo  es  in  den  schlechten  Eigenschaften  des  französischen  Volks 
einen  N&hrboden  gefunden  habe.  Er  nennt  das  französische 
Volle  unmoralisch,  neuerunga8ttchtig,  eitel,  dankelliaft,  selbst- 
geftllig,  aufbrausend;  für  diese  Verderbtheit  des  Oflfontlichen 
GeiBtes  der  Franzosen  macht  er  die  Literatur  mit  ihrem 
Atheismus,  ihrer  Volkssouverftnität,  ihrer  Verhetzung  der 
Stände,  macht  er  besonders  Rousseau  und  dessen  Abstrak- 
tionen verantwortlich. 

Wie  Stein  die  Quelle  der  Revolution  unrein  nennt,  so 
bezeichnet  er  die  Folgen  schleclithin  als  verderblich.  Zwar 
sei  die  Beschränkung  des  Königtums  durch  Reichsstände 
ein  berechtigter  Wunsch  gewesen,  mit  dem  ja  aber  der 
König  einverstanden  gewesen  sei,  zu  dessen  Erfüllung  er  die 
Initiative  ergriffen  habe.  Und  gegen  die  Art  und  Weise, 
wie  bei  der  Wiederberufiuig  der  £tat8  gönöranz  verfahren  sei, 
wendet  sich  Stein  ganz  entschieden.  Er  beklagt  die  dabei 
unter  dem  Einflüsse  Neckers  hervorgetretene  Schwäche  und 
Nachgiebigkeit  des  Königs.  Er  sagt  es  nicht  mit  aus- 
drOcklicben  Worten,  aber  seinem  Gedankengange  liegt  die 
Idee  zu  (iruude,  daß  die  Revolutionen  in  der  Kof^el  von 
oben  ^^t  iiiat  lit  würden.  Er  tadelt  die  Zuziehung  der 
Notablen  im  Jahre  1788  beim  Wahlgesetze;  der  Könifr  habe 
dal)ei  aus  eigner  Machtvollkommenheit  vorgehen  müssen. 
Er  tadelt  auch  den  Inhalt  dieses  Wahlgesetzes,  vor  allem 
das  Doublement  du  tiers  und  daß  nicht  der  Besitz  eines 
mädig  grofien  Einkommens  zur  Bedingung  des  aktiven  und 
passiven  Wahlrechts  gemacht  sei.   Er  tadelt,  dafi  die 
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Geaeh&fitsonliiimg  dem  Ennessen  einer  zahlreichen  hete- 
rogenen VerBammlnng  Qherlaasen  sei.  Und  er  tadelt  im 
hQehsten  Grade  die  Abflchsffniig  <ler  ständischen  Grundlage, 

die  Abstimmung  nach  Köpfen  statt  uaeli  ^Utmltü,  die  Be- 
seitigung des  Dreikammorsystenis;  er  nennt  es  eine  ungeheure 
Usurpation  des  dritten  Standes,  sich  allein  für  das  fran- 
zösische Volk  zu  halten  und  den  oberen  Ständen  ihren  seit 
Jahrhunderten  besesseueo  Anteil  an  der  Staatsverwaltung 
gewaltsam  zu  entreißen.  £r  sprieht  von  dem  berüchtigten 
8chvur  im  BaUhause^  bezeichnet  ihn  als  eine  neue  Usnr- 
pation  des  tiers,  weil  dadurch  dem  Kdnige  das  unstreitige 
nnver&nfierliche  Recht,  den  Reichstag  zu  entlassen,  ent- 
rissen sei.  Er  beklagt  endlieh  die  Zusammensetzung  der 
Tersammlung ,  die  grofie  Zahl  von  Advokaten,  Pfarrern, 
Ärzten  und  Lehrern,  und  daß  nicht  Ein  bei  der  inneren 
Verwaltung  Angestellter,  nicht  Ein  Intendant  oder  Staats- 
rat darunter  gewesen  sei.  Stein  läßt  also  an  der  Re- 
volution schon  in  ihrem  Anfang  kein  gutes  Haar.  Bei 
ihrem  Verlauf  tadelt  er  nicht  nur  die  Straßenszeuen ,  die 
▼om  14.  Juli,  vom  5.  und  <j.  Oktober  und  die  späteren, 
sondern  verdammt  auch  die  Beschlttsse  und  Taten  der 
KattonaWersammlung  ohne  jede  Ausnahme.  Bei  dem  Zu- 
sammentritt habe  man  gehofftf  sie  werde  die  wohlwollende, 
edle  Bereitwilligkeit  ihres  guten  Königs  unterstfitzen  und 
geraeinscbafblich  mit  ihm  ein  vollkommneres  Gebilde  der 
gesellschaftlichen  Ordnung  einführen.  Statt  dessen  habe 
sie  mit  verwegener  Hand  alle  Teile  einer  seit  Jahrhunderten 
bestehenden  Verfassung  zertrtlniniert,  Königtum,  Adel  und 
Geistlichkeit  vernichtet  und  an  Stelle  von  Recht,  Her- 
kommen und  Erfahrung  uietapolitische  Formeln  und  eine 
wilde  Neuerungssucht  gesetzt.  Stein  tadelt  insbesondere 
auch  die  Beschlösse  des  4.  August  Er  nennt  den  Grafen 


Digitized  by 


2.  Kapitel.  £w  VerfaUteü  Steim  mr  fnns.  Bwolntion.  225 


von  Noaüles  eitel  und  unerfahren;  ein  allgemeiner 
Sehwindel  hahe  die  ganze  Versammlang  ergriffen;  auf 
Antrftge  einzelner  rieh  vordringender  Mitglieder  habe  rie 
ohne  Prfifong  und  Beratschlagung  durch  Akklamation 
unter  lauten  Beifallsrufen  und  HAndeklatsehen  der  Zuhörer 
innerhalb  einer  uächtliclieu  Stunde  ihre  Beschlüsse  gefaßt; 
sie  habe  in  einer  wilden,  l.lrmenden  nächtlichen  Zusaininen- 
kunft  mit  einem  Leirhtsiun  und  in  einem  Taumel,  wie  er 
nur  in  Frankreich  möglich  sei,  einen  ansehnlichen  Anteil 
des  Eigentums  aller  BUrgerklassen  und  die  Rechte  der 
Provinzen  verletzt  und  vernichtet.  Er  fällt  endlich  über 
das  Hauptwerk  der  Constituante,  die  Verfassung  von  1701, 
das  vernichtendste  Urteil;  das  ganze  bisherige  Gebäude 
der  gesellschaftlichen  Ordnung,  nicht  nur  das  auf  Recht 
und  Besitzstand  beruhende  Verhältnis  zwischen  König  und 
Volk,  sondern  auch  das  Recht  der  Korporationen  und  dee 
Eigentums  sei  leichtsinnig  zerstört,  durch  Aufrichtung  eines 
neuen,  nach  den  unverdauten  mctapolitisciien  Meinungen 
der  eitlen  Sfii!lii-t( n  des  Zeitalters  gebildeten  Systems.  Er 
tadelt  mshesoudere  auch  die  an  dio  Spitze  der  Verfas>iiiig  ge- 
stellten Menschenrechte;  er  nennt  sie  eine  „metaphysische 
Einleitung",  er  spricht  von  der  „berüchtigten  metapolitischen 
d^claratiott  des  droits  de  Thomme".  £r  wendet  sich 
gegen  die  Verfassung  selbst.  Statt  vernflnfUgerweise  eine 
Teilnahme  an  der  Gesetzgebung  und  Abgabenbewilligung 
fttr  die  Versammlung  in  Anspruch  zu  nehmen,  habe  sie  die 
gesamte  Regierung  an  sich  gerissen,  die  Monarchie  in  ein 
eitles  Loftgebilde  verwandelt,  nur  eine  ohnmächtige  formelle 
Scheinmonarchie  gelassen,  dem  Könige  alle  Mittel  zum 
Regieren  genommen:  alle  weltlichen  und  geistlichen  Beamten 
soIp?!  vom  Volkf»  «gewählt,  der  König  habe  sie  weder  be- 
lohnen, noch  ohne  große  Foriiilicbkeiten  und  endliche  Zu- 
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stimmuog  der  Kationalvenammluiig  bestrafen  können.  Die 
VerfassuDg  von  1791  flei  nicht  eine  Reform,  eondem  ein 
Tülliger  Umaturx.  Die  Constituante  habe  ihre  Termchten 
Zweeke  mit  noch  verruchteren  Mitteln  xu  erreichen  ge- 
sucht »So  endete  die  Kationalveraammlung,  nachdem  de 
mit  einer  Terfassungswidrigeo  Anmaßung  aller  Gewalt  ihren 
Lauf  begonnen  hatte.  Sie  hätte  eine  für  Frankreich  wohl- 
tätige, für  das  Ausland  nachahmuugswurdige  Staatsver- 
fassung schaffen  können,  zu  deren  Bildung  ihr  väteilicher 
Monarch  sie  vertrauensvoll  eingehuien  hatte.  Der  Fluch 
der  Nachwelt  und  der  Zeitgenossen  wird  sie  verfolgen  für 
den  Mißbrauch,  den  sie  von  den  glücklichsten  Verhältnissen 
gemacht  hat»  die  sich  je  Reformatoren  anboten.  Der  Geist, 
der  sie  beherrschte,  war  nicht  der  Geist  der  Weisheit,  ge- 
sttltst  durch  Erfahrung,  geregelt  durch  Tugend  und  Religion. 
Es  war  der  Geist  des  leichtsinnig  eitlen,  dOnkelvoUen 
Nenerungssinns  oder  eiu  frevelhafter  und  verbrecherischer 
Parteigeist.* 

Er  behandelt  die  Dautou  und  Kohespierre  lediglicli  als 
„Bhitmen sehen",  nicht  als  psvph()lo5.Msche  UiUseltiguren, 
lobt  die  Tat  der  Corday,  sieht  den  lUti  i -rliicii  zwisclien 
Berg  und  Giroude  als  äußerst  geringfügig  au  und  stellt 
sich  auf  Seite  der  Vend6e. 

Stein  macht  es  also  nicht  wie  fast  alle  anderen  Ge* 
Schichtschreiber  der  Revolution,  die  sie  fOr  eine  im  Prinxip 
gesunde  und  nur  durch  einige  unglfickllche  Zul&Iligkeiten 
auf  Abwege  geratene  Bewegung  halten;  die  so  weit  mit- 
gehen wie  es  ihr  Parteiprogramm  erlaubt,  dann  aber  frllher 
oder  spftter  bei  diesem  oder  jenem  Anlasse,  hei  der  ZitU- 
konstitutiou  des  Klerus,  heim  Aufkommen  der  Assignaten- 
wirtschaft, heim  Fiiterliegen  der  Giromiiston  abschwenken, 
sich  seitwärts  nach  rechts  in  die  Busche  schlagen  und  mit 
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der  Bevolatioo  nichts  mehr  zu  tun  haben  irollen.  Mit- 
läufer der  Constituante  pflegen  sie  sich  während  der  Legis* 
latiTC  allmihlich  m  absentieren,  auf  den  Eonfent  su 
schelten,  dem  Direktorium  gegenüber  ziemlich  hilflos  da- 
instehen. 

Stein  bei  seiner  gänzlichen  Verurteilung  der  Revolution 
befindet  sich  in  der  besten  Gesellschaft;  namentlich  mit 
Kiebnhr,  der  sich  in  den  Vorlesungen,  die  er  1820  uhei 
die  Geschichte  des  Zeitalters  der  Revolution  in  Bonn 
gehalten,  ganz  ebenso  ausgesprochen  hat.  Zwar  erscheint 
ihm  das  ancien  regime  in  einem  ungünstigeren  Lichte; 
«leidliche*  Miftbräuche  hätten  bestanden;  miflbiUigeod 
äußert  sich  der  auf  seinen  bürgerlichen  Stand  stolse 
Gelehrte,  dessen  Metier  es  nicht  sei  d'dtre  aristoerat, 
aber  den  Anstofi,  den  der  Adel  in  gesellschaftlicher  Hin- 
sicht dem  BQrgerstande  gegeben  habe  (I,  72 ff.);  Niebuhr 
war  ja  gegen  wirkliche  und  angebliche  gesellschaftliche 
Zui  ucksetzuiigeu  äußerst  empfindlich  (Briefwechsel  nut 
Stein  über  einen  Vorgang  bei  der  Anwesenheit  des 
Königs  1823  in  Rom,  bei  Pertz  V.  798.  SOI).  Er  billigt 
auch  die  doppelte  Vertretung  des  dritten  tstundes  und  die 
Abschaffung  der  ständischen  Grundlage  überhaupt.  Aber 
er  ist  mit  Stein  der  Meinung,  daß  die  Zustände  vor  der 
Bevolntiott  keine  genfigende  Veranlassung  geboten  hätten 
fbr  die  Auflehnung  gegen  die  'lestebende  Gewalt;  auch 
er  verurteilt  die  verkehrten  Ideen  aber  den  Ursprung  der 
menschlichen  Gesellschaft,  namentlich  die  den  Alten  fremd 
gewesene  Vertragsidee;  auch  er  tadelt  die  HerQbemahme 
der  Menschenrechte,  die  in  Amerika  unschädlich  gewesen 
seien,  während  sich  in  Frankreich  auf  ihrer  Grundlage  nur 
ein  bieibt  ad  revolutionärer  Staat  habe  organisieren  lassen; 

auch  er  verwirft  die  Verfassung  von  1791  mit  Haut  und 
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Haar;  auch  er  wflrde  mit  deo  Venddern  und  mit  Lad» 
wig  XVI.  gegen  die  NatioBalvenammluDg  gekämpft  haben. 

Seibat  Schlosser  weicht  gar  nicht  so  sehr  von  den  beiden 
ab,  indem  er  darauf  himreist,  dafl  schon  1787  und  1788 
das  Land  sich  in  vollem  Aufetand  befunden  habe,  indem 
er  die  BesehlQsse  der  Nationalversammlung  im  Mai  und 
Juni  1789  für  revolationär  erklärt,  ludem  er  schon  im 
Juli  1789  von  eioem  völligen  Umsturz  der  Monarchie  redet, 
iudem  er  die  Menschenrechte,  die  Beschlüsse  des  4.  August 
mid  die  Zivilkonstitution  des  Klerus  verwirft,  während  er 
Burke  bekämpft  und  die  Gesamtverfassung  von  1791  nicht 
ausdrücklich  ablehnt  (Schlosser,  Geschichte  des  18.  Jahr- 
hunderts, V,  42ff.,  62,  80,  92). 

Erst  viel  später,  als  der  deutsche  Liberalismus  eine 
spezifisch  französische  F&rbung  annahm,  als  dann  so 
formvollendete  Darstellungen  wie  die  von  M ignet,  Thiers 
und  Lamartine  erschienen,  hat  sieh  eines  grofien  Teils  der 
sogenannten  Gebildeten  eine  ganz  andre  Auffassung  be- 
mächtigt. Nicht  auf  die  Dauer,  da  man  sich  bald  genug 
sagen  mußte,  daß  diese  Darstellungen  gerade  so  gut  Ro- 
mane sind  wie  die  des  älteren  Dumas,  aus  dessen  Mu^que- 
taires  sich  niemand  über  die  Zeit,  in  der  sie  spielen,  unter- 
richten mörhtp  In  steigendem  Maße  hat  man  sich 
(Taine  und  Wahl)  auf  Grund  von  Forschungen,  wie  sie  in 
dem  Umfange  Stein  noch  nicht  zu  Gebote  standen,  der 
Steinschen  Auffassung  stark  angenähert  ,»Den  Franzosen 
war  es  gelungen,"  sagt  Ranke,  „ihrer  Auffassung  der 
Revolution  beinahe  eine  allgemeine  Herrschaft  in  der 
Literatur  zu  verschaffen',  in  unseren  Tagen  ist  das  Ver- 
hältnis bereits  ein  anderes  geworden;  deutsche  Historiker 
hatten  sich  das  Verdienst  erworben,  die  hergebrachten  An- 
sichten zu  erschüttern,  und  besser  begründete  an  ihre  Stelle 
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zu  setzen"  (Ursprung  und  Beginn  der  Kevolutionskriege, 
VoiTede). 

Mag  aber  die  Steinsche  Auffassung  richtig  sein  oder 
nicht,  jedenfalls  ist  bei  allen  denen,  die  über  Stein  ge- 
schrieben haben,  auch  vor  der  Kenntnis  des  Steinschen 
Manuskripts  kein  Zweifel  gewesen  aber  seine  Stellung 
rar  französischen  Bevolution.  Ferts  hat  sich  nicht  direkt 
darüber  ausgesprochen,  sich  aber  bei  seinen  Bemerkungen 
über  die  Revolution  (I,  79  ff.)  vielfach  durch  das  ihm  da- 
mals schon  bekannte  Steinsche  Manuskript  bestimmen 
lassen.  In  Steins  Leben,  sagt  Seeley  (I,  63),  spiele  die 
französische  llevolution  keine  Rolle,  nicht  einmal  vorüber- 
gehend scheine  sie  einen  Funken  von  Begeisterung  in  ihm 
erweckt  zu  haben;  Abstraktionen  seien  nichts  für  ihn  ge- 
wesen. Noch  ganz  neuerdings  ist  die  Äuflenmg  gefallen. 
Stein  stehe  der  franiOsiseben  BcTolution  fast  verständnis- 
los gegenüber  und  Torwerfe  sie  mit  scharfem  Worte  (For- 
schungen, XV,  455). 

Auch  Max  Lehmann  ist  früher  derselben  Ansicht  ge- 
wesen. Im  „Scharnhorst"  heiflt  es  II,  166:  „Stein  hatte 
schon  alle  die  Jahre  daher  gegen  die  französische  Revolution 
einen  tiefen  Widerwillen  iui  Herzen  getragen,  jetzt  wandelte 
sich  dieser  in  grimmigen  Haß.  Mit  dem  sichern  Blick 
eines  echten  Staatsmannes  erkannte  er,  daß  die  Bewegung 
von  1789  zeitig,  fast  schon  in  ihrem  Ursprung,  verfälscht 
worden  sei,  durch  den  unmoralischen  Charakter  des  fran- 
aösischen  Volkes,  dessen  Betragen  verbrecherisch  geworden, 
sobald  die  grenzenlose  Schwftche  des  Königs  sich  zeigte/ 
Und  nun  folgen  mehrere  wörtliche  mit  G&nsefftfien  be- 
zeichnete Anführungen  aus  der  Steinschen  Bevolutions- 
gescbichte,  ohne  diese  zu  nennen.  Schon  vorher,  II,  31, 
war  davon  die  Bede  gewesen,  wie  Stein  hätte  zu  Mute 


Digitized  by  Google 


230 


3.  Abttcbaitt.  Die  Ketbrra  Steios. 


werden  mÖMen,  «als  er  gerade  diese  seiaer  FOrsorge  an» 

vertrauten  Landschaften  dem  Strome  preisgegeben  sab^ 
der  von  AVesten  her  seine  wilden  und  trüben  Wogen  beran- 
wÄlzte",  usw. 

Aber  jetzt  im  ^Stein"  ist  er  völlitr  andern  Sinnes  ge- 
worden. Durch  alle  drei  Bände  hindurch  zieht  sich  der 
Gedanke,  daß  Stein  der  Revolution  Byrnpathiaeh  gegenüber 
gestanden  habe. 

Die  Hauptstelle  iat  diese  (I,  136lf.): 

„Das  Ereignis  trat  ein,  das  in  seinen  Nachwirkungen 
den  Lebensgang  Steins  bsstimmt,  ihn  in  die  Sehnenen  der 
Verbannung  und  auf  die  Hohen  des  Ruhmes  gefUirft  hat. 
Die  Fransosen  unternahmen  einen  Neubau  ihres  GesBein« 
Wesens  von  Grund  aus,  indem  sie  mit  der  ganzen  Leiden- 
Schaft  ihres  Naturells  den  Gedanken  der  Nationalität  er- 
griffen (iie  entgegenstehenden  Privilegien  des  Adels 
und  des  Klerus  mit  den  Waffen  der  Freiheit  und  Gleich- 
heit bekämpften."  —  Der  Gedanke  der  Nationalität  war 
nicht  der  maßgebende  in  der  Revolution  und  die  Privi- 
legien der  beiden  oberen  Stftnde  standen  der  franzdsiseben. 
Einheit,  die  in  allen  wesentlichen  Punkten  schon  wfihrend 
des  alten  Staatswesens  durch  das  Königtum  hergestellt 
war,  nicht  entgegen,  so  dafl  der  Revolution  nur  eine  un* 
wesentliche  Nachlese  abrig  blieb,  die  hauptsächlich  in  der 
völligen  Einverleibung  des  Elsag  bestand. 

„Man  sollte  meinen,  daß  .Stein  den  Anfängen  der  Be- 
wegung nicht  feindlich  gegenübergestanden  hal»e.  Wieviel 
verdankte  er  doch  der  französischen  Nation  und  ihrer 
Kultur.  Von  Kindesbeinen  an  war  er  gelehrt  worden  sich 
in  ihrer  Sprache  auszudrtlcken ;  er  schrieb  sie  fast  so  ge* 
läufig  wie  die  deutsche;  in  ihr  behandelte  er  mit  £ltem, 
Geschwistern  und  Freunden  die  intimsten  Angelegenheiten; 
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▼or  der  Epoche,  von  der  wir  hier  reden  woUea,  beätsen 
wir  Dur  gans  yereinzelt  deutsche  Briefe  tan  seiner  Feder*. 

Umgekehrt  wttzde  ein  Schuh  daraus.  Gerade  diejenigen» 
welche  die  entsehiedensten  Widersacher  der  Revolution 

gewesen  sind,  haben  ihre  Briefe  meist  französisch,  sehr 
selten  deutsch  geschrieben.  Sollen  wirklidi  neben  Stein 
auch  Schulenburg-Kehiit  rt  und  Marwitz  zn  Anhilngern  der 
Revolution  gemacht  werden,  von  denen  jener  gesagt  hat, 
er  schreibe  deutsch  grammatikalisch  fehlerhaft,  französisch 
richtiger  (Forschungen,  XV,  388);  dieser  aber,  daß  seine 
literarische  Bildung  tarn  größten  Teile  französisch  sei. 
Friedrich  der  Grofle  hat  seine  gesamte  Korrespondeu  in 
iransOsueher  Sprache  gefbhrt.  Goethe  hat  zwar  fran- 
laeische  Briefe  nur  zur  Übung  an  seme  Schwester  ge- 
schriehea,  aber  doch  Ton  sich  bezeugt,  dag  er  eine  Nation 
nicht  hassen  könne,  der  er  einen  großen  Teil  seiner 
Bildung  verdanke.  Und  wfthrend  der  ganze  Adel  fran- 
zösisch nicht  nur  schrieb,  sondern  auch  sprach,  war  im 
Bürge rs ta nde ,  der  mehr  oder  weniger  mit  der  Revolution 
wenigstens  in  ihren  Anfängen  sympathisiert  hatte,  die 
Kenntnis  des  Französischen  so  wenig  verbreitet,  daß  gegen 
l^apoleons  Anweisung  nur  eine  geringe  Zahl  Bttrger- 
llcher  in  den  Staatsrat  des  Königreichs  Westfalen  auf- 
genommen werden  konnte,  weil  nur  wenige  fähig  waren, 
französisch  zu  Terhandeln.  Übrigens  hat  doch  auch  Stein 
am  9.  Juni  1792,  wie  Lehmann  selbst  (I,  140)  mitteilt,  ge- 
schrieben: „Den  Gebrauch  der  deutschen  Sprache  siehe 
ich  dem  der  iranzösischen  vor,  weil  es  unmöglich  ist,  in 
einer  fremden  Sprache  uneigeutliehe  Ausdrucke  und  Re- 
densarten zu  vermeiden,  um  nicht  Mißverständnisse  zu 
veranlassen,  und  weil  ich  gewohnt  bin,  Uber  ernsthafte 
Gegenstände  in  meiner  Muttersprache  zu  denken.  Wenn 
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dann  Lehmann  weiter  sagt,  wir  besAflen  nur  ganx  Ter- 
einzelte  deutsche  Briefe  aus  Steins  F^der,  würde  es 
richtiger  gewesen  sein  zu  sagen ,  wir  befÄßen  nur  gans 

verschwindend  wenig  Briefe  überhaupt  aus  jeuer  Zeit 
von  ihm. 

„Wir  kennen  ferner  aus  den  Bericht cu  über  seine  pol- 
nische Reise  die  Wirkung,  die  jene  beiden  Zauberwort« 
Freiheit  und  Gleichheit  auf  ihn  ausQbten :  wie  entschieden 
Temrteilte  er  dort  die  Leibeigenschaft."  —  Die  Stelle  aus 
dem  Berichte,  der  von  Stein  und  Rheden  1781  an  Heinits 
über  eine  zu  ihrer  Ausbildung  im  Bergfach  ins  EOnigreidt 
Polen  unternommene  Reise  erstattet  wurde,  ist  von  Leh- 
mann (I,  43)  mitgeteilt  Sie  lautet:  .Die  Volksmenge  ver- 
mehrt sieh  hier  nicht  nach  denen  Gesetzen,  welche  die 
Natur  in  Lftndern  beobachtet,  wo  Freiheit,  Gleichheit  in 
der  Verteilung  des  Vermögens  und  eine  Gesetzgebung, 
die  die  Rechte  der  Menschheit  beschützt .  ihre  Wirkung 
begünstigen."  Lehmann  knüpfte  dort  an  diese  Mitteilung 
die  Bemerkung,  es  gewahre  eine  nicht  geringe  Überraschung, 
daraus  zu  entnehmen,  daß  es  die  Rechte  der  Menschheit, 
daß  es  Freiheit  und  Gleichheit,  also  die  Ideen  des  Jahr- 
hunderts gewesen  seien,  zu  denen  sich  die  beiden  adligen 
jQnglinge  bekannt  hätten.  Es  kann  doch  Stein  nicht  des- 
halb, weil  er  sieh  18  Jahre  vor  der  Revolution  mifibilligend 
ttber  die  polnische  Leibeigenschaft  geändert  hat,  sn  den 
Anhängern  der  Revolution  gerechnet  werden,  der  Revo- 
lution, die  mit  der  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  über- 
haupt nichts  zu  tun  hat.  da  die  Besserung  in  den  bäuer- 
lichen Verhältnissen  der  Zeit  vor  der  Revolution  angehört; 
die  hier  gebrauchten  Worte  Freiheit  und  Gleichheit  haben 
mit  den  Menschenrechten  nichts  zu  tun. 

,So  wenig  wie  die  Franzosen  von  1789  wollte  er  etwas 
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wiflsen  Yon  einem  unbeschrankten  Königtum."  —  Ztt  denen, 
die  hiervon  niehts  wissen  wollten,  gehörte  vor  allem  Lud- 
wig XVL  selbst. 

,Er  leitete  st&ndiscbe  Versammlangen  and  arbeitete 

mit  ihnen  zusammen."  —  Stüiidische  Versammlungen,  wie 
sie  in  einigen  Parzellen  Westfalens  bestunden,  sind  von 
der  französischen  Revolution  überall  zertrümmert. 

„Tn  Frankreich  war  jenes  freie  wirtschaftliche  System 
ersonnen,  das  dann  die  Constituante  ergritf  und  dem  Stein 
wenigstens  teilweise  beipflichtete."  —  Es  war  das  englische 
System,  mit  dem  sich  Stein  beschäftigte. 

aWenn  er  sich  rfihmte,  den  Chausseebau  in  Westfalen 
ohne  eine  Frohnde  zustande  gebracht  zu  haben,  so  hatte 
er  das  Beispiel  Turgots  vor  Augen»  mit  dem  er  auch  in 
der  Wertsehfttzung  ständischer  Selbstverwaltung  Oberein- 
stimmte."  —  Letzteres  gewiß.  In  auffallender  Weise  er- 
innert der  Anfnng  vun  Tiugots  Mönioire  sur  les  munici- 
palit6s  (11,  5U1)  „La  cause  du  mal  vient  de  ce  que  la 
nation  n'a  point  de  Constitution;  c'est  une  sociött^,  com- 
posöe  de  diff^rents  ordreä  mal  unis,  et  d'un  peuple, 
dont  les  membres  n'ont  entre  eox  que  tr^s-peu  de  liens 
sociaiix  oü  par  cons^uent  chacun  n^est  guöre  occup6  que 
de  son  int^i^t  particulier  exclusif;  presque  personne  ne 
s'embarasse  de  remplir  ses  devoirs  ni  de  connattre  ses 
rapports  avec  les  autres**  etc.  an  die  Darstellung  Steins 
Ober  die  fehlerhafte  Organisation  des  Kabinets  (Wahl,  Zur 
Geschichte  von  Turgots  Municipalitätenentwurf  in  den 
Annalen  des  Deutschen  Reichs  [1903],  8G7,  Note  3;  Wahl, 
Vorgeschichte  I,  24.^,  II,  43,  159.) 

„Noch  nach  Jahren  rechnete  er  Mounier  und  Bailly, 
von  denen  der  eine  den  Schwur  im  Ballhause  beantragte, 
der  andre  ihn  zuerst  leistete,  unter  die  tugeodhaft^teu 


Digitized  by  Google 


284 


8.  Abadiiiitt.  Die  B«fiMm  Steim. 


und  aufgeklartesten  Männer.**  —  Es  wäre  doch  gm  gewesen, 
weuu  der  gan 'o  Passus  aus  dem  Briefe  Steins  an  den 
Prinzen  Louis  Ferdinand  vom  17.  November  1700  (Pertz  l, 
164)  mitgeteilt  wAre.  Die  weggelaoene  Stelle  lautet» 
nachdem  gesagt  Ut,  ein  grofier  Mann  mfiase  mit  der 
philoBophiBcben  Geitteaart  die  Kraft  dea  CliaraktBn  ver* 
binden:  »Es  war  Mangel  an  Charakter,  was  in  der 
Bevolntaon  die  tugendhaftesten  und  aufgektArtesten  Mftnner 
gestfirzt  bat,  wie  Mounier,  Bergasse,  Bailly,  selbat  unter 
den  Giroudisteu  Condorcet,  Roland." 

„Unter  den  französischen  Denkern  verehrte  er  besonders 
Montesquieu,  der,  wie  man  weiß,  den  Lehrsatz  von  der 
Trennung  der  politischen  Gewalten  ausprägte  und  dem- 
jenigen Königtum  Verderben  und  Untergang  prophezeite, 
das  die  st&ndiBchen  Bechte  serstören  würde;  auch  in  der 
Constituante  war  eine  starke  Partei,  die  es  mit  MontesquieE 
hielt,  und  lange  genug  bat  es  noch  In  den  folgenden  Yer- 
Sammlungen  gewAhrt,  bis  seine  Theorie  gans  preisgegeben 
war/  —  Darftber  ist  das  Nötige  bereits  1, 64—68 ,  Idd—lSS » 
ISl-'lSS,  und  n,  209  gesagt. 

„Von  Jugend  auf  liebte  Stein  England.  Welche  Ein- 
wirkung ist  von  Kugl.md  auch  in  dieser  Periode  auf 
Frankreich  ausgewncjen",  oder  wie  es  ähnlich  II,  84 
lautet :  „Zu  dem  euglischen  Vorbilde  gesellte  sich  das 
französische  und  es  gab  wulil  nirhts,  was  natürlicher  ge- 
wesen wäre,  denn  wie  kl  cht  vollsog  sich  der  Übergang 
wie  von  dem  altgermanischeo  sum  eogliBchen,  so  aueh  von 
dem  englischen  sum  französischen  Verfassungsideale.''  — 
Es  ist  vielmehr  das  Charakteristischste  der  fransOsischen 
Bevolution  gewesen,  dafi  keine  eiosige  englische  Ein- 
richtung mit  Ausnahme  der  stark  fransOsierten  Jury  nach- 
geahmt ist 
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«Sogar  SU  der  yon  dem  dritten  Stande  beanspruchten 
Fohrenehaft  gab  es  eine  Analogie  in  den  Reden  und  Taten 

Steins :  er  rfihmte  den  Bfirgeretand  als  denjenigen,  der  dem 
Staate  die  aufgeklärtesten  und  tätigsten  Untertanen  gebe, 
er  wirkte  in  Landschaften,  wo  die  harcpiliolien  Interessen 
überwogen."  —  "Wie  si(  h  aus  der  \  ri  weisung  ergibt,  handelt 
es  sich  hier  wieder  um  den  Bericht  Uber  Polen  aus  dem 
Jahre  1781,  wo  es  heifit:  „In  Polen  fehlt  der  ganse  noitt- 
lere  oder  Bürgerstand,  der  dem  Staat  die  aulgeklärtesten 
und  t&tigsten  Hensdien  su  liefern  pflegt*  Ans  dieser  An- 
erkennung des  BOrgerstandB  folgt  doch  niebt  dessen  Führer- 
schaft oder  vielmehr  dessen  Alleinherrsehaft,  wie  sie  in  der 
französischen  RoYolution  erstrebt  worden  ist  Ob  schon 
damals  in  Westfalen,  „die  bikrgerlichen  Interessen  ttber- 
wogeu,"  kann  um  so  mehr  auf  sich  beruhen  bleiben,  als 
eine  Vertretung  dieser  Interessen  in  der  Zusammensetzung 
der  landstandischen  Corpora,  wo  et*  überhaupt  eine  land- 
st&ndischc  Verfassung  gab,  keinen  oder  doch  keinen  ge- 
nOgenden  Ausdruck  gefunden  hatte. 

„Endlich  stand  eins  der  radikalsten  von  den  modernen 
Gesetsen  Frankreichs,  das  gegen  den  Papst  und  das  Kloster- 
wesen geriehtete,  nicht  im  Widerspruch  mit  der  Welt> 
anschauung  Steins,  welche  durchaus  protestantisch  war* 
Wie  scharf  hat  er  sich  noch  viel  spftter  ttber  die  Klöster  ge- 
ftnflert.*  —  Über  Steins  religiöse  Weltanschauung  ist 
(11,206)  gebandelt.  Lebmann  selbst  gesteht  an  einer  andern 
Stelle  (11.  529),  daß  die  Steinsche  Kirchenjjolitik  auf  das 
stärkste  von  der  französisciien  revnlmi  iuiiren  abgewichen 
sei,  da  die  Franzosen  die  Kirche  ebenso  i  iiit,^geschätzt 
hätten  wie  Stein  sie  hochgeschätzt  liabe.  Übrigens  gibt  es 
ein  gleichzeitig  gegen  den  Papst  und  die  Klöster  gerichtetes 
Gesetz,  wie  man  doch  nach  der  Fassung  annehmen  rnttfitCt 
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nicht.  Die  gegen  die  Kltoter  gerichteten  Gesetze  sind 
I,  162  näher  bezeichnet  Mit  dem  Gesetz  gegen  den 
Pafist  kann  doch  nur  die  Zivilkonstitution  des  Klerus  ge- 
meint sein. 

„Selbst  die  ablehnende  Haltung,  welche  Stein  gegen- 
üher  einem  der  riheher  des  esprit  r6volutionnaire  einnahm, 
wird  man  nicht  als  Beweis  von  Feindschaft  pegeu  die  Ideen 
UüU  Männer  von  17^9  ansehen  dürfen.  Als  im  Jahre  1788 
das  postume  Werk  von  J.  J.  Rousseau,  die  Confessiona, 
erschien,  schrieb  Steins  Freund  Rehberg  eine  strenge  Re> 
zensionl  Er  warf  dem  Autor  vor,  dafi  er  sich  nicht  nur 
gegen  die  httrgerliche  Gesellschaft,  sondern  auch  gegen  die 
höhere  und  heiligere  Verpflichtung  der  natürlichen  Ter- 
haltnisse  aufgelehnt  hahe."  Nach  Anführung  des  weiteren 
Inhalts  der  Rehbergisehen  Bezension  heifit  es  femer:  «Es 
ist  sehr  begreiflich,  daß  Stein  diese  Kritik  für  das  Beste 
erklirrte,  was  über  Rousseau  geschrieben  sei.  Er  seihst 
Duiiute  Rousseau  den  Mann  mit  einem  Is ranken  Herzen. 
^'ergessen  wir  aber  nicht,  daß  die  Rezension,  deren  Inhalt 
Bich  Stein  aneignet,  auch  in  !<  urigen  Worten  den  Mann 
pries,  der  das  gefühlvollste  Gemüt  besitze,  dessen  Empfindung 
sich  mit  unnachahmlicher  StArke  in  einem  hinreifienden 
Vortrage  ergofi.  Und  wenn  Stein  selber  noch  vor  kurzem 
der  Umgang  mit  der  Natur  fttr  die  Bewahrung  der  Seelen«^ 
ruhe  wichtiger  erschienen  war  als  alle  Qmndsfttze  der 
Moral,  wenn  er  der  Bureaukratie  mißtraute  und  der  Selbst- 
verwaltung vertraute,  wenn  er  von  einer  Beteiligung  der 
Kation  an  der  politischen  Arbeit  die  Wukuug  erhoffte,  daß 
sie  den  metapolitischen  TriUimereien,  dem  philosophisch  sein 
wollenden  Hin-  und  Herredeu  ein  Ende  mache,  liegen  in 
alledem  nicht  ebenso  viel  Annäherungen  an  Rousseau? 
>]in  Urteil  Steins  aber  Rousseau»  politische  Schriften  haben 
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wir   nichL"  —  Danach  würde  die  Annäherung  Steins 
an  Rousseau  erstens  darin  bestehen,  daß  Stein  1783  — 
.Tor  kurzem" ,  sagt  Lehmann  —  in  einem  Briefe  an  seine 
Schwester  Marianne  ge&ufiert  hat,  der  Umgang  mit  der 
Natur  sei  fQr  die  Bewahrung  der  Seelenruhe  wichtiger  als 
alle  Grundsätze  der  Moral;  vielleicht  hat  Lehmann  an 
diesen  Satz  gedacht,  als  er  Ton  Äuflerungen  sprach,  welche 
einer  angeblich  atheistischen  Vorperiode  angehören  sollten ; 
politisch  kommt  auf  den  Katursinn  nichts  an.  Eine  zweite 
Annäherung  zwischen  beiden  wäre  das  ficmeinsame  Miß- 
trauen gegen  Bureaukratic  und  das  gemeiusume  Vertrauen 
zur  Selbstverwaltung,  eine  dritte  die,  daß  beide  gehofft 
hätten,  die  Beteiligung  der  Nation  an  der  politischen  Arbeit 
werde  die  Wirkung  haben,  dafi  dadurch  die  metaphysischen 
Tr&umereien,  das  philosophisch  sein  wollende  Hin-  und 
Herreden  ein  Ende  finde.   Oerade  gegen  Träumereien 
k  la  Rousseau  bind  die  Steinschen  Äufieruogen  gerichtet. 
Auffallend  in  hohem  Grade  ist  es  aber,  dafi  Lehmann  seine 
BemOhungen,  Stein  und  Rousseau  nach  Möglichkeit  odw 
vielmelir  über  jede  Müglidikeit  hinaus  unter  einen  UuL  zu 
bringen,  an  die  Confessions  und  nicht  an  den  Central  sozial 
ankiiuplt;  seine  MotivicruDg,  daß  wir  ein  Urteil  Steins 
über  Kousseaus  politische  Schriften  nicht  hätten,  trifft 
doch   die  Confessions  erst  recht,   da  es  nur  auf  eine 
ganz  künstliche  Weise  von  Lehmann  hergestellt  wird. 
Glaubt  Lehmann  wirklich,  dag  der  geringste  Zweifel 
darüber  bestehen  könnte,  wie  das  Urteil  Steins  aber  den 
Contrat  sozial  gelautet  haben  wflrdeV  Oder  soll  wie  bei 
den  Briefen  das  argumentum  ex  süentio  herhalten? 

„Ebensowenig"  —  wie  ein  Urteil  Steins  über  Rousseau^ 
politische  Schriften  —  „haben  wir  eine  gleichzeitige 
Äußerung  von  ihm  über  die  ersten  Jahre  der  großen 


Digrtized  by  Google 


238 


8b  Abeehnitt.  Die  Befenn  Steliü. 


Umwälzung  in  Frankreich.  Sein  erstes  Wort,  das  ihr  gilt, 
«Dtstammt  bereits  der  Zeit,  da  der  Adel  abgeschafft 
war,  da  nelieii  dem  dritten  Stande  auch  der  vierte  dch 
erhoben  hatte,  da  repnblikaniaehe  GeBinnnngen  durch- 
gedrungen waren,  da  das  monarchische  Gemeingefahl  des 
alten  Europas  Österreich  und  Preufien  in  einen  Krieg  wider 
das  revolutioDftre  Frankreich  geführt  hatte."  —  FQr  die 
Möglichkeit,  auf  welche  Lehmann  hier  hinweist,  dafi  Stein 
wie  eine  atheistische,  so  auch  eine  revolutionäre  Periode 
gehabt  liabe,  würde  die  Zeit  doch  sehr  zusaniiiienschruinpien, 
da  schon  1780  der  Adel  abgeschafft  wurde  und  mindestens 
seit  1790  das  Proletariat  sich  erhoben  hatte,  sodaß  Stein 
eigentlich  nur  ai)er  den  Bastillesturm  in  Gemeinschaft 
mit  Campe  sich  hfttte  freuen  können.  Dabei  ist  ganz  Ober* 
sehen,  daß  es  von  Stein  nur  sehr  wenige  Briefe  Oberhaupt 
gibt  Tielieicht  deshalb,  weil  er  kein  eifriger  Korrespondent 
war,  dafi  jedenfalls  sehr  wenige  von  diesen  Briefen  auf 
uns  gekommen  sind,  wie  denn  der  ganae  Briefwechsel  mit 
Hehherg  und  Heinitz  fehlt,  wie  in  keinem  einigen  der 
erhaltenen  Briefe  von  der  englischen  Reise  die  Rede  ist 
Soll  denn  wirklich  das  Urteil  jemandes  über  irgend  ein 
politisches  Kreigiiis  nur  dann  geschichtlicbeu  Wert  haben, 
wenn  es  Zug  für  Zug  a  tempo  abgegeben  wird! 

In  einer  Note  zu  dieser  Stelle  wird  noch  darauf  hin- 
gewiesen, dafi  das  Beispiel  Klopstocks  und  Johannes  von 
MOUers  zeige ,  „wie  viel  bei  einem  Urteil  Ober  die  fran- 
2&Bische  Revolution  auf  das  Datum  ankomme.*  —  Klopstock 
war  ein  weltfremder  Poet.  Was  aber  Johannes  von  Moller 
betrifft,  so  hat  Lehmann  selbst  an  einer  andern  Stelle 
(I,  390)  hervorgehoben,  wie  stark  die  Gabe  der  An- 
emplindung  bei  ihm  gewesen  sei.  Stein  war  doch  aber 
das  volle  Gegenteil  eines  Chamaieuus. 
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Wie  aber  stellt  sich  Lehmafin  su  dem  Steinschen 
Hanuskript? 

Er  hat  als  ArehWbeamter  sehoo  bei  der  Erwerbang 

Kenntnis  davon  erlangt,  er  hat  auch  bei  der  Ausarbeitung 
des  ^Stein"  vollauf  Gelegenheit  gehabt,  es  an  »einem 
Wohnorte  zu  benutzen.  Aber  er  hat  zunächst  nichts  getan, 
um  die  Benutzung  den  anderen  zu  erleichtem.  Er  erschwert 
sie  sogar. 

Im  Vorwort  zun  ersten  Bande  spricht  er  von  den 
1811  niedergeschriebenen  ^Denkwflrdigheiten"  und  nennt 
sie  ein  Juwel. 

Band  I,  30  wird  aus  den  „Denkwürdigkeiten"  folgender 
Satz  zitiert:  „Josephs  Ansichten  über  äußere  Politik  waren 
irrig.  Er  verlor  den  bisher  von  Osterreich  behaupteten 
Einfluß  in  Deutschland,  indem  er  durch  seine  Abrundungs- 
projekte  gegen  B&iem  allgemeines  Mißtrauen  erregte." 

Band  I,  146:  Stein  berichte  in  seinen  „Denkwttrdig* 
keiten*,  alles  sei  im  Hauptquartier  zu  Coblenz  Ende  1793 
mifimutig  gewesen  Ober  den  bisherigen  Eriegserfolg. 

Band  I,  147:  Bezeichnend  für  Stein  sei  es,  daß  er  in 
seinen  „Denkwürdi^'keiten"  seine  Mitwirkung  bei  den  Ver- 
lhandlungen mit  dem  Landgrafen  von  Hessen-Kassel  nicht 
mit  einer  Silbe  erwähne. 

Band  I,  167  bezeichnet  er  die  »Denkwürdigkeiten*! 
ohne  sie  zu  nennen,  mit  der  Wendung  »um  mit  den  Worten 
zu  reden,  die  später  Stein  selbst  gebraucht  hat*.  Es  ist 
da  von  der  Herrschaft  Bobespierres  die  Bede»  der  den  hin- 
gerichteten König  „an  seinen  Verfolgern  und  an  der  ver- 
deibten  Nation  durch  StrOme  von  Blut  riUshte,  bis  er  selbst 
der  Hölle  gereift,  ein  scheußliches  Ende  nahm". 

Auf  derselben  Seite  heißt  es,  wieder  ohne  daß  die 
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„Denkwürdigkeiten"  genannt  würden.  Stein  habe  noch  nach 
zwei  Jahrzehnten  den  Krieg  in  der  N'end^e  geschildert» 
,wo  frommer  Laudieute  religiöser  Knthusia!?nius  und  treue 
Anhänglichkeit  an  den  Thron  unter  Leitung  geistvoller  und 
heldenmütiger  Anfllbrer  den  Kampf  mit  der  blinden  Wut 
blutgieriger  Gegner  und  ihrer  zahlreichen  Heere  rfthmlicb 
bestanden". 

Nocbmals  auf  derselben  Seite  wird  dann  aus  den 
^Denkwfirdigkeiten*  der  Satz  zitiert:  „Sie  (die  Emigranten) 

waren  im  allgemeinen  lästig  denen  Einwohnern  durch  ihre 

Anmaßung,  wenig  geachtet  wegen  ihres  Leichtsinns,  ilirer 
Gelialtln sigkeit:  der  größte  Teil  bewies  Ue.signation  in  eme 
Lage,  die  zu  Entbehrungen  jeder  Art  nötigte,  Gewandtheit 
und  Frohsinn  in  der  Trübsal". 

Band  I,  172  wird  ane  den  »DenicwürdigiKeiten''  eine 
Stelle  zitiert:  „Wie  unerwartet  sehnell  wurde  alles  dieses 
nach  dem  Tode  des  grofien  Ednigs  ganz  anders;  um  es 
zu  glauben,  mufl  man  Augenzeuge  und  Zeitgenosse  ge- 
wesen sein/ 

l^and  II,  30  werden  für  die  gfmstige  Beurteilung  des 
KabiiK  tl  rats  Menckeu  vonseiten  Steins  die  ^Denkwürdig- 
keiten" zitiert,  die  von  Pertz  1,  170  wörtlich  reproduziert 
seien. 

Band  II,  515,  Note  3  wird  f&r  die  von  Stein  beab> 
sichtigte  Adelsreform  auf  Steins  »Denkwardigkeiten*  ver* 
wiesen. 

liand  II,  58;i,  Note  8  werden  die  „Denkwürdigkeiten"* 
für  Steins  Meinung  über  <lie  ünvollkoninieiiheit  der  Er- 
ziehungsanstalten während  der  Zeit  der  Aufklärung  zitiert. 

Band  II,  590  ebenso  aus  Anlaß  von  Steiuä  Konflikt 
mit  der  Königin  Louise. 
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Erst  im  dritten  Bande  rückt  Lehinaiiü  mit  leni  wiihren 
Titel  (ies  bteinschen  Manuskripts  heraus;  es  heißt  Band  III, 
98,  Note  3:  „Der  Titel  des  Werks  lautet:  Geschichte  des 
Zeitraums  von  1789—1799". 

Aber  auch  hier  wird  nicht  verraten,  wo  das  Manuskript 
sich  befindet 

Es  ist  dann  im  dritten  Bande  noeh  zweimal  davon  die 
Bede;  III,  116  wird  von  einem  die  .DenkwOrdigkeiten* 
noch  ttherbietenden  ungeheuren  ZugeständnisBe  an  die  Re* 
gierung  Frankreiehfi  von  1793  gesprochen,  worOber  später; 
und  III,  300  von  „dem  1811  verfaßten  Geschichtswerke". 

Von  allen  Lehmamischeu  Zitaten  bezieben  sich  nur 
zwei  oder  drei  auf  Steins  Beurteilung  oder  Verurteilung 
der  französischen  Revolution.  Alle  tlbrigen  auf  Steins  Be- 
urteilung oder  vielmehr  Verurteilung  preußischer  Ver- 
hftltoisse,  so  daß  also  die  Darstellung  Steins  von  der 
franztoiachen  Revolution  bei  Lehmann  so  gut  wie  fiberhaupl 
kerne  Beachtung  gefunden  hat. 

Kun  hat  zwar  Lehmann  (III,  99 f.)  zugestanden,  daft 
Stein  «sehr  ungttnstig"  Ober  die  französische  Revolution 
geurteilt  habe,  jedoch  zugleich  behauptet,  daß  die  Steinsehe 
Darstellung  nicht  zu  „retten"  sei,  als  „teils  einseitig",  teils 
„geradezu  falsch".  Es  koimiit  doch  aber  in  erster  Linie  nicht 
darauf  an.  welciies  die  Meinung  Lehmanns  hinsichtlich  der 
Meinung  Steins  über  die  französische  Reviihihüu  sei,  sondern 
zunächst  nur  darauf,  wie  Stein  selbst  über  die  französische 
Revolution  geurteilt  habe.  Um  aber  das  Zugeständnis,  dafi 
Stein  »sehr  ungünstig"  geurteilt  habe,  zu  paralysieren,  soll 
nach  Lehmann  die  Steinsche  Revolutionsgeschiehte  zum 
Zweck  des  Unterrichts  der  ftltesten  Tochter  geschrieben  sein. 
Er  beruft  sich  dafor  auf  einen  Brief  Steins  an  die  Grftfin 
BrQhl  vom  7.  Msrz  1811 ,  bei  dessen  Erwähnung  Portz 

v«k  ll*i«r,  fnm^  Blniftn«.  II,  16 
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(II,  622)  ein  Fngeieiehen  gemadit  hat,  einen  Brief,  den  man 
nur  ans  diesem  Zitat  kennt  Die  Stelle  lautet:  je  suis 

maintenaut  occup^  k  faire  pour  Henriette  ud  tableau  bistorique 
dela  rövolution  fiau^aise.  So  weit  geht  Leb  mau  u  tucht^  dad 
er  Stein  die  Tendenz  unterschöbe,  die  Revolutionsgeschichte 
gegen  besj5eieb  Wissen  in  usuiu  delpiiini  gefälscht  zu  habea. 
£r  sagt,  die  Absicht  Steins  sei  nicht  etwa  „nur**  die  ge- 
ivesen,  seine  Kinder  mit  Abscheu  gegen  die  verübten  Greuel 
zu  erfüllen,  es  sei  «auch"  Steins  innere  Übeneugung  ge- 
wesen. 

Jedenfalls  würde  Stein  seinen  Zweck  grttndlieh  vetfeblt 
haben,  da  kein  noch  so  gut  enogeoes  junges  Mädchen  es 
ausgehalten  haben  wflrde^  dieee  breiten  AusfAhrungen  Uber 
die  Stellung  der  Mächte,  Aber  die  Art  der  Kriegführung, 

diese  statistischen  Tabellen  über  sich  ergehen  zu  lassen. 
Was  Ireilicli  in  vollem  Maße  erst  dann  erkannt  werden 
kann,  wenn  das  Werk  nicht  mehr  profanen  Blicken  ent- 
zogen, wenn  es  vielmehr,  was  schon  längst  h&tte  geschehen 
sollen,  gedruckt  sein  wird. 

Ist  denn  Überhaupt  das  „tableau  bistorique  de  la 
r^voluüon  fran^ise"  identisch  mit  der  BeTolutionsgeechichte? 
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Drittes  Kapitel. 

Die  ßeamtentätigkeit  Steins  zur  Zeit  des 
alten  StAatswesens  (1780—1806). 


I.  Als  Präsident  von  Kriegs-  ouü  Domänenkammem« 

Wie  der  Eintritt  Steins  in  den  preufiisehen  Staats* 
dienst  abgesehen  yon  seiner  »hohen  Verehrung  fQr  Friedrieh 
den  Einsigen*  nieht  ohne  den  Minister  von  Heinits, 
der  durch  seine  zweite  Verheiratung  mit  der  Steinschen 

Familie  verschwägert  war,  erfolgt  ist,  so  ist  es  aueh 
dem  Einfluß  von  Heinitz,  der  seit  1777  an  der  Spitze 
des  Berg-  und  IHUteudepart^'mcnts  im  Generaldirektorium 
stand,  zuzuschreibon,  daß  Strm  seine  Ikaiuteulauflmhn  in 
diesem  technischen  Departement  beguuneu  hat  Er  war 
darauf  nicht  vorbereitet,  er  hatte  sich  in  Göttingen  1773 
bis  1777  auBsehliefilich  mit  der  Staats-  und  Recbtswissen- 
sebaft  und  mit  der  Geschiehte  und  den  Zuständen  Englands 
besebftftigt;  sein  Ziel  war  damals  eine  Stelle  in  den 
Beicbsgerichten;  er  war  seit  seinem  Abgange  von  OOttingen 
während  der  Jahre  1777 — ^1780  auf  Reisen  gewesen,  einige 
Monate  in  Wetzlar  „um  den  KammergerichtsprozeB  kennen 
zu  lernen",  in  Mainz,  in  Kegensburg  „wegen  der  Reichstags- 
geschäfte", in  Wien  „wegen  dea  lieichshufratÄ".  Er  wurde 
dann  ohne  jedes  Examen,  welches  damals  nur  für  die  all- 
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gemeine  Staatsverwaltang  galt,  im  Februar  1880  Beferendar 
beim  Berg-  und  Hottendepartement  desGeneraldirektoriamB 
in  Berlin.   „leh  betrat  also*,  wie  es  in  der  Vita  heifit» 

„eine  ganz  neue  Laufbahn,  zu  der  mir  alle  Vorkenntnisse 
fehlten ;  sie  zu  erlangen  war  mein  ernster  Vorsatz  und  ich 
begann  also  panz  neue  Studien  durch  Besuche  der  CoUegien 
iu  Berlin,  durch  Begleitung  des  Ministers  von  Heinitz  auf 
seinen  Dienstreisen,  1780  durch  Ostfriesland,  Holland, 
Westfalen,  das  Mansfeldsche,  1781  durch  West-  und  Ost- 
preufieui  wo  ich  meinen  Rücicweg  mit  dem  nachherigen 
Staatsminister  von  Beden  fiber  Warschau,  Wilicka,  Krakau, 
durch  Schlesien  nach  Berlin  nahm,  und  durch  meinen 
ihrigen  Aufenthalt  1782  in  Freiberg  und  einen  dreJ- 
monatlichen  1783  in  Clausthal."  Bei  solcher  gründlichen 
Ausbildung  und  bei  der  Energie,  die  Stein  an  alles  setzte» 
was  er  betrieb,  ist  es  glaublich,  daß  Alexander  von 
Humboldt  gesagt  haben  soll ,  Stein  sei  einer  der  ersten 
Bergwerkskundigen  seiner  Zeit  gewesen,  wenn  es  auch  an 
einem  Nachweise  dartlber  fehlt,  v,o  diese  Äufierung  sieh 
findet  (Lehmann,  »Knesebeck  und  Schön",  92). 

Inzwischen  war  Stein  im  Mftrs  1782  im  Alter  von 
26  Jahren  zum  Oberbergrat  aufgerückt  Zwei  Jahre  sp&ter 
ist  ihm  «die  Direktion  des  Bergwesens  und  der  Fabriken 
in  Westfalen"  ttbertragen  als  Direktor  der  kollegialis^ 
organisierten  Bergäniter  zu  Wetter  und  Ibbenbüren  und 
der  R( !  gwerkskomniission  zu  Mindeu  mit  dem  Wohnsitz 
in  Wetter. 

Gleichzeitig  mit  der  Versetzung  nach  Wetter  ist  Stein 
aber  auch  in  die  allgemeine  Landes  Verwaltung  übernommen 
worden,  indem  er  damals  Sitz  und  Stimme  in  der  Kriegs- 
und  Dominenkammer  in  Cleve  sowie  in  der  Kriegs-  und 
DomAnenkammerdeputatlon  zu  Hamm  erhielt  Nachdem 
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dann  1786  HetnitE  ProTinmlminister  fttr  die  weatfiUischen 
Gebietsteile  geworden  war,  wurde  Stein  Ende  1787  zweiter 
Direktor  der  clerischen  Kammer  und  auch  zweiter  Direktor 
der  Kammer  in  Hamm,  als  diese  damals  anstelle  der 

bloßeu  Deputation  errichtet  wurde;  er  wurde  im  Juli  1788 
erster  Direktor  der  cleveschen  Kammer  und  im  Mftrz  171>3 
Präsident  ei*st  der  märkischen,  im  Oktober  der  clevescheu 
Kammer;  er  wurde  eudlich  im  Mai  1796  auch  Präsident 
der  minden-ravensbergischen  Kammer,  zu  der  auch  Tecklen- 
burg und  Lingen  gehörten;  er  Obersiedelte  damals  von 
Hamm  nach  Minden  und  erhielt  im  Juni  den  Titel  einea 
Oberpzftddenten. 

Als  Kammerpräsident  und  als  Oberprftsident  hat  Stein 
die  laufende  Verwaltung  in  ausgezeichneter  Weise  geffihrt; 
zu  einer  Reformtätigkeit  hätte  aber  selbst  ein  Mann  seines 
Kalibers  keine  genügende  Ellbogenfreiheit  gehabt.  Die 
Stellung  eines  Kamuierpräsideuteu  im  alten  Staatswesen 
war  eine  viel  gebundenere  als  die  eines  heutigen  Re- 
gierungspräsidenten; in  doppelter  Hinsicht.  Erstens  wegen 
der  Zentralisation,  die  es  mit  sich  brachte,  daß  jede 
Bagatelle,  jede  Bestallung  eines  Unterbeamten,  jede  Zu- 
lassung zum  Examen  an  das  Generaldirektorium  oder  an 
den  Kdnig  selbst  gehen  mufite,  und  dafi  diesen  Ent- 
scheidungen ohne  weiteres  Folge  gegeben  werden  mußte 
ohne  Gegenvorstellungen,  anf  die  hin  wenigstens  unter 
Friedrich  dem  Großen  Kassationen  von  Kammerpräsidenten 
vorgekommen  sind;  Stein  hat  deshalb  auf  alle  Weise  ge- 
sucht, Fühlung  mit  dem  deneraldirektoriuni  zu  gewinnen 
und  zu  erhalten;  er  ist  in  jenen  Jahren  sehr  häutig  in 
Berlin  gewesen.  Zweitens  wegen  der  kollegialischen  Ge- 
achäftsbehandlung,  welche  jede  formelle  Pr&ponderanz  des 
Präsidenten  ausschlofi,  zumal  die  BeschlQsse  vom  ganzen 
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Koll^mn  gefafit  wurden,  und  es  eine  GliedeniBg  in  Ab- 
teiinngen nicht  gab.  Nun  hat  zwar  Schön  behauptet,  Fried- 
rich der  Grofle  wurde  jeden  Kammerprftsidenten,  der  ihm 
gesagt  hfttte,  er  sei  abvotiert  worden,  kassiert  haben;  aber 

gerade  gegen  diese  von  mir  (Reform,  40)  wiedergegebene 
Äußerung  Schöns  hat  Lehmauu  Kuispruch  erliobeii  (II,  403» 
"Note  1)  mit  den  Worten:  „Die  Behauptung  Schöns,  die 
Kamnit'rprJlsidenten  seien  stets  Prilfektrn  gewesen,  ist 
evident  falsch";  es  vürde  das,  wie  es  an  einer  anderen 
Stelle  heifit,  „nirgends  sonst  bezeugt".  Mit  solchen  Be- 
zeugungen ist  es  eine  eigene  Sache ;  selbst  diejenigen,  die 
eine  derartige  Beobachtung  gemacht  haben,  pflegen  sie  doch 
nicht  aufzuschreiben  oder  gar  drucken  zu  lassen;  wie  ja 
die  SchOnsche  Äufierung  durch  blofien  Zufall  auf  uns  ge- 
kommen Ist.  Man  wird  scheiden  mfissen  zwischen  det  Praxis 
Friedrichs  des  Großen  und  der  seiner  beiden  Nachfolger; 
Friedrich  der  Große  setzte  sehr  hflutig  ah,  die  beiden  Nach- 
folger als  sehr  humane  Männer  nur  lin  list  selten,  tlhngeiis 
wird  aus  dem  Jahre  1705  in  der  Tat  ein  Fall  berichtet, 
wo  Vincke  als  Referendar  bei  der  kurmärkischen  Kammer 
es  fertig  gebracht  hat,  dafi  der  Präsident  aberstimmt 
worden  ist,  allerdings  in  der  Kammeijnstizdeputation 
(Bodelschwingh,  87).  Stein  selbst  hat  ja  gesagt,  ein 
Kollegium  solle  geleitet,  nicht  den  Peitschenhieben  ehms 
Zuchtmeisters  preisgegeben  werden  (Lehmann  I,  190). 

In  der  Stellung  Steins  wurde  auch  nicht  das  geringste 
dadurch  geändert,  daß  er  OberprÄsident  wurde.  Denn  Oher- 
präsident  war  damals  keine  Funktion,  sundeiu  h  lifzlich  ein 
Titel.  Der  Oberpräsident  im  alten  Staatswesen  war  keine 
Zwiscbenin stanz.  Mit  der  Bezeichnung  wurden  solche 
Kammerpräsidenten  ausgezeichnet,  die  gleichzeitig  Präsi- 
denten mehrerer  Kammern  waren,  wie  Münchow,  der 
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I^HsMentder  schlesisehen  Kainmeni  zu  Breslau  und  Glog.iu; 
Domhardt,  der  i*rasident  der  ostpreußischen  Kammer  zu 
Königsberg,  der  litthauischen  zu  Gumbinuen,  der  west- 
preafiiseheD zu  Marienwerder;  später  Schroetter,  als  Präsident 
derselben  Kammern.  Der  Aoadraek  Oberprftaident  war 
eigenüicli  nur  eine  AbttHnsiing.  Streng  offiziell  sagte  man 
Oberkammeiprftsident;  die  Fälle  sind  nicbt  selten,  wo  der 
von  Sehrelberhand  im  Konzept  gebrauclite  Aasdruck  Ober- 
prtsident  in  den  von  Oberkammerprftsident  verftndert  ist 
Gerade  Stein  als  Präsident  der  Kriegs-  und  DomAnenkammeni 
zuCieve,  liamm  und  Minden  hatsich  mehrfach  als  Oberkammer- 
präsident bezeichnet  (Bericht  vom  3.  Juli  1802;  ebenso  im 
gedruckten  Dezentralisationspatente  aus  demselben  Jahre). 

Stein  hat  aber  auch  tatsächlich  keine  lleformtätigkeit 
entfaltet.  Mit  allen  seinen  Vorgesetzten,  namentlich  mit 
denjenigen  Ministern  des  Generaldirektoriums,  die  zu  seiner 
Zeit  an  der  Spitze  des  westftliscben  Provinzialdepartements 
gestanden  haben,  mit  Schulenbiurg,  mit  Heinitz  1786— 1802, 
mit  Hardenberg,  der  auf  Heinitz  während  eines  kurzen 
Zeitraums  gefolgt  war,  mit  Angeren  seit  1803,  bis  Stein 
dessen  Kollege  im  Generaldirektorium  wurde,  hat  er  stets 
in  vollei  Harmonie  sich  befunden;  von  Opposition,  auch 
nur  von  stiller  Opp  »Mtiou  tindet  sich  keine  Spur. 

Alles,  was  zur  Zeit  der  Steinschen  Verwaltung  in 
Westfalen  von  Refonnmafiregeln  ins  Leben  getreten  ist, 
ist  nur  der  Abglanz  dessen  gewesen,  was  im  Zentrum  des 
Staats  fOr  den  Gesamtstaat  angeordnet  wurde;  alles,  was 
▼on  der  Zentralinstanz  nicht  durchgesetzt  wurde»  ist  auch 
in  Westfalen  nicht  durchgedrungen.  Von  einer  Schule  west- 
ftliseher  Reformer  mit  Stein  an  der  Spitze,  die  eigentlich  nur 
die  reifen  Früchte  der  dortigen  vorgeschritteneren  Zustände 
zu  pflücken  gehabt  hätte,  kann  nicbt  gesprociieu  werden. 
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Unter  Friedrich  Wilhelm  IL  war  es  vorzngsweiBe  der 
Ton  Friedrich  dem  Großen  TOllig  Temachlftssigte  Chaussee- 
bau,  auf  den  man  sich  warf.    Dabei  hat  aber  der 
Ktaig  perstolich  -  die  Initiative  ergriffen.  Schon  in  der 
Xabinettsonier  vom  25.  November  1786  war  dem  General- 
direktorium befohlen,  wegen  der  notwendigen  Yerbessemng 
der  Wege  und  Straßen  Vorschläge  zu  machen.    In  der 
Kahinettsordcr  vom  :^0.  Januar  1788  heißt  es,  daß  einer 
guten   Lande?poli7ei   angeiuessen  sei,  \v(  an  die  Haupt- 
straßen iu  möglichst  guten  Stand  gesetzt  würden  (Acta  des 
Kabinetts  Friedrich  Wilhelms  II.  betr.  Bau  von  rhausseen 
B  96,  216  D;  Acta  betr.  die  Verbessening  der  Wege  und 
Iiandstrafien  im  Magdeburgisehen   durch  Anhige  von 
Chausseen.  Tit.  C.  X.  C.  II  Nr.  26).  Aus  dei  Initiative  des 
Königs  ist  die  Freisaufgabe  hervorgegangen,  welche  die 
Akademie  der  Wissenschaften  Aber  die  beste  Konstruktion 
der  Chausseen  gestellt  hat  und  welche  1797  zur  Befriedi- 
gung der  Akademie  von  einem  Magdeburger  Fachmann  gelöst 
wurde  (Harnack,  Geschichte  der  Kgl.  preußischen  Akademie 
der  Wissenschaften,  I,  615).  Auf  der  Initiative  des  Königs 
beruht  wohl  auch  in  der  Hauptsache  der  frühe  Beginn 
des  Baues  der  Chaussee  von  Berlin  nach  Potsdam.  FOr 
den  ganzen  Staat  ist  eine  General-Chausseebau-Inteiidantur 
errichtet.  Überall  hat  man  sich  bemüht,  aus  den  damals 
im  Chausseebau  vorgeschritteneren  LAndern,  aus  Sachsen, 
Hannover,  Braunsehweig,  Techniker  zu  gewinnen. 

Alle  Provinzialminister  sind  natQrlich  mit  dem  größten 
Eiter  auf  die  Idee  des  Königs  eingegangen,  ganz  be- 
sondt M  S  Schulenburg,  der  Chef  des  magdeburgisch-halber- 
stftdtibchen  Provinzialdepartements,  der  sich  schon  seit  1780, 
besonders  seit  1787  um  den  Bau  der  beiden  Chausseen 
von  Leipzig  über  Halle  nach  Braunschweig  und  von  Leip- 
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zig  über  Mafjdeburg  nach  Hamburg,  zusammeu  4:}  Meileu, 
bemüht  und  <ier  es  1788  durchgesetzt  hat,  daß  zur  Be- 
schleuoigung  des  Chausseebaues  im  Magdeburg-HalberotAdti- 
Bchen  eine  Leibrentenanstalt  errichtet  wurde. 

Die  Verdienste,  welche  sich  Heinits  ttnd  Stein  um  den 
Chnusseeban  in  Westfalen,  namentlich  In  der  Grafschaft 
Mark  erworben  haben,  in  allen  Ehren;  aber  es  ist  auch 
außerhalb  Westfalens  gebaut,  oberall  in  der  Hauptsache 
auf  Staatskosten.  Es  berührt  daher  seltsam,  daß  Leh- 
mann (I,  165)  schreibt,  das  i)reußische  Heer  bediente  sich 
der  Straßen,  die  Stein  gebaut  hatte. 

Unter  Friedrich  Wilhelm  III.  steht  die  Verbesserung 
des  ZuBtandes  der  Bauern  allen  anderen  Reformen  an  Be- 
deutung weit  voran.  Auch  dabei  handelt  es  sich  um  den 
Gesamtstaat  Bei  den  Dom&nenbauem  ist  die  Beform  im 
Osten  wie  im  Westen  gelungen,  nur  dafi  es  im  Westen 
wenig  Dom&nen  gab.  Bei  den  Privatbauem  ist  sie  so  gut 
im  Westen  wie  im  Osten  damals  gescheitert,  nur  dafi  es 
im  Osten  eine  Anzahl  adliger  Grundbesitzer  gab,  welche 
die  P>rbuiitirt;ini^keit  freiwillig  aufhüben,  niclit  nur,  wie 
Li'hmaim  (I,  21i>)  meint,  ,die  Rantzau,  Ahlefeldt,  Stollierg 
und  BernstdrfT  im  westlichen  Deutschland  und  in  Däne- 
mark, der  rriuz  von  Uranien  und  der  Präsident  Auerswaldt", 
sondern  namentlich  auch  in  Ostpreußen,  wo  neben  dem 
Präsidenten  Auerswaldt  auch  die  Dohna  und  zahlreiche 
andere  in  Betracht  kommen,  w&hrend  von  den  Standes- 
genossen in  Westfalen  nichts  dergleichen  berichtet  wird, 
wie  denn  auch  Lehmann  (1, 216)  die  Frage  aufwirft,  warum 
nicht  Stein  selbst  die  eigenen  HOrigen  an  der  Lahn  und 
am  Rhein,  die  teilweise  noch  unter  der  Abgabe  des  Best- 
haupts seufzten,  freigegeben  habe.  Stein  gehörte  damals 
noch  gar  nicht  unter  die  Bauerubefreier,  Lehmann  selbst 
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(I,  212 f.)  erzählt,  daß  er  den  für  die  Bauernbefreiung 
äußerst  unjrOnBtigen  Bericht  der  Mindener  Regierung  mit 
dem  Bemerkpn.  pv  entlialte  sehr  viel  Wnhres,  an  das  (ie- 
neraldirektorium  gesandt  habe;  in  der  Vita  heißt  es,  er 
habe  eine  Milderung  in  der  Stellung  der  fiigenbehörigen 
gewollt,  jedoch  nicht  in  dem  revolutionAren,  alle  Rechte 
vernichtenden  Sinne.  Gerade  in  Sachen  der  Banerobe* 
freiung  ist  von  irgendwelcher  weatfUisehen  Initiative  keine 
Rede;  Mftnner  wie  der  Kriegsrat  HoiTbauer  nnd  der  Amtp> 
mann  Sehnider  hat  es  ftberall  gegeben. 

Eine  weitere  Reform,  die  Neuordnung  der  Ressort- 
verhflltnifüsc  zwischen  Justiz-  und  Verwaltungsimliurden, 
war,  wie  bereits  dargelegt,  in  fast  der  Hälfte  des  da- 
maligen Staatsgebiets  schon  durchgesetzt,  als  sie  an  West- 
falen herankam.  Sie  ist  im  April  1803  in  Paderborn  und 
Mfinster,  im  September  1803  in  die  altwestf&lischen  Ge- 
bietsteile eingeführt.  Und  gerade  Stein  hatte  Bedenken 
dagegen.  Der  Sachverhalt  ist  bereits  in  meiner  Reform, 
S.  66  dargelegt.  „Der  Freiherr  von  Stein  in  Beiner  un- 
gedruckten  Denkschrift  Ober  die  Bildung  der  Landes- 
kollegien  im  Fürstentum  Mtinster  vom  2.  Marz  1803  äußerte 
sich  indessen  nicht  ganz  unbe(lenl<iich :  Indem  man  dem 
Justizlcnllegium  die  Erkenntnis  in  allen  tiskalischen  Sachen 
oder  in  allen  solchen  Sachen  überträgt  ,  wo  wegen  Über- 
tretung in  das  Kammerressort  einschlagenden  Gesetze 
Untersuchnng  und  Strafe  verh&ngt  wird,  so  mnfl  man 
solche  Maflregetn  treffen,  damit  das  Ansehen  dieser  Gesetze 
möglichst  aufrecht  erhalten  werde,  nnd  hierzu  scheint 
mir  das  schicklichste  Mittel  zu  sein,  wenn  man  denen  De- 
putierten der  Kammer,  welche  nach  §  15  des  Ressort- 
reglenients  bei  dem  Votieren  gegenwärtig  sein  sollen,  ein 
wirkliches  Votum  beilegt,  und  es  dem  iiegierungspräsi- 
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deuten  zur  Pfliclit  inaeht»  fiskalische  Sachen  nur  Alteren, 
erfahrenen  und  mit  der  Landesverfassung  bekannten  Rftten 
znzusehreibeD.*"   Als  es  sich  nun  bei  Lehmann  um  die 

Stellung  Steins  zu  den  §§  34  tf.  der  Verordnung  von  1808 
handelt,  heißt  es  (II.  142):  „Wieweit  sollte  küuftighin 
gegen  Verfügungen  der  Kammern  der  Rechtsweg  zulässig 
sein?  Stein  nannte  wie  etwas  SelbstverstAndliciies  das 
ResBortreglement ,  nach  dem  er  selber  die  westfälischen 
Annexionen  richtiger  die  sämtlichen  westfälischen  Landes- 
teüe  seit  1802  verwaltet  hatte.  IMeses  ruhte  auf  einem 
andern  Reglement,  dem  fttr  Neu-Ostprenfien,  das  wesent- 
lich nach  den  Ideen  von  Suarez  ergangen  war;  immerhin 
hatte  Minister  Schroetter,  zu  dessen  Amtsbezirk  diese  Pro- 
vinz geholte,  damals  einigermaßen  mitgewirkt,  und  er 
konnte  jetzt  nichts  gegen  Steins  Anweisung  sagen."  Es 
erweckt  schon  völlig  falsche  Vorstellungen,  wenn  vom 
Minister  von  Schroetter  gesagt  wird,  er  habe  „einiger- 
maBen"  beim  neuostpreufiischen  Reglement  mitgewirkt;  aber 
mag  auch  die  Abwägung  des  Verdienstes  von  Schroetter 
und  Suarez  auf  sich  beruhen  bleiben,  jedenfalls  wird  der 
Sachverhalt  vollständig  auf  den  Kopf  gestellt,  wenn  Lehmann 
weiter  behaui)tet,  Schroetter,  der  eigentliche  Urheber  der- 
jenigen Reform,  gegen  welche  Stein  Bedenken  gehabt  hat, 
habe  „nichts  gegen  Steins  Anweisung  haben  können  1" 
(Löüing,  Gerichtt)  und  Verwaltungsbehörden  in  Branden- 
burg-Preußen; im  Verwaltungsarchiv,  II,  438  ff.) 

Daß  die  DezentralisatioD  der  allgemeinen  Staatsver- 
waltung vom  Zentrum  ausgegangen  ist,  versteht  sich  von 
selbst  Schon  die  Finanzkommission  hatte  sich  damit  be- 
schäftigt. Die  treibende  Kraft  im  Generaldirektorium  bei 
dieser'  Mafiregel  war  der  Minister  von  Vofi,  ,der  Bruder 
einer  Maitresse  Friedrich  Wilhelms  II.",  wie  Lehmann 
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sagt.  Der  Minister  von  Voß  hatte  aber  in  den  letzten  Zeiten 
Friedricli  Wilhelm  II.  sich  zurückgezogen  und  war  erst 
iiDter  Friedrich  Wilhelm  III.  wieder  eingetreten;  erst  von 
da  ab  datiert  seine  Bedeutung.  £r  ist  es  gewesen,  der 
in  seinem  Provinxialdepartement,  Enrmarkf  Neumsrk, 
Pommern  und  SOdpreuflen,  mit  der  Dezentralisation 
voranging.  Übrigens  war  kein  Mensch  dagegen,  am 
wenigsten  die  Kammerprftsidenten  und  am  allerwenigsten 
Stein.  Aber  erst  1802  ist  in  Westfalen  die  Dezenti  alisaLion 
zur  Durch fl^hriinff  jjekomnien  nach  allen  anderen  Provinzen; 
der  Entwurf  Steins  ist  eine  Abschrift  der  für  die  übrigen 
Laadesteile  bereits  publizierten  Erlasse  (Acta  betr.  die 
Reorganisation  der  Staatsverwaltung.  B  151,  Tit.  XXI, 
Nr.  1,  fol.  242). 

Nun  sagt  xwar  Lehmann  (II,  291),  viel  wichtiger  sei 
das  gewesen,  was  Stein  als  allgemeinen  Grundsatc  filr  die 
Wirksamkeit  der  Kammer  proklamiert  habe;  sie  soUten 
berechtigt  sein,  «nach  den  vorhandenen  Gesetzen  und 
sonstigen  Vorschriften  zu  verwalten,  ohne  bei  der  obersten 
Behörde  anfragen  zu  müssen,  es  sei  denn,  daß  eine  solche 
Aufraffe  ausdrücklich  vorbehalteu  sei.  „Ist  hier  nicht, 
wenn  auch  nur  in  Beschränkung  auf  die  Bureaukratie  die- 
selbe große  Idee  ausgesprochen,  auf  der  das  englische 
Staatswesen  seit  der  Umw&izung  von  1688  ruht,  daß  näm- 
lich nur  das  Gesetz  herrschen  soll."  Erstens  hat  Stein  gar 
nicht  den  Grundsatz  proklamiert,  daß  nur  das  Gesetz 
herrschen  soll,  da  er  neben  den  Gesetzen  auch  sonstige 
Vorschriften  nennt;  mit  vollem  Recht,  da  es  keinen  einzigen 
Staat  in  der  ganzen  Welt  gibt,  der  nur  durch  Gesetze 
regiert  würde,  auch  das  heutige  England  nicht.  Zweitens 
al)er  will  Stein  gar  nicht .  daß  die  Zuständigkeit  der 
Kammer  dann  ohne  weiteres  gegeben  sei,  wo  Gesetze  oder 
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soBBtige  Vonchrifteii  mhaaden  «nd,  da  er  die  Zuständig- 
keit der  obersten  Behörde  auch  dann  suläfit,  wenn  sie  aus- 
drücklich vorbehalten  sei.  Es  ist  also  mit  dieser  Zuständig- 
keitsbestim luuug  gar  nichts  gesagt. 


Auch  bei  der  Reorganisation  von  Paderborn  und 
Mfinster  hat  Stein  sich  in  seinen  amtlichen  Schranken  ge- 
halten* 

Alles  Wesentliche,  die  EinfQhrung  des  Allgemeinen 
Landrechts,  der  Allgemeinen  Gerichtsordnung,  des  Canton- 
reglements,  der  Accise,  dieser  unter  gewissen  Modifiksr 
tionen,  der  BehOrdenorganisation  sowohl  der  Kriegs-  uud 
Domanenk jiiiiiiorn  als  auch  der  L.indräte  ist  von  Berlin 
aus  vom  Geoeraldirektorium  und  dem  Justizdepartement 
ohne  weiteres  angeordnet  worden. 

Im  Übrigen  war  für  die  westfälischen  und  nieder* 
s&chsischen  Eatschftdigungslande  eine  Kommission  eiogesetst 
zuerst  in  Hildesheim  —  spater  wurde  sie  nach  Berlin  ver- 
legt —  bestehend  unter  dem  Vorsitz  des  ältesten  Ministers 
des  Generaldirektoriums,  des  Grafen  Schulenburg,  aus  einer 
Anzahl  von  Räten  sowohl  des  Generaldirektoriums,  unter 
denen  Sack,  als  des  Justizdepartements.  Unter  dieser 
Haui)torgaiii?ationskomraission  fungierten  zwei  Organi- 
sationskomiiiissionen ,  die  eine  für  die  niedersächsischen 
Gebiete  unter  dem  Vorsitz  von  Angern,  die  andre  für  die 
westfälischen  unter  dem  Vorsitz  von  Stein.  Die  Steinsche 
Organisatiooskommission  war  wieder  eine  verschiedene 
fftr  Münster  und  für  Paderborn;  die  Mitglieder  beider 
waren  durchweg  ausgezeichnete  Mftnner,  teils  früher 
mfinstersche  und  paderbomsche,  teils  altpreuflische  fie* 
amte;  in  der  mttnsterschen  Kommission  safien  v.  Sobbe, 
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Rappard,  Ton  Wolfframsdorff;  Btbbentrop»  DniiBl,  Forckoa- 
beck;  in  der  paderbomfidifin  Festel,  SilberscUag,  Schleefateii- 
dahl.  Mit  diesen  KommifiBionea,  namentlich  aneh  mit  der 
Hauptkommfssion,  wo  sein  Freund  Sack  die  Feder  führte, 

auch  mit  den  Berliner  Zentralbehörden  hat  Stein  immer 
auf  dem  besten  Fuße  verkehrt.  Es  ist  nur  ein  Fall  bekannt, 
wo  er  amlrer  Ansicht  pewesen  ist  als  die  Hau[ilkoiuiuissioD, 
in  der  Frage  der  Accise,  sodaß  der  münsterschen  Kommission 
von  der  Hauptkomniisslon  gesagt  wurde,  sie  möchte  sich  nicht 
so  viel  mit  dem  Aecisewesen  beschäftigen,  da  die  in  allen 
prenftisehen  Staaten  bestehende  Aedseverfassung  auek  in 
Monster  auf  jeden  Fall  eingeführt  werden  wOrde,  Es  ist 
aneh  nur  ein  Fall  bekannt,  wo  Stein  andrer  Ansicht  ge- 
gewesen  ist  als  die  Zentralbehörde  in  Berlin,  in  der  Frage,  ob 
zwei  oder  drei  Kriegs-  und  Domftnenkammern  in  den  wesfc- 
ialischen  Laudesteilen  bestehen  sollten;  da  Schulenburg 
denselben  Strang  zog,  sind  schließlich  nach  beider  Wunsch 
drei  errichtet  worden,  wobei  sieh  bteiu  „auf  dcu  Geist  der 
Dienstverfassung  des  preußischen  Staates"  und  „auf  die  Hete- 
rogeiütfttder  Bevölkerung^  berief ;  es  ist  damals  die  clevische 
mit  der  m&rkischen  Kammer  vereinigt,  die  mindensebe  be- 
stehen geblieben  und  eine  neue  Kammer  In  MQnster  er- 
richtet worden,  au  welcher  anfier  den  beiden  Entsehädigung»- 
landen,  auch  einige  altpienfiische  westftlische  ParseUen 
gehörten. 

Vor  allem  war  Stein  einverstanden  mit  der  Ein- 
führung der  Landräte  nach  altpreußischem  Muster,  mit 
denjenigen  Modjtkatiouen ,  wie  sie  im  übrigen  West- 
falen bestanden ;  in  der  zweiten  eigenhändigen  Denkschrift 
über  die  Bildung  der  Polizei-  und  Finanzbehörden  für  das 
platte  Land  und  die  Mediatstftdte  des  Fürstentums  Münster 
hat  sich  Stein  in  folgender  Weise  darüber  geiufiert:  »Die 
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Landräte  werden  u.ich  der  in  der  ganze u  Monarchie  sul>- 
sistierenden  Verfassung  durch  sämtliche  Besitzer  adliger 
Gttter  aus  dem  angesessenen  Adel  oder  in  dessen  Er- 
mangelung aus  iähigeo  im  Lande  angesessenen  Subjekten 
gewählt,  dem  KammercoUegio  vorgeschlagen  und  nach  ge- 
fundener Qualifikation  tod  des  KOniga  MiyeBt&t  bestätigt. 
Der  Geseh&ftskreis  der  landrätlichen  Behörden  im  all- 
gemeinen  ist  Verwaltung  der  Landespolisei,  des  Milit&r- 
wesens  und  Aufeicht  Ober  das  Steuerwesen,  die  IVffentlieben 
Abgaben  und  CommuDitätsvermögon.  Nach  Analogie  der 
Vprfnssung  dieser  Monarchie  würde  man  die  festen  Ge- 
hälter usv..  bestehen  lasseü/"  Nur  wurde  die  Zuständigkeit 
der  Landräte,  wie  solches  bereits  in  Ostpreußen  geschehen 
war,  auf  die  Städte  ausgedehnt,  sodaß  das  Institut  der 
Steuerräte,  wie  es  damals  in  Ostpreufien  abgesehafft  wurde, 
in  Paderborn  und  Mfinster  aberhaupt  nicht  zur  Einführung 
gelangt  ist. 

For  die  Organisationskommissionen  bandelte  es  sich 
weeentlich  nur  um  die  Unterbehörden  in  Stadt  und  Land. 
Von  der  Notwendigkeit  einer  möglichsten  Annäherung  an 

die  altpreußischen  Zustände  auch  in  dieser  Beziehung  war 
Stein  so  tief  überzeugt,  daß  er  am  10.  Juni  1802  an 
Schuleiiburg  schrieb,  er  werde  nur  solche  Vorschlilge 
machen,  welche  den  neuen  Erwerbungen  die  Teilnahme  an 
den  Vorteilen  der  preußischen  Verfassung  verschafften,  und 
dafi  er  sich  im  Berichte  vom  2.  Oktober  1802  dahin 
ausliefi:  ,£s  ist  unbegreiflich,  dafi  in  einem  Lande,  welches 
zwischen  den  preufiischen  Provinzen  eingeschlossen,  in 
diesen  ttberall  Beweise  einer  energievollen,  milden,  gesetz* 
lieben,  kenntnisreichen  Verwaltung  findet,  solch  rohe  Be- 
griffe über  diese  Verwaltung  herrschen"  (Tertz,  I,  234 flf.) 
Aul  dem  platteu  Lande  sind  die  Unterbehördeu  in  der 
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bisherigen  Verfassung  verblieben.  Es  haudelte  sich  im 
wesenüiehen  nur  um  eine  Umgestaltung  der  Städteordnung, 
die  namentlich  in  den  kleinen  münsterachen  Wickbolden 
hinter  der  Zeit  weit  zarQekgeblieben  war.  Es  bestanden 
wie  aneh  vielfach  im  niehtpreufiischen  Westfalen  jahrliche 
Erneuerung  der  Magistrate;  an  Stadtverordneten  fehlt«  es 
fast  durehweg.  Die  KoramlBSion  sehlng  daher  möglichste 
Gleichstellung  mit  der  Ordnung  in  den  übrigen  preußischen 
Städten,  insbesondere  in  den  altwestphftlischen  vor;  d  is  nach 
altwestfUlischem  Muster  ganz  neuerdings  ergangene  rat- 
häusliche Reglement  für  Schwelm  in  der  Grafschaft  Mark 
wurde  besonders  erwähnt.  Auch  auf  die  Städteordnung  des 
Ä.It.R.  wurde  verwiesen;  es  sollte  also  fttr  jede  eioseine 
Stadt  ein  rath&usliehes  Reglement  erhisaen  werden,  der 
Hagistrat  hinfort  lebenslänglich  sein,  das  erste  Mal  durch 
Ernennung,  später  durch  Kooptation  gebildet  werden;  die 
Kompetenz  sollte  die  altprenflische  sein,  die  Verwaltung 
wie  sonst  unter  der  Leitung  der  Staatsbehörden  stehen; 
es  sollten  Stadtverordnete  eingeführt  werden  in  ziemlich 
geringer  Zahl,  der  Kleinheit  der  Städte  gemäß,  mit  alt* 
preußischer  Zuständigkeit.  So  in  dem  von  Stein  eigen- 
händig geschriebenen  Berichte  vom  12.  Juli  1803;  und 
danach  bat  man  sich  gerichtet. 

Lehmann  bemerkt,  dafi  bei  Ports  nur  die  AktenstQeke 
der  Zentralverwaltung  oder  der  Schnlenburgschen  Hanpt- 
kommission  berflcksichtigt  seien  und  dafi  daher  ans- 
schließlich  von  diesem  Standpunkte  ans  die  Sache  dar- 
gestellt sei.  Aber  diesem  Übelstande  war  schon  ab- 
geholfen durch  die  Abliaudlun;!  des  münsterachen  8taats- 
archivars  Wilmans  „Der  Freiherr  von  Stein  und  die 
Organisation  der  P.rbfür&teutümer  Mtlnster  und  Paderborn 
in  den  Jahren  1002—1804"  in  der  Zeitschrift  fQr  preußische 
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Geschichte  und  Landeskunde,  Jaiiigau^  X  (1873),  050— 1)84. 
Eine  in  jeder  Beziehung  musterhafte  AiUtit,  die  alles 
Wesentliche  enthält,  die  aber  von  Lehmanu,  nachdem  er 
30  Seiten  lang  über  diese  Zustnnde  sich  verbreitet  hat, 
mit  der  BemerkuDg  abgefertigt  wird,  «einiges  excerpiert  in 
dem  AnüMtz  von  Wilmans*,  was  um  so  irreffthrender  ist, 
als  die  Emrpte  ans  Wilmans  sieh  gar  nicht  ansschliefilich 
auf  die  in  dieser  Note  bezeichneten  Aktenstficke  besehiftnken. 

Lehmann  sieht  auch  bei  dieser  Gelegenheit  Stein  in 
voller  ReformtÄtigkeit ,  er  beruft  sich  dafür  auf  den  Brief 
an  Sack,  wo  es  heißt:  „Man  vermeide  ja,  alles  generalisieren 
zu  wollen.  Man  blicke  nur  auf  das  liuke  Rheinufer  und 
sehe  die  schrecklicheu  Folgen  eines  solchen  Verfahrens" 
(I,  202),  Lehmann  fahrt  weiter  aus,  es  scheine  zwar  auf 
den  ersten  Blick,  als  wenn  Stein  nichts  Anderes  gewollt 
habe  als  seine  Kriegs-  und  DomAnenrftte;  —  richtiger  als 
die  Mitglieder  der  Organisationskommission,  denn  die  neue 
Kriegs-  und  Domftnenkammer  ist  erst  am  1.  Dezember  1803 
an  Stelle  der  Kommission  getreten  — ,  sehe  man  aber 
schärfer  zu,  so  ergebe  sich,  daß  Stein  an  zwei  wichtigen  Stellen 
für  kommunale  Selbständigkeit  und  Berechtitjung  der 
Bürgerschaft  eingetreten  sei.  Diese  Ausführungeu  müssen 
au  Ort  uud  stelle  (I,  274  f.)  nachgelesen  werden. 

II.  Als  Hiui^ter  im  Oeneraldirektoriaiu. 

Die  Berufung  Steins  als  Nachfolger  Struensees  Ende 
1804  zu  einem  der  Minister  des  Generaldirektoriums  hatte 
nicht  die  Bedeutung  eines  Systemwechsels.  Als  einer  der 
ftltesten  und  zugleich  als  einer  der  tüchtigsten  Kammer- 
präsidenten wurde  er  ernannt  Der,  welcher  neben  ihm 
hau]i(siiclilich  in  Betracht  gekommen  Nvar,  der  Geheime 
Ubertiuauzrat  v.  Borgstede,  hätte  ihn  au  Liberalismus  über- 

T«ft  ]I«i«r,  Fau.  Einfifisca.  II.  17 
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troffen;  es  gewiniiQ  hsi  den  Ansebein,  als  ob  Stein  dem 
Adel  angeaebm  gewesen  sei,  bat  Ranke  (Hardenberg,  IV, 
129)  ge&ufiert. 

Nicht  als  Provinzialmioister  ist  Stein  ins  General- 

direktorium  gekommen,  obgleich  er  das  vorgezogen  hätte, 
soll  lern  als  Fachmiiiister,  weil  nur  eine  solche  Stelle  durch 
den  Tod  Struensees  freigeworden  war.  Er  ist  aber  auch 
nicht  mit  einem  Male  in  dessen  ganzes  Ressort  eingetreten, 
da  ibm  am  27.  Oktober  nur  das  Aceise-  und  Fabriken- 
departement  abertragen  wurde  nnd  erst  am  10,  Moirember 
aucb  die  Bank,  Seehandlang  und  Salaadministration,  and 
diese  Institute  nur  unter  der  Oberleitung  Scbuleaburgs. 
Stein  war  Finanzminiater  fbr  die  indirekten  Stenern  und 
die  staatlichen  Geldinstitute,  zugleich  Minister  fttr  Handsl 
und  Gewerbe. 

Stein  war  weit  davon  entfernt,  ein  Reforniiirngramm 
aufzustf  lleii.  Im  Gegeuteil,  er  fehlte  sk  h  miormatioiis- 
bedUrftig;  er  erklärte,  daß  es  sein  erstes  und  fast  einziges 
Geschäft  sein  werde,  sich  über  den  Zustand  des  Staates 
durch  Aktenleaen  und  örtliche  Unteranchung  zu  belehren; 
er  unternahm  deshalb  im  Sommer  1805  in  Bogleitung  Ton 
Knbnt  eine  ausgedehnte  Reise  nach  Süd-,  Neu*Ostp,  Ost- 
nnd  Westpreufien  und  nach  Pommern  und  im  Sommer 
1806  eine  zweite  nach  Schlesien,  Magdeburg  und  Halber^ 
Stadt. 

Über  die  „Operationen,  so  ich  vom  November  1804  bis 
im  September  ISdO  vornahm",  bat  sich  Stein  in  der  Vita 
schlicht  genug  ausgesprochen.  Er  erwähnt  „die  Aufhebung 
aller  Binnen-  und  ProviuzialzöUe'*  und  die  Deckung  dea 
Ausfalls  durch  eine  Erhöhung  der  Salzabgabe.  Aber  er 
hat  da  nur  zum  Abschluß  gebracht,  was  längst  vorbereitet 
war.  Schon  FHedrich  Wilhelm  II  hatte  in  der  Kabinetts- 
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Order  vom  20.  .Unu  171>7  sich  dahm  ausgesprochen,  daß 
die  Veischiedeiiheiteii,  welclie  ratione  der  Land-  und  Zoll- 
abgaben im  Inuerea  des  Lande»  stattfänden,  in  mehr  als 
einer  Rücksicht  zum  Nachteile  des  Binnenverkehrs  ge- 
reichten", daß  daher  angeBtrebt  werden  mtlBse,  ^daB  ent> 
weder  die  Binnenlandiftlle  nicht  nur  in  den  ProTinnn 
selbst,  sondern  auch  in  Absicht  der  angrenzenden  gans 
abgeschafft  würden,  sodafi  blofi  gegen  das  Aasland  Grenz* 
zollftmter  beizubehalten,  also  lediglich  und  allein  beim  Ein- 
gang aus  der  Fremde  ins  Land  und  beim  Ausgange  aus 
dm  Lande  nach  der  Fremde  zu  verzollen  sei  oder  daß 
weiHg:-teMs  iü  jeder  Provinz  die  Binnenzölle  abgeschafft, 
folglich  außer  der  oben  geuauuton  Verzollungsart  nur  beim 
Ein-  und  Ausgange  aus  einer  Provinz  in  die  andre  die 
Landzollabgabe  beibehalten  wird/  In  der  Instruktion 
Friedrich  Wilbelnis  III  fftr  die  Finanzkomtnission  vom 
19.  Februar  1798  heifit  es:  ,So  will  Ich  durchaus  die  so 
lAstigen  als  unnotzen  sogenannten  Landz511e  abgeschafft 
wissen,  die  eine  Provinz  gegen  die  andre  absperren,  dracken 
und  oneriren  und  wenig  einbringen.  Die  notwendigen 
Haupt-  uud  BrQckenzölle,  das  ist  etwns  Andres  und  die 
etwaigen  Privilegien  eines  Jedeu  müssen  dabei  wohl  aus- 
geglichen werden."  Kudlich  heißt  es  in  der  Order  vom 
17.  April  1800;  „Da  wir  zur  Beförderung  des  inneren 
Verkehrs  und  zur  Erleichterung  der  Untertanen  entschlossen 
sindy  den  schon  längst  im  Werke  gewesenen  Plan  nftmlich 
im  Inneren  des  Landes  die  LandzOUe  überall,  wo  dergleichen 
gegenwärtig  noch  befindlich  sind,  aufzuheben,  und  selbst 
beim  Landtransport  aus  einer  Provinz  in  die  andre  die 
Verzollung  abzuschaffen,  nunmehr  zur  AusfQhrung  bringen 
zu  lassen,  so  sollen  die  Grenzzone  boihehalteu  worden  und 

beim  Verkehr  mit  dem  Auslände  Zölle  weiter  erhoben 
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werden,"  im  übrigeu  drängt  der  König  auf  Beschleunigung 
dieser  Reform.  Das  Edikt  vom  2ü.  Dezember  1805  geht 
in  nichts  liinaus  über  das.  wozu  der  König  sich  schließlich 
resigniert  hatte.  Der  §  1  dieses  Edikts  lautet:  Die  bis- 
herigen Landbinnenzölle  und  die  bei  dem  Übergang  von 
einer  Promz  in  die  andre  zn  entrichtenden  LandsöUe  in 
sämtlichen  alten  Provinzen  der  Monarchie  ezklnsive  Schlesien, 
Olatz  nnd  Ftankett  sollen  Tom  1.  Jannar  1806  ab  anl> 
hören  nnd  der  innere  Verkehr  soll  von  diesen  Provinz- 
nnd  Landblnnenzdllen  gftnzlieh  befreit  sein'  (NCG  XI,  3073). 
Es  kommt  wenig  liaiduf  an,  ob  Stein  das  Edikt  schon 
fertig  vorgefunden  hat  (Roscher,  720;  Schmoller,  3:'.;  Hintze, 
429;  Paul  Wittichen.  Forschungen,  Band  18  (1005),  224; 
Freymark,  Die  Reform  der  preußischen  Handeis-  und  Zoll-, 
Politik  von  1800—1820,  Jena  1897).  Jedenfalls  ist  Stein 
es  gewesen,  der  die  Frucht  gepflackt  hat,  so  reif  aie  aneh 
schon  war. 

Stein  erwähnt  in  der  Vita  femer:  „Vermindening  der  nn- 
nutzen  Schreiherei  bei  den  oberen  Behörden,  «indem  ich  eine 
große  Masse  von  unnützen  Papierkram  ganz  einstellte  nnd  die 

Selbständigkeit  der  Prov  inzialstellen  vermehrte."  Es  handelt 
sich  dabei  um  das  Reglement  für  die  Provinziallaccise-  und 
Zoll-,  auch  Coiisuiiii)tioüssteuerdirektioneu  betr.  Abkürzung 
des  Geschäftsbetriebs  in  Accise-  und  Zollsachen  vom  7.  März 
1805  (NCC  IX,  2901).  Es  war  das  nur  die  Anwendung 
der  in  der  allgemeinen  Staatsverwaltung  bei  den  Kriege* 
und  Domänenkammem  bereits  durehgeffihrten  Dezentrali- 
sation auf  diesen  speziellen  Verwaltungszweig.  Bei  jener 
Mafiregel  hatte  Stein  noch  nicht  im  Vordergründe  ge- 
standen, weil  er  noch  nicht  Minister  war,  als  Minister 
führte  er  sie  in  seinem  eigenen  Ressort  sofort  durch.  Nichts 
entsprach  melir  seiner  innersten  Neigung. 
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In  der  Vita  heißt  es  sndann:  „Trennung  der  Salz- 
fabrikätion  von  der  ErLebuug  der  Sal/abgabe;  die  erstera 
ward  als  ein  technologisches  Geschäft  dem  Bergwerk»« 
departement  flberwiesen,  die  Erhebung  aber  mit  der  Ver- 
waltung der  übrigen  CoDBumptionsabgaben  Yerbunden; 
hierdtireh  erhielt  man  eine  betrAehtlich  Ersparong  an  den 
Hebungskofiten."  £r»t  1796  war  die  gesamte  Gesch&fts- 
ftthning  hinsichtlieh  des  Salzwesens  in  der  General-Salz- 
Adniinistratiou  vereinigt  worden;  diese  Maßregel  wurde 
jetzt  rückgängig  gemacht  ( rublicandum  hetr.  die  Aufhebung 
der  Salzadministratiüu  vom  14.  Mai  ISO.').  NCC  XI,  2041; 
Forscluiiij^en,  VIII  (1B94);  Öchwemann,  Freiiierr  von  Heinitz 
als  Chef  des  Salzdepartements  17ST)  1700). 

Stein  erw&fant  weiter  in  der  Vita:  «Die  Aocisetarife 
der  Provinzen  Ost-  und  Westpreufien  wurden  dem  Interesse 
der  grofien  Städte  angemessen  gemacht*  (Pubticandum 
wegen  Einführung  des  neuen  Accisetarifs  in  Alt-Ostpreufien 
und  Litthauen,  auch  in  Westpreufien  und  dem  Netze- 
Distrikt  vom  22.  Mai  18o7,  NCC.  XII  3.M  und  Tarif  de 
eod.;  XII  357—051.   Forschungen  VIII  (1894),  448). 

Die  Errichtung  des  statistischen  Bureaus  im  Frühjahr 
Iv'oS.  die  Wiedervereinigung  der  Aceise-  und  Zolibeiiörden 
mit  den  Kriegs-  und  Domänenkammern,  eine  natürliche 
Folge  der  Aufbebung  der  Regie,  die  in  einzelnen  Provinze 
bereits  durchgeführt  war  (Instruktion  vom  5.  Mai  1806, 
mOC.  XII,  151  ff.)  werden  in  der  Vita  übergangen.  Hervor- 
gehoben wird  nur  noch  der  Anfang  der  Einführung  der 
englischen  Verbesseningen  bei  der  Wollfabrik,  den  Ma- 
schinenspinnereien und  Tuchscherereien,  die  Anlage  einer 
großen  Baumwollsi)innerei  in  Berlin,  sowie  ein  Tlan  „zur 
Gleichseizung  der  indirekten  Steuerverfassung  in  Süd- 
und  Keu-Ostpreußen  und  zur  Ablösung  vieler  verderblicher 
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Lokalabgabeii  dieses  Landes",  der  nach  der  Bereisun^^  der 
Provinzen  Süd-,  Neuost-,  Ost-  und  Westpreußen  und 
Pommern  entworfen  war;  endlieh  ein  Plan  zur  Beform 
der  Bank. 

Lehmann  behandelt  diese  Epoche  sehr  ausführlieh 
(I,  819^888)  und  sagt  an  anderer  Stelle:  »Er  tat,  in  die 
höchste  Behörde  deB  Staats  herofen,  was  «r  Yermoehte, 
um  die  gebundenen  Verhiltnisse  des  Ostens  den  fireieren 

des  Westens  anzugleichen"  (II,  32). 
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BinleitBMg. 

Max  T.ehuiann  behauptet  nicht  nur,  daß  Stein  der 
Revolution  sympathisch  gegenübergestanden  habe,  sondern 
auch  daß  er  sich  von  ihren  Ideen  und  Einrichtungen  bei 
seiner  praktischen  T&tigkeit  habe  leiten  lassen,  daß  Steins 
BeformgesetsgeboDg,  wenn  aoeh  zum  Teil  auf  alt- 
germaniseben  VorbUdem  beruhend,  doch  su  einem  sehr 
erheblichen  Teile  unter  dem  Einflosee  der  franzfieiBchen 
Revolution,  iuBbesondere  der  Geeetzgebung  der  Ck>nstituante 
gestanden  habe. 

Es  heißt  II,  85 — 88:  „Er  folgte  den  Franzosen  in  mehr 
als  einer  Benennun^^  (  wie  z.  \\.  Kuitusrainisterium,  Section, 
Munu'ipnlität,  C()iiiTiiiiniti\t),  er  folgte  ihnen  aber  auch  in 
den  Ideen,  Priocipieu  uml  Institutionen.  Er  stellte  zwar 
kein  wohlgeordnetes  Verzeichnis  der  Menschen-  und 
Bürgerrechte  auf,  aber  das  von  ihm  mit  solchem  Nachdruck 
fBa  die  Nation  geforderte  Recht,  ihre  Angelegenheiten 
selbst  zu  verwalten,  schloß  eben  so  sehr  das  ganze 
patriarchalische  und  patrimoniale  System  des  alten  Preußens 
aus,  wie  es  im  Grunde  alle  Bargerrechte  enthielt  War 
es  nicht  die  Sprache  der  Menschenrechte,  wenn  er  gegen 
Unterdrückung  und  iür  Freiheit,  Selbständigkeit,  Kigeuthum  , 
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Schutz  der  Gesetze  seine  Stimme  erliol»V  Er  stimmte  mit 
den  FrauzosLMi  üheiein  in  der  Tendenz  auf  Emancipatiou 
des  Bauernstandes,  auf  Befreiung  von  Ge\vcrl)e  und  Handel, 
auf  Egalisiriuig  der  Steuern,  iu  dem  Princip  der  Ein- 
kommensteuer, in  der  Trennung  von  Justiz  und  Ver- 
waltung, in  der  Beseitigung  der  Patrimonial-Gerichtsbarkeit, 
in  der  Aboeigong  gegen  die  ZOnfte,  in  der  Annahme  des 
territorialen  Eintheilungsprincips  fOr  die  Verwaltung  wie 
für  die  Gerichtsbarkeit  Nicht  minder  in  der  Centralisierung 
dessen,  was  dem  Staate  und  der  Bureaukratie  verbleiben 
sollte,  also  in  der  Orfranisation  der  Ministerien,  der  Auf- 
hebung der  Binnenzölle  und  der  Errichtung  von  Gränz- 
zöllen,  der  Creirung  einer  General- Staates- Casse.  Für 
letztere  citirte  er  geradezu  die  Protokolle  der  Na'ionai- 
Versammlung;  das  einzige  Mal,  daß  er  sich  in  der  Nassauer 
Denkschrift  auf  das  französische  Beispiel  berief.  Er  h&tte 
es  auch  sonst  gekonnt  und  gemußt,  aber  man  begreift, 
daß  er  nicht  in  den  Ruf  eines  Revolutionärs  kommen  wollte. 
Wenn  er  die  Competenz  der  ländlichen  und  der  städtischen 
Gemeinden  völlig  gleich  und  sehr  reichlich  hemaß,  so  lag 
darin  eine  do]ii)elte  starke  Aimälit  i  an^  an  die  Gesetz- 
gebung der  Constituante,  die  den  Schwerimnkt  der  Ver- 
waltung in  die  unteren  Regionen  verlegte  uiui  den 
Unterschied  zwischen  Stadt  und  Land  aufhob.  Hier  eben 
war  es,  wo  er  eine  wörtliche  Entlehnung  aus  dem  constitu- 
tiven  französischen  Gesetze  Ober  die  Municipalitäten  vor- 
nahm, demselben,  welches  er  schon  1803  studirte.  Nehmen 
wir  endlich  hinzu,  daß  er  sich  so  oft  auf  die  Nation,  die 
Nationalität,  die  National- Angelegenheiten  beruft,  daß  er 
auch  einer  fremden  Nationalität  das  Ihrige  zukommen 
lassen,  daß  er  von  politischen  Rechten  des  Klerus  niclits 
wissen  will,  daß  die  bürgerlichen  Gemeinden  das  Kirchen- 


4.  Kapitel.  Di»  Steinaehen  Oesotse  und  G^seUentwfirfe.  265 

vermögen  verwalten  sollen,  dafi  in  der  ganzen  Ungen 
Denkschrift,  die  der  Gegenstand  unserer  Betrachtungen 
ist,  nur  recht  selten  yom  Könige  geredet  wird,  so  ist  es 
bewiesen:  auch  Stein  war  ergriffen  von  den  Ideen,  die  man 
herkömmlich  nach  dem  Jahre  1789  benennt." 

„Freilich,  er  gab  sich  ihueu  nicht  liin.  Kr  wollte  sie 
sozusagen  eniiäßigeu,  ur  wollte  eine  Com})in;ition  zwischen 
ihnen  einerseits,  den  tiberlieferttiu  Zuständen  Preußens  und 
den  protestantischen  Idealen  Deutschlands  andrerseits. 
Die  Constituante,  hingenommen  von  der  Idee  der  Nationalität, 
mißtrauisch  gegen  Alles,  was  deren  Wirksamkeit  beein- 
tr&ehtigen  konnte»  hatte  alle  historischen  Eintheilungen 
des  französischen  Staats,  vor  Allem  die  Provinzen  beseitigt 
und  an  ihre  Stelle  die  Departements  und  Districte  gesetzt; 
Stein  liefi  Provinzen  und  Kreise  bestehen,  brachte  sie  in 
die  engste  Verbindung  untereinander  und  mit  den  Ge- 
meinden. crwi'ittM  tc  ilire  Wirksamkeit.  Die  Constituante 
ließ  die  Keiilisstinule  aus  TJrwahlen  lici vorgehen ;  die 
Consequenz  der  Steiuseheu  Vorschläge  führte  zu  einer 
Wahl  von  Seiten  der  Provincial-Laudtage:  etwa  so  wie  die 
Union  der  sieben  Provinzen  ihre  General-Staaten  gebildet 
hatte  oder  wie  Turgot  seine  Municipalitäten  einander 
unterordnen  wollte.  Die  Constituante  hob  den  Adel  auf; 
Stein  ließ  ihn,  wenn  auch  mit  stark  geschm&lerten  Be- 
fugnissen fortdauern.  Sie  stOrzte  die  bestehende  Verfassung 
der  römischen  Kirche  um;  er  wollte  sie  regeneriren.  Sie 
gab  den  niederen  Vurbilutleii ,  den  Cuniinunea,  Cantons, 
Districten  und  Departements  so  viel  Reclite,  daß  man  sie 
mit  kleinen  Republiken  ver^lciclien  konnte;  er  wahrte  dem 
Staate  eiu  Aufsichtsrecht.  Sie  beseitigte  den  Unterschied 
zwischen  städtischen  und  l&ndlichen  Gemeinden;  er  ließ 
ihn,  immerhin  stark  ermäßigt,  bestehen.  Sie  duldete  die 
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Bureankratie  nur  anf  der  obersten,  er  auch  auf  der  mittleren 
Stufe  der  Verwaltung.  Sie  brachte  mit  einem  Schlage  die 
bis  dahin  politisch  fast  rechtlosen  Bewohner  Frankreichs 
in  (leB  Vollbesitz  weitgehender  Befugnisse ;  er  wollte  seine 
Lauri^it  Ute  die  Rechte,  die  er  ihiieu  zugedacht,  erst  nach 
und  nach  genießen  lassen.  Sie  formulierte  das  neue  Staats- 
recht, das  alte  grundsätzlich  negirend,  als  eine  Art  Offen- 
barung in  der  ^Constitution'' ;  er  wollte  die  Reform  durch 
Spezial-Gesetse  bewirken,  welche  die  Continnitftt  mit  dem 
bisherigen  Rechte  wahrten.  Sie  unterliefi  es  zwar  nicht 
gftozlich  Ton  Pflichten  zu  reden,  fonnulirte  aber  aber- 
wiegend Rechte;  er  wollte  umgekehrt  m  allem  die  Arbeit 
der  Bürger  am  Staate,  die  Hechte  begegnen  bei  ihm  fast 
als  die  Begleiterscheinungen  der  Ptlichten.  Sie  behandelte 
Staat  und  Nation  als  elwa^  Fertiges  und  ordnete  den  Staat 
der  Nation  unter  j  er  ließ  dem  Gedanken  einer  Eutwickelung 
Raum,  unterschied  zwischen  besser  und  geringer  ver- 
anlagten, vorgeschrittenen  und  zurückgebliebenen  Nationen, 
Perioden  des  Aufstiegs  und  des  Verfalls,  und  der  Staat 
war  ihm  ein  Erzieher:  was  doch  wiederum  eine  An- 
näherung an  das  altQberlieferte  Staatsideal  einsehliefit. 
Bei  der  Constituante  tritt  die  moralische  Tendenz  sehr 
zurück,  bei  Stein  dominirt  sie." 

Auf  beides  kommt  Lehmann  verschiedentlich  /uiack. 
Auf  die  Nachahmung  der  französischen  Revolution  II,  552, 
indem  er  behauptet,  im  Jahre  1808  sei  das  Triumvirat  — 
zwischen  Stein,  Scharnhorst  und  Gneiseoau  —  geschlossen 
worden,  welches  die  Geschicke  Deutschlands  bestimmt  habe, 
bis  die  feindliche  Kugel,  die  den  einen  dahinraffte,  es 
lOste;  die  drei  b&tten  sich  zusammengefunden,  nicht  nur 
in  dem  Entschlufi,  das  Vaterland  zu  befreien,  sondern 
auch  in  der  Wahl  des  wichtigsten  der  Mittel,  die  das  be- 
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wirken  sollten  in  der  Kacbahmung  des  revolutiou&ren 
Frankreichs. 

Gneisenau  hat  sich  aber  sein  Verhältnis  zur  französischen 
Revolution  dahin  geftnfiert:  ,Ieh  habe  eeit  1790  so  sehr 
feindBelig  gegen  die  fruuOsisehe  Revolntjon  gedacht", 
.Stets  bin  ich  vom  Jahre  1790  an  ein  Feind  der  fran- 
lOeiaehen  Bevolntion  gewesen*»  er  hat  von  seinem  seit 
1790  gleichbleibenden  Ha6  gegen  alle  Phasen  der  fran- 
zC^sischen  Revolution  „von  der  verruchten  französischen 
Revolution"  gesprochen  (Delbrack,  Gneisenan,  V,  87,  93, 
100,  105,  278). 

Und  Scharnhorst ! 

Auf  die  Nachahmung  der  Revolution  und  zugleich  auf 
die  Modifikation  dieser  Nachahmung  mit  Rücksicht  auf 
preufiische  VerhftltniSM  bezieht  sich  die  Stelle  III,  5: 
»Stein  wollte,  ohne  die  Eigenart  des  preußischen  Staats 
ganz  preiszugeben,  ihn  soweit  umgestalten,  daft  er  einer 
der  Trftger  des  deutsch-nationalen  Gedankens  werden  könne, 
und  dies  meinte  er  am  sichersten  zu  bewirken,  wenn  er 
ihm  jene  von  Kapoleuu  als  ideologisch  und  jakobinisch 
verworfenon   Institutionen   französischen   Ursprungs  oder 
Gepräges  einbildete."  Nur  in  den  letzten  Jahren  seines  Lebens 
(III,  481)  sei  er  von  der  Bahn,  bei  der  Refonnierung  des 
preuflischen  Staats  zwischen  dessen  Überlieferungen  und 
den  Ideen  von  1789  zu  vermitteln,  abgewichen,  er  habe 
von  da  ab  die  Vermittelung  sehr  zu  Ungunsten  der  Ideen 
von  1789  vorgenommen.   Verschiedenes  habe  dabei  zu* 
samraengewirkt:  „Die  romantische  Ader,  die  während  des 
österreichischen  Exils  in  ihm  zu  schlagen  begonnen  habe, 
die  "Wiederberührung  mit  dem  heimatlichen  Boden  im 
"Westen,  die  hundert  teure  und  mächtige  Erinnerungen  in 
ihm  wachgerufen ;  der  religiöse  Glaube,  der  durch  den  aus 


8.  Abachnitt.  Die  Befbrm  t^tdn«. 


Wuuderbare  streifenden  TTmschl.ig  des  Jalirps  1812  Ratio- 
uniismus  und  Katurrecht  vollends  diskreditiert  gefunden 
hiibe  ;  die  Hingebung,  die  im  Freiheitskriege  nicht  nur 
die  Bftrger  und  Bauern,  sondern  auch  der  Adel  der  preu' 
fiiecben  Provinzen  bekundet  habe;  vielleicht  am  meisten 
der  Jahre  hindurch  fortgesetzte  Kampf  gegen  die  Fran> 
sosen,  von  dem  auch  ihre  Ideen,  eben  die  von  1789,  be- 
troffen seien." 

Um  diese  letzten  Zeiten  handelt  es  sich  hier  überliaupt 
nicbt.  (Iii  Stein  seit  1815  niemals  gesetzgeberisch  und  nur 
als  Marschall  des  westfälischen  Provinziallandtags  i)olitisch 
tätig  gewesen  ist.  Sehr  spät  in  den  Stiiatsrat  berufen,  hat 
er  sich  trotz  der  dringenden  Mahnungen  Gneisenaus  und 
andrer  von  den  Beratungen  femgehalten. 

So  sehr  ist  LehmaDU  von  der  Richtiglteit  seiner  An- 
nahme von  der  Nachahmung  der  französischen  Revolution 
durch  die  Steinsche  Reformgesetzgebung  durchdrungen, 
da6  er  sich  schließlich  im  Kreise  dreht;  weil  Stein  bei 
ziemlich  allen  seinen  Reform gesetzen  Beschlüsse  der  Con- 
stituante benutzt  habe,  sei  es  uuiiaiikliar  von  ihm  gewesen, 
in  seiner  Revolutions^eschichte  die  Constituante  so  un- 
gUn.stig  darzustellen;  iu  seiner  Leidenschaft  sei  ihm  jene 
Tatsache  entfallen. 

Lehmann  hat  bereits  Anhänger  gefunden;  für  Hugo 
Freufi,  der  Lehmann  nicht  nur  überallhin  folgt,  sondeni 
ihn  noch  überbietet,  ist  Steins  Wirksamkeit  nichts  andrea 
gewesen  als  die  Quintessenz  der  großen  Ideen  von  1789; 
Stein  habe  die  Erkenntnis  gehabt,  dafi  die  politische  Wieder- 
geburt nur  im  Geiste  der  Ideen  von  1789  möglich  gewesen  sei 
(Preuß,  Die  Kutwicklung  des  deutsclien  .Suultewesens,  190G). 

Schon  bisher  hatte  man  ge>Yu(5t,  daß  Stein  bei  Ab- 
fassung der  Nassauer  Denkschrift  Gesetze  der  französischen 
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Revolution  vor  sich  gehabt  habe,  und  sie  zur  Nach- 
aliijiung  empfohlen  habe.  Aber  um  was  handelte  es 
sich  dabei  ?  Es  heißt  in  der  Nassauer  Denkschrift : 
„Die  Einrichtung  der  französischen  Haupt-  und  Staats- 
kasse scheint  mir  zweckmäßig  und  nacbahmungswert.  Sie 
war  der  Gegenstand  ausfQhrlicher  Untersuchungen  und 
Verhandlungen,  die  sieh  in  den  Proeto  verbaux  de 
.  FAssemblde  Nationale,  T.  41,  67,  69  und  die  gegenwärtige 
Einriehtang  in  Almanac  Imperial  pro  1807  pag.  170  findet' 
Stein  empfiehlt  deshalb  an  Stelle  der  bisherigen  7  Kassen 
die  Errichtung  einer  llauptkasse,  in  welche  sftmtliclie  Kin- 
nahmen  fließen,  aus  welcher  sinntliche  Au^^gaben  erfolgen 
usw.  (Pertz,  I,  423).  Von  einer  Nachabnumg  (ier  lH<^eu 
von  1789  kann  doch  dabei  keine  Hede  sein,  weuigstons 
waren  das  revolutionflre  Ideen,  die  von  Napoleon  akzeptiert 
waren;  Ideen,  die  Burke  schon  vor  der  Revolution  aus^ 
gesprochen  hatte. 

Jetzt  durch  Lehnunn  erfährt  man,  daB  Stein  in  den 
finanziellen  Verhandlungen  mit  Kapoleon  zu  Anlang  des 
Jahres  1808  sich  nicht  nur  bereit  erklärt  habe,  in  allen 
l  ragen  der  auswärtigen  Politik  mit  dem  Kaiser  zu- 
sammenzugehen, sondern  auch  versucht  habe,  ihm  den 
Glauben  beizubringen,  daß  es  in  der  inneren  Politik  nicht 
anders  stehe.  ^Kr  ließ  ihn  auf  die  Üboreinstunniung 
zwischen  der  modernen  Verwaltung  Frankreichs  und 
der  in  Preußen  geplanten  Beform  aufmerksam  machen. 
Nicht  unrichtig,  aber  auch  nicht  die  ganze  Wahrheit. 
Und  Stein  sah  sich  genötigt,  sein  Gewissen  durch  ab- 
schwächende Zusätze,  das  eine  mal  ,en  parti*,  das 
andre  Mal  ,au  temps  que  les  circonstanees  et  la  position 
du  pays  Vadniet'  zu  salvieren;  einige  Äußerungen  blieben 
ttbrig,  die  mau  nicht  aui   die  Goldwage  legen  dürfe. 
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Sie  waren  dazu  bestimmt,  dem  Kaiser  zo  schmeicheln.* 
Wenn  das  die  Absicht  war,  konnte  es  sich  docli  bei 
dem  ganzen  Vorgang  um  die  Ideen  von  1789  nur  iu  dem 
Sinne  hanrtelu ,  wie  sie  von  Napoleon  akzeptitit  waren. 
Man  sieht  von  neuemi  daß  Stein  das  Zeug  zum  Diplomaten 
fehlte. 

Schön,  was  Lehmami  nicht  erwähnt,  ist  der  erste  ge- 
gewesen,  der  das  Dogma  von  der  Kaebahmung  der  Gesetz- 
gebang  der  Constitnante  durch  die  Steinsche  Reformgesets^ 
gebung  aufgestellt  bat  Nicht  dafi  SchOn  sich  dessen  in 
der  entscbeidenden  Zeit  bewufit  gewesen  wäre.  Erst  im 
Jrthre  1840  bat  er  aus  Thiers  „mit  Erstaunen  und  boher 
Freude  ersehen,  daß  das  Resultat  der  ersten  National- 
versaiiiiuiung  mit  unseren  gesetzlichen  Bestimmungen  iu  den 
Jahren  18ü7— 1815  übereinstimme"  (Brief  Schöns  an  den 
Minister  von  Kamptz,  6.  April  1840*,  Ans  den  Papieren  IV, 
536  —  wo  auch  der  Passus  vorkommt:  «der  Veratand, 
dieser  notwendige  Hausknecht  der  Vernunft*).  Wie  das 
den  oberfl&chlichen  Bemerkungen  Thiers  Ober  die  Geeeta- 
gebung  der  Constituante  herausgelesen  werden  kann,  ist 
unbegreiflich. 

Bei  allen  Verhandlungen  über  irgend  eins  der  Stein- 
sehen  Ueformgesetze  ist  niemals  weder  von  Stein  selbst 
noch  vou  einem  seiner  Mitarbeiter  auch  nur  mit  einer 
Silbe  davon  die  Rede  gewesen.  Aber  es  steht  nicht  alles 
in  den  Akten,  man  könnte  sich  geniert  haben,  die  Nach- 
ahmung offen  einzugestehen;  Stein  könnte  mfindliche  Vor* 
haltungsbefehle  gegeben  haben  oder  er  konnte,  ohne  es 
SU  merken,  durch  seine  teilweise  sehr  radikalen  Rftte  auf 
diesen  Weg  geführt  sein.  Auch  Lehmann  ist  nicht  durek 
archivalische  Forschungen,  durch  die  Entdeckung  neuer 
Quellen,  sondern  lediglich  durch  eine  Vergleichung  der 
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StuiDschen  Gesetze  mit  deueu  der  Constituante  zu  seinem 
Ergebnisse  gelangt. 

Die  Aufgabe  ist  mithin«  die  Lebmannsehe  Vergleicbung 
zu  prOfeo,  die  sftmtlichen  Gesetze  und  GesetzentwOife  der 
Steinschen  Zeit  daraufhin  anzusehen,  ob  und  inwieweit 
sie  französische  Nachahmung  oder  aus  preußischer  Wurzel 
hervorgegangen  sind. 


In  zwei  Fallen  soll  eino  Naehahiiiuiig  bereits  während 
des  alten  Staatswt  ^  iis  statt  gefunden  haben. 

Da,  wo  von  den  augeblichen  Kefurmbestrebuugen  Steins 
bei  der  Annexion  von  Münster  die  Rede  ist,  sagt  Lehmann 
(I«  276) :  i^Das  Merkwürdigste  in  dem  Gutachten  Steins  ist  die 
Idee,  Magistrat  und  Stadtverordnete  zahlenmAfiig  zu  be- 
grenzen und  sie  ohne  Rücksicht  auf  bestehende  Statuten  und 
Privilegien  in  ein  festes  Verhältnis  zurGesamtziffer  der  Stadt- 
bevölkerung zu  bringen.  Kur  an  einer  Stelle  war  bisher 
dieser  Gedanke  verwirklicht  worden,  im  revolutionftren 
Frankreich  ;  kein  Zweifel,  daß  Stein  ihn  von  dorther  über- 
nommen hat.  Anfmerksam  las  er  die  Gesetze  derer,  welche 
er  sonst  so  heftig  bekämpft  hat,  und  fand  kein  Arges  da- 
bei, sie  nachzuahmen,  wenn  das  Wohl  des  eigenen  Staats 
es  zu  fordern  schien." 

Ist  das  emsthaft  gemeint?  War  dabei  das  Wohl 
Preufiens  engagiert,  handelte  es  sich  nicht  vielmehr  um 
etwas,  was  so  oder  so  geordnet  werden  konnte,  ohne  dafi 
irgend  ein  staatlicher  Vorteil  oder  Nachteil  daraus  ent- 
standen wftre?  Niemand  würde  ein  „Arges"  darin  gefunden 
haben,  wenn  liier  wirklich  nachgeahmt  worden  wäre.  In 
welchem  Lichte  erscheint  aber  Stein,  wenn  er  die  ganze 
übrige  revolutionäre  Munizipalverfassung  auf  sich  ])eru]uMi 
ließ  und  nur  diese  Bagatelle  rezipierte  V   Was  blieb  denn 
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ttbrig,  wenn  es  Bich  um  eine  für  mehrere  Stftdte  gemein- 
same Orünimg  handelte,  als  die  Statuten  und  Privilegien 
der  einseinen  Stadt  unberOeksichtigt  zu  lassen?  Und  das 
war  noch  nicht  einmal  der  Fall,  da  die  meisten  oder  alle 

diese  Städte  bisher  noch  gar  keine  Stadtverordneten  ge- 
habt hatten.  Es  l;ig  doch  aucli  nicht  im  (leiste  der  fran- 
zösischen Revolution,  die  Zahl  der  Stadtverordneten  der 
Zahl  der  Magist ratsmitglicder  höchstens  gleichzustellen, 
wie  in  den  größeren  Städten,  während  sie  in  den  kleineren 
niedriger  als  die  der  Magisiratsmitglieder  bemessen  wurde. 
Es  lag  auch  nicht  im  Geiste  der  Stftdteordnung  von  1808» 
welche  zwar  die  Zahl  der  Stadtverordneten  nach  der  Zahl 
der  Einwohner  verschieden,  aher  unter  allen  Umstanden 
ganz  unvergleichlich  hfther  anordnete  und  welche  ander* 
dem  zwar  die  Zahl  der  Stadtverordneten  nach  der  Größe 
der  Städte  normierte  —  ttbrip-  ns  dabei  der  Autonomie 
jeder  Stadt  einen  Spielraum  lassend  — ,  aber  ein  festes 
Verhältnis  der  Zahl  der  Stadtverordneten  zu  der  Zahl  der 
Magistratsmitglieder  nicht  kannte,  sondern  dies  dem  Be- 
dürfnisse und  der  Autonomie  Jeder  Stadt  aberliefi. 

Der  zweite  Fall  ist  folgender:  Lehmann  schreibt 
(1, 865):  „Stein,  dessen  Blick  nicht  durch  die  Landesgrenze 
beschrankt  wurde,  war  es  gar  wohl  bekannt,  dafi  die  Fran- 
zosen seit  einigen  Jahren  eine  Zentralstelle  fOr  amtliche 
Statistik  besaßen ;  hinter  ihnen  sollten  fortan  die  Deutschen 
nicht  zurückstehen;  er  faßte  den  Plan,  ein  statistisches 
Bureau  auch  in  Preußen  zu  errichten."  ., Schon  der  Name," 
heißt  es  iu  einer  Note,  „beweist  die  Entlehnung,  die  fran« 
züsische  Behörde  hieß  Bureau  de  statistique." 

Lehmann  spricht  hier  nicht  von  der  französischen 
Revolution,  sondern  von  Fk^nkreich  afaerhaupt;  er  sagt 
nur,  daß  die  Franzosen  seit  einigen  Jahren  eine  solche 
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Zentralstelle  besessen  hätten.  Und  in  der  Tat,  mag  man 
nun  annehmen,  daß  mit  dieser  Zentralstelle  das  von  Necker 
errichtete  Bareaa  de  renseignement  (Levassenr,  La  popu- 
ktion  francaise,  I,  58)  oder  das  im  Jahre  1800  unter 
MitwirkuDg  yon  Lneien  Bonaparte  erriehtete  Bureau  da 
statiatique  gemeint  sei,  welches  erst  eine  dauernde  Organi- 
sation der  amtliehen  fransdsisehen  Statistik  herbeigeführt 
hat;  mit  der  eigentlichen  Revolution  hat  diese  Anj^elegen- 
heit  nichts  zu  tun;  die  Revolution  liat  auch  hier  nur 
zerstört,  denn  die  Versuche  Lavoisiers  von  1790,  die 
nötigen  Unterlagen  für  die  Neugestaltung^  dt  r  Stenern  zu 
beschaffen,  sind  ohne  amtliche  Unterstützung  geblieben. 
In  allen  vorwärtsstrebenden  europäischen  Staaten  ist  im 
gassen  18.  Jahrhundert  mit  grofiem  £ifer  Statistik  ge- 
trieben. In  keinem  Lande  mehr  als  in  Preufien;  fQr  un- 
entbehrlich hat  Friedrich  der  Grofie  bei  seinen  staatswirt- 
schaltlichen  Reformen  in  Landwirtschaft  und  Industrie  die 
Kenntnis  der  wirklichen  Zustünde  des  Landes  gehalten; 
die  schon  vom  Großen  Kurfürsten  begonnenen  Populations- 
listen, deren  Aufstellung  seit  17^4  unterblieben  war,  ließ 
er  1747  für  die  fehlenden  Jahre  ergänzen  und  wieder  auf- 
nehmen; zu  der  Populationstatistik  kamen  Tabellen  über 
den  Viebstand,  die  Getreideproduktion,  über  Handel  und 
Gewerbe.  Far  ein  Land,  weiches  nicht  fortschritt,  z.  B. 
fOr  das  damalige  Hannover  war  dergtoiehen  allerdings 
unnütz,  und  gegen  nichts  hat  sich  der  Zorn  Rehbergs  mehr 
gerichtet  als  gegen  den  Wert,  der  in  Preußen  der  Statistik 
beigelegt  wurde;  sie  war  ihm  noch  verhaßter  als  Etats 
und  Rechnungskontrolle.  An  einer  Zentralstelle  hat  es 
während  des  ganzen  18.  Jahrhunderts  wie  in  den  librigeu 
Ländern,  so  auch  in  Preußen  gefehlt,  aber  schon  die  Finanz- 
kommissiun  hatte  170s  eine  Anregung  fUr  deren  Errichtung 
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gegeben.  Wie  sehon  bemerkt,  liat  Stein  diese  Hafinahme 
seiner  Ministertfttigkeit  in  der  Vita  gar  nicht  erwähnt; 

das  Preußische  Statistische  Bureau  datiert  aueh  seinen  Anf- 
sehwuiig  erst  vou  1810,  nachdem  Hoffmann  au  die  Spitze 
getreten  war.  Auch  das  statistische  Bureau  ist  aus 
preußischer  Wurzel  entsprossen.  So  ist  auch  der  Sach- 
verhalt von  allen  denjenigen  aufgefaßt,  die  vor  Lehmann 
darüber  geschrieben  haben;  keiner  hat  von  einem  Einfluß 
Frankreichs  etwas  gewußt  (Annalen  der  preudischen  Staata- 
wirtschaft  und  Statistik,  II  (1805),  362  ff.;  Engel,  in 
der  Zeitschrift  des  König!.  Preufi.  Stat  Bureaus,  I  (1860), 
dir.;  Boeckli,  Die  geschichtliehe  Entwicklung  der  amtlichen 
Statistik  des  preufi.  Staates  (1863),  160 ff.;  Blenck,  Das 
Kgl.  rieuü.  Stat.  Bureuu  im  ersten  Jahrhundert  seines 
Bestehens,  1805—1905). 

Lehmann  (I,  3(57)  kann  sich  nicht  versagen,  auch  bei 
dieser  Gelegenheit  seiner  Abneigung  gegen  den  Adel  die 
Zügel  schießen  zu  lassen ;  ein,  wie  noch  besonders  hervor- 
gehoben wird,  adliger  Landrat  —  alle  Landrftte  waren 
damals  adlig  —  habe  Uber  die  Yerdffentlichung  der  Gftter- 
preise  »weidlieh  geschimpft".  IVie  nun  aber  aus  der 
eigenen  Darstellung  Lehmanns  hervorgeht,  hat  Stein  diesem 
Gesehimpfe  des  adligen  Landrats  durchaus  recht  gegeben; 
was  dtr  Zusatz  Lehmanns  heißen  soll,  daß  das  „wohl  nicht 
ganz  freiwillig"  geschehen  sei,  bleibt  unklar. 

L  Die  wirtschaftlichen  Hafinahmen. 
1.  Das  Agrarweuen. 
Das  Edikt  vom  9.  Oktober  1807  «betraflend  den  er- 
leichterten Besitz  und  den  freien  Gebrauch  des  Grund- 
eigentums sowie  die  persönlichen  Verhältnisse  der  Land- 
bewohner" behandelt,  ohne  daß  dies  in  der  ftufioren  Ge- 
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staltung  des  Kdikts  weiter  hervorträte,  zwei  ganz  ver- 
Bchiedene  Materien. 

Den  weitaus  grüßten  Raum  nehmen  diejenigen  Be- 
stimmungen ein ,  welche  auf  den  erleichterten  Besitz  und 
den  freien  Gebrauch  des  Grundeigentums  sich  besiehen; 
sie  stehen  auch  roran.  Danach  sollte  ohne  besondere  Er- 
laubnis —  nur  hinsichtlich  der  Erwerbsfthigkeit  der  Juden 
hat  es  bei  den  besonderen  Gesetzen  sein  Bewenden  —  der 
Edelmann  zum  Besitz  bttrgerlicher  und  bKuerlicher,  der 
Bürger  uud  iJauer  zum  Besitz  adliger  Güter  berechtigt 
sein;  es  sollten  ferner  alle  Vorzüge,  welche  bei  „Güter- 
Erbschaften"  der  adljge  vor  dem  bürgerlichen  Erben  gehabt 
hatte,  sowie  die  duich  den  persönlichen  Stand  begründeten 
Einschriinkungen  und  die  Suspension  gewisser  gutsherr- 
licher  Rechte  wegfallen;  es  sollten  die  adligen  Güter  durch 
erleichterte  Aufhebung  der  Lehnseigenschaft,  der  Familien- 
stiftungen  und  Familienfideikommisse  den  anderen  Gütern 
möglichst  angenähert  werden;  es  sollte  endlich  der  bis- 
herige Unterschied  unter  den  Ständen  auch  hinsichtlich 
des  Gewerbebetriebes  beseitigt  werden,  so  daß  der  Edel- 
maim  üliue  Nachteil  seines  Standes  berechtigt  sein  sollte, 
bürgerliche  Gewerbe  zu  treiben,  \v:lhrend  der  Bürger  und 
der  Bauer  aus  dem  Bauern-  in  den  Bürgerstaud  und  aus 
dem  Bürger-  in  den  Bauernstand  übertreten  könnte;  ohne 
daß  dadurch  in  der  subjektiven  Befugnis  zum  Gewerbe- 
betrieb irgend  etwas  geändert  würde. 

Damit  war  die  ständische  Gliederung  des  A.L*R.,  die 
Identifizierung  der  drei  Krwerbsstände  mit  den  drei  Geburts- 
stäaden,  die  kastenartige  Absonderung  der  Stände  von  ein- 
ander, die  nur  ausnahmsweise  den  Übergang  von  einem 
Stande  in  den  andern  zuließ,  aufgehoben,   so  daß  das 

politische  Testament  mit  einem  gewissen  Rechte  sagen 
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koDDte,  dafi  die  DishannoDie  im  Volke  enf  gekobeiii  dafl  der 
Kampf  der  St&nde  untereinander  Temichtet  und  geaetalieh 
die  Mögliehkeit  aufgestellt  sei,  daB  jeder  im  Volke  seine 
Kräfte  frei  entwickeln  kOnne. 

Gewiß  ein  Fortschritt,  zumal  weun  uuiu  bcdcükt,  daß 
in  Sachsen  der  Ausschluß  der  F.uu*  ru  vom  Erwerb  der 
liittergüter  noch  im  Publicaurtum  vom  15.  November  1816 
aufrecht  erhalteu  wurde  und  daß  der  5.  sächsische  Proviuzial- 
landtag  von  1838  sich  mit  einer  Vorlage  zu  befassen  hatte 
wegen  Aufhebung  des  in  den  altsftcbsischen  Landesteilen  noch 
bestehenden  Verbots  des  Erwerbs  von  RittergQtem  dureh 
Personen  vom  Bauemstande  (Kab*  Ord.  Tom  7.  Februar  1845). 

Aber  diese  Beseitigung  des  Standestaats  hatte  nur 
wirtsehafUiehe»  nicht  auch  politische  Folgen.  Kur  hinsicht- 
lich des  Erwerbs  und  des  Besitzes  von  Grundeigentum 
sowie  hinsichtlich  des  Gewerbebetriebs  kam  die  Zugehörig- 
keit zu  einem  der  drei  Stände  hinfort  nicht  weiter  in  Frage. 

Wie  es  einst  Gründe  wirtschaftlicher  Natur  gewesen 
waren,  die  das  bisherige  System  geschaffen  hatten,  jene 
Arbeitsteilung  unter  den  sozialen  Gruppen,  wonach  dem 
Adel  und  den  Bauern  der  Betrieb  des  Ackerbaus,  dem 
Bftrgerstande  die  Verarbeitung  und  Verfeinerung  der  Natur- 
erseugnisse  sowie  der  Handel  sustehn  sollte,  sodafi  dem 
Adel  keine  Konkurrenz  durch  das  bQrgerliche  Geld  ge- 
macht, den  bfirgerlichen  Gewerben  aber  das  Kapital  nicht 
durch  den  Ankauf  sei  es  adliger,  sei  es  biiucilicher  Güter 
entzogen  werden  sollte,  so  waren  es  auch  jetzt  wieder 
Gruii  ie  wirtarhaftlicber  Natur,  welche  zur  Aufhebung  dieser 
Beschränkungen  geführt  haben. 

Dieselben  Gründe,  welche  bisher  schon  für  die  Dis- 
pensationen maßgebend  gewesen,  führten  jetzt  zur  Auf- 
hebung der  landrechtlichen  Normen.  Es  drücke  auf  den 
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Wert  (\pT  adligen  Güter,  hatten  Klewitz,  Schön  und  ötäge- 
mann  schon  bei  den  Vorbereitungen  geltend  gemacht,  dafi 
nur  der  Adel  sie  erwerben  dürfe;  die  Kab.  Ord.  vom 
23.  August  1807,  das  Edikt  in  nuee«  stellt  die  Mafiregel 
als  eine  wahre  Wohltat  für  den  armen  sahlreichsten  Teil 
des  landbegttterten  Adels  dar;  der  Eingang  zum  Edikt  selbst 
hob  die  nachteiligen  Wirkungen  hervor,  welche  die  bis- 
herigen Besehrftnkungen  auf  den  Wert  des  Orundeigentums 
und  den  Kredit  der  Grundbesitzer  gehabt  h&tten.' 

Eine  politisclie  Tendenz  gegen  den  Adel  hat  das  Edikt 
nicht  gehabt,  denn  die  politischen  Vorrechte  der  Ritter- 
güter, die  ortsührigkeitHche  Gewalt,  die  Patrimonialgerichts- 
barkeit mv\  die  gutsherrliche  Polizei,  das  Kirchenpatronat, 
das  Jagdrecht,  die  Teilnahme  eines  jeden  Rittergutsbesitzers 
an  den  Land*  und  Kreistagen,  die  Grnndstenerbefreiung, 
wo  sie  bestand ,  blieben  aufrecht  erhalten.  Nur  dafi  der 
Kreis  derjenigen  erweitert  wurde,  die,  wenn  sie  Rittergater 
besaflen  oder  erwarben,  an  diesen  Vorrechten  teilnahmen, 
dafi  kein  Unterschied  in  der  politischen  Eechtsstellung 
zwischen  den  lattergutshesitzern  der  verschiedenen  Stände 
mehr  gemacht  wurde,  daß  die  hOrgerlicheu  und  bäuerliclien 
Rittergiit-l)esitzrr  iii  diesen  Vorrechten  den  adligen  völlig 
gleichgestellt  wurden.  ¥An  einheitliches  Staatsbürgerrecht 
war  also  nicht  hergestellt,  der  Adel  als  Stand  nicht  ab- 
geschafft, sondern  nur  gewissermafien  erweitert.  In  allen 
Gesetzen  und  Gesetzentwtkrfen  der  Beformperiode,  wo  es 
sich  um  irgend  eine  Beteiligung  der  Nation  an  (Mfentlichen 
GeschAften  handelte,  zumal  in  den  stAndischen  Entwürfen 
Steins,  hat  man  diese  niemals  auf  einer  andern  Grundlage 
aufbauen  wollen  als  auf  der  der  drei  geschichtlichen  Stände. 
Behielt  doch  der  Adel  als  solcher  und  ohne  Rücksicht  auf 
Grundbesitz  sein  ständisches  Eherecht,  ohne  dafi  die  bflrger- 
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liehen  Rittergutsbesitzer  daran  beteiligt  wurden;  nur  gleiches 
CJoraniercium  war  hergestellt ,  nicht  {gleiches  Connuhiuni. 

Mit  der  Nachahmung  der  französischen  Revolution, 
<  die  dem  Adel  gleich  zu  Anfang  alle  politischen  Rechte  ge- 
nommen hatte  und  bald  darauf  auch  das  Eigentum  nahm, 
ist  es  also  nichts.  Lehmanns  Behauptung,  dafi  Stein  den 
Adel  im  Oktoberedikt  mit  beschrftokterem  Rechte  habe 
bestehen  lassen  wollen,  ist  also  unrichtig  und  nnr  darin 
hat  er  recht,  dafi  das  Edikt  dadurch,  dafi  es  die  Ritter- 
güter Yorbehaltlos  kftuflich  machte,  die  Axt  an  die  Wurzel 
üer  Patrimonialgerichtsbarkeit  gelegt  habe.  Ganz  in  Über- 
einstiiijuiung  mit  Marwitz,  der  schon  damals  gesagt  hat:  Ge- 
richtsbarkeit, Polizei,  Kirchenpatronat  müsse  früher  oder 
später  von  der  Scholle  gelöst  werden,  denn  auch  diese 
seien  nun  far  jeden  hergelaufenen  Kerl,  der  Geld  habe, 
k&uflicb  geworden  (Lehmann,  II,  358,  308;  Marwitz,  I,  299). 

Die  andre  Materie,  die  durch  das  Edikt  geregelt  wuide^ 
dort  nnr  einen  kleinen  Raum  einnehmend,  Ton  der  aber 
gewöhnlich  allein  die  Bede  ist,  betrifft  die  persönlichen 
Yeriiftltnlsse  der  Landbewohner  d.  h.  der  Erbuntertftnigen 
auf  den  Rittergtktem.  Auch  sie  erfolgte  nach  den  Eingangs- 
motiven in  der  Absicht,  den  durch  den  Krieg  gesunkenen 
Wohlstand  wiederherzustellen  und  zu  heben,  dem  der  bis- 
herige Zustand  insofern  hindernd  entgegeugestandeu  habe, 
als  (U'v  ^^  ( rt  der  Arbeit  dadurch  verringert  sei. 

Die  Regulierung  ist  aber  nicht  erfolgt  wie  fraher  auf 
den  Domänen,  hinsichtlich  deren  es  sich  1807  nur  noch 
um  die  Nachholung  von  Einzelheiten  handelte.  Denn  w&biend 
die  Erbuntert&nigen  auf  den  Domftnen  neben  der  persön- 
lichen Freiheit»  wenn  sie  ansftfiig  waren,  Befreiung  von 
den  bäuerlichen  Lasten  und  Eigentum  ohne  Entgelt  er- 
halten hatten,  wurde  den  Erbuntertänigen  auf  den  Ritter- 
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gütern  durch  das  Edikt  von  1807  nur  persönliche  Freiheit, 
LösuDg  des  Bandes,  das  sie  bis  dahin  an  die  Rittergüter 
geknüpft  hatte,  und  nichts  weiter  zuteil;  für  diejenigen 
Erbuntertänigen,  welche  Landgüter  zu  erblichem  Recht 
iBDehatten,  sofort,  ffir  alle  ttbrigea  mit  Martini  1810;  von 
dieBem  Termin  an  sollte  es  nur  noch  freie  Menschen  gehen 
oder,  wie  das  politische  Testament  dies  ansdrackt:  ^der 
letEte  Best  der  Sklaverei,  die  Erbuntertänigkeit,  ist  ver- 
nichtet und  der  festeste  Gmnd  jedes  Throns,  der  Wille 
fireier  Mensehen,  ist  gegrflndet.*  Nicht  Kofi  und  Reisige  usw. 

Das  war  docii  nur  iür  diejenige  Klasse  der  Erbunter- 
tänigen von  Bedeutung,  die  bis  dahin  als  Gesinde  auf  den 
Rittergütern  gedient  hatten.  Denn  sie  waren  nun  nicht 
mehr  verptiichtet,  solche  Dienste  zu  leisten,  vielmehr  be- 
rechtigt, ohne  Loskaufsgeld  das  Gut  zu  verlassen.  Seihst 
fQr  sie  war  die  Freisfigigkeit  ein  Geschenk,  von  dem  sie 
nur  selten,  schon  wegen  der  Mangelhaftigkeit  der  damaligen 
Kommunikatiottsmittel,  Gebrauch  machen  konnten;  in  der 
Regel  blieben  sie  in  ihrem  bisherigen  Arbeitsverhältnis, 
nunmehr  gegen  den  landesobliehen  Lohn  freier  Tagelöhner, 
der  in  der  Kegel  wie  bisher  in  natura  gewährt  wurde;  nur 
gerieten  sie  jetzt  in  Gefahr,  vom  Arbeitgeber,  der  keine 
Unterst  tu  zu  ngspriicht  mehr  hatte,  auf  die  Straße  gesetzt 
zu  werden. 

Die  Verhältnisse  derjenigen  Erbuntertänigen  aber,  die 
als  bäuerliche  Wirte  auf  den  b&uerlicben  Höfen  ansftssig 
waren,  sind  durch  das  Edikt  offenbar  verschlechtert. 
Sie  konnten  zwar  gleich  dem  Gesinde  ihr  Verhältnis  sum 
Rittergute  nunmehr  lösen,  konnten  den  Hof  verlassen,  wenn 
sie  glaubten,  ihre  Kräfte  auf  andre  Weise  besser  verwerten 
zu  können  als  durch  die  Hewirtschaftung  der  mit  gutsherr- 
licheu  Abgaben  ätark  belasteten  Höfe.  Denn  alle  dinglichen 
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VeTpflicbtimgen,  alle  Firftstationen,  wekhe  ihnen  anch  als 
fraien  Leuten  vennOge  dea  Besitzes  eines  Grnndstfleka  oder 
vermöge  eines  ^Vertrags  oblagen,  alle  Hand-  nnd  Spann- 
dienste, alle  Gefftlle  nnd  Zinszahlungen,  anch  alle  geriehts- 

herrlichen  Leistungen  blieben  fortbestehen.  In  dem  Edikt 
stand  von  deren  Aufhebung  k(  me  Silbe;  und  diejenigen 
Bauern,  namentlich  in  Schlesien,  welche  der|7lei(  heu  aus 
dem  Edikt  herausgelesen  hatten,  wurden  zu  ihrem  Schaden 
eines  Andern  belehrt  (Verordnung  wegen  der  in  Schlesien 
entstandenen  MifiTeratftndnisse  aber  die  Dimmtleistnogen 
der  Bauern  gegen  ihre  Gutsherrsehaft  Tom  24.  Oktober  1810 
(N.C.C.  XU,  1077). 

Mit  Zustimmung  der  Gutsherren  konnten  diese  Real- 
lasten natttrlieh  abgelöst  weiden;  gegen  deren  Willen  aber 
nicht;  davon  war  erst  im  politischen  Testamente  die  Rede. 
Es  ist  auch  damals  keine  Verbesserung  in  den  Besitever- 
hiiitüif>ien  herbeigeführt,  es  ist  durch  das  Edikt  kein  un- 
erbliches Recht  in  ein  erbliches  verwandelt  wordeu. 

So  sehr  auch  rein  formell  betrachtet  schon  die  bloSe 
Gewährung  der  persönlichen  Freiheit  einen  Eingriff  in  die 
jura  quaesita  der  Gutsherren  bedeutete»  so  wurde  doch 
dieser  Eingriff  you  den  berechtigten  Verletsten  akseptiert, 
weO  durch  das  Edikt  ihnen  materiell  grofte  Vorteile  g^ 
boten  wurden.  Denn  jedem  Gutsbesitzer,  der  ee  fBr  TOrteil- 
haft  hielt,  war  nunmehr  erlaubt,  die  vorhandenen  Bauer- 
höfe,  nicht  nur  diejenigen,  welciie  iiu  letzten  Kriege  ^vtist 
geworden  \vai*[i,  sondern  schlechthin  alle,  nicht  nur  in 
eine  einzige  bäuerliche  Besitzung  zusammenzuziehen,  sondern 
auch  mit  dem  Gute  selbst  zu  vereinigen.  Der  Bauernschatz 
war  ge&llen,  £s  galt  das  sogar  von  erblich  besessenen 
Bauernhöfen  sobald  das  Recht  des  bisherigen  Besitsen 
dureh  Verftufierung  an  die  Gutsherrsehaft  oder  auf  einem 


Digitized  by  Google 


4.  KapiteL  Di«  SteinaclMii  Geocttse  nnd  6eMtt«ntwfirfe.  281 

;.;ideni  gesetzlichen  Wege  erloschen  war.  Nur  bedurfte 
es  in  allen  fliespn  Fällen  der  Zustimmung  der  Kriegs-  und 
Domäneukammern.  Wie  aber  der  westpreußische  Kammer- 
präsident Broscovius  acht  Tage  nach  dem  Erlaß  des  Edikts 
sehrieb:  »Man  überlaaae  all66  dem  freien  Verkehr;  in 
Norfolk  war  auch  eiiimal  der  Eleinbesitz  vorherredieiid, 
die  kleinen  Beeltser  wurden  anagekanft,  verwandelten  sich 
in  Fftcbter,  und  alle  gewannen  dabei,  alle  waren  anfrieden; 
sollten  die  grofien  Besitzungen  nieht  mehr  Torteilhaft  sein, 
so  werden  dort  wieder  kleine  Besitzungen  entstehen". 
Von  diesem  Köhlerglaul)en  an  die  Richtigkeit  der  Theorie 
von  Adam  Smith  war  die  Mehrzahl  der  damaligen  preußischen 
Verwaltungsbeamten  durchdrungen. 

Bei  der  VerbesseruDg  der  Lage  der  Domänenbauern 
war  das  ethische  Frinsip  maSgebend  geweaen.  Beim  Erlafi 
des  Edikts  von  1807  war  es  das  nationaliykonomiscbe  dee 
free  trade,  des  Freihandels  in  Grundeigentum,  obgleieb, 
man  hätte  wissen  können,  daß  das  Prinzip  in  England 
bereits  vor  Smith  zur  gftnzlichen  Vernichtung  des  b&uer- 
liehen  Grundbesitzes  geführt  hatte. 

Soweit  hatte  sich  der  Bauernschutz  niemals  erstreckt, 
daß  die  zeitigen  Inhaber  der  Höfe  dadurch  in  ihrer  persön- 
lichen Rechtsstellung  gesichert  gewesen  wärt^n.  Jeder 
einzelne  konnte  vielmehr  auch  bei  erblichem  Hecht  aus 
bestimmten  Grftnden  entsetzt  werden.  Davon  war  aber 
ein  sehr  sparsamer  Gebrauch  gemacht  worden,  denn 
es  hatte  an  jedem  Motiv  gefehlt,  diese  Maßregel  gegen 
andre  als  untOchtige  und  liederliche  Wirte  anzuwenden. 
Wenn  aber  der  Hof  nicht  wiederbesetzt  zu  werden  brauchte, 
wenn  er  zum  Rittergute  geschlagen  werden  konnte,  war 
d.idurch  der  an  sicli  natürlichen  Vergrößerungssucht  Ttlr 
und  Tor  geöifnet. 
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S.  Abschnitt.  Die  Refoim  Steinai. 


Das  Edikt  von  1807  hat  nicht  nur  kern  Veidieust  um 
unsern  heutigen  Bauernstand,  sondern  es  hat  die  jre- 
fahrlichste  Lage  geschaffen,  in  der  er  sich  jemals  befunden 
hat  und  der  er  unfehlbar  zum  Opfer  gefallen  sein  würde, 
wenn  nicht  von  der  rechtlich  freigegebenen  Disposition 
Aber  das  Baueroland  tatsiehlieh  nnr  in  geringem  Umfange 
Gebraacb  gemacht  wäre,  weil  es  bei  der  allgemeinen  wir(- 
Bchaftlieben  Depremioii  jener  Jahre  an  Kapital  fehlte^  an 
Kanfgeld  und  Betriebsmittdn,  um  die  Vergrt^flenmg  der 
RittergHter  ine  Werk  zn  setzen,  und  wenn  nicht  naeh  ver- 
hältnismäßig kurzer  Zeit  die  Hai  denbergsche  Gesetzgebung 
eingegriffen  bfttte,  deren  V<  dienst  es  ist,  ohne  Wieder- 
einfülirung  des  Bauernschutzes  und  ohne  turraelle  Be- 
seitigung des  Systems  der  freien  Konkurrenz  im  G Uterhandel, 
durch  das  Regulierunpedikt  von  1811  die  bäuerlichen 
BesitzTerh&ltnisse  dauernd  befestigt  zu  haben. 

Man  begreift  hei  dieser  Sachlage  nicht,  wie  Schon  im 
Testamente  dazu  Itommt,  das  £dil[t  als  ,ein  erstes  Fnnda- 
mentalgesetz  unseres  Staats",  als  »habeas  corpus  Akte* 
zu  bezeichnen;  und  ebensowenig,  wie  Marwitz  behaupten 
kann,  „daß  die  Ideologen  und  Philosophauteii  von  der 
Garuune  bis  zum  Niemen  ein  Loblied  angestimmt  hätten". 
Das  einzig  richtige  Urteil  hat  Schamwei>er  u^ef,lllt ,  eiu 
Hauptmitarbeiter  bei  der  Hardenbergschen  Agrargesetz- 
gebung, als  er  einen  Zeitungsartikel  Schroetters  vom  August 
1808  vier  Jahre  später  in  folgender  Weise  glossierte. 
»Schroetter:  Durch  die  Aufhebung  der  Erbuntertänigkeit 
wurden  hunderttausend  Familien  in  die  natOrlichen  und 
unveräufierlichen  Rechte  der  Menschen  wieder  eingesetzt. 
Sehamweber:  Das  heifit,  sie  wurden  von  Bauern  zu  Tage- 
löhnern herabgesetzt.  —  Schroetter:  Es  ist  niemand  mehr  für 
seine  ganze  Lebenszeit  an  die  Erdscholle  gebunden.  Scbarn- 
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weber:  Nein,  denü  er  muß  sich  das  Wegjagen  gefaiien  lassen." 
Oder  wie  Knapp  es  ausdruckt:  „Der  Gesetzgeber  hätte  sich 
sagen  aollen,  daß  die  Freiheit  allein  ihren  Mann  nicht  nfthrt, 
daß  man  die  Mittel  hätte  geirfthren  mOssen«  um  in  der 
Freiheit  zu  leben,  dafi  die  Bauern  Landbesitzer  hätten 
bleiben  mflssen,  wlArend  sie  tatsächlich  TageUyhner  wurden." 


Stein  bat  mit  dem  Edikt  wenig  zu  tun  gehabt.  Alle 
Vorarbeiten  waren  oline  ihn  geschehen ,  es  lag  fertig  da, 
als  er  in  Memel  eintraf.  Um  ihm  die  Ehre  und  die  Ver- 
antwortlichkeit zu  überlassen,  wollte  man  es  so  unmittelbar 
Yor  seiner  Ankunft  nicht  volhEiehen.  Nur  in  einer  Hinsicht 
bat  er  materiell  eingegriffen,  indem  er  in  Obereiustimmung 
mit  der  früheren  Ansicht  des  Königs,  während  die  An- 
sichten von  Schroetter  und  Schön  divergierten,  fär  die  Aus- 
dehnung auf  den  ganzen  Staat  sich  entschied. 

Nirgends  ist  die  Entstehung  des  Edikts,  der  Anteil 
der  beiden  Schroetter,  Schftns,  Stügemanna,  Morgenbessers, 
Beyraes  nach  dem  (Jrundsatze  suuiii  cuiqiie  besser  dar- 
gestellt als  von  Fricciuä  (Der  bürgerliche  Zustand  des 
preußischen  Staates  nach  dem  Tilsiter  Frieden.  Hinter- 
lassene  Schriften,  292,  308). 

in  den  70  er  Jahren  des  Id.  Jahrhunderts  hat  Lehmann 
für  die  Urheberschaft  Steins  einen  Kampf  gefäbrt,  bei 
welchem  Schon  derart  mißhandelt  wurde,  dafi  eine  Reaktion 
nicht  ausgeblieben  ist.  Wenn  man  doch  damals  statt  des 
Streites  nach  dem  Urheber  den  Inhalt  und  die  Tendenz 
des  Edikts  mehr  gewürdigt  hatte. 

Stein  ist  mit  der  Grundtendenz  des  Edikts  nicht  ein- 
verstanden gewesen.  Er  wollte  die  freie  Disposition  der 
Grundherren  beschränkt  wissen,  dem  Eigennutz  der 
Reicheren  und  Gebildeteren  Grenzen  ziehen,  das  Einziehen 
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8.  Abachnitt.  Die  Befocm  Steint. 


(leb  Baueniluikib  zum  Rittergut  verhindern.  Aus  seiner 
Initiative  ist  deshalh  die  VerordmiiiL'  voiu  14.  Februar  1808 
für  die  Provinzen  Ostpreußen,  Litthaueu  und  Westpreußeu 
wegen  Za&ammeDziehimg  bäuerlicher  Grundst&cke  tt&d  der 
Verwendung  derselben  zu  Vorwerksland  herTorgegaogen, 
zur  Instruktion  fOr  die  Kriegs-  und  Dornftnenkammerii; 
eine  Verordnung,  die  nieht  nur  Ton  Schroetter  und  Stein, 
sondern  auch  vom  Könige  nnterseichnet  wurde,  so  dafi  ae 
dem  Edikt  gleichwertig  ist  Danach  soll  das  aus  mehreren 
neugebildete  Bauerngut  nieht  tther  ein  gewisses  Hafi  grofi 
werden,  für  das  zum  Rittergut  eingezogene  Areal  aber  das 
gleiche  Areal  zur  liildung  vun  Erbzins-,  Erbpachtgtltem 
oder  eigentünili(  lit'ii  Resitziinf?en  verwendet  werden.  Die 
unter  dem  uachfolgenden  Ministerium  ergaugenen  beiden 
Verordnung^  vom  27.  März  1809  für  das  Herzogtum 
Schlesien  und  die  Grafschaft  Glatz  und  vom  9.  Januar  1810 
für  die  FroTinzen  Kur>Neumark  und  Pommern  stimmen 
ganz  oder  fast  wörtlich  mit  der  Steinschen  Verordnung 
vom  14.  Februar  1808  aberein. 

Es  ist  anzunehmen,  daß  Stein  weitergehen  wollte. 
Schon  in  der  Nassauer  Denkschrift  verlangt  er  für  den 
BaueriLstaiid  nicht  nur  persönliche  Freiheit,  soudero  auch, 
daß  der  unterhabende  Hof  nebst  Inventarium  dem  Bauern 
gehöre;  gutsherrliche  Abgaben  und  Dienste  sollen  fort- 
bestehen bleiben,  so  da6  der  Pflichtige  Bauer  bei  der 
Nichtzahlung  seines  Hofes  entsetzt  wird;  sie  sollen  nur 
nicht  erhobt  und  der  Betrag  soll  durch  Urbanen  fest- 
gesetzt werden.  Von  einer  Ablösung  ist  hier  noch  keine 
Rede,  aber  in  einem  Briefe  Schroetters  an  Stein  vom 
15.  September  1808  heifit  es,  dafi  die  Ablösung  samtlicher 
Dienste  und  Naturalleistnngen  neben  der  Regulierung  der 
(iemeinheitsteiluugen  und  der  Beseitigung  von  Vorspann  und 
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Fouragelieferunj?  ^im  Werke"  sei.  Das  politische  Testament 
hält  zwar  die  Frohnden  an  sich  für  keiü  Übel,  fordert 
aber  die  Möglichkeit  ihrer  AblösuDg. 

Ist  nun  das  Edikt  vom  0.  Oktober  1807  eine  Naeh- 
ahmong  der  franzOuschen  Revolution  gewesen? 

FVtUier  war  das  die  Meinung  von  Lehmann  nicht  Im 
»Knesebeck  und  Schön*  (1875),  105  heifit  es:  .Das  Edikt 
verdankt  seinen  Ursprung  nicht  einem  plötzlichen,  un- 
vermittelten, von  aufien  gegebenen  Impulse,  es  ist  der 
Schlußstein  einer  stetigen,  auf  dem  Boden  des  preußischen 
Staates  vollzogenen  Entwicklung,  deren  Anfang  illter  ist 
als  die  Formulirung  der  unverilußerlichen  Menschenrechte." 
Und  ferner  287:  „Auch  die  Baueruemauzipation  war 
nicht  ausschlieBlich  ein  Produkt  der  Unglttckszeit  nach 
Jena.  Diese  Katastrophe  gab  nur  den  letzten,  allerdings 
wirksamsten  Impuls,  um  eine  bereits  begonnene  Ent- 
wicklung zum  Abschlufi  zu  bringen.  Irre  ich  nicht,  so 
Iftfit  sich  das  Gleiche  von  einer  Anzahl  andrer  Reformen 
auf  wirtschaftlichem  und  geistigem  Gebiete  nachweisen. 
Durchaus  zu  brechen  ist  mit  der  hergebrachten  Auflassung 
der  preußischen  Geschichte,  welche,  um  das  Licht  der 
Epoche  nach  dem  Tilsiter  Frieden  desto  h(  Her  erscheinen 
zu  lassen,  auf  die  vorangehenden  Dezennien  die  tiefsten 
Schatten  legt.  Jede  Reform,  welche  gelingt,  beweist  eben 
dadurch,  daß  sie  vorbereitet  war,  selbst  die  gewalttätigste 
und  radikalste  aller  Umwälzungen  hat  nur  die  innerste 
Natur  des  Volks  zu  Tage  gebracht,  welches  sie  unternahm.* 

Jetzt  sucht  er  aber  doch  einen  gewissen  Zusammen- 
hang mit  der  französischen  Revolution  herzustellen  und 
Stein,  obgleich  er  mit  dem  Edikt  sowenig  wie  ui  üblich  zu 
tun  hat,  auch  in  dieser  Hinsicht  zu  einem  Nachahmer  der 
französischen  Revolution  zu  machen. 
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ä.  Abschuitt.  Die  Reform  Steins. 


Schon  als  toh  der  beabsicbtigteD  BefreinDg  der  Banern 
in  Westfalen  während  Steins  dortiger  Verwaltungststigkeit 

die  Rede  ist,  heißt  es  bei  Lehmann  (I,  217):  „Die  Ver- 
sammluug.  welche  die  Fundamente  des  neuen  Frankreichs 
legte,  hatte  von  denselben  Ideen,  die  jetzt  Stein  bewegten, 
ausgehend  die  Beziehungen  zwischen  Herrn  und  Höngen 
gelöst."  Er  verkennt  dann  zwar  die  tiefer  liegenden  Unter- 
schiede der  lieiderseitigen  Maßregeln  nicht.  Aber  Stein 
habe  doch  nicht  anders  als  die  Assembl^  constitoante  und 
der  Konvent  dem  Staate  das  Recht  angesprochen,  dieae 
Verhältnisse  durch  ein  Geseti  zu  regeln,  und  nnr  verlangt, 
daß  die  zu  einem  solchen  Gesetze  konstttuttonsmftfiig  er- 
forderliehen Förmlichkeiten  beobachtet,  daß  also  die  Stände 
darüber  befragt  würden.  Stein  sagt  übrigens  in  der  Vita 
zum  Jahre  1796:  „Endlich  wurde  die  Milderung  der  Eigen- 
behörigkeit  in  Betracht  genommen,  jedoch  nicht  in  dem 
revolutionären,  alte  Rechte  vernichtenden  Sinne." 

Als  dann  von  dem  Inhalte  des  Edikts  selbst  die  Bede 
ist  (II,  290),  wird  zunächst  ausgeführt,  daß  in  der  gansea 
Welt  die  Hörigkeit  und  Leibeigenschaft  schon  m  der  fran- 
zösifichen  Revolution  abgeschafft  oder  gemildert  sei,  dann  aber 
fortgefahren :  „Am  nächsten  liegt  wieder  der  Vergleich  mit 
Frankreich,  die  Tendenz  war  dieselbe  haben  und  droben. 
Mit  Blindheit  hätte  man  geschlagen  sein  müssen,  um  zu 
verkennen,  welche  Auadherung  an  den  Liedanken  der 
Gleichheit  eben  dies  Gesetz  einschloß.  Dennoch  bleibt  der 
Unterschied  beträchtlich.''  Es  wird  dann  ganz  sachgemäß 
ausgeführt,  wie  groß  der  Unterschied  zwischen  den  Be- 
schlüssen d&  4.  August  1789  und  dem  £dikt  vom  9.  Ok- 
tober 1807  sei. 

Um  aber  dennoch  das  Edikt  mit  der  franzfisischen 
Revolution  in  Verbindung  zu  bringen ,  hdfit  es  (II,  274): 
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^Sie  (nämlich  die  Urheber  des  Edikts)  lasen  in  den  Zei- 
tungen die  neue  Verfassung  des  Iletzuglums  Warschau, 
welche  die  Hörigkeit  aufhob;  sie  hörten  von  den  Brüdern 
Schroetter  die  Besorgnis  äußern,  dafi  ein  Teil  der  Be- 
völkemog  in  das  befreite  Land  auswandein  möchte;  das- 
selbe, nur  mit  elDigem  Pathos  —  das  gerade  an  dieser  Stelle 
kaum  vorbanden  ist  —  erklArte  Schön :  wenn  man  audi  von 
aller  Pflicht  abstrahiere,  so  erfordere  schon  die  Politik,  etwas 
zu  tun,  damit  den  Treuen  kein  schlechteres  Los  als  den 
Untreuen  zuteil  werde.*  Lehmann  kommt  nochmals  auf  die 
Angelegenheit  zurück  (II,  290)  und  beiiauptet  zwar  nicht, 
daß  das  Edikt  eine  polnische  Nachahmung  sei ,  er  tadelt 
aber,  daß  Preußen  sich  von  Warschau  habe  Überholen 
lassen. 

Die  Warschauer  Verfassungsurknnde  enthält  nichts 
weiter  als  im  Art.  4  den  Satz:  L^esclavage  (Leibeigenschaft) 
est  aboli;  tous  les  citoyens  sont  öganx  devant  la  loi; 
r^tat  des  paysaus  (,der  Personen*,  wie  es  in  deutschen 
Übersetzung  heißt)  est  sous  la  protection  des  tribunanx. 
Alles  Weitere  ist  erst  in  der  Verordnung  vom  21.  De- 
zember 1807  wegen  Aufiiebuiig  der  Erbuntertänigkeit 
enthalten  (Laube,  Gesetzsammlung  des  vormaligen  Herzog- 
tums Warschau  aus  dem  Polnischen  übersetzt,  l'useu, 
181t),  28  ff.),  die  also  dem  preußis(  hen  Edikt  nachfolgt. 
In  dieser  Warschauer  Verordnung  fehlt  alles,  was  auf  das 
freie  Commercium  unter  den  St&nden  sich  bezieht,  also 
der  gröfiere  Teil  des  prenfiiscben  Edikts.  Das  ist  indessen 
insofern  ohne  Bedeutung,  weil  für  Warschau  schon  durch 
die  Einführung  des  Code,  die  in  der  Verfassungsnrkunde 
vorgeschrieben  war,  dieser  Punkt  als  erledigt  gelten  konnte. 
Daher  besteht  auch  diese  Verordnung  nur  aus  5  Artikeln, 
etwa  ebensovielen  wie  das  preußische  Edikt  Uber  die  Auf- 
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3.  AbscbniU.  Die  fiefona  Steina. 


helrang  der  prenfiisclieii  Erbuntertiniglceit  enthftlt  Der 

Inhalt  a-hir  ist  insofern  ein  andrer,  als  es  sich  nicht  um 
Aufhebunpr  der  preußischen  Erlniiitertilnigkeit,  sondern  der 
römischen  Sklaverei  handelt,  mit  der  eine  völlige  Erwerbs- 
und Prozeßunfähigkeit  verbunden  war  (v.  BrOnneck,  XI,  106, 
109,  128, 141).  Von  ZwaogsgeBiDdedienat,  Qebandenbeit  an 
die  Scholle,  Loskaufsgeld  war  auch  hier  keine  Rede  mehr; 
auch  hier  konnten  sie  als  freie  Leute  vegxieben;  wie  es 
scheint  sofort,  auf  blofie  Anzeige  beim  Grandherm  hin,  nur 
däfi  sie  dann  das  Wirtschaftsger&t  und  die  Aussaat  abliefern 
mußten ;  die,  welche  bleiben  wollten,  durften  bei  Erffillnng 
der  bisherigen  Pflichten,  die  nicht  gesteigert  werden  durften, 
während  eines  Jahres  nicht  zum  Abziehen  gezwungen  weiden; 
▼on  Bäuernschutz  war  also  auch  jetzt  keine  Rede,  wie  ein 
solcher  ja  auch  bis  dahin  nicht  bestanden  hatte.  Schie- 
mann  hat  ganz  recht,  dafi  tatsächlich  die  Bauern  Zeit- 
pftebter  auf  Gnade  geworden  seien,  dafi  sie  nichts  gewonnen 
hätten  als  das  Recht,  nach  Willkfir  wegg^gt  zu  werden 
(Schiemann,  Geschichte  Rufilands  unter  Nikolaus  I.,  1, 100; 
Knapp,  I,  205). 

Die  Behauptung,  daS  die  Rücksicht  auf  Pulen  bei  den 
Beratungen  Ober  das  preufiische  Edikt  eine  Rolle  gespielt 
habe,  ist  richtig.  In  der  Tat  steht  im  Schlußberichte 
der  Inmieiliatkommission  vom  17.  August  1807  (Klewitz, 
Schön,  Stägemann):  „dazu  kommt,  daß  nach  neueren 
Nachrichten  im  benachbarten  Herzogtum  Warschau  die 
Erbuntertänigkeit  aufgehoben  ist."  Es  heißt  femer  in 
dem  Berichte  Schroetters  von  demselben  Tage:  .Die  Guts- 
untertänigkeit ist  aufzubeben  schon  deshalb,  weil  dies 
im  Grofiherzogtum  Warschau  durch  die  Constitution  ge- 
schehen ist  und  also  die  Untertänigen  aus  Preufien  dahin 
entweichen."  Es  beifit  endlich  in  der  Kabinettaorder  vom 
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3.  September  1807,  die  Anfhelmiig  sei  dnrek  die  Scbritte 
der  benaehbarten  Regierung  zur  dringenden  Notwendigkeit 
geworden  (Knapp,  II,  152,  155,  160). 

Merkwürdig  ist  die  Besorgnis  einer  Abwaüderuug  nach 
Polen  um  so  mehr,  als  schon  zur  Zeit  Friedrich  Wilhelm  I. 
davon  die  Rede  gewesen  ist  und  wirklich  Entweichungen  von 
Erbuntert&nigeDf  selbst  von  ansilssigen  DomäDenbauern,  aus 
Preußen,  Pommern  und  der  Mark  während  des  18.  Jahr- 
hundert«  vorgekommen  sind.  Es  mafi  also  entweder  in 
Polen  Gegenden  gegeben  haben,  wo  die  Erbuntertlnigkeit 
nicht  bestand  oder  wo  die  Verhältnisse  wegen  VerOdnng 
des  Landes,  wegen  Fmehtbarkeit  in  den  Weichsel- 
niederungen  tatsäeUieh  bessere  gewesen  sind  (Knapp  I,  63, 
118;  II,  3,  16,  27,  44,  Knapp,  Die  Landarbeiter  in  Knecht- 
schaft und  Freiheit  36). 

Aber  Lehrnann  beklagt  nicht  nur,  daß  sich  Preußen 
von  Warschau  habe  flberholen  lassen,  sondern  auch,  daß 
Preußen  nur  um  wenige  Wochen  dem  Königreich  West- 
falen zuvorgekommen  sei  (II,  190). 

Der  Artikel  13  der  westftlisehw  Verlassungsarkttnde 
lautet:  Alle  Leibeigensehaft  (tont  seryage),  welcher  Natur 
sie  auch  sein  und  wie  sie  heifien  möge,  ist  aufgehoben, 
indem  alle  Einwohner  dieselben  Rechte  geniefien  sollen. 

Das  Dekret  vom  23.  Januar  1808  (I.  225)  ntitersehfed 
in  zwei  Titeln  die  aus  der  Leibeigenschaft  hennhitntleu 
Rechte  und  Verbindlichkeiten  von  den  auf  den  Grund- 
stücken hnftpüden.  Abgeschafft  wurden  nicht  mir  die  per- 
sönlichen Dienste  oder  Jb'rohnden,  welche  jemandem  nur 
deshalb  obliegen,  weil  er  Vasall  sei  oder  einen  bestimmten 
Ort  bewohne,  sondern  auch  diejenigen,  welche  zwar  in  Hin- 
sicht auf  den  Besitz  eines  GrundsCQcks  zn  leisten,  aber  so 
unbestimmt  sind,  dafi  sie  von  der  Willkür  dessen,  der  sie  zu 
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fotdern  hat,  abfaAngen,  wie  der  Genndedienst,  die  Ein- 
willigung zur  Verheiratung,  zur  Niederlassung  der  Kinder, 

das  Recht  auf  deu  Nachlaß  (Besthaupt,  Mortuaninuj.  Da- 
gegen blieben  bestehen  das  Olii  reigentum,  und  die  aus  dem- 
selben tiießenden  Rechte,  wie  die  EmwiUigung  der  Ober- 
eigentOmer  zu  Veräußerungen,  Verkaufen,  Zerstückelungen, 
Belastungen,  die  Abgabe  des  sogenannten  Weinkaufs  bei 
Besitzver&nderuDgeD;  sowie  auch  diejenigen  Dienste  und 
Abgaben,  welche  sieh  als  Preis  der  Überlassoog  des  nuta- 
baren  Eigentums  herausstellten,  also  alle  Zinsen,  Renten, 
Zehnten,  Geld-  und  Katuralabgaben  aller  Art,  Hand-  und 
Spanndienste,  Yorausgesetat,  dafi  die  Zahl  der  Tage  und 
der  Umfang  der  Arbeit  genau  bestimmt  waren.  Da  nun 
alsbald  viele  Prozesse  entstanden  namentlich  über  die  Un- 
bestimmtheit der  Dienste,  so  wurde  das  frühere  Dekret 
durch  das  vom  27.  Juli  I8<*5t  (VI,  147 ff.)  dahin  erläutert, 
daß  aufgehoben  sein  sollten  die  Lehofi-,  Gerichtsfolgen  und 
die  Jagdfrohnden,  soweit  sie  ungemessen,  während  die  be- 
messenen sowie  die  Land-  und  Gemeindefrohnden  aufrecht 
erhalten  wurden- 

Die  AblOsharlceit  der  nieht  aufgehobenen  Dienste  und 
Gmndabgaben  war  im  Prinzip  schon  durch  das  Dekret  vom 
28.  Juni  1808  festgestellt,  wurde  aber  erst  durch  das  Dekret 
voui  is.  August  1800  (VI,  291  ff.)  näher  bestimuit.  Es  ist 
nicht  viel  davon  Gebrauch  gemacht.  Da  besonders  über 
die  AblftsuDg  der  Zehnten  zahlreiche  btreitigkeiteu  ent- 
standen, hat  das  Dekret  vom  7.  September  1810  (IX,  15  ff.) 
für  die  Zehntenablösung  neue  Erleichterung  gebracht. 
Endlich  enthalt  das  Dekret  vom  25.  Juli  1811  (X,  3d9  ff.) 
Ergänzungen  Ober  die  Ablösung  der  Veranderungs-  und 
Laudemialgebohren  sowie  Ober  das  Heimfallsrecht. 
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2.  Die  GewerbefiFelheltk 

Die  Rabinettsorder  Tom  7.  April  1806  begtimmte,  daß 

die  Behauung  der  Feldsteine  kcineia  luiiuiig:--zwanR  unter- 
worfen sei,  vielmehr  von  jedem,  der  sich  damit  befasseu 
wolle,  bewirkt  werden  könne. 

Die  Verordnung  vom  4.  Mai  1806  wegen  de8  freien 
Betriebes  der  Leinen-  und  Baumwollwebereien  in  Ost-, 
West-  und  Neuostpreufien  verordnete:  «Alle  GamzQchner-, 
Leineweberzfinfte,  Gilden  und  Innungen  bören  g&nzlicb 
auf;  die  Leinen-  und  Baumwollweberei  sowie  die  Weberei 
aller  Waren,  deren  Aufzug  ganz  oder  zum  Teil  aus  Leinen- 
üder  Bauiiiwollgarn  besteht,  ist  ein  durchaus  freies,  an 
keine  Zunft,  (lilde  oder  luuuug  gebunilrnes  Gewerbe  so- 
wohl für  die  Bewohner  der  SUldte  als  auch  des  platten 
Landes." 

Das  Patent  vom  23.  Januar  1808  wegen  Aufhebung  der 
bisherigen  Bescbrftnkungen  bei  dem  Handel  mit  Mahlsteinen 
in  Rttcksiebt  der  Provinzen  Ost-  und  Westprenfien  lautet: 
«Bei  der  Schwierigkeit,  die  Provinzen  Ost-  und  Westprenfien 
mit  den  benötigten  Mtthlensteinen  aus  den  inländischen 
Steinbrüchen  zu  verseben,  haben  wir  beschlossen,  zur  Be- 
förderung der  Mehl-  und  Oiau[>enfabrikatiüü  das  bisher 
bestandene  Müblmsteinregal  in  Rücksicht  der  gedachten 
Provinzen  aufzuheben.  "  Daher  wird  jedem  nicht  nur  die 
Zubereitung  von  Mühlsteinen  aus  Feldsteinen,  sondern  auch 
der  freie  Handel  mit  in-  und  ausländischen  Mühlsteinen 
gestattet;  bei  der  Kinfuhr  sind  nur  noch  die  im  Accise- 
tarif  vom  22.  Mai  1806  verordneten  Accisegefiüle  maß- 
gebend. Auf  dieses  Pntent  wird  Bezug  genommen  im  Patent 
wegen  Aufhebung  der  Beschränkungen  des  Mfthlsteinhandels 

in  der  Kurmark,  Neumark  und  Pommern  vom  20.  März  1809. 
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Das  Edikt  vom  29.  Mftn  1808  fOr  Ostprenfien,  Litthauea, 
Ermeland  und  den  Harienwerderseliea  Itndrfttlichen  Kreis 
betreifend  die  Hahlen  gerech tigkeit  und  die  durchgängige 
Aufhebung  des  Mahlenzwanges  verleiht  jedem  Eigentümer 

die  Befugnis  zum  Anlegen  von  Mühlen  aller  Art  (§§  1 — 0) 
und  ^'ewaiirt  zugleich  eine  Entschiirii^^ung  für  die  bisher 
Zw&ugsberechtigteu  vermöge  einer  Abgabe,  welche  die  Mahl- 
pflichtigen für  die  erlangte  Mahlfreiheit  erlegen  müssen 
(gl  7—14).  Den  Schlud  bilden  allgemeine  und  Strafbe- 
Btimmiuigen  (§g  1&— 18).  Auf  dieses  Edikt  wird  Besag  ge- 
nnrnmen  im  Edikt  vom  29.  Mirs  1809  beCfeffend  die  Auilösnng 
des  Zmiftverbsndes  der  Malier  in  Ostpreoflennnd  Litthaaen 
samt  dem  Ermelande  xmd  dem  Marienwerdersöhen  Kreise. 

Die  Verordnung  vom  24.  Oktober  1808  wegen  Auf- 
liebiinfi:  des  Zunft/wsui^^t  s  und  Verkaufsmonopolä  der  Bäcker-, 
Schiachter-  und  Hökergewerbe  In  den  Städten  der  Provinz 
Ost-  und  Westpreußens  und  Litthaiiens  hebt  die  Höker- 
zünfte gänzlich  auf,  läßt  die  B&cker-  und  Sehlächterzünfte 
als  Gewerkschaften  bestehen  macht  es  jedoch  von  der 
freien  WiUkiir  eines  jeden  GewerkfgeiMMBen  abhängig,  ob 
er  Mitglied  der  Gewerkschaft  bleiben  oder  sein  Qewwbe 
ebne  Yerbindimg  mit  derselbeii  betreiben  wolle,  wie  es 
auek  vom  Belieben  des  Gewerks  abhängt,  ob  es  ihn  anf- 
'  nehmen  will  oder  nicht;  jeder  städtische  Einwohner  ohne 
Uütüihcliitid  des  Standes  uod  Geschlechts  eihalt  die  Be- 
fugnis zum  Verkauf,  zum  Schlachten,  zum  Racken,  zum 
Feilhalten  von  I.ebensraitteln  aller  Art;  es  /war  eine 
Konzession  erforderlich,  bei  deren  Erteilung  aber  nur  die 
allgemeinen  Polizeigesetze  zu  berücksicbtigen  sind  ohne 
Nachweis  der  Gewerbequalifikation  oder  eines  bestimmten 
Vermögens;  jeder  Konsesaionierte  kann  GekQlfen  und 
Lehrlinge  nach  seinem  Willen  annehmen.  Nicht  nmr  der 
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ZmillEwang  ist  aufgehoben,  sondeni  auch  das  Zwangs-  und 
Verkanlsmottopol  der  B&cker  und  SeUächtsr;  jeder  kann 
▼om  platten  Lande  oder  ans  anderen  St&dten  alle  Gattungen 
▼on  Fleiseli,  Brod  und  Leliensniitteln  in  die  Sttdte  ein- 
ftthren;  den  Grofihtodlem  und  Kanflenten  wird  gestattet, 
ihre  Vorrilte  im  kleinsten  Detail  an  die  Konsumenten  und 
Zwischenlulndler  zu  verkaufen.  Als  Folge  dieser  Gewerbe- 
freiheit hört  flif  Verbindlichkeit  der  ]^;u'krr  und  Sehiilrhter 
auf,  täglich  irisches  Brod  und  Fleisch  zum  Verkauf  zu 
stellen;  auch  fallen  mit  dem  1.  Januar  1809  alle  bisherigen 
Viktnalien-Taxen  weg,  sodafi  es  jedem  Verkäufer  von  Brod, 
Fleiseh  und  anderen  Lebensmitteln  freisteht,  diese  Wann 
in  beliebiger  Or06e,  Gestalt  und  Mischung  feil  zu  haltsn. 

Die  Verordnung  vom  18.  Noyember  1808  aber  den 
Auf-  und  Verkauf  fikr  die  Provinzen  Ostpreußen,  Wesi- 
preuSen  und  Litthauen  erlaubt  unter  Aufhebung  des  Edikts 
vom  17.  November  1747  einem  jeden,  sowohl  Produkte  als 
auch  Fabrikate,  welche  von  Laniileuten  angefertigt  werden, 
ül)erall  auf  dem  platten  Lande  nicht  nur  unmittelbar  selbst, 
sondern  auch  durch  einen  dritten  zu  kaufen  und  zu  ver- 
kaufen vorbehaltlich  gewisser  Beschränkungen  fttr  die  St&dte 
unter  Freigabe  des  Wassertransports. 

Das  sind  die  unter  Stein  vor  und  nach  der  Katastrophe 
getroffenen  Mafiregeln. 

Gewerbefceiheit  ist  also  eingefülhrt:  einerseits  fQr  die 
TextilinduBtrie,  nftmlieh  fftr  die  Herstellnng  von  Leinen- 
und  Baumwollenstoffen,  die  schon  damals  einen  so  großen 
Umfang  genommen  hatte,  daß  der  handwerksmilßige  Be- 
tneb tatsächlicii  in  den  labnkmaßigen  übergegangen  war; 
andrerseits  für  die  Ernähruugsgewerbe,  weil  man  glaubte, 
daß  das  System  der  freien  Konkurrenz  billigere  Preise  zur 
Folge  haben  werde:  dahin  gehört  schon  die  Freigebung  des 
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Handels  mit  Mühlsteinen  und  die  Aulhebung  des  Mühlen- 
regals und  des  Mfthlcnzwanges,  beides  zur  Förderung  der 
Mehlproduktion ;  es  gehört  dahin  aufierdem  die  Freigebnng 
des  Höker-,  Bäcker-  und  SehlAehtergewerbs  und  des  so- 
genannten Vorkanfa^  letstetes  insofern  alB  man  annahm, 
dafi  der  Zwischenhandel  mehr  als  der  bisherige  direkte 
Verkehr  zwischen  den  ländlichen  Prodnsenten  nnd  den 
städtischen  Konsumenten  die  Waren  verbilligen  werde;  dem 
Volke  sollte,  wie  es  im  politischen  Testamente  heißt,  die 
Befugnis,  seine  ersten  Lebensbedürfnisse  sich  selbst  zu 
bereiten,  wiedergefjeben  werden.  Übrigens  hat  Stein,  so 
schweigsam  er  sonst  in  der  Generalkonferenz  zu  sein  pflegte, 
doch  gerade  bei  der  Beratung  Ober  die  Freigebung  des 
Bäckergewerbes  am  5,  Oktober  1808  sich  nicht  ganz  sn- 
yersichtlich  geäufiert,  indem  er  sagte,  dafi  in  Hambnrg 
nach  der  Freigebung  zwar  das  Gewicht  sich  gebessert  habe, 
dafi  aber  in  Absieht  der  GOte  der  Vorteil  zweifelhaft 
sei.  Die  Freigebnng  der  Emährungsgewerbe  bezog  sich 
aber  nur  auf  diejeni^^en,  die  es  mit  den  ersten  Lebens- 
bedürfnissen zu  tun  hatten,  nicht  auch  auf  die  Herstellung 
oder  den  Verkauf  von  Getränken,  nicht  auf  Brauereien 
und  Schankwirtschaften,  nicht  auf  Konditoreien. 

Für  alle  sonstigen  Gewerbe,  für  die  eigentlichen  Hand- 
werke, für  die  Bekleidungsgewerbe,  für  Schuster,  Schneider, 
Kflnehner,  Hut-,  Mützen-  und  Handschuhmacher,  fflr  die 
Bauhandwerker,  Maurer,  Zimmerleute,  Tischler,  Schlosser, 
Glaser,  Klempner,  Dachdecker,  auch  fDr  Drechsler  und 
Buchbinder  usw.  ist  alles  beim  Alten  geblieben. 

Es  sind  das  Maßregeln,  wie  sie  in  der  preußischen  Ge- 
werbegesetzgebung im  Unterschiede  von  der  (lewerbegesetz- 
gebuntr  der  anderen  deutschen  Länder  während  des  18. 
Jahrhunderts  mehrfach  getroffen  sind,  sobald  man  sich  aber- 
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zeugt  hatte,  daß  die  veränderten  Verhältnisse  die  Beseitigung 
der  vorhandenen  Sciiranken  erfordere.  In  der  Finanz- 
kommissiou  und  bei  deu  BeratuDgen  zum  A.L.K,  sowie  bei 
den  VorscblAgen  Schroetters  zoni  Retablissement  von  Ost- 
preußen ist  man  Tiel  weiter  gegangeD,  indem  die  generelle 
Aufhebung  der  Zflnfte  zur  Diskussion  gestellt  wurde;  an 
einigen  dieser  Mafinahmen  ist  sebon  vor  Steins  Eintritt 
gearbeitet  worden.  Übrigens  ist  das  Patent  vom  28.  Januar 
1808  wegen  des  Handels  mit  Mahlsteinen  und  das  Edikt 
vom  29.  März  1808  wegen  Aufhebung  der  Miihlcugerechtig- 
keit  und  des  Müblenzwanges  gar  nicht  von  Stein  unter- 
schrieben, der  damulä  in  Berlin  war. 

Lehmann  behauptet  nun,  daß  Stein  sehr  viel  weiter 
habe  gehen  wollen.  Schon  vor  180G  habe  er  sich  bitter 
und  wegwerfend  aber  den  Zunftgeist  geftufiert,  als  es  sich 
um  die  Eonsession  zur  Verwertung  einer  neu  erfundenen 
Metallkomposition  gehandelt  habOf  gegen  welche  die 
Berliner  Gewerke  der  Gelbgiefier  uud  der  Gürtler  prote- 
stiert hätten  (I,  301).  Im  Jahre  1806  habe  er  an  Hoym  ge- 
schrieben, eine  weise  Staatsverwaltung  müsse  bemOht  sein, 
dkin  Geist  der  Innungen  zu  zerstören,  und  den  Kodex  von 
Verordnungen,  den  Habsucht  und  Unwissenheit  geschmiedet, 
zu  vernichten  (I,  363).  Lehmann  schließt  schon  aus  der 
beabsichtigten  Ausdehnung  des  Gewerbebetriebes  auf  das 
platte  Land,  dafi  dieses  notwendig  zur  Aufhebung  der 
Zflnfte  und  zur  Gewerbefreiheit  geftthrt  haben  wflrde, 
w&hrend  doch  die  auf  dem  platten  Lande  schon  da- 
mals zugelasseuen  Gewerbe  durch  Anschlufi  an  die  in 
den  benachbarten  Städten  bestehenden  Zttnfte  zunftmäfiig 
betrieben  werden  mußten;  wie  es  auch  im  Gegensatz  zu 
der  Annahme  Lehmanns  in  Hannover  keine  Gewerbe- 
freiheit auf  dem  platten  Lande  gegeben  hat.  Lehmann 
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ist  endlich  üloi zeugt,  daß  Stein  die  Gewerbefreibeit 
proklamiert  hätte,  wenn  er  nicht  zu  den  Verhandlungen 
mit  Dant  geraist  wftre;  die  ImmediatkommisaieB  sei  mit 
Sehioetten  Voneblag  einer  sacblich  vnd  provinzielt  «be- 
eehri^nkteii*  wirtschafflicheiiBefonD  einverBtaiideD  geweaen, 
habe  aach  die  Gleichstellung  der  Abgaben  des  platten 
Landes  und  der  Stftdte  empfohlen,  zugleieh  aber  geraten, 
damit  bis  zum  Abzüge  der  Franzosen  zu  warten ;  dem 
Gewicht  dieser  Gründe  habe  sich  Stein  nicht  entziehen 
kennen.  ^Tn  t^eiuem  Biographen  erwecken  diese  WOite 
Emptindungen  des  Schmerzes.  Wie  viel  großartiger  wäre 
doch  seine  Laufbahn  geworden,  wenn  nicht  die  Wechselfälle 
der  auswärtigen  Politik  die  Realisirung  der  Reformideen 
YenOgert,  wenn  nicht  die  Probleme  der  Diplomatie,  fflr 
welche  er  nun  einmal  nicht  geschafiiMi  war,  ihn  seinem 
eigentlichen  Berufe  entfremdet  hätten*  (II,  492). 

Die  §^  'M  und  50  der  erst  nach  Steins  Rücktritt  er- 
lassenen, von  Friese  verfaßten  Regierungsinstruktion  vom 
26.  Dezember  1808  kommen  selbstverständlich  nicht  in 
Betracht. 

Soweit  geht  Lehmann  doch  nicht,  daß  er  in  den  Steinaehen 

Maßnahmen  eine  Nachahmung  der  französischen  ReTOlution 
sähe,  die  gleich  im  Anfang  mit  doktrinärem  Absolutismus 
die  schrankenloseste  Gewerbefreiheit  proklamiert  hatte. 
Was  es  heißt,  die  französische  Kevolution  auf  diesem  Ge- 
biete wörtlich  nachzuahmen,  hat  drei  Jahre  später  Harden- 
berg geeeigt. 
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IL  nie  BebSrdeii, 

1.  Die  Zentraibeiiördeii. 

Lehmann  behanptet,  daB  beim  OrganiBatioiiBplan  Tom 
23.  November  1807,  bei  der  auf  diesem  Plane  teilweise 
beruhenden  Verordnung  vom  24.  November  1808  betreffend 
die  veränderte  Verfassung  der  obersten  Veiwaltungs- 
beliörden  in  der  preußischen  Monarchie,  daß  also  auch  bei 
der  Verordnung  vom  10.  Dezember  18U8,  soweit  diese  mit 
jener  nicht  publizierten  Verordnung  übereinstimmt,  das 
französische  Gesetz  vom  27.  April/25.  Mai  1791,  Loi  portant 
rorganiaation  du  ministdre  vielfach  zum  Vorbilde  gedient 
habe. 

Von  Stein  ist  nichts  ttberlieferti  woraus  man  scblieflen 
könnte,  dafi  er  mit  Bewufitsein  aus  dieser  Quelle  geschöpft 
habe.  Und  gerade  weil  er  sich  in  der  Nassauer  Denkschrift 
für  die  Zentralisierung  fies  Kassenwesens,  also  für  eine 
im  Vergleich  unterere  ordnete  Frage  auf  die  Protokolle  der 
Nationalversammlung  berufen  hat,  ist  es  selir  unwahr- 
scheinlich, daß  er  die  Benutzung  der  Arbeiten  der  Con- 
stituante in  viel  wichtigeren  Fragen  verschwiegen  haben 
sollte. 

Auch  alle  di^enigen,  und  es  ist  eine  sehr  grofie  Zahl, 
die  bei  der  Beurteilung  des  von  Alteostein  verfaßten 
Orgaoisationsplans  mitgewirkt  haben,  sind  sieh  einer 
solchen  Nachahmung  nicht  bewußt  gewesen;  bei  aller 
Ausführlichkeit  der  abgegebenen  Gutachten  und  Voten 
herrscht  über  das  französische  Gesetz  altum  silentium. 
Auch  Schön  hat  nichts  davon  gemerkt,  er  hat  es  erst  nach 
langen  Jahren  aus  Thiers  erfahren,  aus  Thiers,  der  selbst 
kein  Wort  darttber  gesagt  hat,  auch  dergleichen  nicht  sagen 
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konnte,  da  er  weder  die  französische  noch  die  preußische 
Gesetzgebung  kauute. 

Indessen,  wenn  aneh  in  den  Akten  nichts  darüber 
steht,  vieUeieht  wollten  me.  Stein  ,  an  der  Spitse,  dartlber 
nicht  sprechen,  weil  sie  keine  Lnst  hatten,  in  den  Rnf  Yon 
ReToIntion&ren  su  kommen,  wie  Lehmann  einmal  andeutet. 

Wie  in  allen  Fallen,  wo  Lehmann  eine  Nachahmung 
der  französischen  Revolution  behauptet,  schließt  er  das 
anch  hier  aus  einer  Vergleichung  der  Revolntionsgesetze 
mit  den  Steinschen  Reformgesetzen. 

Das  Gesetz  vom  27.  April /25.  Mal  1791  eheoso  wie 
das    spätere  Ministerorganisationsgesetz   vom   10.  Ven- 

(l(^miaire  IV,  welches  sicli  nur  tiuicli  Weglassuiig  des  auf 
das  Königtum  Bezilgliclien  von  jenem  unterscheidet, 
während  im  übrigen  wörtliche  ilhcreinstimmung  herrscht, 
ist  eins  von  denjenigen  Geset^n  der  Constituante, 
welche  in  Übereinstimmung  mit  der  Verfassung  von  1791 
den  Zweck  verfolgten,  das  formell  bestehen  gelassene 
Königtum  materiell  zu  vernichten.  Die  Minister  sind 
nicht  mehr  Organe  des  Königs,  sondern  der  National- 
versammlung, welcher  sie  jährlich  und  auf  Erfordern 
Beehensehaft  ablegen  müssen,  welche  erklftren  kann,  daB 
sie  ihr  Vertrauen  nicht  mehr  hatten ,  welche  allein  eine 
strafrechtliche  Verfolgung  herbeilülireu  kann,  die  eine 
sofortige  Suspension  vom  Amte  zur  Folge  hat  (Art.  27, 
28,  31,  32). 

In  dieser  Hinsicht  lag  das  französische  Gesets  stemen* 
weit  von  den  Steinschen  Tendenzen  entfernt. 

Aber  vielleicht  liegt  die  NachahmuDg  darin,  dsB  der 

Organisationsplan  usw.  die  Provinzialmiuister  beseitigt  hat. 
In  Preußen  war  daran  schon  lange  gearbeitet.  Wenn  hier 
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überhanpt  eine  franz()sische  Nachahmung  vorläge,  jsü  wäre 
sie  nicht  der  französischen  Revolution,  sondern  dem  ancien 
regime  zu  danken.  Denn  die  administrative  Einheit  in  der 
Ministerialinstanx  ist  schon  seit  Ludwig  XIV,,  eigentlich 
noch  Irtther,  erreicht.  Als  Ludwig  XIV.  nach  Masarins 
Tode  die  ZOgel  in  die  eigne  Hand  nahm,  gab  es  ein 
Ministerium,  welches  neben  den  THIgem  der  beiden  alten 
Zentralftmter,  dem  Kanzler  fnr  die  Justiz  und  dem  Kon- 
trolleur der  Finanzen,  aus  vier  Staatssekretaren,  einem  für 
die  auswärtipen  Angelegenheiten,  einem  fftr  den  Krieg, 
einem  de  la  maison  du  roi,  du  c]erg6  et  de  la  marine,  und 
einem  pour  les  affaires  h  la  religion  pretendu  reform^  be- 
stand. Am  Todestage  Ludwigs  XV.  gab  es  sechs  ministerielle 
Departements,  von  denen  die  vier  Staatssekretäre  der  eine 
die  auswärtigen,  der  zweite  die  Kriegssachen,  der  dritte 
das  königliche  Hans,  den  Klerus  und  das  reformierte 
Kirchenwesen,  der  vierte  die  Marine  hatte  (Comte  de 
Lugay ,  Les  secrdtairs  d*6tat  depuis  leur  Institution  jusqu' 
k  1a  mort  de  Lonis  XV.,  Paris  1881;  Les  origines  du 
pouvoir  ministöriel  eu  France,  p.  V— VIII,  392,  418  fl., 
420—541,  802  ff.). 

Durch  die  Revolution  ist  daran  nichts  geändert;  „Les 
ministres"  heißt  es  im  Art.  4  des  Gesetzes  von  1791, 
„seront  au  nombre  de  six  savoir:  le  ministre  de  la  justice, 
le  ministre  de  rintörienr«  le  ministre  des  contributions  et 
des  revenues  publiques,  le  ministre  de  la  guerre,  celui  de 
la  marine  et  celui  des  affaires  ^trang^res." 

Nur  in  einer  Beziehung  weist  das  Gesetz  von  1791  eine 
Änderung  auf.  Es  war  ein  Ministerium  des  Innern  hinzu- 
gekommen,  das  bis  dahin  weder  in  Frankreich  noch  in  Preuflen 
unter  diesem  Namen  bestanden  hatte  (Lehmann  III,  284). 

Gewissermaßen  war  ein   solches  Ministerium  doch 
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schon  im  aiicien  regime  irankreichs  vorhanHen  gewesen; 
unter  den  Abteilungen  des  Staatsrats  gab  es  eine,  welche 
abwechselnd  conseil  du  dedans  und  conseil  des  d^ptehes 
genannt  wird.  .LlatrodttCtion  de  cet  616iiieiit  nonTMui', 
heifit  es  bei  Iin^ay  420,  »datait  du  mois  oetobre  1757,  le« 
attributions  compienaient  tout  oe  qni  coneemait  radmini- 
stration  intörieure  du  royaume' ;  Lu^y  beruft  sich  auf 
eine  gleicbieitig  (1757)  enehieuene  Schrift,  In  der  es  beifit: 
„C'est  dans  le  conseil  des  d^p^hes  que  Ton  a  trait^  les 
affaires  „intörieures"  du  royaurae". 

Wie  überall,  so  hatte  sich  auch  in  Fraukreich  die  innere 
Verwaltung  verhältaismäBig  am  spätesten  entwickelt,  in 
England  ist  erst  seit  1781  ein  Home  Departement  eingerichtet. 

Zum  Beweise  der  Nachahmung  in  Freufien  durch  den 
OrganisationspUm,  die  Verordnung  vom  24.  November  1808 
und  das  Poblieandum  vom  16.  Dezember  1808  beruft  sich 
Lehmann  auf  die  Zahl,  die  Abgrenzung  und  die  Benennung 
der  Ministerien,  und  auf  die  Titel  der  Ministerialbeamtan. 

Es  ist  zunächst  nicht  richtig,  wenn  Lehmann  behauptet 
(I,  410),  dafl  es  die  Constituante  gewesen  sei,  welche  die 
Bessorts  so  abgegrenst  habe,  wie  es  Stein  jetst  wollte. 

Es  ist  aber  aucli  furner  nicht  richtig,  daß  Stein  in  der 
iienennulig  der  Ministerien  der  fmn/ösischon  Revolution 
gefolgt  sei ;  Lehmann  beruft  sich  dafttr  auf  zweierlei. 

Erstens  darauf,  dafi  Stein  sein  viertes  Ministerium 
nicht  nach  den  Finänsen,  wie  in  Freufien  herkömmlich, 
sondern  nach  den  öffentlichen  Einkommen  habe  nennen 

wollen.  Allerdings  heißt  das  französische  Ministerium  in  dem 
Gesetze  von  1791  minist^re  des  contributions  et  des  revenues 
puMiques,  und  ebenso  in  der  Steinschen  Denkschrift  vom 
April  1805,  sowie  im  Altensteinschen  Organisationsplan  vom 
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23.  NoTember  1807,  In  dem  aber  Boiist  gtets  vom  Ftoai»- 

minister  die  Rede  ist;  nicht  aber  in  der  Verordnuog  von 
1808;  wie  num  auch  in  Frankreich  bald  von  dem  un- 
zutreffenden Ausdrucke  zurückgekommen  ist,  indem  schon 
das  vom  Convent  erlassene  zweite  Ministerorganisations- 
gesetz  den  Ausdruck  des  finanees  hatte,  der  insofern  besser 
pa6t,  als  das  Finansmintsterium  doch  nicht  ausschliefilich 
mit  den  EioDabmen  zu  tun  bat  £r  beroft  sieh  sweitens 
(II,  86  ,  891,  393)  darauf,  dafi  Stein  dem  geistlichen 
Departement  nach  franzfiaischem  Vorbilde  den  Namen 
Knltusminiateriiim  habe  geben  wollen  und  dafi  das  Steinsche 
Unterrichtsdepartement  vergleichbar  etwa  mit  der  napoleoni- 
Scheu  Universite  dazu  bestimmt  gewesen  sei,  das  gesamte 
Bildungs-  und  Erziehungswesen  zu  vereinigen  :  ein  Kultus- 
ministerium ist  weder  in  den  teiden  französiMlien  Mimster- 
organisationsgesetzen  noch  von  Stein  gescliaffen ;  in  Frank- 
reich wurden  die  auf  die  Zivilkonstitution  des  Klerus  und 
die  anf  Unterrichts^  und  Erziehungswesen  bezaglichen  Ge- 
schäfte, letztere  provisorisch,  dem  Ministerium  des  Inneren 
abertragen;  in  Preußen  wurden  sie  im  Organisationsplan 
von  1807  und  in  der  Verordnung  von  1808  auf  zwei  ver- 
schiedene Departements  des  Ministeriums  des  Innern 
verteilt. 

Es  ist  aber  weiter  nicht  richtig,  daß  die  l)ej)artements- 
einteilung  der  Ministerien  auf  franzüsischu  Vorbilder  zu- 
rückzuführen sei ,  was  Lehmann  vom  Departement  der 
Polizei  und  dem  Departement  für  Handel  und  Gewerbe 
behauptet  (II  38h,  389). 

Was  die  allgemeine  Polizei  betrifft,  so  gibt  Lehmann 
selbst  zu,  dafi  der  Umfang  des  französischen  Departements 
de  la  police  generale  de  Tempire  .kleiner  gewesen"  sei. 
Nicht  nur  kleiner.    Denn  das  preußische  Departement 
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amfaßte  neben  der  sogenannten  Sieherlieitspolisei  ge- 
radezu alles,  was  man  früher  in  Preußen  Polizei  genauut 
hatte,  d.  h.  die  gesamte  innere  Verwaltung,  wie  auch 
die  Kriegs-  uud  Dumäueukammem  von  diesem  De- 
partement besonder»  ressortiereu  sollten;  es  ist  also  nicht 
richtig,  wenn  Lebmann  meint,  das  Departement  habe  kein 
Gegenstück  in  der  alten  preußischen  Verwaltung  gehabt. 
Übrigens  ist  in  Frankreich  durch  das  Gesetz  vom  12.  Hivose 
IV  ein  besonderes  Ministerium  pour  la  police  g^n^raie  ge- 
schaffen, welches  seitdem  mehrmals  unterdrückt  und  wieder* 
hergestellt  ist.  Das  fransOsifiche  IMpartement  du  commerce 
et  de  IMndiistrie  bat  sieh  wie  das  preußische  auch  auf  Land- 
wirtschait  oibtieckt ;  außerdem  im  Unterschiede  vom  Organi- 
ßationsplan  von  1807  und  der  Verordimug  von  IBCS  auf 
Bausaclien;  Lehmann  bemerkt  dazu.  Stein  liabe  erwogen, 
ob  es  nicht  zweckmäßig  sei,  das  französische  Beispiel  zu 
befolgen  und  die  Bauverwaltung  selbständiger  zu  stellen; 
Stein  hat  nur  erwogen,  ob  das  Baudepartement  selbstftndig 
gestellt  werden  sollte.  Durch  Dekret  vom  22.  Juni  1811 
ist  ein  besonderes  Ministerium  des  manufactures  et  du 
commerce  errichtet  worden. 

Übrigens  läge  keinesfalls  eine  Nachahmung  der  beiden 
Ministerorgauisationsgesetze  der  Revolution  vor;  denn  in 
beiden  wird  zwar  die  Zuständigkeit  jedes  Ministeriums 
genau  umgrenzt,  aber  ohne  daß  von  einer  weiteren  Glie- 
derung in  Departpments  irgendwie  die  Kede  wilre ;  die 
gesetzgebende  Gewalt  bat  das  in  Frankreich,  selbst  in  da- 
maliger Zeit,  als  eine  Sache  angesehen,  die  der  Exekutive 
ttberlasBen  werden  mfisse. 

Eins  aber  ist  von  Lehmann  völlig  übersehen:  die 
Selbetindigkeit  der  Departements  und  ihrer  Direktoren, 
der  Geheimen  Staatsr&te  gegenaber  den  Ministem,  wie  sie 
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in  Preufien  damals  eingeführt  wurde,  in  Frankreich  aber 

nicht  bestand.  Die  Abteilungsdirektoren,  die  Geheimen 
Staatsräte  hatten  nach  dem  Organisationsplan  von  1807 
und  der  Verordnung  von  1808  und  auch  nach  dem 
Publicandum  vom  16.  Dezember  1808  die  Genehraigung  des 
Ministers  nur  in  den  Fällen  einzuholen  wo  er  selbst  einer 
unmittelbaren  königlichen  Autorisation  oder  Bestimmong 
bedurfte,  aufierdem  eine  Aazeige  nur  bei  erheblichen 
neuen  Einrichtungen  und  Operationen  au  erstatten, 
wenn  solche  entweder  auf  mehrere  Departements  Einflufi 
haben  oder,  wie  der  Ausdruck  beiSt,  „gewagt'  sind 
oder  wenn  es  sich  um  Besetzung  von  Ratsstellen  handelt, 
endlich  die  Hauptetats  eiuzureiclien.  Nur  insofern  müssen 
sie  den  Anordnungen  des  Miui.stt  rs  Folge  leisten,  als  deu 
Ministem  soldie  ausdrücklich  vorbehalteu  sind;  sie  konnten 
jedoch  in  erheblichen  Fällen  auf  die  Entscheidung  des 
ganzen  Ministeriums  resp.  des  Staatsrats  provozieren;  sie 
waren  endlich  verpflichtet,  wenn  Bie  von  der  liichtgenehmigung 
ihres  Rats  durch  den  Minister  fible  Folgen  erwarteten, 
ihre  Bedenken  schriftlich  beim  KOnige  zu  äufiem. 

Das  Ministerium  des  Innern  bestand  aus  sieben  Departe- 
ments, an  deren  Spitze  Geheime  Staatsräte  standen. 
Wilhelm  von  Humboldt  seit  dem  20.  Februar  1809  au 
der  Spitze  der  Sektion  des  ölTentlicbeu  Unterrichts  im 
Ministerium  des  Innern  hat  an  den  Minister  des  Innern, 
Grafen  Dohna,  fast  niemals  berichtet»  an  Dohna  und 
Altenstein  nur,  wenn  er  Geld  haben  wollte,  in  der  Regel 
unmittelbar  an  den  König;  seinen  Abschied  (Gesuch  vom 
29.  April  1810,  Erteilung  am  22.  Juni  1810)  hat  er  in  der 
Hauptsache  nur  deshalb  genommen,  weil  kOnftig  die  Ge- 
heimeü  Staatsräte   zwar   in  den  AugelegeDheilen  ihres 
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Ressorts  ein  volles,  im  ttbrigen  aber  nur  ein  Votum  con- 
sultatiTuiD  traben  sollten,  (Geeammelte  Werke  X,  24iif,, 
288ff.). 

]Sicht  einmal  die  Facheinteilung  war  so  streng  durch- 
geführt, wie  man  wolil  glaubt;  in  manchen  Departements 
wurden  die  Geschäfte  nach  GegensUliiden  hearbeitet,  aber 
nicht  in  allen;  Ton  den  drei  Staatsräten  im  Departement 
der  Bom&nen  nnd  Forsten  bekam  der  eine  die  Sachen  ans 
Frenfien,  der  andere  die  ans  der  Mark  nnd  Fommem,  der 
dritte  die  ans  Schlesien;  von  den  beiden  Staatsräten  im 
Departement  der  direkten  Stenern  sollte  der  eine  die  Sachen 
ans  Frenfien  vnd  ans  Pommern,  der  aodere  die  ans  den 
Marken  nnd  ans  Schlesien  bearbeiten ;  Ton  den  fOnf  Staats- 
räten im  Departement  für  indirekte  Steuern,  Accise-, 
Zoll-,  Salz-,  Stempelsachen,  wurden  dem  ersten  die 
Sachen  aus  Ost-  und  Westpreußen  und  aus  PoraTiiern,  dem 
zweiten  die  aus  der  Kur-  und  Neuraark,  dem  dritten  die 
ans  Schlesien  übertragen;  der  dritte  sollte  zngleich  die 
generellen  Stempelsaehen,  der  vierte  die  generellen  Sals- 
saehen,  der  fOnfte  das  allgemeine  Rechnungswesen  zu  be- 
arbeiten haben;  in  den  Departements  der  allgemeinen  Folisei 
und  für  Handel  und  Gewerbe  sollten  die  Sachen  teils  nach 
Frovinsen,  teils  nach  Gegenständen  unter  die  Staatsräte 
verteilt  werden ;  ebenso  die  Geschäfte  des  Justizdeparte- 
ments unter  die  drei  Geheimen  Oberjustizrate.  Es  war 
das  auch  gar  nicht  anders  möglich.  Nirgends  ist  bis  auf 
den  heutigeu  Tag  das  Fachsystem  mit  doktrinärer  Ein- 
seitigkeit durchgeführt  worden. 

Der  Organisationsplan  von  1807,  die  Verordnung  vom 
24.  November  1808  nnd  die  vom  16.  Dezember  1808  hatten 

eben  eine  ganz  übertriebene  Rücksicht  auf  die  Traditiooeu 
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des  alten  Staatswesens  genommen.  Die  neue  Zentral- 
behörde war  das  alte  Generaldirektorium,  wie  auch  Stein 
in  der  Nassauer  Denkschrift  an  dem  alten  Namen  fest- 
gehalten und  in  den  Bemerkungen  zum  Altensteinschen 
Organisationsplan  erklärt  hat,  daB  sich  for  das  General- 
direktorium vieles  sagen  lasse,  indem  das  meiste  nicht  an 
der  Verfassung,  sondern  an  den  Personen  g«  legen  habe, 
während  doch  das  Umgekehrte  der  Wahrheit  sehr  viel  näher 
käme  (Reform  der  Verwaltungsorguui.^ation,  177 — 188). 

Endlich  h&lt  Lehmann  (II,  384)  auch  hinsichtlich 
der  Titulatur  der  Ministerialbeamten,  die  bis  dahin  im 
Generaldirektorium  Gebeime  Oberfinanz-  und  Geheime 
Finanzrftte  geheifien  hatten  und  die  nunmehr  Geheime 
Staatsräte  und  Staatsräte  heifien  sollten,  „eine  Einwirkung 
der  französischen  Revolution  nicht  für  ausgeschlossen*"; 
„freilich  nahm  in  Fiaukieich  der  conseiller  d'6tat  eine 
höhere  Stellung  ein".  Nicht  nui-  eine  höhere,  sondemeine 
total  andere.  Die  französisdicn  Ministerialbeamten  haben 
niemals  den  Titel  conseillers  d'ötat  geführt,  am  aller- 
wenigsten während  der  Bevolution,  wo  es  einen  Staatsrat 
gar  nicht  gab.  Lehmann  gibt  übrigens  zu,  daß  die  Ver- 
änderung der  Titulatur  sich  .auch*  aus  den  preufiischen 
Verhältnissen  gut  erklären  lasse. 


Auch  der  französische  Staatsrat  ist  von  Stein  nicht 
nachgeahmt  worden. 

Weder  der  des  ancien  leuMiiie  noch  der  napoleoniscbe. 

Der  des  ancien  regime  bestand  aus  den  Prinzen  und 
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hervorragenden  Mit^iliedorn  der  beiden  oberen  Stande;  er 
war  tiltig  entweder  als  Plenum  oder  in  Abteilungen,  die 
im  grüßen  und  ganzen  (ien  Ministerien  entsprachen;  dieser 
Staatsrat  ist  durch  die  Revolution  abgeschafft.  Zwar  kennt 
das  Gesetz  vom  27.  April  1701  neben  dem  Ministereonsefl 
oder,  wie  es  of&deli  heifit,  dem  eonaeil  du  roi  noch  einen 
conseil  d'6tat,  in  der  Weise,  dafi  der  oonseil  du  roi 
mit  den  gewöhnlichen  Gesch&ften  der  Ezehntive  su  tun 
hat,  wfthrand  der  conseil  d*6tat  fttr  die  wichtigsten  dieser 
Gescbftfte,  fttr  Veto  n.  dgl.  (Art.  16,  17)  zuständig  ist 
Aber  diese  beiden  Behörden  bestanden  aus  genau  denselben 
Personen,  dem  Könige  und  den  Ministern,  es  gab  keinen 
einzigen  Staatsrat,  der  nicht  Minister  war,  nur  daß  im 
Ministertonseil  die  Minister  unter  sich  zu  sein  pflegten, 
w&hrend  im  Staatsrat  der  König  notwendig  anwesend  sein 
mufite;  ein  Sachverhalt,  der  von  Faustin-H^ie  (226  u.  291) 
dahin  formuliert  wird:  das  Gesetz  von  1791  erkenne  die 
Notwendigkeit  eines  Staatsrats  an,  «mais  en  le  composant 
uniquement  des  ministres  eile  ne  le  distinct  pas  du  eonseil 
des  ministres  et  par  eons^quant  eile  le  rend  nnl".  Der 
napoleonische  Staatsrat  ist  sowohl  hinsichtlich  der  Zu- 
sammenstellung —  nur  daß  an  Stelle  des  Adels  und  der 
Geistlichkeit  das  höhere  Beamtentum  getreten  war  —  als 
auch  hinsichtlich  der  Zuständigkeit  in  der  Hauptsache 
lediglich  eine  Wiederherstellung  der  gleichnamigen  Insti- 
tution des  ancien  regime  gewesen  (I,  190). 

Im  prenfiischen  alten  Staatswesen  war  der  Staatsrat 

nichts  andres  als  die  Gesamtheit  der  Minister  aus  den  drei 
obersten  Staatsbeliurden :  dem  Kabinettsministerium,  dem 
Gt  iii'ialdirekiormni,  tieni  Justizstaatsrat.  Was  Stein  wollte, 
war  die  Wiederherstellnng  dieses  Staatsrats,  von  dem  er 
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fUflehlicfa  amiahm,  da8  er  unter  den  fraherea  HerrBcfaeni 
eine  größere  Bedeutung  gehabt  habe.  Stein  wollte  ein 
kollegialisebes  Ministerium  unter  dem  Vorsitze  des  Königs ; 

er  wollte  das  deslialb.  um  die  königliche  Gewalt  pinzu- 
schränken,  weil,  wie  er  sich  ausdrückte,  der  einzelne  Minister 
gegenüber  dem  Könige  zu  schwach  sei;  ohne  daß  er  jcdüch 
beabsichtigt  hätte,  den  König  an  die  Mehrheits-  oder  an 
die  einstimmigen  Beschlüsse  seiner  Minister  zu  binden. 
Dieser  Plan  scheiterte  an  der  Abneigung  des  Königs;  er 
wtkrde  aber  aueh  geseheitert  sein  an  der  tatsichlichen  Un- 
möglichkeit, einen  Staat  mit  den  Aufgaben,  wie  sie  schon 
damals  vorbanden  waren,  und  selbst  von  dem  geringen 
Umfange  des  preufiischen  Staats  nach  Tilsit  auf  solche 
Weise  zu  regieren;  die  Sitzungen  sollten  ja  täglich  statt- 
finden; das  liiitte  aber  nicht  ausgereicht,  sie  hätten  per- 
manent sein  müssen  Tag  und  Nacht  Das  war  der  Staats- 
rat des  Organisationspians  von  1807.  Erst  in  letzter  Stunde 
als  er  schon  zum  Kocktritt  entschlossen  war,  hat  sich 
Stein,  um  die  Hand  im  Spiele  zu  behalten,  zur  Errichtung 
eines  vom  Ministerium  verschiedenen  Staatsrats  entschlossen, 
wie  aus  der  Verordnung  vom  24.  November  1808  und  aus 
dem  Berichte  vom  28.  Oktober  zu  ersehen.  Es  war  das  eine 
Art  von  Verlegenheits-Staatsrat;  er  sollte  bestehen  aus 
den  18jährigen  Prinzen,  aus  den  fünf  Ministem,  aus  dem 
Geheimen  Staats-  und  Kabinettssekretär,  aus  den  neun 
Geheimen  Staatsräten  und  aus  einer  beliebigen  Zahl  von 
durch  königliches  Vertrauen  Berulcuen :  „die  Minister, 
welche  künftig  ihre  Stelle  mit  Einwilligung  des  Königs 
niederlegen,  sitzen  als  Geheime  Staatsr&te  mit  BeibehiHtung 
ihres  Banges  im  Staatsrate".  Dieser  Staatsrat  sollte  zu- 
ständig sein  fttr  Gegenstände  der  Gesetzgebung,  für  Sachen, 
welche  das  Allgemeine  der  Verwaltung  betreffen;  welche 
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ein  gemeinBameB  Intereflee  fflr  Tersehiedene  Havptdepar- 
tements  hftben  oder  welche  zwischen  verschiedenen  De- 
paitements  streitig,  sind  fQr  solche,  welche  dem  Staatsrate 

überwiesen  werden,  sei  es  durch  den  König,  bei  es  durch 
Gesetz;  für  GegeusUlnde  endlich,  welche  der  Genehmigung 
dPR  Königs  bedürfen,  und  solche  gab  es  damals  außer- 
ordentlich viel.  Es  ist  deshalb  ganz  unbeg»eiflich,  wie 
Lehmann  (II,  (>04)  behaupten  kann,  daß  sich  Stein  bei 
diesem  Staatsrate  .abermals  an  das  Muster  Frankreichs 
gehalten  habe**;  doch  jedenfalls  nicht  an  das  revolutionäre, 
welches  den  Staatsrat  ahgeschaflt  hatte»  aber  auch  nicht 
an  das  napoleonische  Institut,  schon  deshalb  nicht,  weil  hier 
den  Ministem  die  Mitgliedschaft  prinzipiell  untersagt  war. 


Von  einer  Kachabmung  der  französischen  Kevolutioii 
«  bei  der  Beseitigimg  oder  vielmehr  Umgestaltung  des 
Kabinetts,  wie  sie  im  Organisatioosplan  von  1807  und  in 
der  Verordnung  von  1808  geplant  war,  konnte,  so  sollte 
man  meinen,  schon  deshalb  fflglich  nicht  die  Rede  sein, 
weil  die  französische  Revolution  gar  nicht  in  der  Lage 
war.  ein  Kabinett  abzuschaffen  oder  umzugestalten,  Denn 
iiii  iranzösischen  ancien  regime  hat  es  kein  solches  gegeben. 
Insbesondere  haben  die  durch  Gesetz  vom  27.  April  1791 
abgeschafften  Secr^taires  du  roi  du  grand  collt'ge  und  die 
Ofticiers  de  la  Chancellerie,  beide  Kategorien  beim  Justiz- 
ministerium, keine  solche  Stellung  gehabt.  Der  französische 
Absolutismus  war  eben  anders  gestaltet  als  der  preußische; 
eine  Selbstherrschaft  wie  die  Friedrich  Wilhelms  I  und 
Friedriehs  d.  Gr.  haben  Ludwig  XIV  und  XV  niemals  ge- 
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Obt,  aach  nicht  nachdem  Ludwig  XIV  nach  dem  Tode 
Mazarlns  1661  erklflrt  hatte:  j*ai  reeolu  d*6tre  ä  TaTenir 
mon  Premier  ministre.  Der  Umfang  der  Geschäfte,  die  der 
persönlichen  Mitwirkung  des  Königs  bedurften,  ist  in 
Frankreich  stets  um  vieles  geringer  gewesen  als  in  Preufien. 
Weder  in  Frankreich  noch  irgendwo  sonst  hat  es  ein  Kabinett 
iiii  proiißisehen  Suiiie  gegehen.  Dieses  war  ein  spezifisches 
Produkt  der  preußischen  Geschichte. 

Aber  vielleicht  hat  der  Geist  der  französischen  Revo- 
lution über  diesen  Dingen  gesehwebt.  Und  das  ist  in  der 
Tat  die  Ansicht  von  Lehmann;  er  behauptet  einen  Anklang 
an  die  Ideen  von  1789  und  beruft  sieh  dafür  auf  den  Art  16 

der  Menschenrechte  dahin  lautend;  Toute  socictä  dans 
laquelle  !a  garantie  des  droits  n'est  pas  assuröe  ni  la 
Separation  des  )iouvoirs  determiu^e,  u'a  point  de  Constitution. 
Stein  habe  die  oberste  Gewalt,  „wenn  auch  nicht  sofort", 
zwischen  dem  Monarchen  und  der  Nation  teilen  wollen, 
das  ergebe  sich  schon  aus  der  Aprildenkschrift.  Die  Kation 
erscheine  zwar  nicht  als  Souverain,  aber  doch  als  »Regu- 
lator* des  Öffentlichen  Wesens  und  als  staatbildende  Kraft. 
Das  Verbot  an  die  Kabinettsr&te,  dem  König  Vortrag  zu 
halten,  sei  gleichbedeutend  mit  einem  an  den  König  er- 
gehenden Verbote,  sich  außer  seinen  Ministem  andere  Rat- 
geber zu  suchen,  eine  Neuerung,  die  dem  Prinzip  der  ab- 
soluten Monarchie  diametral  entgegengestanden  habe  (Leh- 
mann, I,  409,  452). 

In  der  Tat  nicht  nur  der  absoluten  Monarchie,  sondern 
jeder  wahren  Monarchie.  Die  Lehmannsehe  Argumentation 
f&llt  schon  dadurch  in  sich  zusammen,  daß,  wie  Lehmann 

selbst  zugibt,  Stein  weit  davon  entfernt  war,  dem  Könige 
die  freie  Ernennung  und  Entlassung  der  Minister  zu  eut- 
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ziehen,  die  ja  sogar  in  derVerfaSBimg  der  Constituante  und 
im  Ministergesetz  von  1790  dem  EOnige  formell  belassen  war. 
Und  was  h&tte  Stein  an  die  Stelle  setzen  sollen!  Doeh 
nicht  das  parlamentarische  System  zu  einer  Zeit,  wo  es 
ein  Parlament  in  Preufien  überhaupt  nicht  gab  und  Stein 
gar  nicht  darauf  versesssen  war,  ein  solches  sofort  eiu- 
zufühieu,  obgleich  der  König  nichts  dagegen  gehabt  hatte. 
Daun  hätte  es  sich  also  um  eine  Staatsverfassung  gehandelt, 
wie  sie  in  der  Welt  noch  niemals  vorgekommen  war,  wo 
der  Schwerpunkt  der  Staatsgewalt  in  das  Kollegium  der 
vom  Könige  ernannten  und  entlafibaren  Minister  gelegt 
wftre,  welches  den  König  h&tte  abvotiren  können,  sodafi 
an  Stelle  des  monarchischen  Absolutismus  ein  büreaukrati- 
Bcher  getreten  wäre.  Unter  allen  Umständen  h&tte  es  doch 
der  König  bei  allem  Eingehen  auf  Steins  angebliche  Pl&ne 
in  der  Hand  gehabt,  den  kOnstliehen  Bau  dadurch 
über  deu  Haufen  zu  werfen,  daß  er  den  als  KabiuetLü- 
rat  maßgebenden  Beamten  zum  Minister  gemacht  hätte. 
Und  das  ist  tatsächlich  gcsciiehen;  auf  Steins  eigenen 
Vorschlag  ist  der  inzwischen  zum  Kammergerichtbprilsideuten 
ernannte  Geheime  Kabinettsrat  Beyme  zum  Justizminister 
im  Ministerium  Altenstein-Dohna  ernannt  worden;  mit  diesem 
Ministerium  ist  Beyme  damals  znrQckgetreten,  und  ist 
spftter,  was  in  Fteuflen  zu  den  größten  Seltenheiten  gehört, 
nochmals  Minister  geworden,  Minister  für  die  Geseties- 
revision  am  S.November  1817;  er  ist  zwar  mit  Humboldt 
und  Boyen  1819  aus  die:ser  Stellung  zurückgetreten,  hat 
aber  nui  kurzer  Unterbrechung  ])is  zu  seinem  1835  erfolgten 
Tode  dabei  weiter  mitgewirkt. 
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2.  Die  ProTlnzlalbehörden. 

In  noch  höherem  Maße  als  die  T'ingestaltuug  des  zen- 
tralen Verwaltuogsorganismus  wurzelten  die  Regierungen, 
wie  die  Kriegs-  and  Domäuenkammeni  jetzt  genannt  wurden, 
nach  dem  Organisationsplan  von  1807  und  nach  der  Ver- 
ordnung vom  26.  Dezember  1808  wegen  verbesserter  Ein- 
ricbtnng  der  Provinzial- Polizei-  und  Finanzbebt^rden, 
im  altpreuBiscben  Boden.  Hinsicbtlieh  der  Organisation 
nntersehieden  sich  die  Regierungen  von  den  Kriegs-  und 
Düiuiuieukaiiiüu'i n  üur  (lurrh  zweierlei;  durch  die  Zerlegung 
der  bis  dahin  nur  als  Plenum  fungierenden  Behörde  in 
die  beiden  Abteilungen  nacli  den  Ressorts  des  Innern  und 
der  Finanzen,  und  außerdem  durch  die  nur  ganz  vereinzelt 
zur  Verwirklichung  gelangte  Zuziehung  von  landst&ndischen 
Repräsentanten.  Die  Zuständigkeit  war  zogleicb  einge- 
sebränkt  und  erweitert;  beides  für  einen  Teil  des  Staats- 
gebiets schon  während  des  alten  Staatswesens  sowohl  durch 
Wegfall  der  Eammeijustiz  als  auch  mittelst  der  Spolien 
der  alten  Justizbehörden,  der  damaligen  Regierungen; 
die  darüber  hinaus  im  Jahre  1808  erfolgte  Erweiterung 
war  eine  so  umfaf^sende,  daß  die  Regierungen  geradezu 
die  einzigen  Proviiizialverwaltungsbehördeu  waren,  indem 
es  neben  ihnen  weder  Konsistorien  noch  Provinzialschui- 
koUegien  noch  Provinzialsteuerdirektionen  nnrh  General- 
kommissionen gab.  £ine  Erweiterung,  die  sich  nach  wenig 
Jahren  als  fehlsaro  erwiesen  hat. 

Alles  das  steht  mit  der  provinziellen  BehOrdenorgani- 
sation  des  revolutionären  und  napoleonischen  Frankreichs 
in  vollstem  Gegensatz.  Mit  beiden  Gesetzgebungen  in- 
sofern,  als  es  sowohl  neben  den  Departements-  und  Distrikts- 
direktoren als  auch  neben  den  Präfekten  eine  Menge  Spe- 
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zialbehörden  gab,  fttr  die  direkteD  nnd  indirekten  Stenern, 

für  die  DoraAnen  und  Forsten,  für  Berg-,  Hotten-  uud  Sa- 
linenwesen,  für  Gewässer,  Brückeu  und  CJiausseen;  alle 
diese  Behörden,  bureauk ratisch  organisiert ,  mit  (leneral- 
direktoren  an  der  Spitze  und  mit  einem  8tabe  von  Bureau- 
beamteo,  mit  Direktoren  und  Inspektoren  in  den  Provinzen, 
was  alles  in  Westfalen  getreulich  nachgealimt  wurde,  wih' 
rend  es  docli  in  Preußen  auch  später  nur  sehr  unvollständig 
nachgeahmt  ist.  Mit  dem  revolutionären  Frankreich  hin- 
sichtlich der  Organisation  insofern,  als  sämtliche  Mitglieder 
der  Departements-  und  Distriktsbehörden  gewählt  wurden« 
auf  kurze  Zeit  gewählt,  während  in  Preußen  selbst  die 
landt^tilu^li.{■hen  RepnUeutanten  nicht  gewählt,  sondern 
ernannt  wurden,  und  zwiir  aus  den  drei  historischen 
Ständen.  Die  Geschäftsbehandlung  sowohl  in  Preußen  wie 
im  revolutionären  Frankreich  eine  kollegialische,  war  in 
Preufien  alten  Rechts,  im  revolutionären  Frankreich  da- 
g^en  eine  völlige  Neuerung,  sodafi,  wenn  von  Nachahmung 
Oberhaupt  gesprochen  werden  soll,  die  Kollegialität  eine 
Nachahmung  Preufiens  seitens  der  Revolution  sein  mofite. 
Zu  dem  napoleonischen  Frankreich  besteht  hinsichtlich  der 
Organisation  insofern  der  vollste  Gegensatz,  als  die  in 
hrankreich  abgeschaffte  Kollegialität  in  Preußen  sogar  aul 
das  llegierungspräsidium  erstreckt  wurde.  Was  die  Zu- 
ständigkeit betritft,  so  ist  in  Frankreich  wilhreud  der  Re- 
volution die  weite  Zuständigkeit  der  Verwultungsbehörden 
in  tlustizsachen  weit  Uber  das  preußische  Maß  bestehen  ge- 
blieben; Napoleon  hat,  als  er  die  Kollegialität  in  der  aktiven 
Verwaltung  beseitigte,  dafär  die  quasikollegialen  Behörden 
der  administrativen  Justiz  geschaffen. 

Lehmann,  der  das  alles  unberücksichtigt  läBt,  verweist 
dafür,  daß  bei  der  preußischen  Organisation  dennoch  das 
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revolutionUre  Frankreich  Vorbild  gewesen  sei,  auf  zweierlei: 
erstens  darauf,  d&fi  die  §§  34  and  50  der  GeBcbftfteioBtruktion 
fQr  die  Regierungen  Tom  26.  Dezember  1808  halb  an  die 
ErklftruDg  der  Menschenrechte  anklängen,  zur  andern  Hälfte 
an  die  Einleitung  des  A.L.R.;  während  er  ein  andermal 
ihre  Übereinstimmung  mit  Adam  Smith  betont.  Diese 
Übereinstimmung  mit  Adam  Smith  ist  sogar  eine  wörtliche, 
wie  das  neuerdings  durch  den  gegenüberstehenden  Al)drui'.k 
der  Stelle  aus  lUr  Whealth  of  Nations  (IV,  2)  mit  den 
beidoii  Taragrapheu  der  GeschiU'tsinst  ruktion  von  18üb  dar- 
getan worden  ist  (Zimmermann,  (leschichte  der  preußisch- 
deutschen Handelspolitik ,  1892 ,  8  f.).  In  der  Geschichte 
der  Gesetzgebung  ist  dergleichen  wobl  nur  dies  einzige 
Mal  vorgekommen. 

Die  zweite  Stelle,  in  der  Lehmann  (II,  582)  eine  « An- 
näherung an  die  Maximen  der  französischen  Patrioten  von 
1793"  behauptet,  bezieht  sich  auf  die  Entlaflbarkeit  der 
Beamten.  Die  den  Ik-amten  günstigen  liestinimuiigen  des 
A.L.R.  Teil  II,  Tit.  lu,  §^  98  if.,  welche  die  Entlassung 
sehr  erPcliwerten ,  seien  bereits  durch  die  Kabinettsorder 
vom  23.  Kovcmber  17'.'7  uioditiziert.  Au  sie  knüpfe  nun 
Stein  an  mit  einem  Behagen,  das  zeige,  wie  tief  ihm  die 
Abneigung  gegen  die  Schreiber  im  Blute  gesessen  habe. 
In  dem  Frankreich  des  ancien  regime  war  die  Stellung  der 
Beamten  für  diejenigen  Kategorien,  namentlich  in  der  Justiz 
und  in  der  städtischen  Verwaltung,  die  ihre  Stellungen 
gekauft  hatten,  eine  sehr  gesicherte;  auch  während  der 
Revolution  war  anfjings  die  Beamtenentlaßbarkeit  deshalb 
■sehr  erschwert,  weil  die  Mitglieder  der  Departements-  und 
Distriktsdirektorien  gewählt  wurden;  Napoleon  hat  dann 
darin  gründlich  Wandel  geschaffen;  mit  ihm  also  würde 
sich  Stein  in  Übereinstimmung  befinden;  wenn  es  sich 
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nicht  bei  der  ganzen  Sache  nur  um  eine  gelegentliche 
Äußerung  handelte,  die  mh  noch  nicht  zu  einem  Gesetz- 
entwürfe verdiehtet  hatte  (Reform  der  Verwaltungsorgani- 
s&tion,  215—252). 

m.  Die  Stidteordniiiig. 

Schon  in  den  preußischen  Jalirbüchrrn  hat  Lehmann 
darauf  hingewiesen:  daß  im  Geheimen  Staatsarchiv  neuer- 
dings ein  Aktenband  de^  Generaldirektoriums  über  die 
Stftdteordnnng  aoigefunden  sei,  und  im  Vorwort  zum  zweiten 
Teile  heifit  es:  „Noch  mehr  vom  Glück  begünstigt  wurde 
ich  bei  der  Schilderung  des  Ursprunp  der  St&dteordnung. 
Hier  fanden  sich  gänzlich  unbekannte  Korrespondenzen  und 
Protokolle,  mit  deren  Hilfe  dann  die  ftiiffallend  starke  An- 
lehnung der  preußischen  Reformer  au  die  Ideen  von  1789 
festgestellt  wurde."  Daraufhin  ist  ganz  alljieniein  selbst 
von  einem  so  liervorra^'endeu  Forscher  wie  Hintze  (St-ein 
und  der  preußische  Staat,  in  der  historischen  Zeitschrift, 
Bd.  94  [190.")],  441)  angenommen  worden,  daß  in  diesen 
neu  aufgefundenen  Quellen  Verbandlungen  oder  Äuße- 
rungen sich  fänden,  ans  denen  die  Vorbildlicbkeit  der 
französischen  Revolution  für  die  St&dteordnung  sich  ergebe. 
Das  Geheime  Staatsarchiv  weiß  ein  Lied  davon  zu  singen, 
mit  welchem  Eifer  und  mit  welcher  Kachhaltigkeit  die  Ein- 
sicht in  solche  Aktenstücke  verlangt  worden  ist.  Aber  in 
keinem  einzigen  Aktenstücke  des  Geheimen  Staatüarchi\s, 
weder  in  deiieu,  auf  dio  Lehmann  Bezug  genommen  hat. 
noch  in  den  bisher  i>ekannten  ist  davon  auch  nur  mit  einem 
Sterbenswörtchen  die  ilede. 

Aber,  wie  schon  mehrfach  gesagt  wurde,  es  steht  eben 
nicht  alles  in  den  Akten,  und  das  Verdienst  des  Geschichte- 
forschers ist  ein  viel  größeres,  wenn  er  seine  rechtshistori- 
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sehen  Vergleichungen  statt  sie  aus  den  Akten  direkt  zu 
entnehmen,  auf  den  Inhalt  der  Gesetze  selbst  stfitzen  kann. 
Denn  jede  Reehtsvergleiehnng  setzt  eine  inteDsiye  wissen- 
schaftliche Arbeit  voraus.  Und  Max  Lehmann  ist  der 
erste  gewesen,  der  diese  Methode  mit  Bezug  auf  die 
Gesetzgebung  der  französischen  Revolution  und  die  Steinsche 
Gesetzgebung  befulgt  hat. 

Diese  IVfethode  hat  ihm  in  zwei  Fällen  zu  einer  Ent- 
deckung verholfen. 

Zunächst  hat  sich  aus  einer  Vergleichung  der  Städte- 
ordnung  zwar  nicht  mit  einem  der  französischen  Munizipal- 
gesetze,  aber  mit  einem  der  konstitutionellen  Gesetze  des 
revolutionären  iVankreiehs  ergeben,  dafl  der  Artikel  110 
der  Stftdteordnung  die  wörtliche  Obersetzung  aus  zwei 
französischen  Revolutionsgesetzen  ist  Im  Artikel  110  der 
Stadteordnung  heifit  es  hinsichtlich  der  Stadtverordneten : 
„Sie  sind  berechtigt,  alle  diese  Angelegenheiten  ohne 
Rücksprache  mit  der  (.iemeinde  abzumachen,  sie  bedürfen 
dazu  weder  einer  besonderen  Instruktion  oder  Volliiiaclit 
der  Bi\rgerschaft,  noch  sind  sie  verpflichtet,  derselben  über 
ihre  Beschlüsse  Rechenschaft  zu  geben.  Das  Gesetz  und 
ihre  Wahl  sind  ihre  Vollmacht,  ihre  Überzeugung  und  ihre 
Ansicht  vom  gemeinen  Besten  der  Stadt  ihre  Instruktion, 
ihr  Gewissen  aber  die  Behörde,  der  sie  deshalb  Rechen- 
schaft zu  geben  haben.  Sie  sind  im  vollsten  Sinne  Ver- 
treter der  ganzen  Bürgerschaft,  mithin  so  wenig  Vertreter 
des  einzelnen  Bezirks,  der  sie  gewftblt  bat,  noch  einer  Kor- 
poratiüii,  Zuiill  cLc,  zu  der  sie  zul.iliig  gehöreD." 

Und  es  heißt  in  dem  Gesetze  vom  22.  Dezember  1789/ 
8.  Januar  1790  im  Artikel  U  hinsichtlich  der  Volks- 
repräsentanten: L'acte  dYlectiüü  sera  le  seul  titre  des 
fonctions  des  reprtoentauts  de  la  uation;  la  libertöde  leur 
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feutlrage  ne  peut  Otre  gßn6e  par  aucun  mautlal  particulier; 
ebenso  iu  der  Verfassung  von  1791  tit.  1  cap.  1  sect.  3 
art.  7:  Las  rcprösentants  nomiii6s  dans  les  drpartements 
ne  seront  pas  repr^sentants  d'un  d^partemeot  particulier, 
mais  de  la  nation  enti^re  et  il  ne  pourra  leur  Ötra  donnö 
aacun  mandat  So  auch  in  der  DirektorialveHiassuDg:  Les 
membreB  du  corps  l^alatif  ne  sont  pas  reprösentants  dn 
döpartement  qni  les  a  nornmö,  mais  de  la  nation  entiöre 
et  il  ne  pent  lui  dtre  donn6  aucnn  roaodat  (TU.  V  art.  52), 
In  der  französischen  Munizipalgesetzgebung  findet  sich  ein 
solcher  Artikel  uicht. 

Offenbar  hat  von  hier  aus  das  Prinzip  spater  seinen 
Kingaiig  nicht  nur  in  die  Rlfldteordnung  von  18(>8.  sondem 
auch  in  alle  späteren  Städte-  und  Gemeindeordnungen, 
in  die  konstitutionellen  Verfassungen  vieler  Einzelstaaten, 
insbesondere  in  die  preufiidche  Verfassung  und  in  die 
norddeutsehe  Bundes-  und  in  die  Reichsverfassung  ge- 
funden. 

Es  war  das  ein  völlig  neues  Prinzip  auch  fOr  Frankreich. 
Denn  die  Abgeordneten  der  NationaWersammlung  von  allen 
drei  Ständen  »?ind  noch  Mandatare  ihrer  Wähler  gewesen, 
deren  maudat  ini])6ratif  die  von  den  Wählerschaften  be- 
schlossenen cahiers  wareu,  vvieaucliCalonnedie  Abgeordneten 
nicht  als  plönipotentiaires,  sondern  als  porteurs  d'instnictions 
bezeichnet  hat.  Und  wenn  wirklich  die  französische  Re- 
volution nach  dem  Bilde  von  Rousseau  gemacht  wäre,  wfirde 
es  dabei  verblieben  sein.  Denn  da  die  volonte  g^nörale  so 
viel  wie  möglich  auf  direktem  Wege  hergestellt  und  so 
wenig  wie  möglich  auf  dem  indirekten  der  Repräsentation 
bat  er  als  n^gligence,  incurie  und  stupiditö  des  englischen 
Volks  getadelt,  dafi  es  seine  Vertreter  sieben  Jahre  lang 
tun  lasse,  was  sie  wollen,  während  es  doch  nur  aul  den 
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"WilleTi  der  Auftrap^geber  nnkoninie.  nichts  aher  auf  das 
persüDliche  beutiiiient  der  Abgeordneten,  welche  vielmehr  die 
erteilte  Instruktion  genau  befolgen,  den  Wählern  llecheii- 
schaft  ablegen  müßten  (ConsidöratioDB  8ttr  Pologne,  VIII 367, 
875).  Wieder  ist  es  Siöyte  gewesen,  der  auch  diesem  Satze 
zum  Siege  verholfen  hat  Wenn  man  einmal  keine  reine, 
sondern  lediglich  eine  repräsentative  Demokratie  haben 
wollte,  blieb  gamichts  Obrig  als  die  Repräsentanten  auf 
ihre  eigne  Überzeugung  zu  stellen,  sie  von  den  Weiterungen 
mit  den  Wählern  unabhiingig  zu  iiiacheu.  Weuu  sie  aber 
nicht  mehr  die  Organe  ilirer  Wähler  waren,  so  wurden  sie 
ohne  weiteres  Vertreter  des  ganzen  Volks.  Aus  praktischen 
Erwägungen  ist  man  auch  in  England  allmählich  dabin 
gelangt;  schon  Montesquieu  (XI,  (5,  145)  hat  sich  gegen 
Instruktionen  erklärt. 

Für  Deutschland  war  das  Prinzip  gleichfalls  neu.  Die 
Landstände,  wo  sie  noch  bestanden,  wie  in  vollster  Kraft 
in  Württemberg  und  Mecklenburg,  kommen  dafür  nicht  in 
Betracht,  da  die  Mitglieder  in  der  Regel  nicht  gewählt 
wurden,  sondern  zu  eigenem  Rechte  erschienen,  sei  es  kraft 
persönlichen  Rechts,  sei  es  von  Anitswegen.  Die  alten  Stadt- 
verfassungen aber  beruhten  auf  der  Anscliauung,  daß,  wo 
eine  Mitwirkung  der  Bürgerschaft  bei  der  Stadtverwaltung 
überhaupt  bestand,  diese  normalerweise  von  der  Gesamtheit 
der  Bürgerschaft  geübt  werden  müsse,  und  daß  eine  Ver- 
tretung durch  Wahlen  nur  ein  Notbehelf  sei.  So  namentlich 
im  A.L.R.,  Teil  II.  Tit.  8,  §  III :  »Der  Regel  nach  werden 
gemeinschaftliche  Angelegenheiten  nicht  in  allgemeinen 
Versammlungen  der  ganzen  Bürgerschaft^  sondern  nur  mit 
den  Repräsentanten  derselben  verhandelt.*  In  den  Fällen, 
wo  solches  Dütwendig  isl.  müssen  die  Repräsentanten  nach 
§112  mit  den  Vorstehern  der  Zünfte  und  übrigen  in  der 
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Stadtgemeinde  befindlichen  Korporationen  sowie  diese  hin- 
wiederum ein  jeder  mit  den  Mitgliedern  seiner  Zuuft  oder 
Korporation  Ilüekspraclie  nelimen. 

Schon  aus  praktisrhen  (iründeu  imiüte  jede  aus  Wahlen 
hervorgegangene  Vertretung  von  Instruktionen  viUlig  ent- 
banden werden.  Wie  Auerswald  schon  hei  seinen  Vop- 
sdilJIgen  2iir  Organisation  eines  j&hrHchen  Generallandtags 
fftr  Ostprenden  nnd  Litthauen  vom  20.  Mai  1808  (Lehmann, 
»Knesebeck  land  Schön*,  293)  ausgeführt  hat,  kann  keine 
Instruktion  vollständig  sein,  weil  die  Kommittenten  un- 
möglich von  allem,  was  snm  Vortrag  kommen  könne,  frfih 
genug  vorher  zu  unterrichten  seien,  noch  viel  weniger  die 
Gründe  voraussetzen  könnten,  womit  die  Antrage  unter- 
stützt oder  anp:ep:riffen  würden,  und  weil  in  den  meisten 
Fällen  die  Deputierten  auf  den  Mangel  der  Instruktion 
sich  beziehen  würden;  alle  Frucht  der  Aufklärung  durch 
Debatten  würde  verloren  gehen,  Männer  von  Talent  wfirden 
nicht  leicht  die  Rolle  eines  blofien  Sprachrohrs  tthernehmen 
wollen,  die  Intelligenz  würde  daher  gerade  von  deijenigen 
Korporation  ausgeschlossen  sein,  welche  alle  Intelligenz 
des  Landes  vereinigen  sollte. 

So  richtig  und  so  notwendig  auch  jener  Satz  vom 
theoretischen  wie  vom  praktischen  Standpunkte  aus  ist, 
80  boll  man  sich  docli  hüten,  seine  praktische  Tragweite 
zu  ülierschätzen.  Wie  so  viele  all^iMiieine  Prinzipien, 
welche  durch  die  französische  Revolution  formuliert  und 
in  Kurs  gebracht  sind,  so  beruht  auch  dieses  Prinzip  auf 
idealistischer  Grundlage.  Denn  es  war  Idealismus,  wenn 
angenommen  wurde,  dafi  politische  Körpersehaften  unter 
Zurttckdrftngung  der  sei  es  individuellen,  sei  es  korpora- 
tiven Sonderinteressen  das  Gemeinwohl  zur  Richtschnur 
ihres  politischen  Handelns  nehmen  worden.  Bas  wider- 
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streitet  der  menschlichen  Natur,  den  gegebenen  Realitäten. 
Was  man  politische  Parteien  nennt,  sind  im  letzten  Grunde 
wirtschaftliche  Gruppen,  die  ihre  Iiiteres8eü  geltend  zu 
machen  suchen.  Das  ist  in  der  ganzen  Welt  so,  auch  in 
den  Vereinigten  Staaten,  in  der  Union  wie  in  den  Einzel- 
staaten (Bryce,  I,  192,  544).  Jeder  Abgeordnete  Tertritt 
faktisch  nur  deqjenigen  Interessentenkreis,  der  bei  der  Wahl 
gesiegt  bat;  auch  ohne  jede  Instniktion  marschiert  er  mit 
einer  gebundenen  Marsebroute  bei  seinem  Reden  und  bei 
seinen  Abstimmungen.  Man  spricht  ganz  offen  von  Ver- 
tretern der  aRrarischon  Interessen,  von  Vertretern  der 
Industrie,  der  HauniwoUindustrie,  der  Eisenindustrie.  Die 
Städter  behaupten,  dafi  die  Agrarier  —  Großgrundbesitzer 
und  Bauern  —  dem  puren  Eigennütze  huldigten,  indem 
sie  ihre  Vermögensinteressen  ttber  die  Interessen  der  Ge- 
samtheit setzten;  die  Agrarier  liehaupten  genau  dasselbe 
von  den  Städtern,  sie  wollten  sich  auf  Kosten  des  platten 
Landes  ernähren  lassen;  Agrarier  und  Städter  maehen  der 
Sozialdemokratie  den  Vorwurf,  da6  sie  die  einseitigen  In- 
teressen Mer  Arbeiter  auf  Kosten  des  Gesamtinteresses 
verfok'e.  FreibfUuller  und  Schutzzöllner  glauben  für  das 
allgemeine  Withl  zu  kämpfen.  Alle  zusauimen  sind  tiber- 
zeugt, daß  gerade  ihre  spezifischen  Interessen  die  allge- 
meinen seien  und  halten  —  die  Mehrzahl  in  voller  Auf- 
richtigkeit —  ihr  eigenes  Wohl  für  das  der  Gesamtheit. 
Das  Zentrum  unterscheidet  sich  nur  darin »  da6  in  ihm  die 
verschiedensten  wirtschaftlichen  Gruppen  vertreten  sind  und 
daß  schon  innerhalb  der  Partei  ein  Kompromiß  zwischen 
ihnen  zustande  zu  kommen  pflegt. 

Das  alles  tritt  vorzugsweise  zutage  bei  den  Repräsen- 
tanten lokaler  (iru]»pen,  insbesondere  bei  den  Stadtver- 
ordneten. Um  so  mehr  als  diese  fast  nur  mit  materiellen 
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Interessen  zu  tan  haben»  während  im  Landtag  wie  im  Reichs- 
tag Angelegenheiten  auswärtiger  Politik,  die  Organisation 
der  Justiz  und  Verwaltung  und  andre  Fragen  einen  breiten 
Raum  einnehmen.  In  yiel  höherem  Mafie  als  der  preufiische 

oder  Her  Keicbshaushaltsetat  im  Land-  und  Reichstag  steht 
der  städtische  Haushalt  im  Mittolpunkt  hei  den  Beschlüssen 
der  Stadtverordneteü ,  nicht  mir  bei  dessen  Feststellung, 
sondern  auch  im  Verlauf  des  Etatsjahres,  wo  die  meisten 
Sitzungen  mit  Beratungen  über  Modifikationen  des  Etats 
oder  mit  sonstigen  Finanzfragen  erfüllt  sind.  Als  es  den 
Städten  noch  freistand,  sieh  ein  beliebiges  Kommunalsteuer- 
s^rstem  auszudenken,  also  darflber  zu  beschliessen,  ob  die 
kommunalen  Zuschläge  auf  die  Einkommensteuer  oder 
auf  die  Grundsteuer  oder  auf  die  Gewerbesteuer  gelegt 
werden  sollten,  hat  sich  ergeben,  daß  da,  wo  die  Mehrzahl 
der  Revinicerung  und  der  Vertretunj^  aus  Gnindhesitzern 
bestand,  etwa  in  kleinen  Ackerstftdteu  niemals  die  Grund- 
steuer, daß  da  wo  sie  ans  Gewerbtreibeiideii  bestand,  nie- 
mals die  Gewerbesteuer,  und  daß  da,  wo  sie  aus  Rentiers 
und  Beamten  bestand,  niemals  die  Einkommensteuer  her* 
angezogen  ist  (Gneist,  in  der  Sitzung  des  Abgeordneten- 
hauses vom  8.  Mai  1861,  stenographische  Berichte  1041; 
er  ist  beiläufig  darauf  zurttckgekommen  in  der  Sitzung 
vom  9.  November  1869).  Dabei  sind  wiederum  die  meisten 
im  besten  Glauben  gewesen,  innerlich  Oberzeugt  von  der 
Gerechtigkeit  ihrer  Sache,  wenn  sie  die  Lasten  auf  die 
Schultern  der  Minoritiiten  abwälzten.  Noch  jetzt,  wenn  eine 
kommunale  Biersteuer  eingeführt  werden  soll  und  es  den 
Bierbrauern  und  Schankwirten  gelungen  ist,  einige  aus  ihrer 
Mitte  in  die  Stadtverordnetenversammlung  zu  bringen, 
pflegen  diese  wie  die  LOwen  gegen  die  £infQhrung  der  Bier- 
Steuer  SU  kämpfen.  Wenn  es  sich  um  eine  Stadterweiterung,  um 
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Aula^je  eines  neuen  Viertels  handelt,  Lst  derjenige  IJäcker- 
oder  Fleischermeister,  dem  das  die  Kundschaft  verderben 
würde,  entschieden  dagejjen  und  sagt  wohl  gar:  ich  kann 
doch  nicht  gegen  mein  eigenes  Interesse  ütinimen.  Wenn 
es  sich  um  die  Pflasterung  der  Straßen  im  nAchsten  Jahre 
handelt,  wiederholt  sich  dieselbe  Erscbeinnng,  hie  und  da 
verdeckt  durch  vorherige  Kompromisse  in  der  vorbereiten- 
den Kommission.  Auch  bei  der  Frage  der  stftdtischen 
Ausgaben,  der  Verwendung  kommunaler  Mittel  zu  gemein- 
ttQtzigen  Zwecken  zeigt  sich  das;  eine  Majoritftt  von  Kl^n- 
hürgern  hat  hie  und  da  die  Errichtung  uud  Verbesserung 
von  Üealschulen  nicht  nur  zum  Nachteil  von  Gymnasien, 
SüJidern  auch  zum  Nachteil  von  Klementarschulen  begünstigt. 
Das  alles  hängt  nicht  mit  dem  Dreiklassenwahlrecht  zu- 
sammen, da  in  jeder  der  drei  Klassen  die  Interessen  ver- 
schieden sind  und  genau  dieselbe  Erscheinung  auch  da  sieh 
zeigt,  wo  ein  anderes  Wahlsystem,  etwa  das  allgemeine 
gleiche  direkte  oder  ein  auf  Hausbesitz  und  Gewerbebetrieb 
basiertes  besteht 

Nun  ist  es  richtig,  dafi  in  äußersten  FftUen  ein 
solcher  Artikel  dazu  dienen  kann,  im  Munde  eines  tem- 
jieram«  iitvollen  Redners  das  Gewissen  dieses  oder  jenes 
zu  scharfen.  Aber  im  großen  und  ganzen  handelt  es  sich 
hier  um  eine  jener  Normen,  die  ebenso  gut  hätten  weg- 
bleilH'n  kf>nnen,  ohne  daß  die  sU^dtischen  Angelegenheiten 
sich  irgendwie  anders  entwickelt  haben  würden.  Es  ist 
das  einer  jener  »Phrasenartikel"  (Bismarck,  Gedanken  und 
Erinnerungen,  II,  68),  der  etwa  auf  derselben  Hdhe  steht 
wie  jener  andere  Importartikel:  »Die  Wissenschaft  und 
ihre  Lehre  ist  frei".  Auch  in  der  Fassung  haftet  ihm  etwas 
Phrasenhaftes  an.  Das  Gewissen  ist  doch  keine  Behörde 
usw.  (iiieker,  Die  rechtliche  Natur  der  muderuen  Volks 

von  JI*l«r,  Franz.  SiKflflMa.  II.  21 
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Vertretung,  in  Zeitsehrilt  ffir  Litenttor  und  Geschielite  der 

Staatswissenschaften,  II,  14). 

Lehuiitiiu  wird  auch  darin  recht  haben,  daß  er  diese 
Anleihe  bei  der  revülutiuiiarcD  Gesetzgebiinf]^  1  innkreichs 
auf  den  radikalen  Polizeidirektor  Frey  in  Königsberg  zu- 
rückführt, von  dera  er  behauptet,  daß  sich  einige  seiner 
Denkschriften  wie  französische  Broschüren  von  1789  läsen, 
und  der  wie  kein  zweiter  an  der  Abfaflsnng  der 
Stftdteordnung  mitgewirkt  hat  Eingestanden  hat  er  es 
nirgends.  Ob  Stein  dabei  Mitwisser  gewesen  sei,  ist  doch 
nicht  so  sieher,  wie  Lehmann  annimmt;  etwas  Scliriftlichee 
Hegt  darOber  nieht  vor;  und  wenn  aneh  beide  in  demselben 
ilause  gewohnt  haben  und  deshalb  leicht  eine  brevi  manu 
Mitteilung  rler  l^enutzten  l^evolutionsgesetze.  sowie  eine 
mündliche  Verständigung  möglich  gewesen  wäre,  so  ist 
das  doch  niclit  sehr  wahrscheinlich.  In  seiner  Revolutions- 
geschichte hat  Stein  sich  auch  über  die  Verwaltungs- 
gesetzgebong  der  Constituante  ausgesprochen;  er  behauptet 
von  den  Departements-  und  Distriktsdirektorien,  daft  sie 
fehlerhalt  verfafit  und  von  einem  verderblichen  Geiste  be- 
herrscht gewesen  seien,  er  nennt  die  MunisipalitAten 
ohnmächtige,  zum  Teil  abelwollende,  unabhängige  Re- 
publiken, von  deren  Wahlen  sich  alle  Gutgesinnten  fern- 
gehalten hätten,  die  nur  durch  Schrecken,  Gewalt  und 
alle  llänke  verderblicher  Demagogen  hätten  zusammen- 
gehalten werden  können,  (lerade  in  den  Akten  über  die 
Stftdteordnung  (Acta  betr.  Organisation  der  Muoizipal- 
verfassung  1808—1810.  Rep.  151,  A.  fol.  58)  da,  wo  von  Er- 
richtung einer  Gendarmerie  die  Rede  ist,  hat  Stein  die 
Bemerkung  gemacht:  „Die  fatale  französische  Nachahmung 
mn6  man  vermeiden*.  Nachweisbar  hat  sieh  Stein  nur  ein 
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einziges  Mal  mit  der  frauzusisclien  Geineindegesetzgebung 
belaBt:  im  Jahre  1829,  worüber  später. 

^och  in  einem  zweiten  Falle  ist  eine  Bestimmunig 
eines  Revolutionsgesetzes,  diesmal  eines  Mtmizipalgesetses, 
in  die  St.-0.  ziemlich  wörtlieb  abernommen  wordeik  Die 
§§  72  und  73  der  St.-0.  lauten:  «Die  Wahl  der  Stadtver- 
ordoeten  wird  in  den  verschiedenen  Bezirken  der  Stadt 
bewirkt.  Die  Wahl  nach  Ordnungen,  ZOnften  und 
Korporationen  wird  aufgehoben.  Die  stimmfähigen  BQrger 
wirken  lediglich  als  Mitglieder  der  Stadtgeiiieinde  ohne 
alle  Beziehung  auf  Zünfte.  Stand,  Korporation  und 
Sekte".  Der  Art,  7  des  französischen  Munizipal^esetzes 
vom  14./1H.  Dezember  1789  lautet:  „Les  assembltos  ne 
pourront  se  former  par  m6tierS|  professions  et  corporations 
mais  par  quartiers  et  arrondissements".  Dabei  ist  nur  zu 
bemerken,  dafl  auch  frflher  da,  wo  eine  Reprftsentation  in 
den  preufiischen  Stftdten  bestand  und  wo  diese  nicht 
kooptiert  oder  gar  vom  Magistrat  ernannt,  sondern  wo  sie 
gewfthlt  wurde,  nicht  immer  durch  die  Zflnfte,  wenigstens 
nicht  uusschließlicii  durch  diese,  sondern  aucli  nach  räum- 
lichen Verbänden,  Stadtvierteln  usw.  gewählt  worden  ist 
(Hann.  Verf.-  u.  Verw.  (iesch.  II,  432,  454,  4tll  ) 

Weitere  Nachahmungen  sind  von  Lehmann  zwar  be- 
hauptet, aber  entweder  nicht  bewiesen  oder  ohne  jede  Be- 
deutung. 

Was  zunächst  die  preufiisehe  Dreiteilung  der  Städte 
nach  der  Einwohnerzahl  in  grofie,  mittlere  und  kleine  be- 
trifft, so  ist  diese  allerdings  im  alten  Preufien  unbekannt 
gewesen:  aus  dem  einfachen  Grande,  weil  es  keine  all- 

gemeine  St.-O.  gab,  sondern  alles  auf  den  Reglements  und 

Statuten  jeder  einzelnen  Stadt  heruhte,  auf  die  auch  das 

A.L.R.  bei  seiner  subsidiären  allgemeinen  St.-0.  verwiesen 
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hat;  in  diesen  Reglements  und  Statuten  wurde  natOrlich  auf 
die  Grftße  der  Stftdte  Rficksicht  genommen.  Bas  franssOsiscbe 

Vorbild  aber  könnte  doch  nur  in  dem  Edikt  Ludwigs  XV  von 
17ÜÖ  gesucht  werden  (Isambert,  Recneil  gönöraldesanciennes 
lois  fiau^aises,  XXII.  434j,  ein  Edikt  welches  vou  Lelimauu 
als  eins  derjenigen  Gesetze  des  ancieii  regime  bezeiclinct 
wird,  die  dem  Gedanken  der  Revolution  sehr  nahe  ge- 
kommen seien.  Aber  im  Edikt  selbst  steht  nichts  davon 
und  in  der  Ausfahrungsverordnung  vom  Mai  1765  nichts 
Ton  einer  Dreiteilung,  sondern  nur  von  einer  Zweiteilung 
(Wahl,  I,  174).  Auch  die  revolutionäre  Gesetzgebung 
abgesehen  davon,  dafi  die  St&dte  dabei  als  solche  gar 
nicht  in  Betracht  kommen,  kennt  nur  eine  Zweiteilung 
in  Gemeinden  von  unter  und  von  über  5000  Kinwoliner,  wo- 
bei es  sich  jedoch  nur  um  eine  verschiedeiuirtige  Regulierung 
untergeordneter  Verhältnisse  handt  It  f  Loi  sur  les  muui- 
cipaliti^s  14./i8.  Dezember  1789  Art.  24,  41,  58). 

Weiter  bezeichnet  es  Lehmann  als  eine  Nachahmung 
der  französischen  Revolution,  dafi  wie  in  Frankreich  durch 
die  Staatsverfassung,  so  in  Preußen  durch  die  Stftdteordnuag 
Stellvertretung  eingeführt  sei.  Daran  ist  richtig,  dafi  Stell- 
vertreter im  prettfiischen  alten  Staatswesen  nirgends  anzu- 
treffen sind,  bei  der  geringen  Bedeutung  der  Repräsentation 
ubei  iuiiipt.  Aber  im  französischen  Munizipalgesetze  vom 
14,/18,  Dezem])er  1789  fehlen  sie  aucii.  Es  handelt  sich 
also  um  keine  Nachahmung  von  Kommune  zu  Kommune, 
sondern  vou  Staat  zu  Kommune.  Für  Staatswahleu  waren 
aber  in  Frankreich  Stellvertreter  schon  in  dem  Wahlgesetze 
für  die  Constituante,  in  der  Ordonnance  royale  portant 
räglement  pour  Mectiou  des  6tats  g6n6raux  vom  24.  Januar 
1789  Art  48  eingeführt;  sie  sollten  dem  Wortlaute  nach 
nur  dann  gewählt  werden,  wenn  die  Wahl  auf  einen  Ab- 
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wesenden  gefallen  war,  über  dessen  Annahme  keine  Gewiß- 
heit bestand;  eine  grofie  Zahl  von  WahlverBammlungen  hat 
aber  darüber  hioaus  Stellvertreter  gewählt;  eioe  könig- 
liche Verordnung  vom  3.  Mai  hat  das  gut  geheißen,  die 
Zulassung  der  Stellvertreter  aber  nur  auf  den  Fall  des 
Todes  des  Deputierten  beschränkt,  nieht  auf  den  Fall  sonstiger 
Beliiudeiung,  wie  Krankheit  oderAbwesenheit ,  uud  auch 
Vorschriften  für  den  Fall  gegeben,  wenn  kein  Stellvertreter 
gewählt  war.  Im  iStaalswahlgesetze  vom  22.  Dezember  1789' 
8.  Januar  11 W  Sektion  I  Art.  heißt  es,  daß  supplöants  ge- 
wählt werden  sollten  ^^gal  au  tiers  de  celui  des  repr^sentants 
ä  Tassembl^e  nationale  pour  remplacer  ceux«ci  en  cas  de 
mort  ou  de  d^mission",  was  in  der  Hauptsache  durch  die 
Verfassung  vom  3.  September  1791  Tit.  3  Kap.  1  Sect  3 
Art.  1  wiederholt  worden  ist.  In  der  preußischen  St&dte- 
ordnung  §  71  heißt  es :  Damit  aber  durch  Todesfölle,  lang- 
wierige Krankheiten  und  (ieschäftsreisen  die  Anzahl  der 
Stadtverordneten  nicht  vermindert  wenhMi  möge,  so  werden 
ebenso  viele  St .11  Vertreter  gewählt  als  der  dritte  Teil  der 
neuerwählteiL  Stadtverordneten  ausmacht."  Iiier  liegt  eine 
Nachahmung  offenbar  vor,  aber  sie  ist  doch  von  sehr 
geringer  Bedeutung.  Die  Stellvertretung  ist  außerdem  in 
Frankreich  schon  in  der  Verfassung  von  1705  wieder  fallen 
gelassen ;  in  Preußen  allerdings  erst  viel  spater.  In  England 
und  in  Amerika  hat  es  Stellvertreter  niemals  gegeben. 

Nach  dem  französischen  Gesetze  vom  22.  Dezember  1780/ 
8.  Januar  171K)  sur  les  ^lections  et  sur  les  administrations 
wirfl  für  die  Ausübung  des  aktiven  Wahlrechts  auch  hin- 
sichtlich der  MunizijKilw.ihlen  die  Vollendung  des  25.  Lebens- 
jahres erlonlert.  Leliniauu  legt  nun  Wert  darauf,  daß  das 
Alterserfordernis  für  Magistratsmitglieder,  welches  im  Ent- 
würfe auf  80  Jahre  festgesetzt  war,  unter  Steins  Billigung 
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in  der  Stadteordnung  auf  25  Jahre  herabgesetzt  sei. 
Auch  wenn  hier  wirklich  eine  bewußte  Nachahmung  des 
revolutioD&ren  Frankreichs  stattgefundeu  haben  sollte,  war 
es  denn  der  MOhe  wert,  dergleichen  und  andres  mehr  von 
derselben  Besehaflenheit  an  die  grofie  Glocke  zu  schlagen? 
War  denn  das  französische  Wahlrecht  und  das  Wahlrecht 
der  preußischen  Stftdteordnung  nicht  im  abrigen  so  Ter- 
schieden  von  einander  wie  nur  irgend  möglich  ? 

Wie  bei  der  Abfassung  der  Steinschen  Revolutions- 
geschichte iiirht  nur  die  pia  frans  maflge})end  gewesen  sein 
soll,  um  (\vr  Tochter  Haß  und  Verachtung  gegen  die  fran- 
zösische Revolution  beizubringen,  sondern  „auch"  die  eigene 
Überzeugung  Steins,  so  verkennt  Lehmann  nicht,  daß  bei 
der  Nachahmung  der  französischen  Revolution  durch  die 
Stftdteordnung  von  1808  »auch"  Unterschiede  best&nden; 
er  gibt  sogar  zu,  dafi  die  Stftdteordnung  von  1808  „keine 
Copie"  der  französischen  Munizipalverfassung  sei.  Er  sieht 
vielmehr  in  ihr  eine  Kombination  von  Ideen  der  AssemW^e 
Constituante  mit  Ideen,  wie  sie  in  Preußen  teils  noch  bestünden 
teils  hesuiiiden  hatten.  In  den  weiteren  Ausführungen 
kommt  aber  die  preußische  Vergangenheit  zu  kurz.  Ergibt 
eigentlich  nur  zu,  daß  einzelne  Ausdrticke  wie  Magistrat, 
Stadtrat,  Ratsherr,  Batsvcrwandte,  Kftmmerer,  Syndikus, 
Beprftsentant  dem  alteren  Recht  entnommen  seien.  Er 
hebt  selbst  das  nicht  hinreichend  hervor,  wie  sehr  wenigstens 
in  ftuflerlicher  Beziehung  die  Stftdteordnung  von  1808  mit 
Teil  II  Tit  8  §§  1—178  des  AX.R.S  zusammenhangt  Die 
Stftdteordnung  des  A.L.R.  war  wie  das  AX.R.  tlberhaupt 
kein  einheitliches,  aber  doch  gemeines  subsidiäres  Reclit. 
Sie  sollte  kein  neues  Recht  schatten;  die  besondere  Ver- 
fassung jeder  Stadt,  ihre  .Staluleu  und  Privilegien,  ihre 
rathäuslieheu  Reglements  sollten  bestehen  bleiben.  Die 
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SU^dteordnuDg  des  A.L.R.  war  fl;iher  keine  lleform  ge- 
wesen, aber  ein  Ausdruck  des  durcbschDittlich  Bestehenden, 
woraufhin  sie  von  den  sust&ndigen  Stellen  auf  dab  ein- 
gehendste gepraft  wordeo  ist.  Sie  war  gewissermafien  ein 
Lehrbuch  des  preufiischen  Stadtrechts  und  insofern  eine 
sehr  wichtige  Vorarbeit  für  die  Reform,  als  nunmehr  fest- 
stand, was  in  den  preuBiscben  Stfldten  durchschnittlich 
rechtens  war.  Der  er>le  von  Wilkens  im  ostpreußischen 
Departeineut  ausgearbeitete  Entwurf  schloß  sich  in  den 
ersten  vier  Titeln  —  von  den  Städten  im  allgeiiu  iiieii,  von 
den  Bürgern  und  dem  Bürgerrechte,  von  den  Schutzver- 
wandten, von  den  Stadtgemeinden  —  nicht  nur  in  der 
Reihenfolge,  sondern  auch  im  wesentlichen  Inhalte  dem 
A.L.R.  völlig  an,  gah  das  aber  bei  den  folgenden  Titeln 
auf,  schon  deshalb,  weil  im  A.L.R.  die  Materie  von  den 
Stadtgemeinden  mit  der  von  den  Korporationen  in  so 
enge  Verbindung  gebracht  war,  dafi  bei  der  weiteren 
Beobachtung  der  Reihenfolge  ein  für  den  Bürger  ganz 
uüvtiständliches  Werk  entstanden  sein  würde.  Dennoch 
wuUte  Schön  und  das  von  ihm  beherrschte  Goneral- 
departement  die  Kombination  zwischen  den  Texten  der 
Städteordnunii  und  des  A.L.R.  \veiter  durchgeführt 
wissen,  in  der  Weise,  dafi  man  dem  AX.R.  genau  folge 
und  die  Abweichungeu  und  Zusätze  hinter  jedem  Paragraphen 
bemerke.  Aber  dieser  unpraktische  Vorschlag  wurde  auf 
Antrag  des  ostpreußischen  Departements  in  der  General- 
konferenz  verworfen,  indem  der  Wegfall  aller  landrechtlicben 
Zitate  beschlossen  wurde  und  mau  sich  damit  begnügte, 
im  Eingange  und  am  Schlüsse  mittels  der  kassatorischen 
Klausel  die  Aufhebung  der  zuwiderlaufenden  laudrechtiichen 
Stellen  auszusprechen. 

Kur  in  formeller  üinsicht  hängt  die  Städteordnung 


328  3.  Abschnitt.  Die  Befonu  SteinB. 

▼OB  1808  in  ihren  enten  Stadien  mit  dem  AX.R.  sasammen. 

Materiell  war  sie  von  Anfang  an  ein  durch  und  durch 
selbständigevS,  ein  ganz  und  gar  neues  W  ik.  Niemals  im 
ganzcü  Laufe  der  preußischen  Gesetzgebuugsgescliiclite  ist 
von  den  Doktrinen  der  sogenannten  historischen  Schule, 
von  den  Theorien  Savignys,  Puchtas,  Stahls  und  aller 
Qbrigen,  und  auch  von  der  englischen  Gesetzgebungsprazis, 
die  nnr  stückweise  zu  Werke  geht,  stärker  abgewichen  als 
damals.  Kiemais  bat  man  sich  so  sehr  yon  der  Maxime 
Immer  langsam  voran  oder,  wie  Bismarck  es  ausgedrOekt 
bat,  „quieia  non  movere*,  von  der  Anknüpfung  an  das 
Bestehende,  von  der  Verbesserung  in  Einzelheiten,  von  dem 
Aufbau  von  unten  her  usw.  mehr  entfernt  als  damals.  Die 
Stiidteordnung  von  1808  Nvar  ein  völliger  Neubnu,  bei  dem 
die  Vergangenheit  nur  insofern  in  Betracht  kam,  als  seit  fast 
einem  Jahrhundert  mit  den  Machtmitteln  dieses  absoluten 
Staates  die  g&nzlicbe  Verlotterung  des  städtischen  Wesw  be- 
seitigt, Ordnung  geschaffen  und  dadurch  der  Boden  bereitet 
war,  auf  dem  ein  Neubau  erfolgen  konnte.  Dabei  war  es  von 
großer  Bedeutung,  daB  der  Schöpfer  der  Städteordnung, 
denn  der  bleibt  Stein  trotz  aller  Mitarbeiter,  gar  keine 
städtischen  Beziehungen  hatte.  Kein  noch  so  liberaler 
Bürgermeister  hätte  die  Städteordnuug  von  1808  geschaffen. 
Es  gehörte  ein  ReiclisiVeilierr  dazu,  dem  der  Mngistrat 
gerade  so  wenig  am  Herzen  lag  wie  die  Stadtvei ordneten. 
Wer  daran  zweifelt,  möge  sich  die  Art  und  Weise  be- 
trachten, in  der  ein  VierteljahrhuDdert  später  in  Hannover 
bei  der  Verbesserung  der  städtischen  Verfassung  verfahren 
ist.  Stove  glaubte  die  Selbstverwaltung  gepachtet  zu 
haben  und  sah  sich  vorzugsweise  als  den  legitimen  Successor 
Steins  an,  er  hat  in  der  Denkschrift,  welche  im  Frühjahr  1849 
an  die  Ständeversammlung  gelangte,  die  Nassauer  Denkschrift 
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geradezu  kopiert.  Al)er  er  war  ein  bUrprf'rnu'i>terliflier 
Autokrat,  dem  die  mittelalterliche  Osnabrücker  StadtverüaS' 
sung  bezüglich  der  Stellung  des  Ma^'istrats  ganz  recht  war, 
80  da6  er  deren  UmgestaltUDg  bis  zum  Jahre  1848  zu  ver- 
zögern wußte,  um  dann  unter  dem  Zwange  der  damaligen 
Verhältniase  einen  Entwurf  vorzulegen,  welcher  eine  Kopie 
der  preufiisehen  Stftdteordnung  von  1808  oder  noch  mehr 
der  von  1831  war,  diesen  aber  fl|>ftter  in  den  Hnupt])unkten 
fallen  zu  lassen.  Slüve  hat  bis  ziiin  letzten  Augenblicke 
im  Gegensatz  zu  seinen  damaligen  Kollegen,  insbesondere 
im  (iei^ens.ttz  zum  JustizministtT,  die  stadtische  Patrinionial- 
gerichtsbarkeit  zu  retten  gesucht  und  er  hat  es  gesclieheu 
lassen,  daß  die  beiden  organisatorisrlien  Karilinalpunkte 
seines  eigenen  Entwurfs:  die  Wahl  der  Magistratsmitglieder 
ausschließlich  durch  die  Stadtverordneten  und  die  peri- 
odische Wiederwahl  beseitigt  wurden,  so  daß  noch  heute 
dort  die  Magistratsmitglieder,  wenigstens  die  besoldeten, 
auf  Lebenszeit  und  von  einer  gleichen  Zahl  von  Stadt- 
verordneten und  Magistratsmitgliedern  gewählt  werden 
(H.  V.  u.  V.Gesch.,  besonders  II,  450  ff.,  5o4i].,  ff.). 

Eine  Nachahmung  der  französischen  I{<  volutinn  ist  die 
Steinsche  Städteordnung  nicht.  Eine  Städteordnung  der 
französischen  Kevolution  gni)  es  ja  überhaupt  nicht  nach- 
zuahmen, denn  eine  Städteorduuug  hat  die  Revolution  nicht 
hervorgebracht,  sondern  eine  Gemeindeordnung  gleichmäßig 
fttr  Stadt  und  Land.  Und  diese  gleichmäßige  Ordnung  aller 
Gemeinden  geschah  nicht  aus  Zweckmftßigkeits-,  sondern  aus 
prinzipiellen  Gründen,  sie  beruhte  auf  den  Ideen  von  1789. 
Als  Konsequenz  der  Gleichheit  hat  man  mit  revolutionärem 
Elan  die  Egalisieruug  vollzogen.  Sie  war  theoretisch 
gerechtfertigt  wie  sie  vom  praktischen  Staudpunkte,  von 
dem  der  Zweckmäßigkeit  aus,  falsch  war.    Das  von  der 


aaO  ^  Abeehmtt.  Die  JEUtfonn  Steins. 

legislativen  Schere  für  große  und  kleine  Gemeinden  ulme 
Rücksicht  auf  den  Wuclis  zueesrhnittene  Gewand  war 
natürlich  für  die  StÄdte  zu  eng,  für  die  Dörfer  zu  weit. 
«Le  lögislateur  fran^ia  ä.  Tinverse  de  ses  pr6d6cesseiifs 
avant  1789  en  France,  au  reboura  de  tona  les  l^gislateurs 
avant  et  aprts  1789  hora  de  FraDce,  contre  tous  les 
enseignemeiits  de  Teipörienee,  contre  TÖYideiice  rndme  des 
eho866,  a  refusä  de  cooätater  qu^en  France  il  y  a  ao  moina 
deux  esp^ces  d'bommes,  cenx  de  la  Tille  et  ceux  de  la 
campague,  partant,  deux  types  de  soci^tt^  locale,  la  coninnme 
urbaine  et  la  coniraune  rurale;  il  n'a  pas  voulu  teiiir  conipte 
de  cetie  ditlürence  eapitale:  il  a  Statut  pour  le  Fran<,i^is 
en  g^n6ral,  pour  le  citoyen  en  soi,  pour  des  hommes  fictifs, 
si  räduits  que  nulle  part  le  Statut  qui  leur  convient  ne 
pent  convenir  ä  des  bommeB  röels  et  complets*'  (Taine, 
Les  origines  de  la  France  contemporaine.  Le  rögime 
moderne,  I,  418). 

Das  Gesetz  vom  10.  Brumaire  II  (81.  Oktober  1798) 
bat  sogar  die  in  der  Verfassung  und  in  den  Gesetzen  noch 
vielfa<*h  gebrauchten  Ausdrücke  „ville  et  campagne,  villc, 
büuig.  paroisse.  coiiiinunaut^  de  campagne**  verboten,  in 
der  Weise,  daß  nur  rutcii  der  Ausdruck  rommuue  gebraucht 
werden  sollte.  Haben  doch  einige  Kummunen  damals  neue 
^^amen  angenommen,  die  indefi  bald  wieder  verschwunden 
sind  (Aulard,  Les  noms  des  commnnes  pendant  la  r^volution, 
in  Rev.  frang.,  XXXIV,  227). 

HinsichtHch  des  Inbalts  der  revolution&ren  fran- 
aöBiscben  Gesetze  und  der  Steinschen  Stftdteordnung  be- 
stehen Unterschiede,  wie  sie  fundamentaler  gar  nicht 
gedacht  werden  können. 

Zunächst  hinsichtlich  der  Zuständigkeit. 

Diese  ist  allerdings  sowohl  durch  die  französische 
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Revolution  als  nuch  durch  die  Steinsche  ötädteorduung 
erheblich  eingeschränkt. 

In  Frankreich  und  in  Preufien,  im  übrigen  Deutsch- 
land, in  Italien  und  in  Flandern,  nur  nicht  in  England 
waren  die  Stftdte  wfthrend  des  Mittelalters  Staaten  im 
Staate  geworden  mit  Gerichtsbarkeit  und  Polizei,  mit 
Mflnzrecbt  und  Zollgerechtigkeit,  mit  dem  Patronat  aber 
Kirehen  und  Sehulen. 

In  Frankreich  war  ihnen  die  Gericlitsbarkeit  schon  im 
18.  Jahrhundert  im  großen  und  ganzen  genommen;  die 
Polizei  wurde  in  der  Revolution  zwar  prinzipiell  für  die 
administration  g^ni^rale  de  P^tat  in  Anspruch  genonunen, 
aber  zugleich  und  zwar  im  vollsten  Umfange  auf  die  damals 
kollegialiscb  organisierten  städtischen  Obrigkeiten  fiber- 
tragen, in  der  Weise,  dafi  der  Staat  fttr  keinen  einzigen 
Fall  die  Ausübung  durch  seine  eignen  Organe  sich  reser- 
vierte (Gesetz  vom  14.  Dezember  1789,  Art  49).  Daran 
hat  auch  Napoleon  nichts  geändert,  nur  dafi  an  Stelle 
der  Kollegien  ein  einzelner  Beamter  und  an  Stelle 
der  Wahl  Ernennung  trat.  Kiehts  übrigens  bat  die  Be- 
strebungen auf  die  Wahl  der  Maires  &o  lange  hintaugehalten 
wie  der  Umstand,  daß  sie  zugleich  unter  allen  Umständeu 
Polizeidirektoren  sind. 

In  Preufien  stand  den  Städten  die  Zivil-  und  Strafgericbts- 
barkeit  erster  Instanz  zu,  sowie  die  freiwillige  Gerichts- 
barkeit mit  Einschlufi  des  Vormundschafts-  und  Hypotheken- 
wesens. In  diesem  Umfange  wurde  jedoch  die  Gerichtsbarkeit 
wenigstens  in  den  größeren  Stftdten  nicht  vom  Magistrate 
selbst,  sondern  von  einer  besonderen  Abteilung  desselben, 
dem  Stadtgerichte,  geübt.  Vom  Magistrate  als  solchem, 
als  Vorst elier  der  Bürgerschaft  wunle  nacli  Teil  II  Tit.  8 
§  128  A.L.li.  auch  die  Ürtspolizei  wahrgenommen.  In 
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diesen  beideu  Funktionen,  Gerichtsbarkeit  uud  Polizei 
in  dieser,  wie  man  heute  sagen  würde,  obrigkeitlichen 
Verwaltung  lag  damals  der  Schwerpunkt  der  städti- 
schen Verwaltnng  llberhaapt  Das  war  das,  was  den 
Magistraten  Kraft  und  Ansehen  gab,  das  war  aber  zu- 
gleich einer  der  Grande,  weshalb  die  Städte  scharf  be- 
aufsichtigt wurden,  und  namentlich  bei  der  Bestellung  ihrer 
Beamten  sich  in  einer  starken  Abhängigkeit  von  der 
Staatsgewalt  hefandeii.  Diese  weitgehende  Kompetcni:  der 
Städte  im  altou  Staatsweseu  wurde  nun  durcli  die  Steinsche 
Städteordnung  stark  eingeschränkt.  Die  Gerichtsbarkeit  ist 
ihnen  damals  ganz  genommen.  Als  sogenannter  übertragener 
Wirkungskreis  ist  ihnen  nnr  die  Besorgung  derjenigen 
staatlichen  Funktionen  geblieben,  zu  denen  der  Staat  üi 
jedem  geschlossenen  Mittelpunkte  der  Bevölkerung  eines 
Organs  bedarf,  die  HQlfsleistungen  b^  den  direkten 
Btaatssteuern,  bei  der  Verwaltung  des  niederen  Schulwesens 
und  die  örtliche  Polizeiverwaltun  tr.  Über  nichts  ist 
man  sich  bei  den  Verhandlungen  über  die  Städteordnung 
80  klar  gewesen  wie  darüber,  daß  die  Poli/.ei  vom  Staate 
in  die  eigne  Hand  genommen  werden  müsse.  Es  gab  indessen 
unter  den  Reformern  dennoch  eine  doppelte  Richtung.  Die 
Polizei,  sagte  Schön,  der  auch  in  dieser  Hinsicht  der 
radikalste  war,  ist  vom  Kommunalwesen  der  Städte  so 
verschieden  wie  die  höchste  Gewalt  vom  Volke;  wer  die 
Polizei  an  einem  Orte  verwalten  soll,  wer  das  Geschäft 
der  höchsten  Gewalt  da  wahrzunehmen  hat,  hängt  allein 
von  dieser  ab,  und  es  scheint  nicht  ratsam,  darüber  etwas 
zu  versprechen;  der  Stadtsekretär  oder  irgend  ieiiütutl 
sonst  in  der  Stadt  kann  tauglicher  zu  der  rolizei\ei  v,  altung 
sein  als  der  Btlrgermeister  oder  ein  Mitglied  des 
Magistrats.  (Akten  des  Generaldepartments  Städte-Polizei- 
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flachen,  Generalia  Tit.  VI,  Sect.9  A  Rep.  151  A.)  Aber  dies 
Übermaß  von  Doktrin  liat  bei  Manuem  wie  Frey,  Sack, 
Staegemann  Keinen  Anklang  gefunden:  obgleich  auch  sie 
durchaus  überzeu^'t  waren,  daß  die  Polizei  Staatssache  sei, 
folgerten  sie  daraus  nur,  daß  der  Staat  jederzeit  und 
Oberau  das  Recht  haben  müsse,  eigne  staatliche  Polizei- 
Verwaltungen  einzurichten,  daß  aber  da,  wo  dies  nicht  fflr 
nötig  gehalten  werde ,  dem  Magistrat  vorbehaltlich  jeder- 
zeitigen Widerrufs  die  Ausübung  Übertragen  werden  könne. 
Und  so  ist  es  geschehen.  Während  nach  Teil  II  Tit.  8 
$  128  A.L.K.  die  Ortspolizei  dem  Magistrate  ganz  all- 
gemein zugestanden  hatte,  hing  es  nach  §  10(»  der  Stildte- 
onhunm  von  der  Kefjierun^'  al»,  ob  sie  sich  des  Magistrats 
als  einer  Behörde  des  Staates  ex  jure  dclegato.  wie  Stein 
selbst  sagte,  für  die  örtliche  l'olizeiverwaltung  bedienen 
oder  ob  sie  eine  besondere  königliche  Polizeidirektion 
einrichten  wolle. 

Von  der  Errichtung  königlicher  Polizeidirektionen 
hat  der  Staat  wahrend  der  Jteformperiode  in  großem 
Umfange  Gebrauch  gemacht;  nicht  nur  in  Berlin,  Königs- 
berg, Breslau,  Stettin,  sondern  auch  in  Potsdam, 
Frankfurt,  Brandenburg;  in  Stargard,  Kolberg,  Stolp, 
Anklani,  Demmin;  in  Brieg,  Glatz,  Neiße.  Schweidnitz, 
Glogau  und  Liegnitz;  in  Meniel.  Flbing.  Landsherj^  an  der 
Warthe  sind  damals  königliche  l'ulizeidirektionen  errichtet. 
Nur  auf  die  inständigsten  Bitten  der  Städte  sind  Creutz- 
burg,  Havelschwerdt,  Landeck.  Lublinitz,  Striegau,  Kosel, 
Hirschberg,  Köslin  und  SwinemUnde  damit  verschont 
geblieben.  Denn  es  waren  sehr  erhebliche  Lasteo,  welche 
die  Städte  durch  die  Errichtung  der  königlichen  Polizei  - 
Verwaltung  zu  tragen  hatten.  Der  §  167  der  Städte- 
ordnung ordnete  an:   „Da  die  Ortspolizei  jeder  Stadt 
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hauptsächlich  fUr  die  Sicberheit  und  das  Wohl  der 
Btftdtiflchen  Einwohner  tatig  ist,  m  liegt  der  Stadtgemeinde 

auch  ob,  die  Kosten,  welche  die  EihaUuii^i  des  nötigen 
Polizeipersonals  und  die  nach  der  Disposition  (U^r  Polizei- 
helioide  erforderlichen  Anstalten  notwendig  macheu,  auf- 
zubringen. 

Insbesondere  waren  die  Gehälter  der  k(^mglichen  Poliiei- 
direktoren  recht  betrachtlich,  da  der  in  Stettin  1800  Taler 
und  200  Taler  flir  Pferde,  der  in  Stargardt  und  der  in 

Külbcr^  je  1000  Taltr,  der  in  Stolp,  Ankhim  und  Demmin 
je  8(10  Taler  erhielt.  Für  Frankfurt  a.  0.  war,  wie  iils 
Kuriosiim  mitgeteilt  werden  mag,  von  einer  Seite  her 
(Gruner)  der  damalige  dortige  Professor  Karl  Friedrich 
£ichhorn  unter  Beibehaltung  der  ProfesBur  in  Aassicht 
genommen! 

In  den  Städten,  wo  die  Ortspolizei  delegiert  wurde, 

sollte  sie  vom  Magistrate  gehandhabt  werden ,  wenn  auch 
die  l)esondere  Veraut wortliciikeit  des  Hurgemieisters  be- 
tont wurde:  jedenfalls  hatte  es  die  Regierung  in  der 
Hand,  einen  Bürgermeister  nicht  zu  bestätigen,  weil  sie 
ihm  die  Verwaltung  der  Polizei  nicht  zutraute,  oder  auch 
beim  Wechsel  dieses  Amts  zwar  die  Bestätigung  zu  ge> 
wahren,  aber  die  Polizeiverwaltung  m  gleicher  Zeit  an 
sieh  zu  nehmen. 

Nach  der  Städteorduung  von  1831  Iconnte  die  Über- 
tragung entweder  an  den  Magistrat  oder  an  den  Bürger- 
meister geschehen.  Und  auch  bei  der  Neuordnung  der 
liindlichen  Polizeiverwaltung  wurde  daran  festgehalten, 
daß  der  Amtsvorsteher  ernannt  wird,  wobei  den  Selbst- 
verwaltungskörpem  ein  gewisses  Mitwirkungsreeht  ge- 
wahrt ist 
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Lehmann  hat  unter  diesen  Umständen  gewissermaßen 
leciit,  wenn  er  wiederholt  behauptet.  Stein  ha])e  die  Kom- 
petenz für  Stadt  und  Land,  fQr  Magistrat  und  Schulzen 
ganz  gleich  bemessen.  Nur  nicht  in  dem  Sinne,  d&fi  dadurch 
die  Dörfer  auf  den  Stand  der  StiUlte  gehoben  wären,  sundern 
umgekehrt,  dafi  dadureh  die  Stftdte  auf  den  Stand  der 
Dörfer  herabgedrUckt  wurden.  Wie  aueh  StOve  der  Ansieht 
gewesen  ist,  dafl  Stftdte  ohne  Polizeigewalt  blofie  I>Orfer 
seien. 

Theoretisch  war  dadurch  die  ZustAndigkeit  weit  be- 
messen, zumal  bei  dem  preufiischen  Vcrwaitungsgrundsatze, 
daß  nicht  bloß  die  Städte,  sondern  auch  Kommunalverb&nde 
aller  Art  Ihre  Tätigkeit  gerade  so  weit  ausdehnen  dflrfen, 
wie  ihre  Mittel  reichen,  dafi  also  im  vollen  Gegensatz  zu 
England  auf  dem  Gebiete  der  inneren  Verwaltung  freie 
Konkurrenz  zwischen  dem  Staate  und  den  Gemeinden 
herrscht. 

Praktisch  konnte  jedoch  von  dieser  weiten  Zuständig- 
keit wenig  Gebrauch  gemacht  werden.  Schon  wegen  der 
Kleinheit  der  damaligen  Städte,  Denn  Städte  mit  Aber 
10000  gab  es  1808  in  der  ganzen  Kurmark  außer  Berlin 
nur  drei:  Potsdam  mit  13000,  Frankfurt  mit  12000, 
Brandenburg  mit  10000,  und  die  meisten  kleinen  oder 
mittleren  Städte  waren  nicht,  was  sie  nach  der  land- 
rechtlichen Definition  hätten  sein  sollen,  Sitze  des  Hand- 
werks und  der  Gewerbe,  sondern  in  der  llauptsaclie  Sitze 
des  Ackerbaus  wie  die  Dorler,  Aekerstädte.  Dazu  kam  noch 
der  allgemeine  wirtschaftliche  Verfall,  der  es  hinderte, 
auch  nur  für  die  elementarsten  kommunalen  Bedürfnisse, 
fttr  Beleuchtung,  Pflaster  usw.  materielle  Aufwendungen 
in  irgend  erheblichem  Hafie  zu  machen.    Was  von 
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froher  noehyorhanden  war,  wurde  nur  mangelhaft  im  Stande 

gehalten,  man  lebte  von  den  Stiftungen  fraherer  Zeiten. 

Uüil  wie  groß  i^t  erst  hinsichtlich  der  Organisation 
der  T^nterschied  zwischen  Frankreich  und  PreuRen. 

Für  jede  städtische  Organisation  küiuiuen  drei 
Kardinalpunkte  in  Betracht;  erstens  die  Zusammensetzung 
der  BQrgerschaft  und  dementsprechend  die  Zusammen* 
Setzung  der  Stadtverordnetenversammlung;  zweitens  die 
Bildung  des  Magistrats;  drittens  das  Verhftltnis  der  beiden 
städtischen  Organe  zu  einander. 

Die  Zusammensetzung  der  Borgerschaft  ist  das,  worauf 
im  Grunde  alles  andere  beruht,  ünd  gerade  in  dieser 
Hinsiclit  gehen  die  fraT)zösische  Revolution  und  die  Stein- 
sche  Städteordnung  diametral  auseinander. 

In  Frankreich  war  das  Uecht  zur  Teilnahme  au  den 
Angelegenheiten  der  Städte  oder  vielmehr  der  Gemeinden 
ein  Ausfluß  des  allgemeinen  Staat&bUrgerrechts;  es  stand 
daher  das  Stimmrecht  in  der  Gemeinde  allen  denen 
zu,  welche  fOr  den  gesetzgebenden  Körper,  fOr  die  De- 
partements- und  Distriktsorgane,  fOr  die  Eirehen&mter, 
fOr  die  Offizierstellen  der  Kationalgarde  zu  w&hlen  hatten 
vorausgesetzt,  daß  sie  ein  Jahr  lang  in  der  Gemeinde 
wolinhnft  gewesen  Wiin>n.  ^vas  aber  auch  für  die  aiulercu 
Wahlen  erforderlieli  war;  also  allen  diiieu .  welche  eine 
direkte  .Staatsbteuer  im  Werte  von  drei  Arbeitstagen  ent- 
richteten; es  gab  in  Frankreich  Schutzverwandte  nur  in 
dem  Sinne,  als  die  Passivbürger  darunter  verstanden 
werden.  Auch  hinsichtlich  der  Wählbarkeit  bestand  keiner- 
lei Unterschied  zwischen  Staat  und  Gemeinde;  nur  dafi  die 
Kommunalwahlen  direkt  erfolgten,  während  fOr  die  Wahlen 
der  Abgeordneten  usw.  die  Vermittlung  durch  Wahlmftnner 
erforderlich  war. 


4.  Kapitel.  Die  Steinaeheii  ^Seeetee  imd  Gefletientwfirfe.  937 

Dagegen  gab  es  in  der  Steinschen  Städteordnung  im 
engsten  Anschluß  an  das  A.L.R.  ein  spezifisch  städtisches 
Bflrgerrecbt.  Der  Erwerb  dieses  Btirgerrechts  war  aller- 
dings sowohl  nach  dem  Landrecht  als  auch  nach  der  Städte- 
ordnung sehr  leicht,  da  es  niemandem  verweigert  werden 
durfte,  der  in  der  Stadt  steh  niedergelassen  hatte  und 
unbescholtenen  Wandels  war  (A.L.R.  Teil  II,  Tit  8,  §  17; 
St.O.  §  17),  und  weder  Grundbesitz  noch  Vermögen  ver- 
langt wurde.  Im  Unterschiede  von  der  Sttivesclien  StiUlte- 
ordnung,  die  wenigstens  von  denjenigen  Personen,  denen 
das  Wohnrecht  in  der  Stadt  nicht  zusteht,  den  Nachweis 
verlangte,  da6  sie  nach  aller  Wahrscheinlichkeit  ihren 
Unterhalt  in  der  Stadt  nachhaltig  finden  kannten«  Aber 
tatsächlich  war  die  Borgerschaft  sowohl  nach  dem  Land- 
recht als  auch  nach  der  Städteordnung  nur  ein  sehr  kleiner 
Teil  der  städtischen  Einwohnerschaft  aus  dem  einfachen 
Grunde,  weil  der  weiten  Ausdehnung  des  Rechts  auf  den 
Erweil)  des  Bürgerrechts  uui  eine  sehr  begrenzte  Ver- 
pflichtung: dazu  gegenüberstand.  Verptiichtet  zum  Bürger- 
werdeu  waren  nach  dem  Landreeht  nur  die  Gewer  hei  reiben- 
den gewesen,  da  die  laudrechtliche  Städteordnuug  genau 
in  derselben  Weise  auf  die  Gewerbe  begründet  war  wie  die 
Landgemeindeordnuug  auf  den  Ackerbau.  Nur  in  einselnen 
Statuten  wurde  zum  Bürgersein  auch  der  Hausbesitz  er- 
fordert Die  Städteordnung  unterscheidet  sich  nur  dadurch 
vom  Landrecht,  daß  aufier  den  Gewerbetreibenden  auch  die 
Hansbesitzer  Borger  sein  müssen.  Es  war  zwar  damals 
vorteilhaft,  Bürger  zu  sein,  denn  die  städtischen  Lasten,  die 
sie  vorzugsweiüe  trugen,  waren  gering,  da  ui  der  großen  Mehr- 
zahl der  Städte  die  Kinkünfte  des  Kilmmereiverniugens  zur 
Bestreitung  der  geringen  Ausgaben  binreicbteu  und  auch  die 
JNichtbürger,  die  Schutzverwandten,  wiewohl  in  geringerem 

TOB  Ueivr,  Fraos.  EüütftsM.  JI.  22 


338 


'6.  Abschnitt.  Die  Beforin  Steini. 


Ma6e  m  den  Kommmialabgaben  berangezogen  wurden. 
Auch  stand  den  Bürgern  im  Gegensatz  zu  den  Schutz- 
verwandten  die  Teilnahme  am  Bür{?en'ermögen  und  dessen 
Intradeu  zu;  auf  die  städtische  (iemenideweide  konnten 
die  Bürger  ihre  Schweine  und  KUhe  treiben;  zu  Bürger- 
preisen  d.  h.  gegen  eine  ganz  geringe  Taxe  erhielten  sie 
Steine  aii8  den  stftdtischen  Steinbrfiehen,  Ziegel  uns  den 
Bttdtiwhen  Ziegeleien,  Torf  aus  den  städtischen  Torf- 
mooren, vor  allem  Holz,  nicht  allein  Brenn-,  sondern  auch 
Banholz  aus  den  städtischen  Forsten.  Wie  weit  es  die 
Bikrger  in  der  Kunst .  sich  anf  Kosten  der  fibrigen  Ein- 
wohner zu  bereichern,  in  denjenigen  Ländern  gebracht 
haben,  wo  die  Staatsgewalten  niemals  dazwischen  gefahren 
sind ,  ergibt  sich  aus  den  Zustilnden  in  Hannover  (H.  V. 
u.  V.Gesch.,  II,  423).  Trotzdem  erwarben  das  städtische 
Bürgerrecht  nur  solche,  welche  es  erwerben  mußten,  also 
diejenigen,  welche  ein  Haus  besafien  oder  eins  erwerben 
wollten,  da  die  Berichtigung  des  Besitztitels  erst  erfolgte, 
nachdem  der  Bflrgerbrief  vorgel^t  war;  ferner  diejenigen, 
welche  als  Gewerbetreibende  sich  etablieren  wollten,  ob- 
gleich die  Bfirgereigenschaft  ftlr  sieh  allein  noch  keine 
Befugnis  zum  (Jewerbcbetriebe  mit  sich  brachte,  dazu  viel- 
mehr eine  hesoDdcre  Konzession  erforderlich  war,  bei  der 
die  Zunft,  der  Magistrat,  die  Polizei  mitziispreclien  hatten. 
Auch  nach  der  Steinschen  StÄdteordnung  war  die  Bürger- 
schaft tatsächlich  nur  ein  v^rhiUtnismäßig  kleiner  Teil  der 
städtischen  Einwohnerschaft,  haftete  ihr  etwas  SpießbQrger- 
liches  an,  bestand  sie  in  der  Hauptsache  aus  Gevatter 
Schneider  und  Handschuhmacher,  im  Grunde  aus  denselben 
Mensehen,  die  schon  nach  dem  Landrecht  in  Ztlnfte  geordnet 
die  Bürgerschaft  gebildet  hatten.  „Wegen  des  guten  Bei- 
spiels" wollte  sich  der  Staatsrat  Knuth,  wie  er  am  7.  Apni 


Digrtized  by  Google 


4.  Kapitel.  Die  Steinachen  Oesetee  ood  GMetsentwörfe.  339 

1809  au  Steiu  schrieb,  in  Kerlin  als  Bürger  aufnehmen 
lasseu;  aber  solche  guten  Beib]nele  haljen  noch  nie  einen 
durchschlagenden  Erfolg  gehabt,  wie  noch  heute  in 
Hannover  zu  beobachten  ist  (H.  V.-  u.  V.Gesch.,  II,  509), 

Sowohl  nach  der  Steinschen  als  auch  nach  der  Stave- 
sehen  Städteordnnng  mufite  dem  Magistrate  von  den  Bfli^ 
gern  ein  Eid  geleistet  werden,  der  nach  der  Steinschen 
Stftdteordnung  nur  die  Verpflichtung  enthielt,  die  Stftdte- 
ordnung  aufrecht  sn  erhalten  und  das  Beste  der  Stadt  nach 
Kräften  zu  befördern  (§  25),  der  aber  in  der  Stüveschen 
Städteurdnung  noch  dahin  verschärft  ist,  daß  die  Aufzu- 
nehmenden den  vorgesetiiteu  Behörden,  namentlich  dem 
Magistrate  Gehorsam  leisten  wollen ;  eine  Bestimmung,  die 
in  die  jetzt  geltende  hannoversche  Städteordnung  wörtlich 
fibergegangen  ist  und  ebenso  viel  Sinn  oder  ebenso  wenig 
Verstand  hat,  wie  wenn  ein  ddrartiger  Huldigungseid  dem 
Landrate  geleistet  werden  mfiBte. 

Mit  dieser  Bflrgerschaft  im  weiteren  Sinne  war  aber 
die  Bfirgerschaft,  die  das  Stimmrecht  in  städtischen  An- 
gelegeniieiteu  hatte,  nicht  identisch.  Auch  nach  der  Stein- 
schen Stftdteordnung  zerfiel  diese  an  sich  schon  eng  be- 
grenzte liürgerschaft  nochmals  in  zwei  Klassen,  Stimm- 
berechtigt waren  nur  diejenigen  Bürger,  welche  entweder 
mit  städtischen  Grundstücken  angesessen  waren  oder  ein 
£in](ommen  je  nach  der  Größe  der  Stadt  von  100-^200 
Talern  nachweisen  konnten,  sodafi  der  unangesessene  Bürger, 
der  ein  solches  Einkommen  nicht  hatte,  des  Stimmrechts 
entbehrte.  Von  einer  Plutokratie  konnte  dabei  nicht  füglich 
die  Rede  sein,  da  eine  Lehmhütte  genügte,  auch  wenn  sie 
noch  so  verschuldet  war,  auch  jeder  Tagelöhner,  der  ein 
Einkommen  von  150  Talern  hatte,  von  dem  man  schon 
damals  nicht  recht  leben  konnte,  zum  poütisclien  Bürger- 
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tum  zugelassen  werden  mußte,  wenn  er  die  Gebühren  be- 
zahlte. Kur  die  ganz  Armen  waren  ausgeschbisseii.  Auch 
nach  den  beiden  hannoverscheu  StädteurdnuDgeu ,  der 
StUvescbea  and  der  jetzt  geltenden  ist  die  Stifiimfähigkeit 
an  einen  Zensus  gebunden.  Das  passive  Wahlrecht  mi 
noch  dadurch  beschrankt,  daß  swei  Drittel  der  Stadtver- 
ordneten Hausbesitzer  sein  mufiten. 

Was  die  Bildung  des  Magistrats  betrilft,  so  wurde 
dieser  nach  A.L.R.  als  Trftger  der  ortsobrigkeitlichen 
Gewalt  in  der  Regel  nicht  von  der  Bürgerschaft  oder  den 
etwa  vorhandenen  StAdtveroidneten  gewählt,  sondern  tut- 
weder  durch  Kooptation  des  Magistrats  selbst  oder  von 
Stautswegen  bestellt.  Kachdcm  durch  Wegfall  der  eignen 
Gerichtsbarkeit  und  der  eignen  Polizei  der  obrigkeitliche 
Charakter  des  Magistrats  auf  diejenigen  Hfüfileistungen 
beschrftnict  war,  die  er  als  Organ  dee  Staates  bei  der  Ver* 
waltnng  staatlicher  Hoheitsrechte  in  Polisei-,  Militär-, 
Steuer-  und  Schulsachen  zu  leisten  hatte,  wurden  nach  der 
St&dteordnung  yon  1808  die  Wahlen  der  Magistrats- 
mitgliedcr  den  Stadtverordneten  und  ihnen  allein  Ober- 
lassen unter  Vorbehalt  des  staatlicbtn  Bestätiguiiysiechts 
und  mit  der  Mudihkaiion,  daß  in  den  sogenannten 
Großstädten  die  Bürgermeister  aus  drei  von  der  Stadt- 
verordnetenversammlung Präsentierten  vom  Könige  ernannt 
wurden.  Daraus,  daft  der  Magistrat  nur  noch  die  Gemeiode- 
angelegenheiten  zu  verwalten  hatte,  wurde  eine  doppelte 
Folgerung  gezogen.  Erstens,  dafi  nur  diejenigen  Magistrats- 
mitglieder  fbr  ihre  Amtsführung  entschftdigt  werden  sollten, 
welche  ihre  Zeit  derselben  ganz  widmeten;  zu  diesen  aber 
wurden  nur  gerechnet  die  Bürgermeister,  die  Kämmerer, 
die  Syndici,  in  großen  StÄdten  zwei  gelehrte  Stadrftte  und, 
wo  es  notig  schien,  ein  Stadtrat  für  das  Baufach,  während 
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in  den  kleinen  StÄdteu  4—0  Ratsmiinner,  in  den  mittleren 
7—12  Ratsherren  in  den  gröfieren  12—15  Stadträte  ohne 
Besoldung  in  Anssicht  genommen  wurden.  Zweitens»  dafi 
sämtliche  Magistratsmitglieder  nicht  mehr  anf  Lebenszeit, 
sondern  nur  auf  Zeit  gewählt  werden  sollten,  in  der  Regel 
nur  auf  6  Jahre>  indem  nur  fttr  die  Syndici  und  for  die 
gelehrten  Stadtrate  sowie  für  den  bauverständigen  Stadtrat 
die  WalilpeiiiKle  12  Jahre  betrug:  damit  es,  wie  im  Con- 
clusum  der  Generalkonferenz  pesagt  ^vunle,  der  Bürger- 
schaft leichter  gemacht  werde,  im  Falle  der  Unzufriedenheit 
eine  Veränderung  zu  treHen. 

Für  das  gänzlich  veränderte  Verliältnis  der  beiden 
Städtischen  Organe  zueinander  ist  der  Umstand  in  hohem 
Grade  bezeichnend,  daß  in  der  Steinschen  Städteordnung 
der  Titel  von  den  Stadtverordneten  dem  von  den 
Magistraten  vorangeht,  was  auch  in  allen  späteren 
preußischen  Städteorduungen  der  Fall  ist,  während  man 
sich  in  Hannover  unter  StUve  nicht  zu  dieser  Konsequenz 
hat  entschließen  können. 

Im  A.L.R.  war  von  dem  Magistrat  sehr  ausführlich, 
von,  den  Stadtverordneten  nur  ganz  sporadisch  die  Rede 
gewesen.  Nicht  daß  der  Magistrat  damals  allmächtig  ge- 
wesen wäre.  In  viel  höherem  Mafie  als  vielfach  angenommen 
wird,  war  der  Magistrat  auch  nach  A.L.R.  hinsichtlich 
der  städtischen  Vermögensverwaltung  an  die  Zustimmung 
der  Borgerschaft  oder  der  Repräsentanten  gebunden.  Die 
darauf  beztiglichen  Paragraphen,  Teil  II  Tit.  8,  lauten. 
§  147:  j,I)ie  RepräBeutanteu  sind  befugt,  über  alles,  was 
die  Verwaltunc:  der  StadtglUer,  im  Gleichen  die  Einzieliung 
und  Verwendung  der  Einkünfte  betrifft,  von  dem  Magistrate 
Nachweis  und  Erläuterung  zu  fordern."  §  153:  „Die  Zu- 
ziehung und  Einwilligung  der  Bürgerschaft  ist  notwendig. 
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wenn  Kammergtiter  oder  Gcrechtigl^eiteii  veräußert,  in 
Erbpacht  auBgetan .  verpfändet  »der  mit  Dienstbarkeiten 
belegt  oder  neue  Schulden  auf  die  Kämmerei  gemacht 
werden  BoUen,  die  aus  den  KAmmereieinkanften  ohne  Ab- 
bruch der  übrigen  nötigen  An^gaben  nicht  getilgt  werden 
kennen."  §  154:  »Die  Einwilligung  der  Repräsentanten 
allein  ist  in  dergleichen  F&llen  nicht  hinreichend,  sondern 
diese  mfissen  darflber  mit  den  verschiedenen  Klassen  der 
liiirger^ichaft  Rücksprache  neluiKü  und  sich  von  denselben 
mit  schriftlicheo  Erklilrimgen  versehen  hissen."  §  156: 
„An  Orten,  wo  die  Ausfälle  aus  der  Kaiamerei  durch  Bei- 
träge der  Bürgerschaft  aus  ihren  eignen  Mitteln  getragen 
und  ergänzt  werden  mlkssen ,  mu6  die  Bürgerschaft  durch 
ihre  Repräsentanten  bei  der  Rechnungslegung  des 
Kämmerers  zugezogen  werden.* 

Da  nun  die  Städteordnung  von  1808  im  Eingang  als 
ihren  Zweck  bezeichnet,  der  Bürgerschaft  eine  tätige  Mit^ 
Wirkung  auf  die  Verwaltung  des  Gemeinwesens  beizulegen, 
oder  wie  es  Ranke  einmal  ausdrückt:  „der  Zweck  der 
Stfldteordnuiig  war,  dem  liloß  mit  den  Anpelegonheiteu 
des  rrivatlel)f'ns  Ijeschäftigten  Tun  und  Treiben  eine  höhere 
Richtung  zu  geben"  (Ranke,  Hardenberg,  IV,  152),  hat  sie 
in  richtiger  £rkenntnis  der  Sachlage  mit  den  allgemeinen 
Bttrgerversammlungen  gebrochen  und  der  Gesamtheit  der 
Bürger  nur  noch  die  Wahl  der  Vertreterschaft  belassen, 
aber  zugleich  in  die  Beschlüsse  dieser  Vertreter  den 
Schwerpunkt  der  Stadtverwaltung  gelegt,  die  ja  nur  noch 
auf  die  Verwaltung  der  wirtschaftlichen  Angelegenheiten 
der  Stadl,  auf  die  Verwaltung  des  städtischen  Vermögens 
und  der  städtisdun  Finanzen,  auf  die  Herstellung  von 
Wohlfahrtseinrichtungen  sich  beschrilnkte.  Nicht  nur  zur 
Mitwirkung  bei  gewissen  bestimmten  Geschäften  wie  bei 
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Veräußerungen  oder  Anleihen,  wo  schon  nach  A.L.R.  die 
Zustimmung  der  Bürgerschaft  notwendig  gewesen  war, 
sondern  su  einer  prinzipiellen  Mitwirkung  bei  allen  Ge- 
sehäften,  zu  einer  fortdauernden  Kontrolle  der  ganzen 
Gescbftftsfflbrong  des  Magistrats  waren  die  Stadtverord- 
neten berufen  und  nur  die  Ausfahrung  ihrer  Beseblttsse  war 
ihnen  versagt  Der  Magistrat  aber  hatte  nicht  das  Recht, 
solche  Beschlüsse  seiner  Beurteilung  zu  unterziehen,  war 
vielmehr  verpflichtet,  sie  auch  gegen  seine  Üherzeugung  zur 
Ausführung  zu  bringen,  er  war  nur  das  willenlose  Exekutiv- 
orgau  der  Stadtverordju  teu.  Ks  lit  ^tand  keinerlei  Dualismus, 
sondern  die  strikte  Unterordnung  des  einen  Organs  unter 
das  andre;  von  Streitigkeiten  zwischen  Magistrat  und 
Stadtverordneten  und  von  Einrichtungen  zur  Schlichtung 
solcher  Streitigkeilen  konnte  keine  Rede  sein.  Der  Magistrat 
hatte  nicht  einmal  die  Ausführung  in  vollem  Umfange 
Denn  es  heifit  in  der  Stfldteordnung  §§  174  und  175:  „Der 
Magistrat  ist  die  ausführende  Behörde;  er  hat  aber  ohne 
unmittelbare  Teilnahme  von  Bürgern  nur  die  allgemeine 
Leitung  dor  ganzen  Vci  waltinig  des  <  Jemrinwesen^  und 
diejenigen  speziellen  Ge>tiialt?'Zweige  abzumachen,  wobei  es 
nicht  auf  eigne  Administration  oder  fortwährende  Lokal- 
aufsicht, sondern  hauptsächlich  auf  Gesetzes-  und  Ver- 
fassungskunde ankommt  Alle  Angelegenheiten  aber, 
womit  Administration  verbunden  oder  die  wenigstens  an- 
haltende Aufsicht  und  Kontrolle  oder  Mitwirkung  an  Ort 
und  Stelle  bedttrfen,  werden  durch  Deputationen  und 
Kommissionen  besorgt,  welche  aus  einzelneu  oder  wenigen 
Magistiiitsinit^liedern ,  dagegen  giößtenteils  aus  Stadt- 
verordneten und  Bürgern  bestehen,  die  von  der  Stadt- 
verordnetenversammlung   gewählt    und   vom  Magistrat 
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bestätigt  werden/  Weiter  kann  doch  die  Selbstverwaltwig 

der  Bürgerschaft  nicht  ausgedehnt  werden. 

Vergleicht  man  damit  den  Organismus  der  französischen 
Gemeinden  nach  dem  Muiiizipalgesetze  vom  14./1Ö.  De- 
zember 178P,  so  ergibt  sich  folgendes:  Anstelle  der  beiden 
preufiischea  städtischen  Organe  gab  es  deren  in  Frankreich 
vier.  Dem  prenfliscben  Magistrate  entsprach  im  allgemeinen 
das  Corps  municipal,  bestehend  nach  der  Größe  der  Ge- 
meinde ans  3—21  Mitgliedern,  welches  aber  im  Unterschiede 
von  PieuBen  durch  die  mit  der  Bürgerschaft  identische 
Einwohnerschaft  gewählt  wurde;  wie  in  PreuBen  auf  kurze 
Zeit;  im  Unterschiede  von  Preußen  ohne  jede  Besoldung  und 
im  weiteren  Unterschiede  von  Preußen  ohne  jede  staatliclie 
Bestätigung.  Das  Corps  luunicipiil  liatte  als  das  eigentliche 
Exekativorgan  über  alle  wichtigeren  Dinge  zu  beschließen. 
Es  war  aber  nicht  das  einzige  Kxekutivorgan.  Denn  die 
laufende  Verwaltung  wurde  durch  ein  weiteres  Organ  be- 
sorgt, das  sogenannte  Bureau,  welches  in  allen  Gemeinden 
über  500,  also  in  allen  Städten,  aus  einem  vom  Corps 
municipal  auf  ein  Jahr  aus  seiner  Mitte  gewählten  Aus- 
sehttSBC',  d.  h.  ans  dem  dritten  Teile  von  dessen  Mit- 
gliedern bestand,  also  auch  kollegialisch  organisiert  war, 
während  in  den  kleineren  Genieinden,  in  denen  das  Corps 
municipal  nur  drei  Mitglieder  zahlte,  der  Maire,  der  sonst 
bloßer  Vorsitzender  war,  die  laufende  Verwaltung  zu  ver- 
sehen hatte;  in  beiden  Fällen  hatte  dieses  zweite  Exekutiv- 
organ kein  pouvoir  propre,  sondern  fungierte  nur  als  Agent 
des  Corps  municipal,  wie  auch  die  Geschäftsverteilung  auf 
die  beiden  Exekutivorgane  bei  der  Unbestimmtheit  der 
gesetzlichen  Normen  wesentlich  vom  Corps  municipal 
abhing. 

Den  preußischen  Stadtverordneten  entsprach  das  Couseil 
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gfiiöral  de  l;i  couisniinp,  aber  in  wesentlich  verschiedeDer  Zu- 
saiiHiicusetzuDg  und  von  wo.sentlich  verischiedener  Zuständig- 
keit. Das  Conseil  gen^ral  bestand  nämlich  aus  dem  Corps 
muuicipal  und  der  doppelton  Zahl  von  Notabein,  die  nach 
demselben  Stimmrecht  wie  das  Corps  municipal  gewählt 
wurden.  Was  aber  die  Zuständigkeit  betrifft,  so  hatte  diese 
französische  Stadtverordnetenversammlung,  das  Conseil 
gtoöral,  mit  derBestellung  der  beiden  Exekutivorgane  nichts 
zu  tun,  da  das  Corps  municipal  von  den  AktivbQrgern,  das 
Bureau  aber  vom  Corps  municipal  gewählt  wurde,  soweit 
<labei  überhauiit  von  Wahl  die  Rede  war,  da  eine  solche 
nur  in  den  f^röfiercn  demeinden  stattfand.  Nur  insofern 
war  die  Zuständigkeit  der  französischen  Stadtverordneten 
dieselbe  wie  die  der  preußischen ,  als  sie  bei  Erwerb  und 
Yeräufierung  von  Immobilien,  bei  außerordentlichen  Auf- 
lagen, bei  Kontrahierung  von  Anleihen,  bei  Vornahme  von 
öffentlichen  Arbeiten,  bei  Prosessen  mitwirken  mußten. 
Aber  das  war  fttr  Preußen  keine  französische  Nachahmung, 
sondern  im  wesentlichen  altes  Recht. 

Uud  wie  es  neben  dem  Cor})s  municipal  ein  engeres 
Organ  gab,  so  gab  es  Del)en  dem  Conseil  gön^ral  noch  ein 
weitriej^.  das  Corps  tW  coniuiuiie .  die  (iesamlheit  der 
AktivbUrger,  welche  vom  Conseil  g^neral  berufen  werden 
mußten,  wenn  es  von  einer  Anzahl  von  Aktivbürgern,  in 
Gemeinden  Ober  400  Seelen  von  150  Aktivbargem,  ver- 
langt wurde. 

Größer  können  doch  die  Verschiedenheiten  nicht 
gut  sein. 

Schließlich  kommt  hei  einer  Vergleichung  zweier  Ge^ 

meindeordnungen  noch  die  staatliche  Aufsicht  in  Ik'tracUt. 
Schon  nach  A.L.U.  war  die  lUnoimundung  keine  altsolute. 
Teil  II,  Tit.  B,  §  149:  ,Das  Vermögeu  der  Kämmerei  steht 
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iintti  Oheiauf8icht  des  Staates".  §  150:  ^Der  Staat  ist 
bereclitif,'t,  darauf  zu  Sehen,  daß  dieses  Vermögen  ordentlich 
verwaltet  und  die  Einkönftc  davon  zweckmäßig  verwendet 
weideu."  §  151:  ,  Außer  den  FftUen,  wo  nach  dem  Ge- 
setze von  Eoiporatiooen  und  Gemeinden  Oberhaupt  die 
Genehmigung  der  vom  Staate  yorgesetzten  Behörden  zu 
den  Verhandlungen  einer  Stadtgemeinde  in  Ansehung  ihres 
Vermögens  erfordert  wird,  ist  diese  Genehmigung  in  allen 
Fällen  notwendig,  wo  das  Kftmmereivermögen  mit  einer 
Kapitalschuld  belastet  werden  soll."  Der  §  108  des  An- 
hau;j;s  zu  §  151;  „Betriflft  der  Gegenstand  eines  Prozesses 
KänuHereiveriiiügeu,  so  ist  Genehmigung  der  Kriegs-  und 
Domänenkammer  zur  Anstellung  der  Klage  oder  zur  Er- 
klärung dartilwr  dergestalt  wesentlich,  daß  der  Mangel 
derselben  eine  Nullität  des  ganzen  Verfahrens  bewirkt." 
§  152 :  «Wie  weit  es  auch  bei  Verpachtungen  der  K&mmerei' 
gflter  und  Gerechtigkeiten,  bei  aufierordentlichen  Holz- 
verkaufen,  bei  Verfügung  aber  Aktivkapitalien  einer  Be- 
willigung bedürfe,  bleibt  in  Ermangelung  spezieller  Vor- 
schriften den  Provinzialgesetzen  überlassen." 

Nach  der  Stiulteorduung  von  isos  übte  nach  §2  der 
Staat  seine  Aufsicht  dadurch  aus,  (la(i  er  die  gedruckten 
Rechnungsextrakte  oder  die  öffentlich  darzulegenden  Rech- 
nungen der  Städte  tiber  die  Verwaltung  ihres  Geraeinde- 
vermögens  einsah,  die  Beschwerden  einzelner  Bürger  oder 
ganzer  Abteilungen  Ober  das  Gemeinwesen  entschied,  neue 
Statuten  bestätigte  und  zu  den  Wahlen  der  Magistrats- 
mitglieder die  Genehmigung  erteilte.  Mithin  muflten  nach 
§  148,  wenn  bei  der  RechnungsprOfung  durch  die  Re- 
präsentanten Unrichtigkeiten  vorgefunden  oder  Bedenklich- 
keiten erwofien  wurden,  den»  n  nicht  std'ort  abgeholfen  wird, 
sie  bei  der  höheren  Instanz  zur  Untersuchung  und  Be- 
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richtigung  angezeigt  werden.  Der  Oberreciienkamuier  sind 
die  St&dte  niemals  unterworfen. 

Der  städtische  Haushaltsetat  wurde  der  Aufsichts- 
behörde noch  nicht  einmal  zur  Einsicht  vorgelegt  Die 
Städte  konnten  ohne  Anfrage  ihr  gesamtes  Grundvermögen 
verftufiern,  wie  das  tatsächlich  geschehen  ist,  namentlich 
mit  den  WAldem,  das  BQrgervermögen  an  die  Nutzniefler 
verteilen,  Anleihen  von  beliebiger  Höhe  aufnehmen,  wie  sie 
auch  völlig  .nitonum  ihr  Abgaben wesen  regelten. 

Das  frauzüsische  Munizipalgesetz  vom  14.  IR.  Dezonil)or 
1780  bestimmt  Art.  5(5:  „Quant  ä  l'i'xercice  des  fonctions 
propreB  au  pouvoir  municipal,  toutos  les  dölilx^rations  pour 
lesquelles  la  convocation  du  conseii  g^nöral  de  ta  commune 
est  nöcessaire,  suivant  Part,  54  ci-dessus,  ne  pourront  Ötre 
exöcutöes  qn^avee  Tapprohation  de  Tadministration  ou  du 
directoire  de  d^partement,  qui  sera  donnte,  sUl  y  a  lieu« 
Sur  Tadministration  ou  du  directoire  de  district."  Zu  den- 
jenigen Sachen  aber,  die  nach  Art.  54  der  Zusanimeu- 
benit'uiig  des  conseii  geiierul  de  la  commune  bedürfen, 
also  auch  (Ut  staatlidipn  fJenehmigung  ludürIVi!.  j^fhun-n 
der  Erwerb  oder  die  Veräußerung'  von  Urundeigentum,  die 
Auferlegung  von  außerordentlichen  Abgaben,  die  Kontra- 
hierung von  Anleihen,  die  Übernahme  öffentlicher  Arbeiten, 
die  Führung  von  Prozessen  und  anderes* 

Das  französische  Munizipalgesetz  bestimmt  außerdem 
Art.  57 1  „Tous  les  comptes  de  la  r^gie  des  bureaux  munici- 
paux,  aprt's  <iu'il8  anront  Te€^\^  par  le  conseii  municipal, 
stMont  v6riti4s  par  ladministration  ou  le  directoire  de 
district.  ot  anvt«'s  d<''fiiiitiv(*iiient  par  l  administratiun  ou  le 
directoire  de  departement,  sur  Tuvis  de  celle  de  district  ou 
de  son  directoire  "* 

Und  da  behauptet  Lehmann  am  Schlüsse  seiner  drei 
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Bände,  als  er  das  Jalir  1848  in  die  Betrachtung  hineinzieht, 
auf  einer  seiner  letzten  Seiten  (III,  507):  „Man  weiß,  welche 
Rolle  in  jener  Bewegung  Magistrat  und  Stadtverordnete 
gespielt  haben;  erumem  wir  uns  daran,  wie  stark  gerade 
bei  der  St&dteordnung  der  Einflufi  der  ravolutiODären  Ge- 
setzgebung Frankreicbs  geweeea  war." 

IT.  ]He  Entwürfe  zur  Umgestaltimg  der  Kreis-,  Poliaei- 
mid  GemeliideTerfassiiiig  des  platten  Landes. 

Soviel  steht  unzweifelhaft  fest,  dafi  während  vor  1806 

nur  eine  Beforni  der  ratrimuaialgerichtsbarkeit,  der  Ge- 
richtsbarkeit im  engeren  Sinne,  geplant  war,  jetzt  nicht 
nur  W\  Stein,  sondern  auch  beim  Knuige  die  Absicht  ob- 
waltete, die  Patrimonialgerichtsbarkeit  mit  Einschluß  der 
Ortspolizei,  die  ganze  ortsobrigkeitliche  Gewalf  der  Ritter- 
güter zu  beseitigen.  Bei  Stein  wirkte  das  Motiv  mit,  daft 
im  Westen  die  Einrichtung  gar  nicht  oder  nur  vereinzelt 
bestand,  beim  Könige  gab  das  monarchische  Empfinden  und 
die  Sorge  fQr  unparteiische  Justiz  den  Ausschlag. 

In  der  Nassauer  Denkschrift  vom  Juni  1807  heißt  es : 
„An  die  Stelle  der  Pntriuionialgericbte.  die  im  Prinzip  und 
der  Ausführung  felilerhaft  sind,  werden  Kreisgerichte  ge- 
bildet." Im  Zeitungsartikel:  „Der  Justiz  steht  eine  wesent- 
liche Verbesserung  bevor  durch  die  Aufhebung  der  Patri- 
monialgerichtsbarkeit, deren  Dasein  einer  wohlgeordneten 
Jnstizverfassung  widersprach  und  weder  mit  dem  Wohl  des 
Einzehien  noch  des  Ganzen  vertraglich  ist.*  Im  politischen 
Testamente  :  „1)  Regierung  kann  nur  von  der  höchsten 
Gewalt  ausgehen.  Sobald  das  Recht,  die  Handlungen  eines 
Mitnntertans  zu  bestimmen  und  z«  leiten,  mit  einem  Giuu(i- 
stUck  ererbt  und  erkauft  werden  kann,  verliert  die  höchste 
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Gewalt  ihre  Würde  und  im  gekränkten  Untertan  wird  die 
Auliänglichkeit  au  iliii  Staat  geschwächt.  Nur  der  König 
sei  Herr,  iusofern  die^e  Benennunj;  die  Poiizeigewalt  be- 
zeichnet, und  sein  Recht  ühf  nur  der  aus,  dem  er  es  jedes- 
mal fiberträgt.  £s  sind  schon  Vorscbiftge  zur  AttSfahrutig 
dieses  Prinzips  von  Seiten  des  GeneraldepartementB  ge- 
macht 2)  Deijenige,  der  Reeht  sprechen  soll,  hänge  nnr 
von  der  höchsten  Gewalt  ah.  Wenn  diese  einen  Untertan 
nötigt,  da  Hecht  zu  suchen,  wo  der  Richter  vom  Gegner 
abhängt,  dann  schwächt  sie  selbst  den  Glauben  an  ein  un- 
erschütterliches Recht,  zerstört  die  Meinung  von  ihrer  hohen 
Wttnle  und  den  Sinn  für  ihre  unverletzbare  Heiligkeit.  Die 
Aufhebung  derPatrimunialjuriwüction  ist  hen^its eingeleitet." 

In  der  Kab.  Ord.  vom  25.  November  durch  welche 
der  Köllig  den  Kammergerichtspräsidenten  Beyme  zum 
Großkanzler  und  einzigen  Justizminister  ernannte,  heißt 
es:  ,Die  Geheimrftte  Morgenbesser  und  Friese  'haben 
bereits  den  Auftrag  einen  Plan  zur  Aufhebung  der 
Patrimonialjurisdiction  für  das  Königreich  IPreufien  auf- 
zustellen! und  ich  trage  Euch  auf,  diesen  Plan  zu 
prüfen  und  nach  dessen  Genehmigung  von  mir,  dessen 
Ausführung  und  Geueralisierung  zu  .0  ran  lassen.  —  Ich 
bin  Willens  die  Polizeigewalt  nicht  ferner  von  dem 
Besitze  eines  Grundstücks  abhangen  zu  lassen.  Die  l'olizei 
Süll,  wie  in  den  anderen  Staaten  geschieht,  nicht  von  den 
Gutsbesitzern,  sondern  von  Orts-  und  Kreispolizeibehörden 
verwaltet  werden,  dabei  wird  es  möglich  werden,  den  Orts- 
und KreisbehOrden  die  Entscheidung  der  wenig  wichtigen 
Justizi&Ile  zu  überlassen.'  Bassewitz  (IV,  630)  bemerkt 
ausdrOcklich ,  dafi  sich  diese  Kab. -Ord.  2war  in  den 
Beymeschen  Papieren  nicht  gefunden  habe,  dafi  sie  aber 
bereits  bei  Preuß,  III,  531  (1833)  nach  einer  von  Beyme 
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gelieferten  Abschrift  gedruckt  sei;  daher  ist  die  Annahme 

von  Beseler  (Die  Justizgesetzgebung  unter  Iriedrich 
"Wilhelm  III,  Preußisrhe  Jahrbücher,  X\\  LS(i5,  150),  sie 
sei  bisher  noch  nicht  bekannt  gewesen,  unrichtig;  der  Ab- 
druck bei  Beseler  enthält  noch  einen  kurzen  Satz  über 
die  Gehalts-  und  Wohnungsverhältnisse  Beymes,  sonst 
gegeodber  Freuß  und  Bassewitz  ein  paar  Druckfehler. 

Stein  in  dem  Briefe  an  Beyme  Tom  2.  Januar  1809 
empfiehlt  ihm  den  Plan  wegen  Bildung  der  ländlichen 
Eommunalbehörden  und  wegen  Aufhebung  der  Patrimonial- 
gerichtsbarkeit. In  der  weiteren  Kab.-Ord.  vom  11.  Februar 
1809  (Bassewitz,  IV,  631)  auf  den  Bericht  Beymos  wegen 
Übernahme  der  Geschäfte  vom  28.  Februar  isos  heißt  es: 
,Icii  genehmige  es  ganz  und  sehe  es  sehr  gern,  daß  Ihr 
die  Geschäfte  des  Justizdepartements  tiberuommen  und  des- 
halb mit  dem  Kanzler  v.  Schroetter  Euch  in  nähere  Korre- 
spondens  gesetzt  habt,  auch  die  Revision  der  Straf-  und 
Sehuldengesetze  bearbeitet,  und  dem  Plane  zur  Aufhebung 
der  Patrimonialgerichtsbarkeit  sowie  zur  Einrichtung  der 
Orts-  und  KreisbehOrden  fttr  Polizei  nnd  Gerichtspflege 
Eure  Aufmerksamkeit  widmet.' 

Noch  unterm  20.  Februar  1812  ist  ein  königlicher  Be- 
fehl ergangen,  bei  der  Veräußerung  der  Domilneu  umi  geist- 
lichen Güter  die  Jurisdiktion  nicht  mitzuveräußern,  sodaß 
diese  dem  Staate  erhalten  blieb. 

Konsequent  wäre  es  gewesen,  auch  das  Patronatsreeht 
aufzuheben.  Indessen  ist  davon  nirgends  die  Bede;  nur 
Lehmann  (II,  73)  behauptet,  daß  das  wenigstens  Steins 
Absicht  gewesen  sei»  indem  er  sieh  dafar  auf  einen  Privat- 
brief Steins  an  Schroetter  vom  10.  Mai  1808  beruft  Viel- 
leicht derselbe  Brief,  der  II,  527  erwfthnt  wird,  dort  aber 
nicht  vom  lü.  sondern  vom  10.  Mai  datiert  wird,  wo  Stein 
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allerdings  das  Patronatsreclit  ebenso  wie  die  Patrimonial- 
gerichtsbarkeit als  eine  Anomalie  bezeichnet,  aber  alles 
deu  Bestimmungeu  des  geistlichen  Departements  anheim- 
stellt, „welches  vielleicht  geraten  finden  dürfte,  den  Ge- 
meinden  eine  Konkurrenz  bei  der  Predigerwahl  unter  an- 
gemessenen Modifikationen  einzurftnmen wie  solche  Hbrigens 
nach  A.L.R.  bereits  bestand. 

Selbst  hinsicbtlich  der  Aufhebung  der  Patrimonial- 
gerichtsbarkeit im  engeren  Sinne  fehlt  es  nicht  ganz  an 
gegenteiligen  Äußerungen. 

Auffallend  ist  zunächst  die  Äußerung  Steins  in  der 
Nassauer  Denkschrift,  wonacl»  die  MediatstiUlte  nur  soweit 
von  dem  Einfluß  der  Grundherren  befreit  werden  sollen, 
als  dieser  nachteilig  sei.  Denn  so  leicht  wie  Lehmann 
(II,  80),  der  annimmt.  Stein  habe  dabei  wahrscheinlich  eine 
Entschftdigung  dieser  Städte  an  die  Grundherren  im  Auge 
gehabt,  wird  man  darüber  nicht  wegkommen. 

Aber  die  Eabinettsorder  vom  90.  November  1808  an 
den  Burggrafen  zu  Dohna  auf  Seblodien  und  Schlobitten 
und  an  die  übrigen  Einsassen  des  Mohrungschen  Kreises 
(Bassewitz,  IV,  (529)  sagt  geradzu:  „Die  Aufhebung  der 
Patrimonialgerichtsli:ii  keit  ist  in  diesem  Augenblick  noch 
keine  beschlossene  isache;  mit  der  bisher  bestehenden  guts- 
herrlichen Polizeiaufsicht  auf  die  Gutseinsasseu  hängt  die 
Patrimonialgerichtsbarkeit  keineswegs  zusammen'''  Auf  die 
Vorstellung  der  vor-  und  hinterpommerschen  Landstftnde 
gegen  die  Aufhebung  der  Patrimonialgerichtsbarkeit  vom 
2.  Marz  1809  wurde  am  28.  April  1809  ein  ähnlicher  Be- 
scheid erteilt  (Bassewitz,  IV,  632). 

Es  handelte  sich  nur  darum,  was  an  die  Stelle  treten 
sollte. 

Fflr  Lehmann  (II,  Güü;  »liegt  die  Frage  nahe,  weshalb 
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befulgte  Stein  nicht  auch  liier,  wie  er  es  in  den  St&dten 
tat,  das  französische  Beispiel?" 

VVeiiii  .Stein  dem  iran/.usis»chen  Beii?piel  (ier  Constituante 
hätte  folgen  wollen,  wäre  die  Sache  freilich  sehr  einfach 
gewesen:  Organisation  jeder  Zwerggemeinde  nach  all- 
gemeinem Stimmrecht;  Aber  den  Ortsgemeinden  weder 
Kreis  noch  Provine.  Wenn  Stein  aber  nur  in  der  Weise 
dem  französischen  Beispiele  hätte  folgen  wollen,  wie  er  es 
bei  der  Stftdteordnnng  getan  hat,  wäre  es  mit  der  Nach- 
ahmung nicht  weit  her  gewesen;  sie  hätte  sich  dann  nur 
auf  Nebendinge  und  Äußerlichkeiten  bescliränkt.  Jedenfalls 
ist  Lehmann  der  Ansicht,  dafi  Stein  bei  seinen  Plänen  für 
die  Verwaltunßfsorganisatiou  des  i)latten  Landes  einem 
revolutionären  Vorbilde  nicht  gefolgt  sei.  Und  er  weiß 
auch  den  Grund  dnfrir;  „Wahrscheinlich  hielt  er  die  sozialen 
Gegensätze  auf  dem  Lande  far  zu  grofi,  um  der  egalisieren- 
den Gesetzgebung  der  Revolution  unterworfen  zu  werden." 
In  der  Tat  ist  auch  in  den  Verhandlungen,  die  unter  Stein 
Ober  diese  Frage  stattgefunden  haben,  von  der  Naehahmnng 
der  Gemeindeverfassung,  der  Constituante  niemals  die  Rede 
gewesen. 

Hier  stand  mau  vor  steileren  Stufen.  Stein  selbst 
hat  sich  über  das  m  u  zu  SchatVende  nur  sehr  uül»e>tiinrat 
ausgesprochen.  In  der  Nassauer  Denkschrift  ist  bloß  das 
eine  völlig  klar,  wie  die  Justiz  in  der  Lokalinstanz  dem- 
nächst organisiert  werden  sollte;  an  Stelle  der  Patrimonial- 
gerichte  sollten  Kreisgerichte  treten;  jedoch  offenbar  keine 
nach  allgemeinem  Stimmrecht  auf  kurze  Frist  gewählte^ 
ohne  eigentlichen  Instanzenzug.  Bezttglieh  der  Verwaltung 
aber  gibt  Lehmann  selber  zu  (II,  72),  dafi  Stein  sich 
„weniger  präzis  darüber  geäußert  habe" :  was  ihn  aber 
nicht  abhält,  die  verwegensten  Folgerungen  für  Organisation 
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und  ZustÄndipleit  der  Einzelgemeinden  und  der  KouimuDf  n 
höherer  Oidiiuug  aus  den  \)a&i  Worten  zu  ziehen.  Die 
Worte  in  der  Kassauer  Denkschrift  lauten  nämlicli :  „Die 
schlesische  Verfassung  der  Schulzen  und  Gerichte,  denen 
mao  Dorf-  UDd  Feldpolizei,  Ausführung  der  landesherrlichen 
Befehle  und  gewisse  Zweige  der  unteren  Gerichtsbarkeit 
beigelegt  hat,  scbeint  mir  ffir  ländliche  Kommnnen  Bebr 
zweckmftfiig;  die  Gescbftfte,  welche  den  Dorfgerichten  wie 
den  Magistraten  in  den  Städten  unter  Aufsieht  der  Provinz- 
kollegieu  ülirrtrageu  werden,  ^.ind  \  erwaltung  des  Gemeinde- 
vermögens. dtT  zum  (»ffent liehen  riiteniclit,  Wolilthfttigkeit 
und  sonstigen  uitentliciieii  Koniniuuitiitshedürfnissen  be- 
stimmten Aü.^t alten,  Verwaltung  gewisser  Zweige  der  nie- 
deren Gerichtsbarkeit,  z.  B.  Bagatellsachen,  Feldfrevel, 
usw..  Örtliche  Polizei."  Es  war  das  ttbrigens  nicht  nur  die 
schlesische  Landgemeindeveriassung,  sondern  die  des  ganzen 
Staats  nach  A.L-R.;  ob  Stein,  wie  Lebmann  meint,  far 
freie  Schulzenwahl  gewesen  ist,  mag  dahingestellt  bleiben. 
Auch  Uber  die  Verfassung  der  Kommunen  höherer  Ordnung, 
die  Kreis-  und  Provinzialverfassung,  von  denen  in  den  Ge- 
setzen der  Constituante  kein  Wort  steht,  hat  Stein  sich 
nur  unbestinimt  f^eHußert.  Det  Ivreis  sollte  nicht  von 
einer  kollegialischen  Behörde,  sondern  vom  Landrat  mit 
Beteiligung  des  Kreistags  regiert  werden.  Welches  Organ 
in  der  Profinzialinstanz  die  eigentliche  Verwaltung  fahren 
sollte«  bleibt  vollends  unklar.  Was  die  Zusammensetzung 
der  Kreis^  und  Pro vinziallandtage  betrifft,  so  soll  „die  Teil- 
nahme sämtlichen  Besitzern  eines  bedeutenden  Eigentums 
jeder  Art  gewährt  werden";  nur  diesen  also,  kein  all- 
gemeines Stimmrecht;  aber  auch  „keine  auf  ktlmmerlichen 
und  schwachen  Elementen  beruhende  Herrschaft  weniger 
Gutsbesitzer soll  errichtet  werden.  Wie  wenig  e»  ihm  aber 
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daliei  um  einen  radikalen  Schritt  zu  tun  war,  zeigt  der  Uni- 
siiiud,  daß  auf  den  Kreistagen  die  adligen  Gutsbesitzer  ä,U 
solche  erscheinen  sollten,  also  viritiin  olme  Wahl,  und  nehen 
ihnen  gewählte  Deputierte  der  städtischen  und  ländlichen 
Kommunitäten.  Die  Zusammensetzung  der  Provinzialland- 
tage  sollte  der  der  Kreistage  nachgebildet  werden;  nar  dafi 
auf  ihnen  kein  Mitglied  zu  eigenem  Rechte  erschien,  sondern 
nur  die  Deputierten  der  Kreistage,  wobei  die  Wfthlbarkeit 
an  einen  höheren  Zensus  geknfipft  war. 

Der  Organisationsplan  vom  November  1807  entbftlt 
über  die  Verfassung  des  platten  Landes  rein  gar  nichts, 
sodaß  es  ein  uuj^cnauor  Ausdruck  Lehmanns  ist  (II.  271). 
„er  wundere  sich,  so  wenig  von  der  Selbstverwaltung  darin 
zu  linden". 

Der  erste,  der  mit  bestimmten  Vorschlägen  hervor- 
getreten ist,  war  Vincke.  Diese  Vorschl&ge  bestanden  in 
einer  nahezu  vollständigen  Verpflanzung  des  englischen 
Selfgovemment  auf  preufli^chen  Boden ;  in  der  Einsetzung 
von  Friedensrichtern,  denen  der  alte  angesehene  Titel  Land- 
rftte  beigelegt  werden  sollte,  in  grofier  Zahl,  15  im  Oberbar- 
nimer  Kreise,  die  am  besten  vom  Könige  ernannt  worden, 
vorzugsweise  aus  Grundeigentümern  von  nicht  zu  geringem 
Einkommen:  Pächtern,  Schulzenhofsbesitzern ,  Picdigerii, 
Oberförstern,  Kapitalisten,  KauHeuteu;  Advokaten  und 
Justizbeamte  wurden  ausdrücklich  ausgeschlossen.  Diesen 
Landräten  sollte  als  einzelnen  die  Polizei  und  Polizei- 
gerichtsbarkeit, die  Zivilgerichtsbarkeit  in  gewissen  Fftllen, 
ohne  an  bestimmte  Beärke  gebunden  zusein,  zustehn;  sie 
sollten  zugleich  in  ihrer  Vereinigung  aus  dem  ganzen  Kreise 
nach  Art  der  englischen  Sessions  die  obere  Instanz  und  das 
Organ  für  geraeinsame  Angelegenheiten  bilden.  Die  Schulzen 
sind  ganz  nach  dem  Muster  der  englischen  Gonstables  ge- 
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fonnt  und  werden  yon  der  Kreisverehiigung  emiinnt.  Als 

Vertretung  der  Landgemeiucleu  gibt  es  eine  V'ersaumiluag  der 
größeren  di umllRsitzer,  der  Meistbeerbten,  zu  denen  viel- 
leicht auch  die  Zeitpächter  mit  langer  Pachtzeit.  nach 
Analogie  der  westfäUschen  l^rbeutage  zugelassea  werden 
8oUen. 

Stein  im  Schreiben  an  Schroetter  Tom  27.  Juni  1808 
iknd  die  sofortige  AusfOhning  des  Vinekeschen  Plans  be- 
denklich; aber  er  hielt  ihn  einer  gans  TorsQglichen  Auf- 
merksamkeit wert,  er  wollte  ihn  soviel  wie  möglich  schon 
jetzt  in  Ausführung  bringen,  damit  man  sich  der  Erreichung 
des  Zieles  künftig  immer  mehr  nfthere.  Er  gab  südaiin 
die  Direktive  für  einen  vom  Ostpreußischen  Departement 
auszuarbeitenden  neuen  Plan.  Die  Landräte  äollten  bei- 
behalten werden;  es  müßten  ihnen  jedoch  Kreisdeputierte 
in  größter  Anzahl  als  Gehülfen  beigegeben  werden,  allen- 
falls mit  konkurrierender  Gewalt,  einige  Gesch&fte  seien 
dem  Landrat  ausschliefilich ,  andere  mit  Teilnahme  der 
Kreisdepntierten  zn  übertragen.  Auch  hinsichtlich  des 
Schulzenwesens  war  Stein  einverstanden,  indem  er  aus- 
drfleklfch  auf  die  englischen  Gonstables  im  Gegensatz  zor 
frau/üsisclien  Gendarmerie  verwies. 

Infolge  dieses  Schreibens  hat  Schroetter  zwei  Ent- 
würfe vorgelebt,  den  vom  18.  Oktober  1808  und  (h'n  vom 
24.  November  18Ü8;  dieser,  eine  Ergänzung  des  andern, 
handelte  über  die  Organisation  der  Ortsbehörden  auf  dem 
platten  Lande,  die,  wie  Schroetter  eingesehen  hatte,  in 
dem  vom  13.  Oktober  zu  kurz  behandelt  war. 

Aus  der  Verbindung  der  beiden  Entwürfe  ergibt  sich 

nun  folgendes  Bild.  Hinsichtlich  der  Ortsverwaltung  ist  zu 

scheiden  Kommnnat-  und  Polizeiverwaltung;  behufs  der 

KommunalverwaiLung  findet  keine  Vereinigung  von  Land- 
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gemeinden  und  Gutsbezirken  statt,  jedes  Üorf  mit  seiner 
Feldmark  bildet  einen  natürlichen  Gemeiudebezirk ,  Ritter- 
güter untl  Domänen  mit  ilireu  Leuten  L!eiben  gesondert; 
nur  ganz  kleine  Ortschafton ,  solche  mit  nicht  über  drei 
Feuerstellen,  sollen  mit  andern  vereinigt  werden;  Organ 
für  die  kommunalen  Angelegenheiten  der  Landgemeinde  ist 
teiU  die  GemeindeTersammlnng,  teils  der  Schulze  mit  zwei 
Geaehworenen,  welche  in  der  Regel  nicht  gewfthlt  werden. 
Als  Polizeibezirke  gelten  alle  Dörfer  von  Ober  50  Seelen 
mit  allen  dazugehörigen  BittergOtern  oder  Domänen,  wfthiend 
Dörfer  unter  50  Seelen  sowie  einzeln  belegene  Höfe  und 
Grundstücke  entweder  uulcreiiiaiiiier  oder  mit  einem  be- 
nachbarten Polizeibezirk  vereinigt  werden,  in  allen  den- 
jenigen Polizeibezirken ,  in  welchen  Kittergüter  oder  Vor- 
werke sich  befinden,  steht  den  Guts-  und  Vorwerksbesitzem 
die  Ortspolizeiverwaltung  ohne  weiteres  zu,  in  der  Weise, 
dafl  sie  unter  mehreren  Guts-  oder  Vorwerksbesitzem 
von  sechs  zu  sechs  Jahren  wechselt,  dafl  sie  in  ge- 
wissen Fällen  der  Behörde  einen  Stellvertreter  zu  präsen- 
tieren haben,  sodaS  also  nur  da,  wo  keine  Ritter- 
güter oder  Vorwerke  im  Polizeibezirke  sich  befinden, 
die  Polizei  dem  Schulzen ,  die  Polizeigerichtsbarkeit  wie 
auch  die  Zivilgerichtsbarlxeit  dem  aus  dem  Schulzen  und 
zwei  Geschwurenen  bestellenden  Schulzenamte  zusteht. 
Hinsichtlich  der  Bestellung  zum  Schulzen  und  Schulzen- 
amte haben  nur  da,  wo  die  bäuerlichen  Grundstücke  zu 
Erbrecht  besessen  werden,  die  Bauern  der  höheren  Behörde 
zwei  Subjekte  zur  Auswahl  zu  präsentieren.  Über  den 
Gatem  und  den  Gemeinden  erheben  sich  Bezirke  von 
höchstens  8000  Seelen  oder  8  Quadratmeilen ,  wobei  die 
Trennung  der  Rittergüter  von  den  dazugehörigen  Gemein- 
den nur  insoweit  zu  vermeiden  ist,  als  diese  Dörfer  mit 
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dem  Gute  lusammenhäDgeD.  Diese  Bezirke  sind  ledlglieh 
Verwaltungsbezirke  und  nicht  zugleich  KommunalTerbände; 
das  einzige  Organ  des  Bezirks  ist  der  Kreisdeputierte,  der 
US  mehreren  TOm  Kreistage  Präsentierten  aus  Großgrund- 
besitzern oder  reichüu  Kiipitalisteu,  GeweibctieibeiHlen  auf 
drei  Jahre  ernannt  wird:  er  ist  der  unmittelbare  Vor- 
gesetzte und  Kontrolleur  der  Ort>i)oli/ei.  die  niichste  Be- 
schwerdeiustauz,  er  verwaltet  die  Laiidespolizei  und  wacht 
tiber  die  Befolgung  der  Landesgesetze .  liat  auch  die  vor- 
]&ufige  Straffestsetzung  vorbehaltlich  der  Berufung  auf  die 
Justiz,  er  ftthrt  endlich  die  Aufsicht  über  die  Kommunal- 
Verwaltung,  aber  nur  soweit  es  sich  um  Aufrechthaltung 
der  gesetzlichen  Bestimmungen  handelt  Endlich  die  Kreis- 
verwflltung;  gleichzeitig  Staats«  und  Kommnnalverwaltung, 
gleichmäßig  Studt  und  Land  uuifassenrl .  mit  liöchstuns 
3ö<'  Quudratmeib  n  und  45  000  Seelen;  die  Besetzung  des 
Landratsaint«  erfolgt  nach  denselben  Grundsätzen  wie  die 
der  Kreisdeputiertenstcllen,  Besoldung  <i'i"  Taler;  das  zweite 
Organ  war  die  Kreisdirektion,  bestehend  unter  dem  Vor- 
sitze  des  Landrats,  welcher  den  Stichentscheid  hatte,  aus 
sftmtlichen  Kreisdeputierten,  mit  jährlich  vier  Sitzungen; 
das  dritte  ist  der  Kreistag,  ttber  dessen  Zusammensetzung 
nichts  bestimmt  wurde,  zustftndig  ffir  die  Kontrolle  der 
gesamten  Kreisverwaltung  insbesondere  auch  der  Rech- 
nungsentlastung, sowie  für  Übernahme  neuer  Lasten.  Die 
liegierung  ist  die  vnri:rsetzte  Behörde  der  Kreisdiiektion, 
des  Landrats  und  der  Kieisdeiuitierten  (Reform  der  Yer- 
waltungs-Organisation,  ;i57  ff.;  besonderes  387  S,). 

Der  Schroettersche  Plan  war  aus  den  preußischen 
Zuständen  heraus  geboren.  £s  sollten  Wahlen  stattfinden, 
wo  sie  bis  dahin  schon  stattgefunden  hatten,  wie  bei  den 
Landräten,  und  wo  sie  bis  dahin  noch  nicht  stattgefunden 
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hatten,  wie  bei  den  Schulzen;  eB  Bellte  aber  das  Wahlrecht 
hinsichtlich  der  Landr&te  hinfort  nicht  auf  den  Adel  be- 
schränkt bleiben,  sondern  auch  auf  andere  freie  Insassen 
des  platten  Landes  ausgedehnt  werden.    Es  sollte  auch 

bei  der  Beste] liiii-  der  Unterbeliüideu  für  die  Talizei 
auf  dem  platten  Laude  der  Nation  ein  Anteil  gewährt 
werden. 

Über  diesen  Plan  hat  sich  am  14.  November  und 
18.  Dezember  1808  Schön  und  am  10.  und  25.  Mftrz  1809 
Vincke  geäußert  (Reform  899—413).  Schön  namens  des 
Generaldepartements  nennt  den  Plan  des  Ostpreufiischen 
Proyinzialdepartements  „Bin  in  vieler  Hinsieht  sehr  gutes 
Werk",  aber  er  hatte  doch  vieles  an  ihm  auszusetzen  vom 
Standpunkte  eines  geschichtslosen ,  rein  abstrakten,  aber 
Di(  lit  libt'i  alrii .  sondern  illiberalen  Doktrinarismus  aus, 
nanieDtlicli  was  die  Bestellung  der  Poli/eibehörden  und 
die  Vcrbiiiduug  der  Polizei-  und  Komiiiuiialge^chäfte  betrifft, 
ohne  zu  wagen,  alle  Konsequenzen  zu  ziehen;  eine  Negation 
der  Grundprinzipien  der  StädteoKimmp^  sowie  aller  wahr« 
haften  Selbstverwaltung,  die  seitdem  in  Freufien  zur  Aus- 
fnhrung  gekommen  sind. 

Vincke  hat  nochmals  fflr  englische  Nachahmung  plsdiert. 

Das  vorläufige  praktische  Ergebnis  aller  dieser  An- 
strengungen ist  die  Kabinettsorder  vom  30.  Mtrz  1809. 
Dem  Ministerium  AlttiL^teiii- Dohna  felilte  es  an  der 
geistigen  Kraft  und  an  der  Energie,  um  aus  diesen 
Ansätzen  Resultate  zu  ziehu:  man  war  auf  die  Uefünii- 
maßregeln  vor  der  Reform,  auf  den  Schroetterseiien  „ander- 
weiten  Organisationsplan  für  die  vier  Altpreußischen 
Kammer-Departements"  vom  7.  März  1806  zurttckgedrftogt, 
und  glaubte  nicht  einmal  diesen  im  ganzen  Umfange  durch- 
fahren  zu  können. 
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Stein  selbst  hat  an  den  Verhandlungen  im  Oktober 
und  Dezember  1808  nicht  teilgenommen,  was  aber  auch 
in  der  „Reform  der  Verwaltungsorganisation*  nicht  be- 
hauptet ist,  wie  aus  Lehmann  II,  510,  Note  2  gesehiossen 
werden  konnte. 

Lehmann  schweigt  sich  Ober  diese  Entwürfe  völlig 
au.^.  sie  existieren  für  ihn  nicht;  was  um  so  wunderbarer 
ist,  als  er  sich  über  die  Entwürfe  Rhedigers,  eines  doktri- 
nären rrojektmat  lierb,  eines  hicrkens  für  jeden  ForFfher. 
der  ihm  in  den  Akten  begcf^net,  und  über  Steins  Stellung 
dazu  ausführlich  verbreitet. 

£in  fertiger  Plan  lag  also  nicht  vor;  wenn  es  auch 
ein  Leichtes  gewesen  wäre,  wie  bei  der  Stftdteordnung  die 
158  Kümmern  Schroetters  in  eine  Verordnung  mit  Para- 
graphen umzugießen.  Aber  die  Entwflrfe  hatten  noch 
längst  nicht  alle  Stadien  durchlaufen,  sie  hatten  vor  allem 
der  Generalkonferen/  noch  nicht  vorgelegen ,  und  Schön 
als  deren  Spi  eclu  r  hatte  große  Bedenken  erhüben. 

.ledi-nfalls  war  das  Projekt  kein  snlrbes,  das  rine  Ent- 
feudalisierung  bewirkt  oder  sich  gar  in  den  Babuen  der 
Stählt eorduung  bewegt  haben  würde. 

Zur  Aufstellung  einer  Landgemeindeordnung,  etwa 
nach  dem  Muster  der  Städteordnung,  ist  es  Oberhaupt 
nicht  gekommen.  Was  fttr  das  gewöhnliche  Verständnis 
das  nächstliegende  zu  sein  scheint,  trat  vor  dem  praktischen 
Blicke  Steins  und  seiner  Umgebung  in  den  Hintergrund. 
Denn  eine  vergleichsweise  freie  Landgemeindeverfassung 
hat  auch  wählend  der  Feudalzeit  bestanden.  Sie  diente 
zwar  zunächst  nnr  den  wirtFrliattliclitn  ZvvfcktMi  der  Ge- 
meinden, sie  war  al)er  sehr  wohl  imstande,  bei  einigen 
Korrekturen  (Schulzeuwahl)  auch  für  die  allmählich  ent- 
stehenden öffentlichen  Aufgaben  zu  genügen. 
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Die  Landgemeinden  gleichen  sich  in  der  ganzen  Welt; 
in  den  französischen  des  18.  Jahrhunderts  hat  Tocqueville 
(I,  71)  mit  Krstauueu  die  Grundzüge  der  iu  den  Vereinigten 
Staaten  wiedergefunden. 

T.  Die  Plin«  nr  HerbeiflUirong:  eimer  Iftudsfftndisclieii 

Terfassuug. 

Als  einen  Beweis  der  Hinneigung  Steins  zur  fran- 
zösischen Revolution  hat  Lehmann,  wie  hereits  bemerkt, 

den  Umstand  hingestellt,  daß  Stein  in  seiner  Stellung  als 
Kammerpräsident  mit  Standen  zu  tun  gehabt  und  sich 
dessen  gefreut  habe.  Aber  iu  dieser  stiiuiiisclien  Verfassung 
traten  die  Madte  uegen  den  Adel  weit  zurück,  während 
der  Bauernstand  ganz  fehlte  (II,  117,  lUO«  Jedenfalls 
herrschte  in  den  Laudständeu  der  westlichen  Gebiete  ein 
ftufierst  exklusiver  Geist,  wie  sie  sich  beim  Erlafi  des  A.L.R., 
im  Unterschiede  von  den  gleichfalls  befragten  St&nden  der 
Ostlichen  Provinzen,  namentlich  der  Kur-  und  Neumark, 
gegen  die  Zulässigkeit  der  Ehen  von  Adligen  nicht  nur  mit 
Personen  des  niederen,  sondern  auch  des  höheren  Btirger- 
standes  erklärt  haben,  wiil  dadurch  Wucheigeisf  und  Un- 
treue einziehen  würde,  weil  die  auf  dem  westlali^rheu 
Frieden  beruhenden  Verfassungen  der  adligen  Stifter  unter- 
graben würden,  und  weil  dadurch  die  Gleichmachung  aller 
Stände  nach  der  theoretischen  Modephilosophie  der  Zeit 
herbeigeführt  werden  wQrde,  die  in  Frankreich  die 
schlimmsten  Folgen  gehabt  habe.  Inwieweit  Stein  diese 
ständische  Verfassung  habe  reformieren  wollen,  ist  aus 
seinen  Äufierungen  nicht  klar  zu  ersehen;  im  Berichte 
vom  17.  Januar  1803  hat  er  ftir  Cleve-Mark  die  Ph  liöhung 
des  Werts  der  Kittergüter  behufs  der  Laudtagsfähigkeit  von 
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(iiioo  Talern  auf  20  0UU  Taler  vorgeschlagen?  Lehinami 
(1,  253,  Note  3)  meint  freili(  Ii.  daß  hier  sicher  ein  Schreib- 
fehler vorliege  i  das  wäre  doch  aber  nur  dann  einigermafien 
plausibel,  venu  es  sich  statt  um  die  Ziffern  6000  und  20000 
um  die  Ziffern  von  600  und  6000  oder  um  6000  und  60000 
gehandelt  hätte;  ein  Schreibfehler  ist  hier  um  so  unwahr- 
sebeinlieher,  als  ein  Bittergut  im  Werte  von  20000  Talern 
eine  Keilte  von  OUO  Talern  ergibt  und  dieser  lietrag  mit 
der  von  Stein  für  die  Münstersche  Lau  ltauslahigkeit  vor- 
geschlagenen Pente  von  500  Talern  eiuigtiüiaßen  Oberein- 
stimmt, wahrend  es  doch  sehr  unwahrscheinlich  ist,  daß 
Stein  fUr  den  einen  LandesteU  eine  Rente  von  500  Talern, 
fUr  den  andern  eine  solche  von  180  Talern,  die  sich  bei 
dem  Kapitalswert  von  6000  Talern  ergeben  würde,  vor- 
geschlagen hätte. 

Auch  in  Paderborn  und  Münster  wollte  Stein  das 
ständische  Wesen  betbehalten ;  er  schrieb  an  Sack,  der  die 
rechte  Hand  Schulenl)iiiL;s  bei  der  Reorganisation  war: 
^Tch  hoffe,  man  wird  die  alte  deutsche  Verfassung,  die  auf 
Gruntleigentlium  gi']):iut  war,  und  die  sirii  in  Westphalen 
erhalten  hat,  nicht  umstürzen;  ich  muß  dringend  bitten, 
die  ständische  Verfassung  vorlüutig  zu  belassen,  sie  hat  in 
Westphalen  das  Zutrauen  der  Eingesessenen  und  durch  sie 
erhält  die  Landesverwaltung  ein  Mittel,  die  Eingesessenen 
mit  dem  Geist  und  den  Absichten  ihrer  Mafiregeln  bekannt 
zu  machen,  ein  Mittel,  sich  die  Kenntnisse  und  Erfahrungen 
der  grofien  Grundbesitzer,  der  nicht  in  Diensten  und  nicht 
bei  den  oberen  Kollegien  stehenden  Geschäftsleute  zu  eigen 
2U  uiucheu  und  zu  benutzen,  ein  Mittel  das  Publicum  in 
Verbindung  mit  der  Landes-Adniinistration  selbst  zu  er- 
halten.'* Und  alä  ob  es  daran  noch  nicht  genug  wäre, 
heißt  es  weiter:  „Der  Deutsclie  und  insbesondere  der  West- 
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phälinger  ist  ganz  zu  einer  bolchen  Verfassung  geeignet; 
er  hat  die  zur  Behandlung  der  Geschäfte  in  öffentlicher 
Versammluog  DOthige  Bube,  Ordoungsliebe,  Anhänglichkeit 
an  Formen,  Herkommen."  Um  dann,  wie  bereits  fraher 
erw&hnt,  fortzufahren:  „Der  windige  fVanzose  mnfi  mit  der 
Peitsche  eines  Ludwigs  XL,  Richeliens,  Ludwigs  XIV.  ge- 
führt werden;  ihn  entschädigt  befriedigte  Eitelkeit  ffir 
alles  sonstige  Übel  schlechter  Verwaltuui;:  eheiiuils  die 
Ehre,  der  Unterthmi  des  größten  Königs  zu  sein,  jetzt  das 
Luftgehild  der  Gleicliheit." 

Lehmann,  als  er  auf  die  Zusammensetzung  der  Stände 
in  den  Kntsciiädigungslanden  zu  sprechen  kommt,  nachdem 
er  gesagt  hat,  daß  die  von  Stein  erstrebten  Stände  keine 
Kopie  der  in  Wahrheit  vom  Staatsoberhaupte  ernannten 
sogenannten  Repräsentation  im  Stiiate  Bonapartes  sein 
sollten,  fährt  fort:  «Eine  Frage,  die  sich  nahe  berQhrte 
mit  dem  sozialpolitischen  Problem,  das  seit  den  Tagen  der 
Assemhlöe  Constituante  die  abendländische  Welt  überhaupt 
beschäftigte.  Je  tiefer  man  in  die  Geschichte  jener  Zeit 
eindringt,  de^to  mehr  iibi  i  raucht  es,  zu  sehen,  wie  gewaltig 
die  französischen  Vorgänge  fortdauernd  auch  auf  Deutsch' 
laud  einwirkten."  Aber  im  weitern  setzt  er  dann  aus- 
einander, daß  Stein  nicht  das  allgemeine  Stimmrecht, 
sondern  die  ständische  Gliederung  in  Adel  und  Städte  ge> 
wollt  habe,  in  der  Weise,  daß  unter  Adel  alle  großen 
Landeigentümer  verstanden  seien,  daß  also  die  borger- 
lichen Besitzer  großer  Güter  auf  den  Landtagen  Sitz  und 
Stimme  haben  sollten.  Von  der  Zulassung  der  Bauern, 
so  sehr  sie  im  Geiste  Steins  war,  kann  doch  nach  dessen 
Worten  und  Taten  nur  insofern  die  Rede  sein,  als  sie  im- 
stande waren,  eine  Grundrente  von  5uu  Talern  nach- 
zuweisen (Lehmann,  II,  250—200,  bes.  251—253).  Wie 
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also  bei  diesen  VorscUftgen  keine  Nachahmung  Bonapartes 
stattgefunden  hat,  bo  iBt  auch  keine  der  Revolution,  ins- 
besondere  der  Constituante  nachweisbar. 

Aber  nach  der  B^^hniiptung  Lt'hiiiaiins  ^oU  6teiu  auch 
zur  Zeit  i^einer  vreltgeäcbichtUcbeu  WirkBamkeit  bei  seinen 
stÄndiscben  Bestrebungen  dem  Beispiele  der  französischen 
Bevolution  gefolgt  sein. 

Zum  Beweise  dafQr  beruft  er  sich  auf  gewisse  Vor- 
gange auf  dem  Ustiueußischen  Generallaudtäge  vom  2. — 17. 
Februar  1808. 

ZuniLchst  mufi  auch  hier  wieder  wie  bei  der  StAdte- 
Ordnung  darauf  hingewiesen  werden,  dafi  es  nicht  neu  auf- 
gefundene Aktenstücke  gewesen  sind,  aus  denen  Lehmann 
seine  Ansicht  Uber  die  Abhängigkeit  der  Steinschen  Gesetz* 
gebung  von  der  franzSsischen  Revolution  geschöpft  hat. 
Aus  einer  Stelle  im  Vdiwort  zum  zweiten  IJande  konnte 
das  geschlossen  weiden.  Ks  heißt  da:  ..l>ie  Aufschlüsse, 
die  teils  diese  archivalischeu  Studien,  teils  die  Benutzung 
der  neuen  Literatur  gewährten,  sind  allen  Abschnitten  zu 
Statten  gekommen.  El)enso  tritt  der  ostpreußische  General- 
Landtag  von  1808  mit  den  ständischen  Gegensätzen  und 
konstitutionellen  Zusagen,  die  er  auslöste,  und  der  wichtigen 
Steuer,  die  er  annahm,  erst  jetzt  in  das  gebührende  Licht." 
Im  vollen  Gegensatz  dazu  mufi  festgestellt  werden,  dafi 
die  Ansichten  Lehmanns  über  den  ostjjreußi sehen  Landtag 
und  dessen  Hinneigung  zur  Kevolution  ebenso  weuig  wie 
bei  der  Stfliiteoi dnuug  auf  archivalischeu  Studien  oder  auf 
der  Benutzung  der  neuen  Literatur,  sondern  wieder  ledig- 
lich auf  eiuer  Vergleichuug  des  Inhalts  jener  Verhand- 
lungen mit  Vorgängen  der  französischen  Kevolution  be- 
ruhen. 
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Schon  in  der  Abhandlung  über  den  Ursprung  der 
preußischen  Einkommeusteuer  (Preußische  Jahrbücher  Bd. 
103  (1901),  31)  heißt  es:  „Noch  einmal  gedenken  wir  der 
französischen  Entwicklung,  die  wie  verschieden  auch  ihr 
Endergebnis  war,  doch  unaufhörlich  Analogien  darbietet 
Die  ersten  Beratungen  der  Constituante  waren  durch  die 
Frage  der  Stimmordnung  par  ordre  ou  par  töte  beherrscht 
)  worden.  Jetzt  fragte  Prftsident  Anerswald,  der  zürn  könig- 

lichen Kommissar  auf  dem  Generallandtage  bestimmt  war, 
bei  Stein  an,  wie  abgestimmt  werden  solle.  Nach  dem 
gleitenden  Landschaftsre^'leinent  mußten  die  Stimmen  nach 
der  Zahl  der  zur  Landschaft  gehörigen  Departements 
(Angerburg,  Mohrungen,  Königsberg)  berechnet  werden. 
Anerswald  schlug  vor,  da6  es  dabei  sein  Bewenden  behalten 
möge,  auch  nachdem  nunmehr  die  Kompetenz  der  Ver- 
sammlung auf  allgemeine  Landesangelegenheiten  erstreckt 
sei;  die  EOlmischen  Deputierten  sollten  gegenfiber  den  drei 
Adelsstimmen  eine  Stimme  ffir  sieh  fahren.  Stein  war  da- 
gegen. Man  halte  es,  verfügte  er  an  seinen  vortragenden 
Rat,  für  besser,  daß  in  Landesiingükgenheiten  viritim  ge- 
stimmt werde,  indem  auf  diese  Weise  das  (iutachteu  jedes 
Einzelnen  deutlich  ausgedrückt  und  bekannt  werde  und  es 
nicht  durch  eine  Majorität  in  den  kleinen  Unterabteilungen 
der  Departem^ts  verschwinde.  Auf  der  Stelle  aber  fahrte 
das  weiter.  Wie  in  allen  Versammlungen  des  stftndischen 
Zeitalters  waren  auch  im  ostpreußischen  Landtage  die  De- 
putierten an  die  Instruktion  ihrer  Auftraggeber  gebunden 
gewesen:  Stein  machte  diesem  Znstande  ein  Ende.  Die 
Deputierten,  bestimmte  er  weiter,  könnten  überhaupt  sich 
nicht  an  Instruktionen  der  Kreise,  von  denen  ^iie  gewählt 
werden,  binden,  indem  sonst  alle  Stimmfreiheit  und  der 
Nutzen  einer  Generalversammlung  hinwegfalle,  sonder  jeder 
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»ei  verpflichtet  und  bereclitigt  seine  Meinung  nach  seiner 
Einsieht  und  Überzeugung  freimütig  vorzutragen  und  ab- 
zugeben." 

Im  , Stein"  ij^t  Lehmann  verschiedentlich  daraaf  zu- 
rück gekommen.  Er  beklagt  schon  bei  den  bauemfreand- 
licfaen  Bestrebungen  des  alten  Staatswesens,  daB  die  Kabinetts- 
rftte  nicht  bereits  zu  Ende  der  1790er  Jahre  auf  den  nahe- 
liegenden Gedanken  gekommen  seien,  das  französische  Bei- 
spie) von  1788 nachzuahmen»  die  EOlmer  in  den  ostpreußisehen 
Landtag  zn berufen,  die  Stimmen  derbOrgerlichen  Deputierten 
zu  vei-stärkeu  uml  tiurch  das  doublement  du  tiers  den 
Widerstand  des  Adels  zu  brechen  (II,  58). 

Als  es  sich  dann  aber  um  den  Ostpreußisehen  General- 
landtag von  lh(>8  handelt,  macht  er  zunächst  darauf  auf- 
merksam, dafi,  wie  einst  in  Frankreich  vor  der  Berufung 
der  ^tats  gönörauz,  mit  der  finanziellen  Frage  sich  die 
constitntionelle  vereinigt  habe;  dann  aber  heifites:  »Gleich- 
zeitig verwirklichte  Stein  eine  Idee,  die  bereits  von  seinen 
nächsten  Amtsyorg&ngern  in  der  Zentralverwaltung  vor- 
geschlagen war  lind  wieder  an  das  Beispiel  Frankreichs 
erinnert."  Ks  bezieht  sich  das  aul  die  Kölmer,  denen 
Stein  jetzt  (his  Ivccht  verschafft  habe,  daß  sie  in  jedem 
Kreise  einen  Deputierten  zum  Generallandtage  wilblen 
sollten;  nicht  lange  darauf  sei  der  Kreis  der  bürgerlichen 
Wfthler  des  platten  Landes  noch  erweitert,  indem  auch 
die  Domänen-Erbpächter  das  Wahlrecht  bekommen  hätten. 
Lehmann  gibt  zwar  zu,  dafi  trotzdem  die  bfirgerlichen 
Stimmen  sehr  gering  gewesen  seien,  fährt  aber  fort:  Den- 
noch war  es,  wenn  wir  Kleines  mit  Großem  vergleichen 
dürfen,  eine  Maßregel,  die  sich  in  derselben  Richtung  be- 
wegte wie  das  von  der  lianzösisclien  Krone  —  also  nicht 
von  der  Revolution  —  verfügte  doublement  du  tiers  des 
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Jahres  1788"  (II,  188,  199).  la  noch  viel  grtfierem  Mafle 
sei  der  deutsche  Staatsmann  in  die  Fußstapfen  der  Consti« 
tuante  getreten  hei  der  Frage  der  Abstimmung;  in  doppelter 
Weise  sei  er  der  Revolution  gefolgt,  nicht  nur  darin,  dafi 

an  Stelle  der  Abstiiiiiiuiug  nach  Landschafts^hezirken  die 
nach  Köpfen  getreten  sei,  sondern  auch  darin,  daß  die  Ab- 
stimmung nicht  wie  bis  dahin  au  Instruktionen  ge- 
bunden sei. 

Als  dann  Auerswald  in  seiner  Eröffnungsrede  «ein 
ruhiges  Hinsehen  auf  das  Wohl  des  Gänsen,  verbunden 
mit  freiwilliger  Aufopferung  jeder  einseitigen  Privatansieht, 
sobald  diese  den  Beifall  der  Mehrheit  der  Landesmitglieder 
nicht  ffir  sich  hat",  der  Versammlung  ans  Herz  legt,  bricht 
Lehmann  In  die  Worte  aus:  „Welche  grundstttrsenden  Er-* 
eignisse  hatten  {^escliehen  müssen,  wenn  in  diesem  erz- 
niDnarcliisclieii  Preußen  der  Vertreter  des  Königs  ermahnte, 
sich  dem  \Yillen  der  Mehilieit  zu  unterwerfen.  War  das 
etwas  Anderes,  als  was  1789  in  Frankreich  gefordert  und 
durchgesetzt  wurdeV  (II,  208). 

Jawohl  es  war  etwas  Anderes ;  denn  solange  es  ständische 
Versammlungen  gegeben  hat,  so  ist  doch  fflr  die  Beschlufi- 
&ssung  jedesmal  die  Mehrheit  maBgehend  gewesen,  nament- 
lich die  Mehrheit  in  den  Kurien,  sofern  nicht  jura  singu- 
lorum  in  Frage  kamen. 

An  einer  Stelle  hat  Lehma un  selbst  die  Nachahmung 
der  Revolution  durch  Stein  wesentlicli  eingeschränkt;  es 
heißt  da  (U,  217):  in  Frankreich  sei  alle  Macht  au  die 
ständische  Versammlung  gekommen  dergestalt,  daß  die 
Krone  nur  deren  Beschlasse  zu  ratifizieren  gehabt  habe, 
wahrend  in  Preufien  usw. 

Was  aber  hat  das  alles  mit  dem  ostpreuSischen  General- 
landtage von  1808  zu  tun? 
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Es  war  ja  gar  kein  wirklicher  Landtag,  wie  er  über 
das  A.L.R.  sich  gutachtlich  hatte  vernehmen  lassen,  wie 

er  noch  1798  wegen  Aufliobung  der  KrbuntertÄnigkeit  ab- 
gehalten war.  wie  er  1^13  die  Initiative  für  den  Unab- 
hängigkeitskiinipf  »M-^rifTi  n  liat. 

Der  Generallandtag,  um  deu  es  sich  hier  handelt,  war 
das  1788  grsrhaffene  Organ  der  ritterschaftlichen  Kredit- 
genossenschaft der  Provinz,  eines  Land-  oder  landschaft- 
lichen Kredit*,  eines  Pfandbriefinstituts.  Lebmann  (II, 
298)  sagt  ganz  richtig:  „Im  Jahre  1788,  als  die  ostpreufiischen 
Rittergutsbesitzer  nach  dem  Muster  der  Übrigen  Provinzen 
eigene  Pfandbriefe  erhielten,  waren  ihre  zur  Verwaltung 
dieses  Kroditsystems  gewählten  Repräsentanten  mit  dem 
einigermaßen  iiiißverständlichpn  Namen  eines  (ieneralland- 
tags  ausgestattet  worden \  und  in  der  Note  lieifit  es:  „der 
Name  ist  jedenfalls  mit  dem  Institute  selber  aus  .Schlesien 
gekomm»^n .  wo  nach  der  ganzlichen  Beseitigung  der 
st&ndischen  Verfassung  durch  Friedrich  II  die  Bezeichnung 
keine  Verlegenheiten  bereiten  konnte:  anders  in  Preußen, 
wo  2.  B.  Auerswald  in  seinem  Immediatbericht  vom  10. 
Februar  1808  den  Generallandtagen  gegenOberstellt  die 
allgemeinen  ständischen  Landtage." 

Dieser  Landtag  bestand  demgemäß  nach  dem  Regle- 
ment vom  10.  Februar  1788  und  dessen  Anhang  vom 
12.  Februar  I8u0  nur  aus  liittergutsbesitzeru.  Die  Be- 
rufung erfolgte  im  Herbst  18» >7  zunächst  nur  zu  dem 
Zwecke,  um  im  Interesse  des  Wertes  der  osti)reußischen 
Pfandbriefe  eine  breitere  Basis  dadurch  herzustellen, 
dafi  auch  die  Domänen  in  diesen  landwirtschaftlichen 
Kreditverband  aufgenommen  wurden,  eine  Aufnahme,  die 
noch  bis  heute  eine  Singularität  gebliehen  ist,  deren 
Bedeutung  aber  noch  heute  in  einem  vielfach  höheren 
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Börsenkorae  der  ostpreudiBchen  Pfandbriefe  zutage  tritt; 

und  daß  au6er  den  Domftnen  aus  demselben  Grunde  die 
sogenannten  Költnisrhen  Gnt(>r  ml-  iiouiiniMi  wurden.  Das 
bald  nach  Steins  Kücktriit  vom  Miuisteriiiin  Altciistein- 
Dohna-Bt"\ nie  erlassene  Revidierte  Ostpreußiscbe  Land- 
schaftsreglement vora  24.  Dezember  1808  —  437  Para- 
graphen stark  —  verfügte  die  Aufnahme  der  Dom&neO| 
der  Kölmisehen  GQter  und  aller  mit  vollem  Eigentum  ver- 
aeheaen  bfirgeriiehen  LandgQter  von  wenigstens  500  Talern 
HVert.  In  diesem  Sinne  wurde  die  Organisation  des  6e- 
neraULandscliafts^Direktorinms, der  Departements-Kollegien, 
des  engeren  Auschusses  und  des  General-Landtags  selbst 
durch  die  §§  2«,  (5(5,  148 f.,  160  entsprechend  geändert. 

Auch  bei  der  Zulassung  der  Kölmer  haben  nur 
^wirtschaftliche ,  nicht  aber  politische  üründe  eine  Rolle 
gespielt.  Es  handelt  sich  bei  den  Kölmisehen  Gütern  um 
eine  ganz  spezifisch  ostpreußische  Eigenart,  wie  sie  in 
anderen  Provinzen  sich  nicht  wiederfindet  und  die  sich  auch 
dort  nur  auf  wenige  Kreise  besonders  in  Litthauen  be- 
schränkt. Die  Kftlmer  waren  deutsche  Kolonisten,  die  von 
der  Ordenszeit  her  nach  der  Kulmer  Handfeste  zwar  in  der 
Regel  keine  Herrschaft^rechte  ausübten,  aber  auch  selbst 
unter  keiner  Privat herrschaft,  sondern  direkt  unter  der 
Landesberrscliaft  standen ,  die  nicht  nur  für  ihre  Person, 
sondern  aucli  für  ihre  (iüter  v(»llig  frei  Wiiren.  Mit  wenigen 
Ausnahmen  der  Gerichtsbarkeit  der  Domänen  unterstellt, 
hatten  sie  auch  far  die  DouiAnen  kein  Scharwerk,  sondern 
nur  einen  geringen  DomAnenzins  nebst  Burgfuhren  und 
Vorspann  für  die  Reisen  des  Königs  zu  leisten,  während 
im  einzelnen  das  MaB  ihrer  Unterordnung  unter  die  Do- 
mänen noch  heute  streitig  ist  (Knapp,  1, 14,  286;  II,  86 ff., 
355;  Erkenntnisse  des  Oberverwaltuogsgerichts,  YIII,  90; 
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XVI  223:  XXXVn.  148  ff.;  Verwaltuugsarchiv ,  II,  309; 
Entwurf  der  Landgemeinde-Ordnung  1890,  Anl.  A.).  Ob 
man  sie  Bauern  nennen  will,  ist  ein  bloßer  Wortstreit; 
Untertänige  waren  sie  nicht.  Auch  der  fiauemschutz  er- 
streckte sieh  auf  ihre  Guter  nicht,  der  Adel  durfte  sie 
kaufen.  Einige  Kölmische  Gflter  haben  sich  sp&ter  zu 
Eittergatem  ausgevachsen.  Am  meisten  sind  sie  den  eng- 
lischen freeholders  zu  vergleichen  ;  nicht  den  Hoyaschen 
Freien  (Ii.  V.-  u.  V.Gescli.,  I,  234,  247)  Zur  Aufuahiue  in 
dii'  Kri  (litgeuui?seii>(  halt  eigneten  sie  sich  umsomehr.  als 
die  lö«HM)  Hnfon  dtT  Kölmer  dt-ni  diittfii  Teile  des  adligen 
Grundbesitzes  gleichkamen.  Viele  der  Köhnischen  Güter 
waren  so  groß,  daß  sieh  die  Besitzer  den  schwereren  land- 
wirtschaftlichen Arbeiten  nicht  unterzogen.  Die  s&mtlichen 
Zugelassenen,  die  KOlmer  mit  den  Dom&nen{iftchtem  und 
sonstigen  Bttrgerlichen  zusammen  bildeten  auf  dem  General- 
landtage nur  eine  verschwindende  Minorität  Wie  wenig 
sich  die  Kölmer  bewuBt  waren,  der  französischen  Revolution 
ihre  Aufnahme  ins  landschaftliche  Kreditinstitut  zu  ver- 
danken, ergibt  sich  aus  der  sowohl  geaen  das  (lendai  iiierie- 
edikl  als  auch  gegen  das  Kegnlierungsgesetz  geiiehteten 
Eingabe,  welche  neben  den  adligen  auch  (iie  kölmischen 
Gutsbesitzer  des  Kreises  Mehrungen  im  März  1811  dem 
Könige  Überreichten,  in  der  es  heißt:  „Der  EinÜufi  der 
französischen  Gesetze  verbreitete  seinen  giftigen  Hauch 
fiber  uns." 

'  Dieser  angeblieh  nach  den  Ideen  der  französischen 
Revolution  durch  die  Zulassung  der  Kölmer  neugestaltete 

Landtag  entbehrte  auch  nach  der  Reorganisation  völlig 
des  eigentlich  btlrgerlichen  Elements,  des  tiers  6tat,  weil 
die  Städte  auf  ihm  nichts  zu  hen  hatten.  Auf  dem 
wirklichen  ostpreußischen  Landtage  bat  es  natürlich  längst 
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vor  der  fianzosischfn  Revolution,  ja  solange  es  Laudtage 
überhaupt  gegeben  hat,  an  Vertretern  der  Städte  uitht 
gefehlt,  während  die  Kölmer  auf  diesen  wirklichen  Land- 
tagen nur  halb  zugelassen  waren,  da  die  von  ihnen  ent- 
sandten Deputierten  kein  Stimmrecht  hatten  wegen  der 
Fiktion,  daß  Bie  Ton  der  Bitterscbaft  mitvertreten  würden. 
Wie  wenig  Stein  von  diesem  Pseudo-Landtage,  den  er  im 
Sinne  der  Bevolntion  umgestaltet  haben  soll,  wirklieh  hielt, 
ist  daraus  zu  erkennen,  dafi  er  in  dem  Schreiben  an 
Auerswftld  vom  31.  Januar  1808  das,  wie  I-.ehmann  (II, 
207)  sich  ausdrückt,  „hochbedeutsame  Versprechen"  abgab, 
der  Provinz  einen  echten  und  ger«  rliten  Landtag  zu  geben, 
was  Lehmann  das  erste  konstitutionelle  Versprechen  nennt, 
das  von  Seiten  der  Monarchie  in  Preiifien  ergangen  sei. 

Sogar  im  Steinscheu  Entwürfe  einer  deutschen  Bundes- 
verfassung hat  Lehmann  Einflüsse  der  franzüsiscben  Re- 
volution wahrgenommen,  Insofern  Stein  beim  Verzicht  auf 
eine  starke  Zentralgewalt  in  den  Einzelstaaten  das  Stftnde- 
tum  habe  sichern  wollen.  Einflüsse  der  französischen  Re- 
volution können  es  doch  nicht  gewesen  sein,  welche  ihn 
veranlflßten,  den  mittelalterlichen  Dualismus  von  Landes- 
herni  und  Landstiinden  zu  empfehlen.  Lehmaini  le-t  aber 
iiarauf  Gewicht,  daß  hier,  als  der  Friede  >in  wonniger  Kähe** 
war.  sehr  viel  entschiedener  als  in  der  Nassauer  Denk- 
schrift und  im  Politischen  Testament  das  Individuum 
in  die  Rechte  eintreten  sollte,  die  ihm  nach  Steins  Welt- 
anschauung gebührten.  „Wieder  wie  1808  gemahnen  seine 
Entwürfe  an  das  französische  Vorbild,  die  Ideen  von  1789, 
nur  an  eine  andre  Reihe  aus  ihrer  Mitte."  Um  eine 
Habens -Corpus- Akte  habe  es  sich  gehandelt;  zwar  von 
einem  äußerst  genii^eQ  Umfange,  aljer  duch  „um  die  Freiheit 
der  Person  sowie  um  das  Recht  Uberall  iu  Deutschland  zu 
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wohnen  und  Dienste  zu  m>lnnen;  der  Fürst  darf  sich  keine 
willkürlichen  EingrirtV  in  das  Privateigentum  weder  des 
Einzelnen  noch  der  Korporationen  erlauben*.  Die  Un- 
abhängigkeit der  Gerichtshöfe  wird  dadurch  gesichert, 
dafi  das  Verfohren  öffentlich  ist,  dafi  die  Richter  zur 
Hftlfte  durch  die  StAnde,  zur  Hälfte  durch  die  Forsten 
ernannt  werden,  dafi  sie  nur  dureh  richterliches  Erkenntnis 
abgesetzt  werden  können,  endlich  durch  Einführung  des 
Instituts  der  Geschworenen"  (III,  3t8ff.). 

Und  das  sollen  Ideen  von  sein?  In  Wirkliclikeit 
waren  es  englische  Nachahmungen,  die  auch  in  Frankreich 
zum  großen  Teile  von  England  importiert  waren;  ger- 
manische Ideen,  die  auch  in  Deutschland  zur  Zeit  des 
ständischen  Mitregiments,  sogar  in  den  Zeiten  des  Ab- 
solutismus zum  Teil  geltendes  Recht  gewesen  sind.  Aber 
von  englischer  Prefi-  und  Versammlungsfreiheit  ist  in  Steins 
Vorschlagen  keine  Rede. 

Wie  Lehmann  treffend  nachgewiesen  hat,  ist  der  Au- 
teil Steins  an  der  nft«s misrlipii  Konstitution  von  1814  ein 
außerordentlich  ^zrofxT  ^'cwesm.  \)vv  Landtaf?  sollte  aus 
zwei  Bänken  bestehen,  die  erste  aus  Deputierten  nicht  bloß 
des  hohen,  sondern  auch  unter  der  Voraussetzung  einer 
gewissen  Grundsteuer  des  niederen  Adels,  die  zweite  aus 
Deputierten,  bei  deren  Wahl  es  ebenfalls  auf  Grund- 
steuerzahlung ankam,  aufierdem  aus  Vertretern  der 
katholischen  und  evangelischen  Geistlichkeit,  der  höheren 
Schulen,  sowie  der  Fabrikanten,  Manufakturbesitzer  und 
Kauflcute,  der  drei  letzten  (irupi>en,  wenn  sie  zu  den 
höheren  Klassen  der  (Icwi  rbesteuer  frehörten.  So  sehr 
Lehmann  von  dieser  ^«as^a^ls^  lieu  Veilar^aung  behauptet,  daß 
sie  sich  dem  feteinschen  Ideal  einer  Volksvertretung  nähere, 

und  die  Frage  erhebt,  ob  sich  nicht  dies  jüngste  Staats- 
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grundgesetz  zu  einem  Arehetyp  iQr  alle  kflnftig  zu  er- 
lassenden KonstittttEonen  ausgestalten  lasse«  so  bebauptet 
er  doch  hier  selber  nicht,  daß  die  Ideen  von  1789  nach- 
geahmt seien,  gesteht  vielmeiir  zu,  daß  Stein  sie  als  eine 
englische  Nachahiiiiinf?,  nach  verjiUi^'teni  >Iaß(»  auf  viele 
englische  Besitzungen  wie  Kanada  angewandt,  bezeichnet. 
Münster  hatte  doch  Recht,  wenn  er  einwandte,  daß  nuin 
einem  solchen  L&ndchen  nicht  eine  Verfassung  anpassen 
dürfe,  an  die  sich  selbst  eine  grofie  Nation  nur  langsam 
gewöhnt  habe  (Lebmann,  III,  348,  398,  410). 

Wie  verhielt  es  sich  nun  in  Wahrheit  mit  Steins 
stftndiscben  Plänen? 

Die  ständelose  Zeit  sollte  aufhören;  so  tief  war  er  von 
der  Notwendigkeit  der  Stünde  durchdrungen,  daß  er  den 
Verdiensten  des  Absolutismus  und  des  Beamtentuujs  uicbL 
immer  ganz  gerecht  wurde.  Er  wollte  die  Stande  aufrecht 
erhalten,  wo  sie  sich  erhalten  hatten,  er  wollte  sie  neu 
einfahren,  wo  sie  aufgehoben  waren. 

Eine  geschriebene  Verfassung  wie  in  Warschau  und 
Westfalen  wollte  er  nicht  (Lehmann,  II,  447). 

Mit  der  Neueinfübrung  von  Ständen  hatte  Stein  keine 
Eile.  Nicht  aus  Rücksicht  auf  den  Künig,  der  damals,  wie 
es  in  der  Vita  heißt,  „zur  Bildung  von  Reichsständen 
geneigt  war^^  sondern  aus  zwei  ganz  anderen  Gründen. 
F>stens  wollte  er  vorher  den  Unterhau  in  den  Gemeinden  und 
Kreisen  herstellen,  während  er  Provinzial-  und  allgemeine 
Stände  als  den  Schlußstein,  als  die  Krönung  des  Geb&udes 
betrachtete.  Zweitens  war  er  sich  selbst  noch  nicht  klar 
über  die  Art  und  Weise  der  Herstellung,  weniger  über  die 
Zuständigkeit  als  über  die  Zusammensetzung  i  es  ^rte 
noch  in  ihm. 

In  der  Nassauer  Denkschrift  kommt  er  erst  bei  der 
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Umbildung  der  Provinzialverwaltuug  darauf  zu  sprechen. 
„Ist  der  Eigenthümer  von  aller  Theilnahme  an  der  Pro- 
vinzial Verwaltung  ausgeschlossen,  so  bleibt  das  Band,  das 
ihn  an  flein  Vaterland  bindet,  unbenutzt  .  .  /  «Es  ist 
wirklich  ungereimt,  zu  sehen,  da6  der  Besitzer  eines 
Grundeigenthums  oder  eines  andern  Eigenthnms  von 
mehreren  Tonnen  Goldes  eines  Einflusses  auf  die  Angelegen- 
heiten seiner  Provinz  beraubt  ist . . „Vielleieht  entsteht 
der  Zweifel,  ob  eine  Theilnahme  der  Eigenthümer  an  der 
Provinzial-Regierung  in  den  polnisch-preußischen  Provinzen 
möglich  sei  .  .        AVciter  uiclits. 

In  dem  Briefe  Steins  an  Hardenberg  vom  h.  De- 
zember 1807,  der  nach  Lohmann  (II,  7«l)  „unbedenklich 
zur  Commentirung  der  ^atisauer  Denkschrift  benutzt 
werden  kann'',  heißt  es  doch  auch  nur:  »ich  halte  es  fttr 
wiehtig,  die  Fesseln  zu  zerbrechen,  durch  welche  die 
Bureaukratie  den  Aufschwung  der  menschlichen  Thätigkeit 
hemmt  ..."  „man  muß  die  Nation  daran  gewdhnen,  ihre 
eigenen  Geschilfte  zu  verwalten",  und  zugleich:  „der  Über- 
gang aus  dem  alten  Zustand  »1er  Dinge  in  eine  neue 
Oidnuii;^  darf  nicht  zu  hastig  sein,  und  man  muß  die 
Meuscheu  nach  und  nach  an  selhstilndiges  Handeln  ge- 
wöhnen, ehe  man  sie  zu  großen  Versamndungen  beruft." 

Der  Organisationsplan  enthält  erst  recht  nichts. 
Lehmann  (II,  371)  äußert  sich  darüber  in  folgender  Weise : 
«Erinnern  wir  uns  der  Worte,  die  Stein  eben  damals  an 
seinen  Bundesgenossen  Hardenberg  richtete  Ober  die  Noth- 
wendigkeit,  die  Fesseln  der  Bureaukratie  zu  zerbrechen,  so 
konnten  wir  wohl  erwarten,  in  dem  Organisationsplan 
mehr  voll  der  Selbstverwaltung  und  den  Ständen,  als  xm 
der  Bureaukratie  zu  lin  len.  Aber  wir  hörten  auch,  daß 
Stein  seine  Preußen  allmählich  daran  gewöhnen  wollte, 
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selbstftndig  zu  handeln;  ent  sollten  sie  im  Kleinen  sich 
bewähren,  ehe  sie  zu  Grofiem  berufen  würden.  FOr  die 
nächste  Zeit  sollte  die  Bureaukratie  noch  das  Übergewicht 

in  der  Regierung  des  Gemeinwesens  haben.*' 

Daß  das  Edikt  und  Hau^^gesetz  vom  17.  Dezcniher  1808 
über  die  Veraußerlichkeit  der  königlichen  Domänen  „aber- 
mals ein  Vordringen  der  konstitutionellen  Ideen  bed  ut  -  ', 
indem  es  die  Zuziehung  der  StÄude  und  deren  Mituater- 
schrift  anordnete,  kann  Lehmann  (II,  585)  zugegeben 
werden.  Nur  darf  aus  seiner  Barstellung  nicht  heraus- 
gelesen werden,  als  ob  Stein  dabei  die  InitiatiTe  ergriffen 
habe;  Lehmann  sagt  ja  selbst,  daß  Stein  anfangs  gemeint 
habe,  die  einfache  Erklftmng  des  Königs  wttrde  genügen, 
daß  erst  der  ofttpreufiiscbe  Landtag  die  Befragung  der 
Stände  verkiugt .  dati  Stein  sich  gefügt  habe.  Es  wäre 
besser  gewesen,  da  Lehmann  doch  die  zur  Beratung  über 
diesen  Cosotzcntwurf  am  20.  Oktober  1808  abgelialtene 
Generalkonferenz  erwähnt,  den  Umstand  mit  zu  erwähnen, 
daß  Stein  sich  nach  Ausweis  des  Protokollbuchs  durchaus 
passiv  verhalten  hat.  In  der  ganzen  Lehmannschen  Dar- 
stellung wird  übrigens  mit  Reichsständen  operiert,  während 
im  Edikt  nur  von  Provinzialständen  die  Rede  ist. 

Portz  (Denkschriften  des  Ministers  Freiherrn  von  Stein 
über  deutsche  Verfassungen,  2)  hat  ganz  recht,  daß  die 
An!_M'legt'nheit  der  preulJisclieu  Keichsstände  1808  nur  bis 
zur  Samndung  von  F.nt würfen  gelangt  sei.  ganz  im  Gegen- 
satz zu  Lehmann,  der  (II.  1)05)  brhan]iti  t.  daß  unter  den 
Gegenständen,  welch«'  bei  Steins  Abgang  „theils  dem  Ab- 
schluß nahe,  theils  weit  vorgeschritten,  ihcils  angeregt** 
gewesen  seien,  auch  die  Verordnung  Ober  die  Reichsstände 
sich  befunden  habe;  sie  könnte  doch  nur  zu  den  «an- 
geregten*'   Gegenständen   gehört  haben.    Emstlich  in 
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Betracht  kommt  nur  die  Vinckesche  Denkschrift  vom 
20.  September  1><<>8  ü\m  ciie  Orgauis-atiou  der  ständischen 
Repräsentation  (Pei  tz,  2—13),  die  hinter  der  früheren  über 
die  Gemeiode-  und  PoIizeiverhäUni^^se  des  ])Iatten  Landes 
weit  zurttcksteht.  Stein  selbst  hat  in  dem  Briefe  an 
Beyme  vom  28.  Januar  1809  die  Verbandlungen  Qber 
Reichsstllnde  als  „noch  nicht  zur  Reife  gediehen"  bezeichnet 
(Bassewitz,  II, 

Erst  seit  1810  liegen  eiugeliendere  Äußerungen  Steins 
über  die  stäudi><ch('  Verfassung  vur. 

Zu  keiner  Zeit  seines  Lebens  aber  ist  er  für  Nach- 
ahnimig  d'  r  französisclieu  Kesoluiion  gewesen. 

£r  hat  ütets  die  Landstandschaft  an  den  Besitz  ge- 
bunden,  nicht  bloß  an  den  Grundbesitz,  sondern  auch  an 
sonstigen  Besitz  jeder  Art;  namentlich  im  politischen 
Testament  vird  das  Recht  auf  Repräsentation  Jedem 
aktiven  Staatsbürger"  zugestanden,  ^er  besitze  hundert 
Morgen  oder  einen^  er  treibe  Landwirtschaft  otler  Fabriken 
oder  Handel,  er  habe  ein  bürgerliches  Gewerbe  oder  sei 
dureli  i;eiÄti{;e  Daudc  an  den  Staat  geknüpft";  ebenso 
wird  in  der  Beurteilung  dv>  JUu tligerscheu  Entwurfs: 
Eigentum  jt-dtr  Art  eiluidert ,  „auch  das  zerstikkolte 
FiLM-ntinn  des  Bauerji,  auch  das  Mobiliareigentum  neben 
dem  Kigeittum  auf  die  Geistostfitigkeit". 

£r  hat  sich  stets  dafUr  ausgesprochen,  da6  die  Re- 
präsentation auf  ständischer  Gliederung  beruhen  solle, 
„wir  finden  alle  uns  bekannten,  einigermaßen  gebildeten 
Nationen  in  Stände  abgetheilt".  Und  zwar  sollte  jeder 
Stand  aus  seiner  Mitte  wählen,  „damit  nicht  Advocaten 
gewählt  werden,  namentlich  der  Bauernstand  soll  durch 
Bauern  vertreten  werden/  Er  wollte  gerade  im  Hmlilick 
auf  die  Zusammensetzung  der  Coustituaiite  mit  ihren  272 
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Advokaten  nicht  nur  Advokaten,  PamphletiBten  nnd 
Schreier,  die  alles  ihrer  Eitelkeit  und  Neuerongssueht 

aufopferten,  souderu  auch  die  Gelehrten  ausgeschlossen 
wissen,  weil  die  wirklichen  Gelehrten  nicht  Zeit  hätten, 
am  Getümmel  des  Forums  und  des  Senats  teilzunehmen, 
und  weil  die  in  die  Politik  verschlagenen  X^aturwissen- 
achaftler  geradezu  schädlich  wirkten. 

Stein  war  für  diejenige  Bt&ndieohe  Gliederung,  in  die 
alle  Nationen  geteilt  seien,  fttr  die  Scheidung  des  VolkB  in 
Adel,  Borger  und  Banero;  er  sowohl  wie  Arndt,  wie 
Gneisenau  wollte  einen  Yertretnngskörper  aus  den  ver- 
schiedenen Stünden  der  Gesellschaft  und  nicht  aus  der 
Gesamtmasse  der  Nation,  wodurch  hauptsächlich  nur  un- 
praktische Gelehrte  und  unruhige  Advokaten  in  die  Ver- 
sammlung kommen  würden  (Delhrück,  Gneisenau.  V.  380). 

Von  der  Landstandschaft  des  Adels  ist  in  dem  Briefe 
an  Sack  vom  2.  Oktober  1802  die  Rede:  „Man  hüte  sich 
doch  nur  für  den  zur  Mode  gewordenen  Hafi  gegen  den 
Adel.  Man  denke  sich  doch  nicht  hei  Adel  ein  Monopol 
der  Stellen,  StammlAnme,  Prähenden,  sondern  das  Corpus 
der  grofien  LandeigenthOmer,  die  der  Natur  der  Sache 
nach  Einflufi  haben,  nnd  durch  unauflösliche  Bande  an 
das  Interesse  des  Landes  gekettet  wird;  man  nehme  daher 
auch  alle  großen  Gtiterhesitzer  auf  die  Landtage  auf, 
woruntei'  sehr  anseluiliche  luiri-'crliche  Familien.*  Doch 
gibt  es  darüber,  ob  der  Adel  mit  dem  großen  Grundbesitz 
identisch  sein  solle,  ob  auch  bürgerliche  Großgrundbesitzer 
zum  Adei  zu  rechnen  seien,  widersprechende  Äufiernngen 
(Delbrück,  Gneisenau,  V,  31).  Sogar  in  der  Rhein- 
provinz  wollte  er  dem  Adel  eine  Vertretung  auf  den 
Landtagen  gewahrt  wissen;  in  den  Bemerkungen  zu 
Humboldts  Entwurf  vom  25.  Februar  1818  (Pertz,  V,  335) 


Diglized  by  Google 


4.  KapiteL  Die  SteiDacben  Gesetse  und  Oesetsentwfirfe.  $77 

heißt  es,  wenn  auch  in  einzelnen  Theilen  der  Rhein- 
provinz, in  den  Regierungsbezirken  Coblenz  und  Trier,  der 
Adel  theils  durch  Erlöschen,  theils  durch  Entfonmng  fast 
verschwunden  und  dort  auf  dem  linkeo  Rheinufer  zwar 
nicht  bei  der  Volksmasse,  wohl  aber  beim  Haufen  demo- 
kratischer Schwfttzer  in  den  Städten  ein  starker  Adelshafi 
bestehe,  so  sei  von  letzterem  in  Westphalen  keine  Rede, 
wohl  aber  gehe  es  hier  neben  den  5  -0  Mediatisirten 
50 — 60  altadlige  Familien,  von  denen  wohl  20  ein  Ein- 
kommen von  10000— 15000  Thaler  bei^üßen. 

Im  lTittMt->e  des  Adel?  hat  sich  Stein  am  12.  Fe- 
bruar I8I0  für  eine  Ikrrtubank  in  deutschen  SUinde- 
versanimlungen  ausgesprochen ,  weil  die  Anhänger  einer 
einzigen  Kammer  leicht  alles  nivellieren  wollten  (Pertz, 
Denkschriften,  23 — 27).  In  dem  Briefe  an  Schlosser 
verlangt  er  sogar  drei  Abteilungen;  die  eine  gebildet 
aus  dem  Adel,  der  höheren  Geistlichkeit  und  den 
höheren  Lehranstalten;  zum  Adel  rechnet  er  alle  die, 
welche  adligen  Geschlechts  sind  und  ein  Rittergut  im 
Werte  vmi  25<MJ0  Tilern  besitzen:  diejenigen  Adligen, 
welche  oi^uo  Taler  Kinkumuien  halien.  t)('>it>ien  ein  Viril- 
stimmrecht; zur  zweiten  Abteilung  geliön  n  die  Städte, 
welche  auf  je  «JOOO  Einwohner  einen  Abgeordneten  ent^ 
senden;  zur  dritten  die  ländlichen  Grundbesitzer  von  einem 
gewissen  Zensus,  dessen  Betrag  offen  gelassen  ist;  jeder 
dieser  Stände  hat  gleich  viel  Stimmpu  (Pertz,  Denkschriften, 
2B— 34).  Fast  wörtlich  ebenso  hat  er  sich  am  27.  März 
1818  gegen  Nesselrode  und  Spiegel  geiiußert  (Pertz,  Denk- 
schriften, 54  ff.). 

Natürlich  wollte  Stein  so  gut  wie  die  stildtisrhen 
BQrg<'r  auch  die  Bauern  auf  den  Landtagen  liabeu;  so 
schon  im  Schreibeu  an  Auerswald  vom  31.  Januar  1808, 
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80  auch  in  der  Denkscbrift  Aber  die  Bildung  der  Pro- 
viriKialBtände  in  WeRtfalen  vom  31.  Mftrz  1817,  in  der  aoeh 

ausgeführt  wird,  daß  sie  mit  einem  Eigentum  von  gewisser 
Größe  ancesessen  sein  müßten,  schon  um  die  rabulistisilien 
Klopffechter  feviizuhalleu  (l'ertz,  V.  127>.  Deshalb  ruhte 
fQr  ihn  die  ostfriesisclie  Verfas&uug  auf  richtigen  Grund- 
lageUy  wo  alle  freien  Eigentttmer  von  einem  gewissen  Ver- 
mögen wahlberechtigt  waren  und  die  zu  Wühlenden  etwas 
wohlhabender  sein  mufiten. 

Es  war  doch  auch  das  keine  Nachahmung  des  re- 
volutionären Frankreichs,  daß  es  Stein  vor  allem  auf 
Provinzialst&nde  ankam.  In  der  Nassauer  Denksehrift  ist 
nur  von  solchen  die  Rede;  die  meisten  Außeniiijjpn  Steins 
über  standisdies  Wesen.  ül)er  die  ZusniunieuseLzuiijj  und 
Zustäntligkeit  ständischer  Orj^ane  lieziehen  sich  auf  Pro- 
viiizialstände.  Nicht  nur  desli  illi.  weil  er  den  Provinzial- 
geist  crepHegt  haben  wollte,  „i'rovinzialismus",  schrieb  er 
an  Uttffer,  ,muB  bleiben  und  Provinzialstände;  ersterer 
wegen  Verschiedenheit  der  Volksstämme,  alter  geschicht- 
licher Institutionen;  die  noch  bestehen";  die  Ausbildung 
des  Örtlichen,  die  Aufmerksamkeit  auf  die  Verwaltung  der 
Orts-  und  Provinzialbehörden  besjeichnct  er  als  die  Auf- 
gabe der  Provinstialstünde.  Soudeiii  auch,  weil  diese  die 
Vorschule  für  die  allgemeinen  5>iäade,  die  Reichsstäude 
sein  sollte. 

Kr  wollte  auch  Keichöstättde,  sie  seien  durch  Provinzial- 
stände  auf  die  Dauer  nicht  zu  ersetzen ;  sie  seien  namentlich 
im  Interesse  der  allgemeinen  Gesetzgebung  nicht  zu  ent- 
behren. Aber  gerade  mit  der  EinfQhrung  der  Reichestftnde 
hatte  Stein  es  nicht  eilig;  erst  aus  der  Wirksamkeit  der 
Provinzialstftnde  solle  man  Erfahrungcri  sammeln;  er  hat 
zur  Geduld  gemahnt,  als  das  leichtsinnige  Versprechen 
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Hanleubergs  vom  22.  Mai  l^ir»  nicht  glficli  ausgeführt 
wurde;  er  hat  gegenüber  dem  Antrage  des  westfälischen 
Provinziallaadtags  auf  Reichsstände  eine  ablehnende 
Haltung  eingenommen  (Pertz,  Denkschriften,  262);  er  hat 
um  dieselbe  Zeit,  nach  der  Julirevolution,  geschrieben: 
„eine  andre  Frage  iBt,  ob  Reichsstände  jetzt  zu  bilden, 
jetzt  in  diesem  aufgeregten  Momente;  sicherer  ist  es,  die 
mehrere  Volksbildung  zum  Öffentlichen  Leben  abzuwarten 
und  hierzu  noch  einige  Vorbereitungen  zu  treffen;  nichts 
(IriiDgl ,  wir  haben  einen  höchst  verehrungswürdigen  und 
verehrten  König"  (P«'rtz.  Donkscliriften,  2ri8).  So  uuHi 
Gneisenau,  der  um  dieselbe  Zeit  an  f>lein  sclirieb,  er  habe 
dem  Staatbkanzler  mündlich  und  schriftlich  ausgesprochen, 
dafi  es  zunächst  mit  den  Pro vinziallaad tagen  genug  sei, 
dafi  fttr  Reichsstättde  eine  weitere  Ausbildung  fOr  das 
Öffentliche  Leben  erforderlich  sei  (Portz,  Denkschriften,  208). 

Mit  grOfiter  Befriedigung  hat  Stein  sieben  Jahre  hin- 
durch seines  Amts  als  Landtagsmarschall  des  westfälischen 
Provinziallandtags  gewaltet,  obwohl  die  Zusammensetzung 
nicht  in  jedem  einzelnen  Punkte  seinen  Wünschen  ent- 
sprach,  namentlich  darin  nicht,  daß  vom  Adel  nur  die 
(irundbesit/.er,  daß  auch  die  lairgerlicheii  (irundbe^^itzer  zu- 
gelassen waren,  daß  von  den  städtischen  Abgeordneten 
Grundbesitz  verlangt  wurde  und  daß  an  Stelle  der 
Kurienverfassung  die  itio  in  partes  getreten  war. 

Auch  die  Zuständigkeit  der  Stände  hat  Stein  nicht 
nach  französisch-revolutionärem,  sondern  nach  geschichtlich- 
deutschem  Vorbilde  bemessen  wollen.  Es  wäre  nicht  richtig, 
aus  den  Worten  der  Denkschrift  vom  April  1806  „Der 
preußische  Staat  hat  l<t'iiit'  St.iats\ertassuii^' .  denn  die 
oberste  Gewalt  ist  niciit  zwischrn  (U-m  Staatsoberhaupte 
und  den  Stellvertretern  der  tjatiou  getheilt"  die  Folgerung 
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zu  ziehen,  «laß  das  nunmehr  geschehen  solle;  das  läge 
nicht  im  Geiste  Steins,  der  vielmehr  nur  die  Folgerung 
zog,  daß  die  Ixegierungsverfussung  dahin  geändert  werden 
sollte,  daß  dem  Staatsbtirgertum  daran  eine  Beteiligung 
hinfort  gewährt  würde.  «Heilig  war  und  bleibe  uns  das 
Hecht  und  die  Gewalt  unsers  Königs*'  heifit  es  im  politiscben 
Testamente  (Pertz,  II,  811).  Stein  hat  nicht  den  Schwer- 
punkt des  Staatslebens  in  die  Stande  verlegen,  nie  ein 
suspensives  Veto  einfahren  wollen.  Er  hat  sich  aus- 
drücklich dagegen  verwahrt,  daß  es  eines  neuen  Ge- 
sellschaftsvertrages liidürie,  Preußen  sei  keine  Kolonie; 
der  König  besitze  unbestritten  die  gesetzgebende  G(^\valt. 
An  das  altständische  Vorbild  schloß  er  sich  an,  iudem  er 
für  die  Stände  eine  Mitwirkung  bei  der  Gesetzgebung 
und  bei  den  Steuern  in  Anspruch  nahm;  insbesondere 
bei  der  Bewilligung  der  Steuern.  Stein  war  sogar  fftr 
jährliche  Keubewilligung  der  Abgaben,  aber  nur  als 
Mittel  y  um  eine  jährliche  Berufung  sicherzustellen  und 
weil  er  es  für  ganz  ausgeschlossen  hielt,  dafi  ein 
solches  Recht  jemals  dazu  mißbraucht  werden  könnte, 
dadurch  den  Scliwt  i  i  iiukt  ins  l  ai  lanient  zu  verlegen. 
„Denn  wie  k(»nnte  eine  Stiuideversaiauiluiig  es  wagen, 
durch  vorenthaltene  Verwilligung  des  gewöhnlich  Kolh- 
wendigen  den  Gang  des  Staatshaushaltes  zu  zerrütten, 
mit  dessen  ruhigem  Fortgang  das  Intei*esse  der  Nation  auf 
so  mannigfaltige  llVeise  innerlich  verbunden  ist;  fftr  die 
Finanzen  ist  diese  Vorschrift  unschädlich ,  far  die  Ver- 
sammlung der  Stände  eine  Bürgschaft"  (Pertz,  V,  828). 
„Das  Budget  verweigern  heifit  den  Staatskörper  paralysiren; 
er  erstarrt,  Regierung,  Verwaltung,  innere  Sicherheit, 
äußere  Sicherh'^it,  das  Eigentuiu  der  Staatsgläubiger,  die 
Rechte  der  öfieutlichen  Beamten  werden  gefährdet,  und 
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eine  solche  Ticfiipiiis  winl  einer  Kammer  von  ein  Paar 
hundert  Meiibcheii  eingeräumt ,  die  dem  Irrtum,  dem 
Fraktionsgeist  unterworfen  sind"  (Pertz,  VT,  1170).  „Die 
Verwill igung  oder  Verweigerung  von  Abgaben  ist  nichts 
Willkarliches,  es  kann  nur  nach  festen  Grundsätzen  mit 
Beohachtung  heiliger  Pflichten  ausgeabt  werden"  (An 
Gagern  im  Hinblick  auf  Frankreich).  «Ich  finde  es  ver- 
werflich, den  Stünden  das  Hecht  der  Verweigerung  des 
Budgets  einzur&umen,  man  giebt  ihnen  hierdurch  das 
Recht,  den  Staat  aufzulösen,  uder  Aiinee,  Rechtspflege, 
Verwaltung.  Kirche  und  Staatsglitiibiger  zu  vernichten. 
Über  Verwilligung  neuer  Ausgaben  las>e  man  handeln, 
berathen;  über  die  Ausgaben  mag  man  erinoeru,  sich  be- 
schweren, aber  das  ganze  Staatsgebäude  umzustOrzen,  dazu 
ist  Niemand,  er  sei  FQrst  oder  Parlament,  befugt"  (Pertz, 
Denkschriften,  2ü6). 

Gneiscnau,  an  den  dies  Schreiben  gerichtet  war,  hat 
sich  schon  früh  in  demselben  Sinne  ausgesprochen.  „Meine 
Hauptgrund satzc  hierOber  sind,  dafi  eine  Coni^titution  durch- 
aus nur  voni  König  als  ein  Gnadengeschenk  ausgehen  müsse, 
daß  eine  Zivilliste  nicht  statthntleu  dürfe.  Mindern  der  König 
seine  Domänen  als  ein  Privateigentum  behalten  müsse, 
woraus  er  zu  den  StaatsbedQrfnisseu  so  viel  als  ihm  ge- 
nehm sei,  beitragen  könne;  —  daß  ferner,  bei  aller  Frei- 
heit der  Beratung  dennoch  dem  König  und  seinen  Ministem 
so  viel  Macht  verbleiben  mttsse  um  den  Staat,  bei  seiner 
gefilhrlichen  Stellung  zwischen  den  grofien  Mächten,  in 
achtbarer  Stellung  gegen  das  Ausland  zu  erhalten  und 
femer  zu  entwickeln,  denn  wir  in  Preußen  würden,  bei 
einer  so  demokratischen,  stürmischen  und  gefahrvollen 
Constitution  wie  die  englische,  wahrscheinlich  zu  Grunde 
gehn"  (Delbrück,  V,  38<i). 


382 


3.  Abschnitt  Die  Betbim  Steins. 


Tl.  Die  Elnkoiiuiieiuteaer. 

Lehmann  boliau})tct.  daß  Stein  der  Urlieher  der  Ein- 
kommensteuer für  Preußen  sei.  und  daß  er  auch  dabei  die 
französische  Revolution  ufu  li^'eahmt  habe. 

Die  französische  Bevolation  hatzuD&cbst  die  bestehenden 
Steuern  in  grofiem  Umfange  abgeschafft,  die  taille,  den 
▼ingtieme,  die  capitation,  die  droits  d'aides,  die  Gonsumtions- 
abgaben,  insbesondere  die  Getrftnkesteuern ,  die  Abgaben 
von  Zncker  und  Salz,  das  Tabaksmonopol. 

Hinsichtlich  des  Neubaus  schrieb  Art.  13  der  Menschen- 
rechte vor:  Pour  l'entretien  de  la  force  publique  et  i)Our 
les  depeuses  dadininistration  une  contribution  conimuue 
est  indispensable ;  eile  doit  etre  ögalemeut  repartie  entre 
tous  les  citoyens  en  raison  de  leurs  facultt'^s.  Aber  nicht 
diese  Prinzipien  sind  fOr  den  Neubau  maßgebend  gewesen, 
sondern  in  ganz  aufierordentlich  weitem  Umfange  die  Vor- 
arbeiten aus  der  Reformzeit  des  ancien  regime,  an  die  sich 
die  leitenden  Mftnner  der  Constituante  mit  fiberraschender 
Unbefangenheit  gehalten  haben.  Nicht  eine  Einkommen- 
steuer, wie  vielleicht  iiaivi-  (ienititer  aus  der  Fassung  der 
Mensclienrechte  fol^'t  in  würden,  soiidern  eine  Anzahl  von 
Ertra^PKteiiern  sollten  liinlort  das  ROckprat  des  Steuer- 
wesens bilden;  als  Hauptäteuer  in  Gemäßheit  der  physio- 
kratischen  Zeitideen  eine  Grundsteuer  nach  dem  Gesetze 
vom  1.  Dezember  1790;  daneben  eine  Personalsteuer  nach 
dem  Gesetze  vom  31.  Januar  1791,  eine  ziemlich  rohe  Kopf- 
steuer im  dreifachen  Betrage  des  Tagelohns,  also  im  Werte 
von  drei  Arbeitstagen ;  sodann  eine  Mobiliarsteuer  nach 
dem  Gesetze  vom  16.  Februar  1791,  eine  Steuer  von 
Kenten,  (ieschäftsgcwinuen,  üehalteiii.  l)ei  deren  Veran- 
lagung lediglich  der  Betrag  der  Miete  maßgebend  war^ 
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endlieh  eine  Gewerbesteuer  iiaeh  dem  Gesetze  vom  2Jlh 
Mftiz  1791.  Neben  diesen  direkten  Steuern  kamen  als 
indirekte  in  Betracht:  die  Zölle  naeh  dem  Gesetze  vom 
2./15.  März  1791 ;  die  Enregistrementsabgaben  vom  Besitz- 
wecbset,  vom  Umsatz  und  von  Erbschaften  nach  dem  Ge- 
setze vom  5./l>.  Dezemkr  17l>0;  endlich  die  Stcrajielsteuer 
nach  dtm  (iesctzc  vom  12  Dezemhor  171>0/18.  Februar  1791. 

Nicht  erst  uuter  Napoleuu,  bondern  in  der  Hauptsache 
schon  unter  dem  Direktorium  ist  das  Werk  der  Constituante 
revidiert  und  ergänzt  worden;  die  Grundsteuer  durch  das 
noch  heute  geltende  Gesetz  vom  8.  Frimaire  Vli  (23.  November 
1789),  die  Personal-  und  Mobilia rsteuer,  die  1793  auf- 
gehoben, aber  unterm  4.  Thermidor  III  (22.  Juli  1795) 
wiederhergestellt  und  unterm  Ö.  Fruetidor  IV  (28.  Augast 
1796)  auf  die  liberalen  Professionen  ausgedehnt  war,  durch 
die  Gesetze  vom  7.  Uruniaire  VI  (JH.  Oktober  17i»7|  und 
1.  Hiuiiiaire  VIT  (22.  Oktober  1708);  neu  binzu?^efügt  wurde 
dfiniiils  die  Tür-  und  Fenste rsteuer  dinch  Gesetz  vom  4. 
Frimaire  VII  (21.  Novend^er  171»8).  Der  Ausbau  der  Stempel- 
steuer ist  durch  (iesetz  vom  3.  Brumaire  VII  (13.  November 
1798),  der  der  Enregistrementssteuer  dureh  Gesetz  vom 
22.  Frimaire  VII  (12.  Dezember  1798)  erfolgt.  Napoleon 
bat  nur  eine  Nachlese  gehalten,  indem  er  1804  und  1805 
die  Getrftnkesteuer,  1806  die  Salzsteuer  und  1810  das 
Tabaksmonopol  wiedereinftthrte  (Stourm,  Les  finanoes  de 
l'ancien  regime  et  de  la  rc^volution,  T.  I,  II,  Paris  1885, 
besonders  II,  30<>tT.;  (iomel,  Histoire  tinanciere  de  la  Cnn- 
stituaute;  Adolph  Waguer,  1  inanzwissenschaft,  III,  12ü, 
367,  443.  505,  IV,  382). 

Auch  im  ganzen  Verlaufe  des  19.  Jahrhunderts,  unter 
der  Restauration  und  unter  der  Julidynastie,  unter  Napoleon 
III  und  unter  den  beiden  Republiken  sind  alle  Versuche, 
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eine  Einkommensteuer  einzuführen,  gescheitert,  bis  auf  den 
heutigen  Tag,  sodafi  Adolph  Wagner  mit  vollem  Rechte 

sagt :  „Wie  im  ancieu  legiine,  so  sind  auch  jetzt  trotz 
Erbseliaftssteuer  und  Registerabgabeu  die  reichen  a  Klassen 
weniger  belastet  als  die  unteren;  nur  daß  die  reehtliclieu 
und  faktischen  8teueri)rivilegien  damals  dem  Adel  und 
Klerus,  heute  aber  der  kapitalistischen  Bourgeoisie  zugute 
kommen/ 

Aber  Lehmann  bringt  es  fertig,  der  ersten  französischen 
Revolution  den  Ruhm  der  EinfQhrung  einer  Einkommen- 
steuer zu  vindizieren;  er  zieht  eine  Mafinahme  des  Konvents 
herbei  ans  dessen  gewaltsamster  Zeit  oder,  wie  er  selbst 

sich  ausdrückt.  ,.eine  nicht  sowohl  der  orgauisclieii  (lesetz- 
gebung  augehörige,  sondern  durch  ganz  außerürdeiitliche 
Umstände  herbeigeführte".  Es  liandclt  sich  nJimlich  um  das 
Dekret  vom  3.  September  1703,  „qui  ^tablit  un  emprunt  furce" 
und  die  dazu  gehörigen  Tnsti  uction  7.  September  1793.  Nach- 
dem in  Art.  1 — 12  die  Normen  fQr  die  Deklaration  gegeben, 
in  Art.  13  die  Abzüge  fUr  Verheiratete  und  Unverheiratete 
geregelt  sind,  auch  am  Schlüsse  des  Art.  13  gesagt  ist,  le 
surplus  du  revenu  sera  soumis  Tempront  foreö  dans  les 
proportions  ei-apr^s  d^termin^,  setzt  der  Art  14  die 
Taxen  fest,  sie  betragen  bei  1000  livres  Einkommen :  100; 
bei  1500  :  200;  bei  2000  :  300:  bei  3000  :  000;  bei  4000  : 
lOiMi;  hei  5000:1500;  bei  (Kmmi  :  l>]ii() ;  })ei  7<»OU:2ÖOO;  hei 
8000  :  3000 ;  bei  9000  :  4500 ;  bei  lOOOO  :  55()( i ;  bei  11  ( HX i  : 
0500;  bei  30000:25500;  bei  00000 :  555(hi;  bei  KiOOOO: 
95000.  (Das  Dekret  findet  sich  natürlich  nicht  in  dem 
erst  im  Dezember  1793  gegründeten  Bulletin,  auch  nicht 
in  der  seit  1800  herausgegebenen  Sammlung  der  vor  Er- 
richtung des  Bulletins  erschienenen  revolutionären  Gesetze, 
da  nur  diejenigen  aufgenommen  wurden,  welche  fttr  die 
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ReehtflanwenduDg  noch  Bedentnng  battea;  Lehmann  hat 
den  Precto  Terbal  de  la  Convention  nationale  I»  20, 47—135 
benutzt;  das  Dekret  findet  sich  auflerdem  in  der  CoUection 
gönöraie  des  lois,  proclamations,  instruetions  et  antree 

actes  du  pouvoir  €»x<^cutif  XV,  704  740  Paris  an  11; 
die  Arcbives  pai  lameiitaires  reichen  zurzeit  nur  bis  14.  Juli 
1793). 

Lehmann  behauptet  zwar,  daß  der  Titel  irreführend 
sei  und  daß  es  sich  nicht  um  eine  Zwangsauleihe,  sondern 
um  eine  £inkommen8tener  gehandelt  habe,  da  die  an- 
gebliche Zwangsanleihe  alle  Merkmale  einer  Einkommen- 
stener  aufweise :  Selbsteinschätzung,  Racksicht  auf  die  Zahl 
der  Familienglieder,  Freilassung  eines  Existenzminimums, 
und  beruft  sich  auf  eine  Stelle  bei  Stonrm,  wo  es  heifit 
(II,  370):  il  .s  agissait  donc  en  rcalite  d  une  luxe,  et  non 
(l'un  einpnint.  Aber  das  ist  ein  bloßer  Wortstreit.  Zwar 
die  ül>eriiiiißi^'e  rrof;re>sioii  könnte  an  sich  ebensofrut  hei 
einer  wirklichen  Kiukommeusteuer Statthuden.  Entscheidend 
ist  aber,  daß  die  Maßnalime  nur  als  einmalige  gedacht 
war,  wahrend  das  Kriterium  einer  Steuer  darin  besteht, 
daß  sie  sich  nicht  in  einer  einmaligen  Anwendung  er- 
schöpft, daß  sie  auch  nicht  zurackgezahlt  wird.  Von  den 
sekund&ren  Jakobinern  wahrend  des  Direktoriums  ist  der 
emprunt  forc6  noch  zweimal  1795  und  1799  wiederholt; 
beide  Milk  iL  eine  durch  den  Krieg  bedingte  außerordent- 
liche MaßiKihnie  (Stourni,  II,  377  IT.). 

Also  von  der  Nacluihinung  der  frauzüsisehen  Revolution 
in  Sachen  der  Kinkommensteuer  kann  keine  iiede  sein. 

Mit  Stein  als  Urheber  der  preußischen  Einkommen- 
steuer Terhait  es  sich  so. 

Er  darf  in  der  Tat  als  Anhänger  der  Einkommen- 
steuer in  Anspruch  genommen  werden,  was  nicht  möglich 

von  Hiiar,  Fim.  EiDAAis«.  II.  25 
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wäre,  wenn  er  zu  den  uubedingteu  Anhäogem  von  Adam 
Smith  gehört  hätte. 

Zwar  das  Projekt  vom  26.  September  1806  kaon  dafar 
nicht  heraogezogen  werden,  da  man  von  dessen  Inhalt 
nichts  weis,  diese  projektierte  Einkommensteuer  sollte 
nnr  wahrend  des  Kriegs  nnd  h^ychstens  ein  Jahr  nachher 
erhoben  werden. 

Ulli  so  eueigischer  beruft  sich  Lehmauu  (II,  188 — 223) 
auf  das  Regulativ  vom  23.  Februar  1808  betr.  das  Kriegs- 
schuldenwesen der  Provinzen  Ostpreußen  und  Litthauen. 
Wieder  muü  derselbe  Ostpreußische  General-Laudtag  her- 
halten, auf  den  Lehmann  so  großen  Wert  legt,  weil  er  in 
der  Zulassung  der  Kftlmer  eine  Nachahmung  der  franzA- 
sisehen  Revolution  sieht,  und  hinsichtlich  dessen  er  jetzt 
emphatisch  ausruft:  „so  wurde  am  23.  Februar  1808  die 
erste  preufiische  Einkommensteuer  Gesetz."  Es  kann  gar 
kein  Zweifel  darüber  sein,  dafl  Stein  in  einer  Einkommen* 
Steuer  das  beste  Mittel  sah,  um  aus  der  Misere  heraus- 
zukommen ;  auf  seine  Initiative  ist  die  \ Orlage  vuu  Schroetter 
ausgeari)eitel,  von  Sti\p:einann  und  Schön  hetrutachtet  worden. 
Aber  eine  sehr  große  prinzipielle  Bedeutung  hatte  das  für 
Stein  nicht;  in  der  Vita  heißt  es  ganz  schlicht^  ,auf  einer 
Versammlung  der  -ostpreudischen  Laodst&nde  wurde  das 
Eriegsschuldenwesen  der  Provinz  reguliert*.  Auch  war 
alle  Welt  mit  ihm  einverstanden,  namentlich  der  Landtag, 
der  schon  am  4.  Februar  die  Vorlage  mit  ganz  wenigen 
Modifikationen  angenommen  hat.  Und  nicht  nnr  der  ost- 
preußiscbe  Landtag  ist  so  verfahren,  sondern  auch  der 
westpreußische;  Lertz  hat  völlig  recht  gehabt,  wenn  er 
(II,  5(i)  es  behauptet,  und  Lehmann  völlig  unrecht,  wenn 
er  (II,  'III)  es  bezweifelt  bat;  außerdem  der  kur-  und 
neuniArkische  (Schönheck,  Der  kurmärkische  Landtag  vom 
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FVfthjahr  1809,  Forschungen  XXI,  36  ,  62:  Ba&sewiU,  II, 
46,  75,  126).  Auf  allen  diesen  Landtagen  waren  Regierung 
und  Stände  ein  Herz  und  eine  Seele;  statt  ständischer  Oppo- 
sition hat  sogar  ständische  Initiative  stattgefunden.  Aber 
immer  hat  es  sich  bei  dieser  Einkommensteuer  wie  bei 
der  projektierten  von  180(3  bloß  um  eine  Kriegssteiier  ge- 
handelt, die  nur  so  lange  erhoben  werden  sollte,  bis  ihr 
Zweck  erreicht  war.  Namentlich  die  ostpreußisclie  sollte 
nur  auf  drei  Jahre  gelten,  bis  die  Kriegsschulden  bezahlt 
seien;  weshalb  es  irreführend  ist,  wenn  Lehmann  sagt, 
Hardenberg  habe  durch  das  Edikt  vom  7.  September  1811 
§  13  das  ostpreufiische  Regulativ  rückgängig  gemacht. 

Übrigens  hat  Stein  die  Einkommensteuer  nicht  nur 
als  eine  provinzielle  provisorische  Mafiregel  fOr  Kriegszeiten, 
sondern  auch  als  eine  bleibende  Institution  fttr  den  Oesamtstaat 
ins  Auge  gefaßt,  sowohl  aus  tinaL/u  llen  wie  aus  politischen 
Gründen.  Denn  in  der  I)enk^^•llrift  für  Hardenberg  1810 
heißt  es:  „Die  Einkommensteuer  ist  unter  allen  Abgaben 
die  billigste,  da  sie  alle  Einwohner  und  alle  Quellen  des 
National-Eiokommens  betrifft ;  die  Prinzipien  der  Besteue- 
rung, das  Verfahren  bei  der  Ausmittlung  des  Ertrags,  das 
Verfahren  bei  der  Erhebung  sind  bekannt"  Und  auch  im 
weiteren  Verlaufe  der  damaligen  Verhandlungen  Uber  den 
Hardenbergschen  Finanzplan  hat  er  sich  fttr  die  Vorzlkg- 
liehkeit  einer  Einkommensteuer  vor  gezwungenen  An- 
leheu  und  Klassensteuer  erklärt ,  indem  er  wörtlich 
sagt:  „Soll  bei  denen  gezwungenen  Anleihen  nacli  irgend 
einem  richtigen  Maßstab  verfahren  werden,  so  muß 
es  im  Verhältnis  mit  dem  Vermögen  des  Zaliienden  aus- 
geschrieben werden;  Ausmittlungen  des  Vermögens  sind 
also  erforderlich.  Dieses  ist  der  gehässige  Teil  der  Ein- 
kommensteuer, welchen  sie  mit  der  gezwungenen  Anleihe 
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gemeiu  hat.  Ich  sehe  aber  keinen  Grund  ah,  warum  diese 
zur  Erhaltung  de^^  gegenwärtigen  Zustandes  des  Staats 
bezahlte  Geldesleistong  die  Katar  einer  Anleihe  und  nieht 
einer  Abgabe  annehmen  soll,  ▼aram  also  nicht  ganz  ein- 
fach eine  dem  Bedarf  angemessene  Einkommensteuer  aua- 
geschrieben  wird.  Jeder  l&ßt  sich  eine  momentane  seitliche 
und  nnvenneidllehe  Last  gefallen  und  findet  auch  noch 
für  doii  Augeublick  teils  durch  Krsparungen.  teils  durch 
Kredit,  Mittel  sie  aufzubringen."  Auch  in  eineui  Schreibon 
au  Ilardenliertr  vom  2.  August  heißt  ei>,  (iie  KmkoninieusLeuer 
sei  die  zugleich  einträglichste  und  gerechteste,  denn  durch 
sie  wurden  die  privilegierten  Stände  mit  zu  den  Lasten 
des  Staats  herangezogen  (Portz,  II,  497.  511;  Lehmann, 
III,  65). 

Stein  stand  übrigens  allein,  Kraus  verwarf  die  Ein- 
kommensteuer unbedingt;  auch  Schroetter  und  besonders 
Schon  waren  dagegen. 

Wenn  hier  von  einer  Nachahmung  die  Rede  sein 
soll,  kauü  sie  doch  nur  eine  englische  sein.  Durch 
39  Gti'.  III  Cap.  13  war  seit  1709  infolge  des  Kriegs 
mit  Frankreich  eine  Einkommensteuer  eingeführt.  Aus- 
führliche Exzerpte  aus  den  Parlamentsverhandlungen  haben 
sich  in  Steins  Akten  gefunden ;  nicht  nur  er  selbst,  sondern 
auch  seine  Mitarbeiter  wie  Freey  sprachen  aus  diesem  An- 
lafi  nur  von  EnglaAd,  aufierdem  noch  von  Österreich;  aber 
natfirlich  niemals  von  Frankreich. 

Lehmann  jedoch  —  man  sollte  es  nicht  glauben 
—  hält  es  für  wahrscheinlich ,  daß  jenes  französische 
Dekret  von  1708  über  die  Zwangsanleihe  auch  für  das  erste 
englische  EinkuH^neIl^^euergesetz  maßgebend  gewesen  sei. 
„Sehr  wahrscheinlich,  daß  das  Dekret  von  17!>:3  neben  älteren 
Statuten,"  die  er  aber  nicht  näher  bezeichnet,  ,mit  als 
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Muster  diente  für  das  Gus^itz,  das  William  Pitt  am  9.  J.iuuar 
seinem  Staate  gab"  (Ursprung  der  preußischeu  Eio- 
kummeui^teuer,  8,  Stein,  I,  425);  der  wesentlichste  Unter- 
schied sei  nur  der«  daß  die  Engländer  die  sozialistische 
Tendenz  der  Franzosen  vermieden  hätten  ;  in  der  Debatte 
des  Parlaments  sei  sie  ausdrOcklieh  abgelehnt  worden. 
Wenn  aber  jemand  aus  diesen  Sätzen  Lehmanns  schlösse, 
in  den  Parlamentsdebatten  sei  Ton  dem  fransOsischen  De- 
krete auch  nur  mit  einer  Silbe  die  Rede  gewesen,  wttrde 
das  den  Tatsachen  nicht  entsprechen.  Wie  im  ersten  Bande 
nachgewiesen,  hat  England  von  der  französischen  Revolution 
nicht  (las  Geringste  rezii)iert.  Und  auch  eine  gewisse 
Uiiterströmung  zugunsten  der  Revolution,  die  allerdings 
vorlifinden  gewesen  war,  hatte  seit  Ausbruch  des  Kriegs 
aufgehört.  Pitt  ist  stets  der  entschiedenste  Gegner  der 
Revolution  gewesen. 

Tn.  Die  allgemeine  Welirpflielit. 

Seihst  die  Kinfü!  11114  der  allgemeineu  Wehrptiicht  iu 
Preußen  ist  uach  Lehniaun  eine  Nachahmung  der  fran- 
zösischen Revolution.  Es  heißt  II,  545,  am  3.  August  1800 
sei  eiue  Konskription  „nach  dem  Beispiel  des  revolutionären, 
dies  Mal  sogar  des  jacobinischen  Frankreich*  angekündigt 
worden;  «von  den  Breschen,  die  in  den  Friederieianischen 
Staat  gelegt  wurden,  eine  der  breitesten  und  tiefsten". 
Es  heifit  II,  593  f.:  „Die  Konskription  sollte  eingeführt 
werden,  nnd  zwar  nicht  in  der  durch  Napoleon  bewirkten 
Ermäßigung,  sondern  in  der  hnitaleu  I'ormuliruug  des 
Jacobinerthums."  „Der  Miliuu isuais,  mit  dem  Preußen 
groß  geworden  war,  sollte  aufhören."  „Eine  Art  Bürger- 
wehr oder  Schatzeogilde  sollte  neben  die  Regimenter  treten. 
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anf  deren  Fahnen  die  Kamen  Hohenfnedberg  und  Prag, 
Roßbach  und  Leuthen  prangten." 

Es  fragt  sich  also,  wie  die  französische  Revolution 
zur  allgemeinen  Wehrpflicht  sich  gestellt  hat. 

Im  alten  Staatswesen  gab  es  eine  Miliz  und  ein 

stehendes  Heer.  Die  Miliz  beruhte  prinzipiell  aul  zwangs- 
weiser Aushebiinj?,  wobei  das  Los  über  die  wirkliche  Ein- 
stellung entschied;  indessen  brachten  zahlreiche  Städte 
und  ganze  Landesteile  ihr  Kontingent  mittelst  freiwilliger 
Werbung  auf,  sodaß  die  Konskription  sirli  tatsächlich 
auf  die  kleinen  Bauern  beschränkte ;  aber  die  Miliz  stand 
nur  auf  dem  Papier.  Das  stehende  Heer  beruhte  einzig 
und  allein  auf  freiwilliger  Werbung,  nicht  nur  hinsichtlich 
der  Fremdenregimenter;  eine  Eonskription  gab  es  weder 
im  Frieden  noch  im  Kriege;  alle  fninz&sischen  Soldaten, 
die  im  siebenjährigen  Kriege  gekämpft  haben,  waren 
„Volontaires '  (Taine,  Regime  moderne,  I,  284  flf.). 

Die  Miliz  ist  durch  Gesetz  vom  2o.  Mftrz  1701  ab- 
geschafft, also  selbst  jener  geringe  Zwang  beseitigt.  Weder 
die  Acte  constitutionnel  vom  28.  Februar/ 21.  Mftrz  1790 
Sur  l'armde  de  terre,  noch  die  Acte  constitntionnel  vom 
26.  Juni/7.  Juli  1790  sur  Tarm^  navale,  noch  die  Loi  ad- 
ditionnelle  vom  19.  Juli  1790  sur  Tarmöe  de  terre  et  de 
mer  enthalten  das  allergeringste  Aber  eine  Verpflichtung 
zum  Kriegsdienste. 

Die  Verfassung  von  1791  Tit.  TV  de  la  force  publique 
handelt  in  der  Hauptsache  nur  von  der  Nationalgarde,  die 
von  den  AktivbOrgem  gebildet  wird  ,  welche  wenigstens 
indirekt  zum  Eintritt  gezwungen  sind,  aber  nicht  gegen 
den  Aufieren  Feind  geschickt  werden  dftrfen. 

Die  Idee  der  allgemeinen  Wehrpflicht  gehört  so  wenig 
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ZU  den  Ideen  von  1789,  dafi  die  Constituante  fast  ein- 
stimmig die  Konskription  abgelehnt,  dagegen  die  freiwillige 
Einreihung,  das  Werbppystpm.  das  Sftldnerwesen  für  die 
einzij:o  oineiu  freien  Volke  fieiiiilüe  llekrutierungswoise 
erklärt  hat  So  sagt  auch  Jaur^s  I,  549,  die  National- 
versammlung habe  Dubois  Cranc6  nicht  folgen  wollen,  der 
die  allgemeine  Wehrpflicht  vorgeschlagen  habe;  „rid^  de 
la  conscription  lui  r^pugnait;  le  Service  militaire  lui 
paraissait  contraire  anz  droits  du  citoyen  libre,  et  le 
Soldat,  s'il  n*6tait  volontaire,  lui  semblait  une  sorte  d'esclave 
public*  Man  verlangte  nach  Rechten,  nicht  aber  nach 
Pflichten. 

Auch  die  Legislative,  nachdem  der  Krieg  ausgebrochen 
war,  hat  sich  nicht  zur  Einfahrung  der  allgemeinen  Wehr- 
pflicht entschlossen.  Unterm  19.  September  1792  heißt  es 
in  einem  Kommissionsberichte;  ,il  importe  surtout  de  per- 
suader  aux  citoyens,  quHl  ne  s*agit  que  d^un  rassemblement 
extraordinaire,  d*une  r^union  momentanere;  qu*en  excitant 
ainsi  k-s  citu}ens  ii  se  lever,  ce  n'est  point  iin  eima^cimüit,  ui 
un  ein «ih'iiient,  mais  une  sinipb*  disixisitioii  suläte  et  spon- 
taner :  et  aussitot  ropenition  i^em  ieruiiu(;e  chaque  citoyen 
sera  libre  de  retourner  k  ses  foyers." 

Das  Einzige,  was  damals  geschah,  war,  daß  neben  dem 
stehenden  Heere,  das  ja  auch  aus  Freiwilligen  bestand, 

wie  noch  heute  in  England,  daß  neben  der  sogen.  Linie 
ein  zweites  Heer  aufgestellt  \Yiir(le,  die  ei^^cntlicheu  Volon- 
taircs,  das  sich  nicht  nur  durch  die  Farbe  der  Unifonuen 
von  der  Linie  uuter.schied,  weiß  und  blau,  soudcru  auch 
dadurch,  daß  das  Engagement  der  Volontaires  kein  so  festes 
und  langfristiges  war,  da  sie  nach  dem  Schlüsse  jedes  Feld- 
zuges austreten  durften ;  daß  sie  höheren  Sold  bezogen  und 
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dafi  sie  ihre  Offiziefe  und  Unteroffiziere  wählten.  Alle 
Versnche,  diese  beiden  Heere  dorch  Bildung  von  Halb- 
brigaden und  dergleichen  mit  einander  zu  venchmelzen, 

haben  keinen  durchgreifenden  Erfolg  gehabt;  die  Disziplin- 
losigkeit der  Voloütaires,  die  nicht  etwa  Idealisten,  sondern 
der  Auswurf  der  Gesellscliüft,  dor  Abhub  der  jiroßen  Städte 
waren,  übertrug  sich  auch  auf  die  Linie.  Und  alle  niH  b 
so  beweglichen  Ansprachen  wie  die  des  Convents  vom 
Oktober  1792,  in  der  auf  die  Haltung  der  Römer  zur  Zeit 
Porsenas  hingewiesen  wurde^  hatten  nicht  einmal  den  £i^ 
folg,  die  erforderliche  Zahl  Ton  Freiwilligen  auf  die  Beine 
zu  bringen. 

Kicht  au8  Gleiehheitsbedarfnis,  sondern  aue  Starke- 

bedürfnis,  aus  der  bittersten  Notwendigkeit,  nachdem  das 
Freiwilligkeitsprinzip  versagt  hatte,  nachdem  alle  Aufrufe, 
daß  das  Vaterland  in  Gefahr  sei,  ohne  nachhaltijrcn  Erfolg 
geblieben  waren,  nachdem  sich  endgültifz;  herau^^gestellt 
hatte,  daß  es  mit  dem  freiwilligen  61an  der  Nation  nichts 
sei,  hat  sich  der  Ck^nvent  zur  Einführung  der  allgemeinen 
Wehrpflicht  entschlossen. 

Im  Februar  1793,  als  ea  sich  um  die  Aufstellung  eines 
Heeras  von  300000  Mann  handelte,  hat  Dubois-Graocd  dem 
Gonvente  erklart:  „II  faut  bien  parier  netet  dire  ici  tonte 
la  v^rit^;  cet  appel  ne  peut  s'effectuer  que  par  1a  con- 
scription  de  tous  les  citoyens  daus  cha<iut'  d^partement  en 
6tat  de  porter  les  armes."  Aber  auch  damals  hat  er  noch 
die  Stellvertretung  zugelassen:  „sauf  ä  donuer  ä  ceux  qui 
seront  appel^s  la  facultö  de  se  faire  remplacer."  Es 
handelte  sich  also  auch  damals  nur  um  die  Wehrpflicht, 
nicht  aber  um  die  allgemeioe  Wehrpflicht. 

Die  Verfassung  vom  24.  Juni  1793  enthilt  die 
Sätze:  La  force  g6n6rale  de  la  r^publique  est  corapose  du 
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peuple  entier  (Art.  107);  tous  les  Fraiiyaiö  soiit  solduts,  il 
soDt  tous  exercös  au  uianienient  des  arnu^s  (Art.  109). 

Das  (ies<'tz  vom  2^^.  Aupmst  179^^.  qui  ordonne  la  lev^^e 
en  masse  verordDet:  ^tous  les  FraD(;ais  mui  eu  Inquisition 
pprmanente  pour  le  servier  dos  armes",  und  zwar  in  der 
Weise,  dafi  die  juogeii  Leute  ins  Gefecht  gehen,  die  Ver- 
heirateten die  Waffen  schmieden  und  den  Pro?iant  trans- 
portieren, die  Frauen  Zelte  und  Uniformen  machen  und 
^n  Dienst  in  den  Hospitälern  versehen,  die  Kinder  Charpie 
zupfen  und  die  Greise  sich  auf  die  öffentlichen  Plfttze 
trageu  lasseu,  um  dun  Mut  der  Krieger  zu  enttlaiiiuicij, 
sowie  den  Haß  gegen  die  Könige  und  die  Einheit  der 
Tlepublik  zu  predigen  (Art.  1).  Danials  zum  erbten  Male 
ist  auch  die  Stellvertretung  beseitigt  (Art  7).  Die  Unver- 
heirateten oder  die  liinderlosen  Witwer  von  18 — 25  Jahren 
sollen  zuerst  marschieren  (Art.  8). 

Aber  das  Gesetz  vom  23.  August  1793  sollte  nur  pro- 
visorisch gelten;  d^s  ce  moment,  jusqu^au  celui,  oü  les 
«onemis  auront  6t6  chass^s  du  territoire  de  la  r6publique. 

In  der  Tat  wurde  schon  durch  das  Oesetz  vom  17. 
April  1794,  also  nach  dreiviertel  Jahren  die  Stellvertretung 
wiederiiergestellt ;  und  erst  als  wieder  Not  am  Mann  war, 
durch  Gesetz  vom  2.  Juli  1795  von  neuem  eingeführt.  In 
der  Direktorial  Verfassung  vom  22.  .\ugust  1795,  nachdem 
von  der  Nationalgarde  sädeutaire  die  Ilede  gewesen  ist, 
heifit  es  von  der  garde  nationale  en  activit^ :  La  r^puhlique 
entretient  k  sa  solde,  m6me  en  temps  de  paix  sous  le  nom 
des  gardes  nationales  en  activitä,  une  arm^  de  terre  et 
de  mer  (Art.  285).  L^arm^e  se  forme  par  enrdlement  volon- 
taire  et  an  cas  de  besoin  par  le  mode  quo  la  loi  d^termine 
(Art.  280).  Man  kehrte  also  auch  in  dieser  Hinsicht  zur 
CoDätituante,  zu  den  Bourgeois-Ideen  zurück. 
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Während  die  Konsularverfassimg  Tom  22.  Frimaire  VIII 
(18.  Dezember  1799)  in  den  auf  das  Militftrwesen  bezQg- 

liehen  Art.  84 — 87  nichts  üher  die  Wehrptiicht  eiitbiilt  und 
der  Art.  4!^  die  aktive  Armee  den  Reglements  d'admiai- 
stration  publique  unterwirft  im  Gegensatz  zur  National- 
gardc.  die  nur  dem  Gesetze  unterworfen  wird,  sodaß  man 
denken  könnte,  die  Wehrpflicht  werde  durch  Dekret  ge* 
regelt  werden,  ist  doch  die  Regelung  durch  Gesetz  erfolgt, 
durch  das  Gesetz  vom  17.  Ventdse  VIII,  8.  HAiz  1800. 
(Bulletin  Nr.  12,  publiziert  erat  am  27.  Ventöae;  die 
dazu  erlassene  sehr  ausfahrliche  Ausftkhrungs-Verordnung 
der  Konsüln  ist  früher  als  das  Gesetz  im  BuDetin  Nr.  9 
publiziert.)  Obgleich  das  Gesetz  sich  eigentlich  nur  auf 
den  damaligen  einjährigen  Heeresbedarf  bezog,  so  hat 
doch  auf  ihm  diejenipfe  Armee  beruht,  mit  der  Napoleon 
seine  Kriej^e  geführt  hat.  Es  t)egründet  die  prinzipielle 
MilitÄrptlicht  aller  Franzosen,  welche  am  1.  Vendemiaire 
YIII  das  20.  Jahr  vollendet  haben,  ohne  daß  eine 
Losung  stattfindet;  Iftßt  aber  zugleich  die  Stellver- 
tretung fQr  diejenigen  zu,  welche  nfitzlicher  for  den  Staat 
sind,  wenn  sie  ihre  Arbeiten  oder  ihre  Studien  fortsetzen, 
worüber  lediglich  der  UnterprSlekt  auf  Gutachten  des  Maire 
entscheidet. 

Das  westfillische  System  war  die  Kopie  (Verf  Art.  58: 
Dekret  vom  25.  April  1808  (IT.  55—123);  Dekret  vom  12. 
März  1608  (II,  335—151);  Codex  der  Militftr  Conscription 
vom  lt>.  November  1800  (VI,  399—551). 

Die  im  Jahre  1808  im  Einverständnis  mit  Stein  be- 
schlossene Aufhebung  der  Exemtionen  hat  mit  der  fran- 
zösischen Revolution  gar  nichts,  mit  der  prenflischen  Ver- 
gangenheit um  so  mehr  zu  tun.  Es  wird  Lehmann  niemals 
gelingen,  die  weltgeschichtliche  Bedeutung  der  Mafinahmen 
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Friedrich  Wilhelms  1,  die  er  früher  selbst  m  vollstem  Maße 
auerkanut  hat ,  hinwegzudputcn  und  die  durchaus  sach- 
gemäßen Darlegungen  Scharnhurstä  als  eine  Finte  hinzu- 
stellen, um  den  auf  diesem  Gehiete  sehr  sachkundigen  und 
mit  der  Aufhebung  der  Exemtionen  ganz  einverstandenen 
KOnig  hinters  Lieht  zu  fahren. 

TUL  Das  Ergebnis. 

Seihst  wenn  alles  wahr  wJlre.  was  Lehmann  von  der 
Naclialiniunt:  der  französisclien  IN  vidution  durch  Stein  Ite- 
hauptet  hat.  würde  es  sich  doch  nur  um  Nachahmungen 
handeln,  die  das  eigt  iitliche  Wesen  der  französischen  Re- 
volution gar  nicht  berühren,  um  relativ  gleichglUtige 
Dinge. 

Nicht  nachgeahmt,  selbst  nach  Lehmann  nicht,  hat 

Stein  die  Volkssouverftnitilt  und  das  allgemeine  oder  nahezu 
allgemeine  ^^  ;illhl'(•ht•,  die  Menschenrechte,  auch  nicht  die 
individuellen  wie  I'reßfreiheit  oder  \'ei(Mnsfr<Mheit :  die  (le- 
waltenteilung,  weder  die  Reduzierung  der  Monarchie  aut 
blofie  Exekutive,  noch  die  Trennung  der  richterlichen  Gewalt 
von  der  Administration,  wie  sie  von  den  Franzosen  ver- 
standen wurde;  nicht  die  Wahl  aller  Beamten  mit  Sin- 
sehtufl  der  Richter  durch  das  Volk,  nicht  einmal  die  Jury; 
nicht  die  Nationalgarde;  nicht  die  Zivilkonstitution  des 
Klerus;  nicht  die  Abschaffung  geschweige  denn  die  Be- 
raubung des  Adels. 

Für  Stein  hätte  es  hei  allen  seinen  Reformmaßregeln 
gar  keine  französische  Revolution  zu  geben  brauchen. 
Das  Einzige,  was  schon  vor  Jena  nachgeahmt  werden 
sollte,  war  die  Gendarmerie.    Aber  gerade  Stein  ist. 
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weil  dn&  eioe  frauzösische  Naciiahmuag  sei,  dagegen 
gewesen. 

Wirkliche  NachahmuDgen  der  französischeu  Küvolutioii 
waren  zuerst  bei  der  Armee,  dann  aber  auch  beim  Zivil 
die  Abschafifung  von  Zopf  und  Puder,  sowie  der  SrsaU 
der  KniehoBeQ  (cnlottes)  duieh  lang^  Hoeen. 
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Erstes  Kapitel 

Die  politiselien  Uberzeugangeu  de»  Försteii 

Hardenberg* 

Hauke  hai  einmal  gesagt:  In  Stein  lebte  der  Impuls 
ursprtknglicher  Gedanken  und  Gefühle,  in  Hardenberg  mehr 
die  Empfänglichkeit  fttr  die  allgemeinen  Tendenzen,  welche 
die  Welt  beherrschten,  Stein  habe  mehr  aristokratische, 
Hardenberg  mehr  demokratische  Sympathien  gehabt 

In  vollstem  Gegensätze  zu  Stein,  der  gegen  den  Strom 
der  Zeit  schwamm,  ließ  sich  Hardenberg  von  diesem  Strome 
tragen.  Er  war  erfüllt  von  den  Ideen  des  Naturrechts, 
von  (lent'u  Münte.squii'us,  ganz  besonders  von  denen  Adam 
Smiths.  Er  war  (h-shalb  ein  Anhänger  der  französisclien 
Revolution  und  mehr  als  das,  er  wollte  sie  nachahmen. 

In  der  Denkschrift,  die  der  König  beim  Bücktritt  von 
ihm  gefordert  hatte  —  denn  er  war  der  erste  gewesen, 
den  Napoleons  Zorn  traf,  und  war  auch  als  auswärtiger 
Minister,  der  fttr  die  Politik  der  letzten  Jahre  mindestens 
in  demselben  Mafie  wieHaugwitz  die  Verantwortung  trug,  der 
nftchste  dazu  — ,  die  er  wfthrend  des  Aufenthalts  in  Riga 
auf  (iruud  (Ut  mit^ienomuiriien  .lüiilirlien  Papiere,  ein 
;uiti  tlihn ianisclier  Arnim,  wie  man  gesagt  hat,  mit  Alten- 
sieiu  ausgearbeitet  und  im  September  18u7  zum  Abschlüsse 
gebracht  hatte,  also  ein  Vierteljahr  nach  Steins  ^^a88auer 
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Denkschrift  vom  Juui  1807.  aber  uiit  dieser  an  Inhalt  und 
Umf&Dg  gar  nicht  zu  vergleichen,  da  sie  sich  wie  die 
frühere  auf  HaonoTer  bezügliche  Denkschrift  vom  13.  Janaar 
1780  (Hann,  y.-  a.y.6e8ch.  I  14,  II  606  ff)  Qrstematiseb 
über  alle  Gebiete  des  staatlichen  Lebens  erstreckte,  hatte 
er  geradezu  erklftrt,  dafi  das  oberste  Prinsip  der  Staats- 
leitung das  sein  müsse,  die  Ideen  der  französischen 
Revolution  auf  Preußen  zu  übertragen.  Die  Gewalt 
dieser  Grundsätze  sei  so  groß,  daß  der  Staat,  der  sie 
nicht  annehme,  entweder  seinem  Untergange  oder  der  er- 
zwungenen Annahme  derselben  entgegengehe.  Es  handele 
sich  um  eine  Kevolution  im  guten  Sinne,  um  eine  Revolution 
von  oben,  welche  durch  die  Weisheit  der  Regierung  die 
Veredeinng  der  Menschheit  fordere.  Die  angemessenste 
Form  für  den  gegenwärtigen  Zeitgeist  seien  demokratische 
Grundsätze  in  einer  monarchischen  Regierung ,  während 
man  die  reine  Demokratie  dem  Jahre  2440  überlassen 
müsse,  wenn  sie  anders  je  für  Mensehen  gemacht  sei.  Eine 
Regierung  l'iti»e  lu  lianiionie  mit  dorn  Zeitgeisto  und  dem 
Weltplane  der  Vorsehung  zu  veifiihren.  und  dürfe  ja  nicht 
zurückschrecken  vor  dem.  was  der  Zeitgeist  als  Haupt- 
grundsatz fordere,  vor  möglichster  Freiheit  und  Gleichheit. 
Hardenberg  trägt  auch  gar  kein  Bedenken,  die  äußersten 
Konsequenzen  solcher  Grundsätze  selbst  auf  einem  Gebiete 
zu  ziehn,  wo  die  Anwendung  am  allerbMenklichsten  sein 
würde,  auf  dem  militärischen;  und  zwar  ohne  dabei  irgend- 
wie gedeckt  zu  sein  durch  Unkenntnis  militärischer  Ver- 
hältnisse; er  bekennt  sieh  in  der  hannoversehen  Denkschrift 
als  ein  llerzeusfreuud  des  Militärs  und  IJauke  meint 
sogar,  es  sei  ihm  eine  militärische  St*  Uung  zugedacht  ge- 
wesen. P',s  erscheint  dann  doppelt  auffallend,  daß  er  in 
Übereinstimmung  mit  Alteustein  die  Wahl  der  Unteroftiziere 
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durcli  die  Soldaten,  die  Wahl  der  üftiziere  des  ersten 
Grades  durch  die  Unteroffiziere  verteidigt  und  hinsichtlich 
der  Freiwilligcukorps  die  Besetzung  aller  Offizierstellen 
mit  Einschlttfi  der  Chefs  durch  Wahl  yomehmeD  lassen 
will  (Ranke,  DenkwQrdigkeiten  des  Staatskaozler  Forsteii 
TOD  Hardenberg;  Ober  die  Entstehung  der  Denkschrift  III, 
531;  über  den  Inhalt  IV,  114;  die  Denkschrift  selbst  IV 
Anhang;  Reform  der  VerwnltUDgs-Organisation  ItIO). 

In  der  Rede  beim  Zu  auiiiieutritt  der  Kotabeln  aiu  2'\.  Fe- 
bruar 1811  hat  er  sicli  in  (iriiis»'ll>en  Sinne  ausge>|tr(K  hen ; 
es  solle  zwar  keine  tadelnswerte  Nachahmung  stattlinden, 
aber  notwendig  sei  die  Aneignung  solcher  Grundsätze,  Ver- 
fassungen und  Einrichtungen,  die  aus  dem  Fortschritte  des 
menschlichen  Geistes  und  den  veränderten  Ansiebten  der 
Dinge  folgten,  gegen  die  das  Alte  sich  vergebens  zu  er- 
halten strebe;  das  neue  System,  welches  sich  in  Frankreich 
gewaltsam  Bahn  gebrochen  habe  und  welches  Preufien  sich 
glocklich  schittzen  könne,  auf  friedlichem  Wege  zu  ver- 
wirklichen, gipfle  in  der  freien  Kntwicklung  aller  Krftfte 
deh  Individuums  und  in  der  Gleichheit  aller  vor  dem 
Gesetze. 

So  hat  auch  derjenige  Franzose,  der  in  seinem  Buche: 
La  formation  de  la  Prusse  eontemporaine,  2  Bünde,  Paris, 
1891,  1898,  tiefer  als  viele  Deutsche  in  die  Reformperiode 
eingedrungen  ist,  so  bat  der  einstige  Minister  Gavaignac 
die  Sache  angesehen,  wenn  er  sagt:  LMnüuence  fran^aise 
^tait  manifeste  dans  toute  Poeuvre  du  chancelier  Prussien, 
wenn  er  von  einer  imitation  pn  sjue  servile  des  modi^les 
fran^ais  spricht,  wenn  er  flindenberu  nn  iniitatenr  tiniitle, 
aber  innnerhin  nn  iniitatenr  de  hi  rt-volutiuu  IVaneaise  nennt, 
und  weuu  er  eine  gewisse  Frostigkeit  in  der  deutsclieu 
öffentlichen  Meinung  gegen  Hardenberg  aui  diesen  Um- 
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bland  zurückfQlirt ;  c'est  pcut-rtre  dans  ce  rapprocheiiient 
dans  ceite  tournure  (rehjjnt  beaucoup  plus  fran^aise  qu" 
allemande,  quMl  faul  diercher  le  secret  de  la  froideur  des 
Allemands  ä  Tägard  de  Hardenberg  (Cavaignac,  I,  430,  II« 
50,  69,  100,  113,  123;  Ranke,  DenkwQrdigkeiteB  des 
Staatskanzlers  Fanten  von  Hardenberg,  IV,  453). 

Ebenso  bat  MarwiU  auf  die  Übereinstimmung  mit  der 
fianssösiscbcD  Gesetzgebung  hingewiesen  (Aus  dem  Nach- 
laß, II,  297), 

Und  das  ist  auch  die  Ansicht  von  Bismaixk  gewesen, 
der  in  dem  Briefe  an  den  General  von  Gerlach  vom  25. 
Dezember  1851  gemeint  hat,  daii  die  Hardenhergsche  Gesetz- 
gebung auB  dem  westfälischen  Bulletin  übersetzt  sei. 

Aber  trotzdem  bat  Hardenberg  niemals  den  Plan  ver- 
folgt,  die  Gesetzgebung  der  Constituante,  der  Legislative, 
des  Gonvents  oder  des  Direktoriums  auf  Preufien  zu  ober- 
tragen.  Was  er  unter  französischer  Revolution  yerstand, 
war  doch  nur  die  napoleonische  Gesetzgebung.  Hardenberg 
war  ein  aufgeklärter  Absointist 

Und  dazu  Ivuiuiiii:  ( 'berzeugungen  in  dem  Sinne  wie 
Stein  hatte  Hardenberg  überhaupt  nicht.  „Seine  welt- 
männiscli  leichte  Art  reichte  nirgend  in  das  Gebiet  der 
Sittlichkeit,  geschweige  denn  der  Religion  hinein,  er  war 
ein  Kind  des  18.  Jahrhunderts"  (Lehmann,  „Scharnhorst*). 
Oder  wie  Stein  das  ziemlich  herb  ausgedruckt  hat:  .Herr 
von  Hardenberg  hatte  die  Gutmütigkeit  und  Freundlichkeit 
sanguinischer  genufiliebender  Menschen,  einen  Verstand, 
der  leicht  fafite,  Th&tigkeit,  ein  vortheilhaftes  Aufiere.  Es 
fehlte  aber  Beinern  Charakter  sowohl  an  einer  moralischen 
religiösen  Base,  als  Größe,  intensiver  Kraft  und  Festigkeit, 
seinem  Verstand  an  Tiefe,  seinen  Kenntnissen  an  (iründ- 
lichkeit,  daher  seine  Schwäne,  sein  Übermut  im  Glück, 
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seine  weineriiciie  Weichheit  in  Widerwärtigkeiten,  seine 
Oberflächlichkeit,  die  durch  Beine  Sinnlichkeit,  Stolz  und 
Falschheit  geleitet,  so  vieles  Übel  TerunaGhteu.  Er  ent- 
fernte alle  tftehtige  Menschen,  nmgab  sieh  nur  mit  mittel- 
m&6igen,  oft  schlechten,  die  ihn  mifibrauchten  und  unan- 
ständig behandelten,  seine  Lieblingsunterhaltung  waren 
unzüchtige  Reden ;  der  vertraute  Umgang  mit  nichtswfirdigen 
Weibern,  die  mit  seinen  grauen  Haaren,  seinem  Stolz,  seiner 
Wurde  kontrastierten,  machte  ihn  noch  verächtlicher;  er 
untergrub  den  alten  preußischen  Geist  der  Sparsamkeit 
und  des  Gehorsams,  und  als  er  starb,  hinterließ  er  die 
Finanzen  zerrüttet,  und  die  Staatsgeschäfte  in  den  Händen 
einer'  Überzahl  schlecht  ausgewählter  Beamten.  Kicht  nach 
dem  Grofien  und  Guten  strebte  er  um  des  Großen  und 
Guten  willen,  sondern  als  Mittel  zu  eignem  Kuhm,  daher 
begriff  er  es  nicht,  erreichte  es  nicht,  und  ging  dahin,  nicht 
geachtet,  nicht  betrauert."   (Pertz,  VI,  Beilagen,  173). 

Endlich  hätte  Hardenberg,  so  sehr  er  sich  für  die 
innere  Staatsverwaltung  interp5!sierte ,  was  nicht  nur  aus 
der  Rigaschen,  sondern  srlmn  aus  der  Hannoverschen  Denk- 
schrift hervorgeht,  doch  niemals,  wie  Stein  es  getan  hat, 
von  sich  sagen  können :  „in  die  Verwaltung  des  Inneren 
setzte  ich  mein  Ziel".  Im  vollen  Gegensatze  zu  Stein,  der 
ein  schlechter  Diplomat  war  und  das  auch  wufite,  war  die 
auswärtige  Politik  sein  Feld,  sowohl  vor  1806  wie  nach 
1810;  sowohl  wegen  seiner  persönlichen  Neigungen  als 
auch  weil  die  Gesamtlage  es  auf  das  Dringendste  erheischte; 
sie  nahm  vorzugsweise  seinen  Sinn  gefangen,  alles  Übrige 
hat  er  nur  obenhin  behandelt.  Und  die  Befreiung  vom 
französischen  Joche  ist  ihm  trotz  mancher  Irrgänge  doch 
endlich  gelungen 5  Ranke  hat  wieder  ganz  recht:  „Tiefer 
als  Hardenberg  hat  noch  niemals  ein  Staatsmann  seinen 
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Kamen  in  die  ehernen  Tafeln  der  preußischen  Geschichte 
eingep:rahen," 

Hinsichtlich  der  Finanzen  und  des  Inneren,  die  er  von 
1810  bis  1814  in  die  eigne  Hand  naliin ,  während  er  TOn 
1814—1822  nur  als  Staatskaiusler  aber  ihnen  waltete,  ist 
er  streng  genommen  nur  in  der  ersten  dieser  beiden  Perioden 
französisch -westDkliscbe  Wege  gewandelt  und  hat  sie  in 
noch  höherem  Maße  seine  Rftte  wandeln  lassen.  Die  Um- 
gebungen Hardenbergs  waren  ganz  andere  als  die  Steins. 
Schroetter  ^ar  abgegangen;  Vincke  und  Schön  beschütükten 
sich  auf  ihr  Amt  als  Regierungspräsi(b>Titeii  in  roti^dam 
und  Gumbinnen;  Kaumer,  der  letzte  englisch  Gesinnte, 
ging  zur  akademischen  Laufbahn  über;  Friese  und  andere 
traten  mehr  hervor,  manche  unter  ihnen,  die  inzwischen 
in  westfälischen  Diensten  gestanden  hatten,  wie  Borscbe 
oder  Balow,  Hardenbergs  Nefie,  der  eine  Zeitlang  west- 
fiiliseher  Finanzminister  gewesen  war,  vielleicht  den  Wiedeiv 
eintritt  Hardenbergs  1810  vermittelt  hat  (Doyen,  Erinne- 
rungen, II,  (30)  und  der  am  18.  November  1813  preudischer 
Finanziiiiiiister  wurde. 

Der  wichtigste  vou  allen  aber  war  Scham weber. 
Friedrich  Christian  Schamwel»er  wnr  1770  in  Teende  bei 
Göttingen  geboren;  der  Vater  war  Pächter  des  dortigen 
Klosterguts  und  zugleich  seit  1708  Einnehmer  des  Göttin- 
gischen  Quartiers,  welches  jfthrlieh  12000  Taler  an  Schatz- 
gefollen  aufbrachte;  schließlich  stellte  sich  eine  Unter- 
schlagung von  28511  Talern  heraus,  fttr  die  bei  der  schlaffen 
Aufsicht  des  st&ndischen  Steuerwesens  durch  das  ständische 
Schatzkollegium  kein  Mensch  regrefipfliehtig  gemacht  wurde; 
der  Sohn  war  ohne  Gyumasiulunterricht  und  Universitüts- 
bildung  aufgewachsen,  er  scheint  sich  der  Landwirtschaft 
gewidmet  zu  haben,  ohne  viel  Glück,  Marwitz  nennt  ihn 
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einen  sjiekulicreiidtMi  Aventurier;  er  war  dann,  oireobar 
als  LandsuKiuu,  mit  Hardenberg  in  Beziehungen  geküiiunen, 
hat,  ganz  wie  Hardenberg,  der  nur  die  Kosten  seines 
Haushalts  liquidierte,  die  sich  aber  in  manchen  Jahren 
auf  mehr  als  lOocxK)  /^'  belipfon.  ieden  Posten  und  Gehalt 
ausgeschlagen,  dafQr  aber  zu  Zeiten  Kapitalien  vom  Staate 
erhalten,  zum  Teil  von  betr&ehtlicber  Höhe  (Reform,  173; 

H.  V.-  u.  V.GeschM  1*  287,  288;  Marwitz»  Aus  dem  Nach- 
lafi,II,290ff.,805;  Boyen,  Erinnerungen  11,97;  Cavaignac, 
II,  87;  Hippel,  Beiträge,  51;  Arndt,  Wanderungen,  141; 
Bülow  -  Cummerow ,  Verwaltung  des  Fürst  tu  Hardenberg, 
5ö;  Knapp  I,  1«)4,  2*^9.  ,V2(»;  Mamroth,  ir»'»:  Forschungen, 

I,  580,  II,  24<;,  248).  .stein  liat  Scbarnwelior  einen  Phan- 
tasten genannt  und  hervorgehoben,  dati  er  im  Irrenhause 
zu  Eberbacb  182i)  gestorben  sei;  auch  Boyen  nennt  ihn 
eine  nicht  zusagende  Persönlichkeit,  hebt  aber  hen'or,  daß 
sein  Name  einen  Platz  in  der  preußischen  Kulturgeschichte 
verdiene;  Cavaignac  nennt  ihn  Pagent  le  plus  laborieuz, 
1e  plus  compötent  et  le  plus  actif  de  la  r^forme  agraire. 
In  der  „Beform  der  Verwaltungs-Organisation"  war  schon 
gesagt:  „Der  hervorragendste  unter  den  Mitarbeitern 
Hardenbergs  war  für  das  Gehiet  der  ( itst  l/tjohnng  ohne 
Frage  Scharnweber.  Seine  Arbeitskraft  ist  eine  erstaun- 
liche. In  ganz  systmiatischer  Weise  verbreiten  sich 
seine  zahlreiclien  Denkschriften,  von  denen  jede  ein 
stattliches  Heft  bildet,  Ober  alle  Gebtete  des  Staats- 
lebens; es  fehlt  zwar  auch  in  diesen  Arbeiten  nicht  an  Er- 
örterungen Ober  Wesen  und  Aufgabe  des  Staats;  was  sie 
aber  im  Gegensatz  zu  anderen  so  lehrreich  macht,  das  ist 
die  Klarheit  und  Folgeriehttgkeit  der  Darstellung,  der 
l>raktische  Sinn  und  gesunde  Menschenverstand,  die  um- 
fassende Geschäftskeuutuis.    Scharnwebers  politische  An- 
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Behauungen  sind  genau  die  Hardenbergseben;  auch  er  ist 
durch  und  durch  liberal,  namentlich  auf  dem  wirtschaft- 
lieben Gebiete;  er  bat  fflr  die  Verhältnisse  des  grund- 
besitzenden Adels  weder  Verständnis,  noch  Sympathie, 
und  liiUf  ( li(  ndeshalb  nicht  vu  l  von  Selbstverwaltung;  er 
weiiigsleiis  würde  sie  nicht  eingeführt  haben,  gegen  Re- 
präseutativ-Verfaßflung  sofern  sie  sich  auf  Teilnahme  der 
Repräsentanten  an  der  Gesetzgebung  beschrankt,  hat  er 
dagegen  nicht  viel  einzuwenden.'* 

W&hrend  die  radikalen  Gesetzentwttrfe  der  fibrigen 
Hardenbergschen  RAte»  namentlich  die  über  die  Verhältnisse 
des  platten  Landes^  Ober  das  Stadium  der  Entwfkrfe  nicht 
hinausgekommen  sind,  hat  Sehamweber  auf  zwei  Gebieten 
einen  gro(5en  Krfuig  davongetragen:  einen  bleil)enden  aul 
dem  dir  agrarischen  Gesetzgebung,  bei  deren  Beratung 
durch  die  Nationalrepriisentantcn  or  auch  als  Kegierungs- 
kommissar  fungiert  hat,  und  einen  vorübergehenden  beim 
Gendannerie-£dikt,  dessen  Verfasser  er  ist 
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Die  Hardenbergsclien  Gesetze  und  Gesete- 

611 1  würfe. 

L  Die  wiitseluiftliehe  Gesetigebiuig. 

1.  Das  Agrarwesen. 

In  der  großen  Denkschrift  vom  September  1807  hatte 
Bich  Hardenberg  nieht  nur  ffir  BeseitiguDg  der  sUndischeo 
Gliederung  auf  dem  Gebiete  des  Erwerbslebens,  für  Auf- 
bebnng  deijenigen  Gesetze,  welche  die  Bauern  binderten 
ans  ihrem  Stande  herauszutreten,  nicht  nur  ffir  Aufhebung 
der  Erbnntertllnigkeit,  sondern  auch  ffir  Ablösung  dt  i  guts- 
herrlichen Bechte,  für  erleichterte  Erlanguiig  tles  Kifjcu- 
tums  an  den  BauernglUerii ,  für  Aufhelumg  der  (ItMiit  iii- 
heiten .  aber  gepen  eiiipii  Zwang  \n'\  Auflichung  der 
Katuraldienste  oder  deren  Verwandlung  in  Geldabgaben 
ausgesprochen. 

Das  Edikt  betreffend  die  Regulierung  der  guts- 
herrlicben  und  bäuerlichen  Verhältnisse  vom  14.  September 
1811,  in  der  Hauptsache  von  Raumer  ausgearbeitet,  an 
welchem  außer  ihm  noch  Borsche,  Beuth  und  Laden- 
berg  beteiligt  waren  (Knapp,  I.  161),  sagt  im  Eingange, 
daß  der  König  durch  die  bisher  sowolil  auf  den  Domänen 
als  von  verschiedenen  Rittergutsbesitzern  gemacliten  Er- 
fahrungen  noch  mehr  überzeugt  worden  sei,  wie  die 
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Verwandlung  der  bäuerlichen  Besitzungen  in  Eigentum 
da,  wo  solcbeB  bisher  noch  nicht  stattgefunden,  und  die 

Ablösung  der  Naturaldienste  und  Berechtigun*?en  gegen 
billige  und  gerechte  Entschädigungen  zum  w.thieii  liebten 
sowohl  der  Berechtigten  als  auch  der  Verpflichteten  ge- 
reiche. Zur  Beförderung  desselheii  und  aus  landesvater- 
licher  Sorgfalt  für  das  Wohl  der  Untertanen  werde  daher 
nachdem  tlber  diese  \Tichtige  Angelegenheit  das  Gutachten 
erfahrener  Landwirte  und  SachverBtändigen  aus  allen  Pro- 
vinzen und  Standen  eingeholt  sei,  folgendes  verordnet: 

,£8  sollen  die  bisher  nicht  eigentflmlich  verliehenen 
bäuerlichen  Besitzungen  unter  den,  in  der  gegenwärtigen 
Verordnung  enthaltenen  Vorschriften  und  Bedingungen  in 
Eigentum  verwandelt  und  die  auf  solchen  ruhenden  Dienst- 
barlveiten und  Berechtigungen  gegen  wechselseitige  billige 
Entschädigungen  abgelöst  werden"  (§  1). 

„Zu  diesen  Besitzungen  werden  alle  Güter  gerechnet, 
die  von  den  Besitzern  auf  ihre  Deszendenz  oder  Seiten- 
verwandte  bisher  vererbt  wurden,  oder  wo  doch  fQr  den 
Gutsherrn  die  Verpflichtung  vorhanden  ist,  den  erledigten 
Hof  mit  einem  der  Erben  des  letzten  Besitzers  wieder  zu 
besetzen.  Güter,  welche  ohne  diese  Verpflichtung  auf  un- 
bestimmmte  Zeit,  oder  auf  bestimmte  Jahre,  oder  auf 
Lebenszeit  zur  Benutzung  überlassen  wurden,  gehören  nicht 
in  diese  l\lasi.e,  sontit  iii  mn  f  ii  nach  den  Bestimmungen 
des  Allgemeinen  Landrecht>  ih.  I.  Tit.  21.  §§  028—600 
als  Zeitjtacliten  betrachtet  werden"  (§  3). 

„Allen  jetzigen  Inhabern  jener  erblichen  Bauerhöfe 
und  Besitzungen,  sie  mOgen  Ganz-,  Halbbauem,  Sinhofiier 
oder  Kossäthen  heißen,  oder  einen  andern  Provinzialnamen 
führen,  zu  geistlichen ,  Domänen,  Kämmerei- oder  Privat- 
gütem  gehdren,  wird  das  Eigentum  ihrer  Höfe  flbertragen, 
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unttr  der  Veiptticlitung,  die  Gutsherren  dafür,  wie  nach- 
stehend verordnet  ist,  zu  entschädigen.  —  Unter  derselben 
Bedingung  sollen  auch  die  Njitinaldienstt'  mit  alleiniger 
Ausnahme  einiger  näher  bestinnuteu  Hilfsdienste  gegeu 
£Dtscbftdigung  aufgehoben  werden.  —  Dagegen  soll  der 
Anspruch  der  Verpflichteten  an  die  Gutsberrschaft  auf  die 
Instandhaltung  der  Gebäude,  und  Erteilung  der  Hofwehr, 
auf  Unterstotzungen  anderer  Art  und  auf  Vertretung  bei 
öffentlichen  Abgaben  und  Lasten  ebenfalls  aufhören,  und 
ihnen  durch  ßerficksichtigung  des  Werts  davon  bei  jenen 
Ausgleichungen  vergtitet  werden"  (§  4). 

gEs  soll  diiliei  Uegel  sein:  daß  bei  erblichen  Besitzern 
die  dut>lierren  fUr  das  Ki^-eiituui  der  Höfe,  für  die  Dienst- 
und gewöhnlichen  Aligabeu  davon,  abgefunden  sein  hüllen, 
wenn  ihnen  die  Untertanen  den  dritten  Teil  ihrer  sämt- 
lichen Gutsländereien  abtreten,  und  dabei  auf  alle  außer- 
ordentlichen Untersttttzungen ,  Hofwehr,  Bauerhalfen  und 
auf  die  Steuervertretung  Verzicht  leisten"  (§  10). 

„In  die  Klasse  der  bisher  nicht  erblichen  bäuerlichen 
Besitzungen  gehören  diejenigen  Höfe,  welche  von  den  GutSr 
herren  an  Bauern  auf  unbestimmte  Zeit,  oder  auf  gewisse 
Jahre,  oder  auch  auf  Lebenszeit  gegen  Ah«:.il»in.  PAchte 
und  Dienste,  in  Benutzung  Oberlassen  worden  >iml "  (  §  37). 
„Die  Dispositionen  hinsichtlici)  der  erblichen  BauergtUer 
gelten  auch  von  den  nicht  erblichen,  mit  dem  Unterschiede, 
da6  die  Gutsherren,  wenn  Iteine  gütliche  £inigung  auf 
andere  Weise  erfolgt,  berechtigt  sein  sollen,  die  Hälfte 
der  Besitzungen  an  Äckern,  Wörthen,  Wiesen,  Holzung 
und  Htttung  zu  ihren  Gtttern  einzuziehen,  oder  sonst  will- 
hfirlich  darüber  zu  disponieren*  (§  35). 

Lehmann  (III.  7(i)  gibt  zu,  daß  das  Regulierungsediht 
über  das  Kdikt  von  1807  hinausgegangen  sei,  behauptet 
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aber,  Stein  habe  längst  bekundet,  daft  aueh  er  dabei  nicht 

habe  stehen  bleiben,  sondern  die  gänzliche  Auseinander- 
setzung, vor  allem  die  Ablösung  der  Frohndeii  und  Abgabeu 
habe  bewirken  wollen.  Mit  der  Ablösung  der  Frohnden 
und  Abgaben  hat  es  seine  Richtigkeit;  nicht  aber  mit  der 
gänzlichen  Auseinandersetzung.  Denn  Stein  seihst  sagt 
in  der  Vita:  „Es  war  der  Neueningssucht  des  Staats- 
kanzlers Hardenberg  1811  vorbehalten,  die  Verhältnisse 
des  Gutsherrn  zum  Bauetnatande  anf  eine  diesem  ver- 
derbliche Art  nmzuwftlien;  hieran  hatte  ich  keinen  Anteil.* 
Es  ist  darQber  sogar  später  zu  einem  Zusammenstoß  zwischen 
beiden  gekommen,  als  es  sich  um  das  Gesetz  vom  25,  Sep- 
tember 1820  über  die  gutsherrlich-bSuerlirhen  Verhältnisse 
in  Westfalen  hniidelte,  welches  Stein  im  Interesse  des  ritter- 
schaltiiclicu  Grundbesitzes  lebhaft  bekämpfte.  Hardenberg 
in  seiner  oberflächlichen  Art  war  sich  des  Gegensatzes  der 
beiderseitigen  Anschauungen  gar  nicht  bewußt  und  hat 
damals  feist  mit  TrAnen  zu  Eichhorn  gesagt,  sehen  Sie,  so 
handelt  jetzt  Stein,  dessen  Maßregeln  ich  doch  nur  aua^ 
fnhre;  aber  Eichhorn  hat  ganz  richtig  erwidert,  es  ist 
doch  ein  Unterschied,  Stein  hat  nie  soweit  gehen  wollen 
(Portz,  V,  595).  Auch  im  Gutachten  für  den  Kronprinzen 
vom  5.  November  1822  hat  Stein  die  Gesetzgebung  von  1811 
und  1820  über  die  bäuerlichen  Verhältnisse  getadelt  (Pertz. 
Denkschriften.  222).  In  „Knesebeck  und Scii()n"  hatte  übrigens 
Lehmann  anerkannt,  daß  der  Umfang  der  Hardenbergschen 
Reformen  allerdings  Steins  Unzufriedenheit  erregt  habe. 

Hardenberg  selbst  bat  einen  Schritt  zurttekgetan. 
Unter  dem  Verwände ,  das  Schwankende  des  Begrifis  der 
b&uerlichen  Stellen  zu  erg&nzen,  ist  nach  eingeholtem  Rat  der 
interimistischen  Landesrepr&sentanten  unterm  29.  Hai  1816 
eine  aus  121  Artikeln  bestehende  Deklaration  des  Re- 
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gulierungsedikts  erlassen  worden.  Wie  bereits  durch  die 
Verordnung  vom  31.  Dezember  ]xlÖ  betreffend  die  guts- 
herrlich-bäuerlirlion  Verhältnisse  in  Aussicht  gestellt  war, 
sollten  nur  die  spannfähigen  Nahrungen  regulierungsfähig 
sein,  nur  auf  diese  sich  die  Eigentumsverleihung  be- 
achr&Dken,  während  alle  kleineren  BauergOter,  auch 
die  zu  erbliehem  Rechte  besessenen,  in  der  bis- 
herigen Abhängigkeit  vom  Gutsherrn  belassen  wurden, 
weil  die  Krone  Bedenken  trug,  die  im  Kriege  so  hart 
mitgenommenen  Gutsherren  durch  Entziehung  der  ge- 
wohnten Ilaiiddienste  ganz  zu  (Irimde  zu  richten 
(v.  Trcitschke,  V.  511).  Kiiaitp  macht  es  wahrsrhein- 
lich,  daß  der  griißti'  Teil  dieser  kleinen  bauerliclieii 
Stellen  eingezogen  oder  in  ein  Pächterverhältnis  p^erateu 
sei,  sodaß  nur  der  weitaus  kleinere  Teil  sich  in  deu  alten 
Verhftltnissen  erhalten  habe,  um  noch  von  der  Gesetzgebung 
von  1850  Gebrauch  machen  zu  können ;  aber  er  meint  zu- 
gleich,  man  mflfite  bei  den  Regulierungen  beschäftigt  ge- 
wesen sein,  um  etwas  Entscheidendes  über  die  Wirkung 
der  Deklaration  zu  sagen  (Knapp,  1,  172,  184,  289). 

Jedenfalls  ist  es  eine  grüße  Übertreibung,  wenn  bom- 
bart  (Kapitalisuius,  IT,  ♦>)  mit  Rezug  auf  die  Deklaration 
von  einer  Unschädlichuiachuug  der  Steiu-Hardeubergächeu 
Reform  spricht. 

„Ohne  Revolution  und  ohne  jede  Nachahmung  der 
französischen  Revolution  war  ein  freier  Bauemstand  ge- 
schaffen" (Boyen,  Erinnerungen,  11.96).  Und  das  war 
Hardenbergs  Verdienst.  Er  hat  nicht  nur  die  durch  das 
Edikt  von  1807  heraufbeschworene  Gefahr  abgewandt^ 
dafi  der  Bauemstand  auf  Grund  der  Theorie  des  freien 
Verkehrs  wie  in  England  veiuichtet  wurde.  Das  Re- 
gulierungsedikt  ist   die   Grundlage,    auf   welcher  der 
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heutige  nnabh&Dgige,  mit  dem  Großgrundbesitze  in  Yollem 
Einklang  lebende  Bauernstand  in  den  östlichen  Provinzen 

berulit.  Es  hat  die  meisten  hannoverschen  Mitglieder  de? 
Ab^ieortliu'teuhauses  in  höclistem  Gradt^  iil  errascht ,  als 
ihnen  Miquel  hei  der  ersten  Beratung  der  Kreisordnung 
am  in.  Oktober  18(39  mitteilte,  daß  nach  der  StatistilL 
von  1859  iu  den  sechs  östlichen  Provinzen  344737  spann- 
f&bige  Höfe  mit  einem  Areal  von  33000498  Morgen,  also 
81  BpannfiLhige  Höfe  auf  die  Quadratmeile  sich  ergeben 
hatten. 

Die  Wirkungen  des  Begnlierungsedikts  waren  flbrigens 
nur  privatrechtlich:  in  Absicht  der  Jurisdiktion  und  poli- 
zeilichen Verhältnisse  wurde  uichts  geändert     58  Abs.  2). 

Das  uuter  deiiisell»eii  Dutum  erlassene,  im  wesentliclien 
von  8charuweher  herrührende  Kdikt  wegen  Beförderung 
der  Landeskultur  geht  davon  aus,  daß  auch  die  noch 
übrigen  Hindernisse  beseitigt  werden  rattfiten,  welche  der 
freien  Benutzung  des  Grund  und  Bodens  entgegenstftnden; 
jeder  Grundbesitzer  solle  aber  seine  Grundstücke  so  frei 
verfügen  können,  als  nicht  Rechte  Dritter,  welche  aus 
Fideikommissen,  Lehnsverband,  Schuldverpflichtungen,  Ser- 
vituten und  dergleichen  herrührten,  dadurch  verletzt  wQrden. 
Mit  Ausnahme  dieser  Fälle  Iju!  t  jetb  r  das  Recht  sein  Gut 
oder  seinen  Hof  durch  An-  und  \'erkauf  oder  siaist  will- 
kürlich zu  vergrößern  oder  zu  verkleinern,  seine  Zubehö- 
rungen  an  einen  oder  mehrere  Erben  zu  ttberlassen,  sie 
zu  vertauschen  oder  zu  verschenken  oder  sonst  damit  zu 
schalten.  Diese  unbescbr&nkte  Disposition  ist  das  sicherste 
Mittel,  insbesondere  bei  Erbtetlungen,  die  Grundbesitzer 
vor  Verschuldung  zu  bewahren,  indem  soviel  einzelne  Grund^ 
stocke  verkauft  würden,  dafi  das  HauptgrundstQck  schulden- 
frei bleibe  oder  werde.  Auch  werde  ihnen  erst  dadurch 
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ein  lebendiges  Interesse  für  die  Verbesserung  ihrer  Güter 
gegeben,  die  Kultur  der  Grundstücke  zu  befördern,  was 
besoDders  dadurch  geschehe,  daß  Grundstücke,  welche  in 
der  Hand  eines  unvermOgenden  Besitzers  eine  Versehlech* 
tenmg  erlitten  hatten,  bei  dem  Verkauf  in  bemittelte 
Hände  gerieten ;  es  bleibe  also  alles  Land  bei  diesem  i^be- 
wegliehen  Besitzstande  in  guter  Kultur;  die  Vereinzelung 
gebe  auch  den  sogenanten  kleineu  Leuten  Gelegeniieit  ein 
Eigentum  zu  erwerlx  ii  ^  !>.  Die  Einschrilnkungen  in  An- 
sehung iliT  Bt'Dut/iiii^'  der  Pnvatwaldunjien  horten  [iiinzlich 
auf;  die  Kigenttinier  können  solche  nach  Gutbetinden  be- 
nutzen und  sie  auch  parzellieren  und  urbar  machen  (§  4). 
Jedem  Gutsbesitzer  steht  zwar  frei,  so  viel  ArbeitsfamiÜen, 
wie  er  zu  bedürfen  glaubt,  auf  seinem  Eigentum  anzu- 
setzen und  sie  ganz  oder  teilweise  durch  Landnutzung  ab- 
zulehnen; aber  derartige  Mietverträge  sollen,  damit  nicht 
neue  kulturschädliche  Hindernisse  sich  bilden,  höchstens 
auf  zwölf  Jahre  geschlossen  werden,  erbliche  Überlassungen 
solcher  Stellen  aber  uicuials  unter  VerpHiclitung  zu  fort- 
wiihrenden  Diensten  gesrhelien  ('S  7).  Gej^^en  den  Srhluß 
ist  „von  deu  eutfesselteu  Händen  der  Laudbewolmer''  die 
Kede  \r,). 

Das  LandeskuUuredikt  ist  der  reine  Adam  Smith,  nicht 
aber  eine  Nachahmung  der  französischen  Revolution. 

2.  Die  GewerbelMheit. 

Die  Gewerbefreiheit  ist  in  der  französischen  Revolution 

mehr  beiläufig  eingeführt  worden;  formell  nur  in  Ver- 
bindung mit  der  Gewerbcsicuer  unter  dem  Namen  der 
Patfiit-teuer :  'das  Gesetz  vom  2. 17.  März  1791  ist  ein 
Jj'iuanzgesetz  (^^tournl,  J,  27oj;  dabei  sind  die  Zünfte  infolge 
der  Abneigung  der  Revolution  gegen  Korporationen  ttber- 
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haupt  gründlich  beseitigt;  die  Verfassung  von  1791  sagt 
in  der  Einleituug:  „II  n'v  a  plus  ni  jurande  ui  Corporation 
Qi  profession,  art  et  iu6tier."  Eiuige  Beschränkungen  aus 
polizeilichen  Gründen  enthielt  schon  das  Gesetz  vom 
2J17.  März  1791,  spftter  die  Gesetze  Tom  4.  Tbermidor  III 
(22.  Juli  1795),  6.  Ftuctidor  IV  (23.  August  1796),  9.  Fri- 
maire  V  (29.  November  1796),  7.  Brumaii«  VI  (28.  Oktober 
1797),  1.  Bromaire  VII  (22.  Oktober  1798). 

Die  beiden  auf  die  Patentsteuer  bezüglichen  Gesetze 
des  Königreichs  Westfalen  vom  5.  August  1808  und 
12.  Feluuai  I81u  (II,  275,  IV,  123)  haben  das  im  wesent- 
lichen kopiert. 

Stein  hatte  die  Gewerbefreiheit  für  einzelne  Gewerbe 
erweitert,  den  Zünften  die  Herrschaft  in  städtischen  An- 
gelegenheiten genommen,  sie  aber  nicht  abgeschafft,  viel- 
mehr die  Bürgerschaft  auf  Hausbesitz  und  auf  Gewerbe 
vorzugsweise  gegründet. 

Hardenberg  hatte  schon  in  der  Rigaer  Denkschrift  sich 
für  prinzipielle  Gewerbefreiheit  erklärt  Das  Edikt  vom 
2.  November  1810  über  die  Einführung  einer  allgemeinen 
Gewerbesteuer  stellte  den  Grundsatz  an  die  Spitze,  daß 
zum  Betriebe  jedes  Gewerbes  die  Lösung  eines  Gewerbe- 
scheins erforderlich,  aber  auch  genügend  sei  und  daß  die 
Erteilung  eines  solchen  Scheins  niemandem  verweigert 
werden  dürfe,  der  bis  dahin  einen  rechtlichen  Lebenswandel 
geführt  habe;  das  Edikt  beseitigt  demgemAfi  den  Unter- 
schied von  Stadt  und  Land  sowie  alle  diejenigen  Vorrechte, 
welche  entweder  den  Zünften  und  Privatpersonen  zu- 
gestanden hatten  oder  mit  dem  Besitz  eines  Grundstücks 
verbunden  gewesen  waren  ;  nur  aus  sicherheits-  oder  ge- 
sundheitspoliziilichen  Gründen  wurde  bei  einigen  Ge- 
werben die  Erteilung  des  Gewerbescheins  von  dem  Nacb- 
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weise  gewisser  zum  geschickten  oder  sicheren  Betriebe 
erfordorlichen  Eigenschaften  abhängig  gemacht.  Das  Gesetz 
vom  7.  September  18U  Uber  die  polizeilicbeE  Verh&ltnisBe 
der  Gewerbe  hat  solche  EiDscbränkungen  nfther  beBtimmt 
und  weiter  ausgedehnt,  abrigens  aber  den  Grundsatz  der 
.Gewerbefreiheit  in  vollstem  Mafie  aufrecht  erhalten,  indem 
namentlich  das  Fortbef^tehen  der  Zttnfte  zwar  an  und  fOr 
sich  gesüittet ,  der  Eintritt  aber  von  den  Innehabern  der 
Gewerbescheine  in  keiner  Weise  verlangt  wurde. 

Es  ist  das  viuc  ^0  ^Toteske  fraiizüsisi-h-westfälisclit' 
Nachahmung,  daß  es  sich  nicht  lohnt,  einzelne  Abweichungen 
hervorzuheben,  unter  denen  die  wichtigste  die  ist,  daß 
in  Westfalen  das  Vermögen  der  dort  wie  in  Frankreich 
aufgehobenen  Zfinfte  zur  Staatsschuldenamortisationskasse 
eingezogen  wurde. 

Wie  wenig  diese  Gewerbefreiheit  aus  den  preußischen 
Zustünden  hervorgegangen  war,  zumal  wenn  man  bedenkt, 
daß  eine  relative  Gewerbefreiheit  in  Treußen  schun  voilier 
bestanden  hatte,  ergiht  sich  daraus,  daß  um  das  Jahr 
fast  genau  wie  im  Jalire  1800  ein  Sclineidermeister  für 
etwa  240,  ein  8chuhmacheriiieii?ter  für  etwa  200  Einwohner 
arbeitete  und  daß  in  den  beiden  Jahren  auf  kaum  zwei 
Handwerksmeister  ein  Gehftlfe  kam,  sedaß  Sombart  in- 
sofern mit  Recht  von  einer  papiernen  Gewerbefreiheit 
spricht. 

In  den  Provinzen,  in  welchen  ISIO  diese  Gewerbe- 
freiheit efngefQhrt  war,  ist  sie  bestehen  geblieben;  eine 
Reaktion  hat  auch  auf  diesem  Gebii'te  nicht  stattgefunden. 
Aber  in  die  neu-  und  wiedergewonnenen  Landesteile  sind 
zwar  die  tiuanzieiieu,  jedoch  nicht  die  ^^ewerh^'polizeilicheu 
Bestimmungen  des  Edikts  vom  2.  Novemh»  1  1>!10  ein- 
geführt,  auch  nicht  das  Edikt  vom  7.  September  1811 
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Es  mußte  demgemäß  im  ganzeu  Staate  Gewerbesteuer 
Dach  denselben  Grundsätzen  gezahlt  werden,  während 
hinsichtlieh  der  Frage,  von  welchen  Bedingungen  die 
Befugnis  zum  Gewerbebetrieb  abhänge,  in  jedem  ein- 
zelnen Landesteile  daE|}enige  Recht  maßgebend  war,  das 
bei  der  BesitzDahme  vorgefunden  wurde,  so  dafi  in 
denjenigen  Landesteilen,  die  zum  Königreicb  Westfalen 
oder  zum  Großherzogtum  Berg  gehOrt  hatten,  eine 
schrankenlose  Gewerbefreiheit  bestand,  selbst  ohne  manche 
Einschränkungen  der  Edikte  von  1810  und  1811,  w&brend 
anderswo,  wie  im  Ilt  i  zogtum  Sachsen,  in  der  Ober- und  Nieder- 
lausitz, in  Neuvorpoinmern  und  Rtigeii  eine  Gebundenheit 
fortdauerte,  wie  sie  in  den  alten  Provinzen  schon  im  18.  Jahr- 
hundert niclit  mthr  bestanden  hatte.  Die  bei  Gelegenheit 
der  Reform  des  preußischen  Steuerwesens  1818 — 1820  er- 
folgte Umgestaltung  der  Gewerbesteuer  stellte  eine  Aus- 
gleichung jener  Gegensätze  in  Aussiebt  (Gesetz  wegen 
Einrichtung  der  Gewerbesteuer  vom  30.  Mai  1820  §  37). 
Die  Revision  begann  im  Jahre  1835  mit  den  Arbeiten  der 
unter  dem  Vorsitze  von  J.  G.  Hoffmann  niedergesetzten 
Inimt'diutkommisüiou.  Es  folgten  über  den  von  dieser 
Kommission  vorgelegten  f^ntwarf  die  Beratungen  seitens 
der  Regierunfjon  .  des  Staatsnunist»  i  iiims ,  der  Provinzial- 
stände,  des  Staatsrats  sowohl  in  den  Abteilungen  wie  im 
Plenum;  das  liesultat  war  die  Allgemeine  Gewerbeordnung 
vom  17,  Januar  1845,  welche  im  großen  und  ganzen  den 
seit  1810/11  in  den  ftlteren  Landesteilen  bestehenden 
Zustand  auf  den  Gesamtstaat  ausdehnte. 

Nach  einem  neueren  Schriftsteller  ist  man  schon  in  den 
20  er  Jahren  in  Bayern  und  Wfirttemberg  dieser  Entwicklung 
gefolgt,  „wenn  auch  nur  in  beschrilnktem  Maße",  wie  er 
hinzufügt. 
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U.  Die  BehÖrdenorguiisatloii. 
1.  Die  ZentralliehOTdeii* 

Im  Gegeusatz  zu  den  Steiuscheii  Bestrebungen  auf  ein 
kollegialisches  Staatsmiuisteriuni  hat  das  unter  Altenstein- 
Dohoa«fieyme  erlassene  Publicanduin  vom  16.  Dezember 
1806  swar  ein  ebenfalls  aus  fünf  Mitgliedern  bestehendes 
Staatsministerium  geschaffen,  in  welchem  aber  jeder  ein- 
zelne Minister  so  gut  vie  selbstftndig  war,  in  der  Selb- 
ständigkeit wenigstens  nur  durch  seine  Untergebenen,  die 
Ministerialdirektoren,  Geheimen  Staatsräte,  beschränkt 
wurde. 

An  dieser  Organisation  hat  die  Hardeiihergsche  Ver- 
ordnung vom  17.  Oktober  181U.  mit  der  die  Gesetzs^^mmlung 
eröffnet  wurde,  insofern  fistiiclialten,  als  die  Gesamtheit 
der  Geschäfte  von  den  fünf  Ministern  gef&hrt  werden 
sollte.  Es  wurde  aber  damals  das  Amt  eines  Staatskanders 
geschaffen  im  vollen  Gegensatz  zu  Stein,  der  zwar  im 
Frcmemoria  vom  15.  Oktober  1807  zugegeben  hatte,  dafi 
die  oberste  Leitung  des  Staats  in  der  Hand  eines  einzigen 
Ministers  nuhr  Kraft  und  Einheit  entfalten,  daß  aber 
infolge  der  Beschrilnktlieit  nienscblicber  Kräfte  die  Fehler 
de.s  Individuums  uiuen  zu  nberwippjenden  Einfluß  erhalten 
würden,  daß  die  kollegialische  Behandlung  einen  steteren 
Gang  sichern  würde,  der  frei  von  Übereilungen  sei  und 
eine  grftfiere  Mannigfaltigkeit  in  den  Ansichten  bewirke, 
dafi  einem  Manne  die  Umformung  der  Regierungs- 
verfassung,  dafi  nachher  aber  die  Verwaltung  einem  Staats- 
rate unter  dem  überwiegenden  Einflüsse  eines  Frftsidenten 
zu  fihertragen  sei. 

Der  Staatskanzler  im  Sinne  der  llardenbergschen  Ver- 
ordnung war,  wie  Marwitz  ;sicii  ausdruckte,  eine  Art  von 

Mei«r,  Fnas.  EiaflOme.  II.  27 
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Veair,  der  nicht  nnr  die  Oberaufsicht  Aber  die  Verwaltimg 
der  anderen  Minister  zu  führen  hatte,  sondern  yon  jedem 
einzelnen  Reebenschaft  und  Auskunft  fiber  jeden  Gegen- 
stand fordern,  Maßregeln  und  Anordnungen  suspendieren 
konnte,  der  außerdem  einen  maßgebenden  Anteil  an  den 
Geschäften  des  auswärtigen  Ministeriums  hatte,  wahrend 
er  die  Ministerien  des  luueru  und  der  Finanzen  in  eigne 
Verwaltung  nahm,  in  der  Weise,  daß  die  laufenden  Ge- 
schalte den  an  der  Spitze  der  Hauptabteilungen  stehenden 
Geheimen  Staatsr&ten  fiberlassen  wurden.  Hardenberg 
hatte  schon  in  seiner  Rigaer  Denkschrift  in  Übereinstimmung 
mit  Altenstein  for  einen  solchen  Premierminister  sich  aus- 
gesprochen. Von  Hardenberg  hat  Ranke  mit  Recht  gesagt, 
daß  sein  Sinn  auch  in  seinen  froheren  Stellungen  in 
Hannover  und  i'i  aunschweig  und,  fügen  wir  hinzu,  bei  der 
Verwaltung  der  fränkischen  Fürstentümer  stets  dahin  ge- 
gangen sei,  die  oberste  Leitung  allein  in  die  Hand  zu 
bekommen. 

Eine  Kachahmung  der  französischen  Revolution  war 
der  preußische  Staatskanzler  nicht. 

An  dieser  Verfassung  des  Staatsministeriums  ist  durch 
die  Kabinettsorder  vom  3.  Juni  1814  abgesehen  von  ge- 
ringen Modifikationen  in  der  Stellung  des  Staatskanzlers, 
die  auf  dessen  Antrag  erfolgten  und  die  Einsetzung  eines 
FiiiHii/ministers  und  eines  Ministers  des  Innern  mit  sich 
brachten,  prinzipiell  nichts  geändert,  noch  weniger  duich 
die  III  der  Kabinettsorder  vom  3.  November  1817  erfolgte 
Abtrennung  eines  Ministeriums  des  Schutzes  vom  Finanz- 
ministerium, eines  Kultusministeriums  von  dem  des  Innern 
und  eines  Ministeriums  ffir  Gesetzesrevision  vom  Justiz- 
ministerium. 

Ein  kollegialisehes  Staatsministerinm  gibt  es  schon 
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seit  1810  nur  für  sehr  wenige  Fälle:  für  Gesetzentwürfe, 
für  abweichende  Auiicliten  unter  den  Ministem,  fOr  Er- 
ueunuug  \un  höheren  Beamten,  für  provisorische  Ver- 
ordnungen mit  Gesetzeskraft,  für  Auflösung  von  Stadt- 
verordnetenversammlungen, für  gewisse  Angelegenheiten 
der  protestantischen  Kirche  osv.;  Sitzungen  des  Staats- 
ministeriums  finden  um  so  seltener  statt,  als  manches 
durch  Umlauf  erledigt  irird.  Bismarck  hat  sich  auch 
nicht  sowohl  gegen  die  Kollegialität  des  Staatsministeriums, 
die  ihn  wenig  genierte,  als  dagegen  ausgesprochen,  dafi 
er  als  Ministerpräsident  zu  wenig  zu  sagen  habe,  weil 
jeder  einzelne  Minister  innerhalb  seines  Re^rts  unab- 
hängig ist. 

Auch  die  Stellung  des  Kalnnetts  im  Staatsorganismus 
ist  durch  die  Verordnung  von  1810  in  vollem  Gegensatz 
zu  Stein  geregelt.  Der  Schwerpunkt  bei  den  Kabinetts- 
Tortrftgen,  sollte  nicht  beim  iLollegialischen  Staatsrat 
sondern  beim  Staatskanzler  liegen.  Auf  die  Einzelheiten 
ist  um  so  weniger  einzugehen,  als  es  sich  hierbei  nicht 
sowohl  um  Organisation  als  um  Takt  handelt.  Weitaus 
die  Hauptsache  war  aber,  da6  die  Zuständigkeit  des 
Kabinetts,  d.  h.  die  Zahl  der  zur  Entscheidung  des  Königs 
gelangeutleu  Sachen,  damals  stark  eingeschränkt  wurde. 
Nach  dem  Wegtaii  des  Staatskanzlers  ist  einer  von  <len 
Ministern  zum  Kabinettsminister  ernannt  worden,  unter 
Friedrich  Wilhelm  III.  der  Graf  Lottum,  unter  Friedrich 
"Wilhelm  IV.  Thile,  neben  denen  jedoch  stets  ein  Geheimer 
Kabinettsrat  meistens  mit  einem  Geholfen,  auflerdem  der 
erste  vortragende  Rat  des  Staatsministeriums  fungiert 
haben  (IlüiTer,  Kabinettsregierung,  554;  es  mag  dahin- 
gestellt bleiben,  ob  alles  und  jedes  richtig  sei). 

Was  den  Staatsrat  betriflt,  so  ist  sowohl  die  Steinsche 
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Verordnung  von  1808,  als  auch  die  Hardenbergeche  Ton 
1810  unausgefohrt  geblieben.    Erst  infolge  der  Harden- 

bergsclieü  Veroitlnuii^'  vom  2u.  März  1817  ist  er  iu  der 
Gestalt,  wie  er  im  wesentlichen  noch  heute  besteht,  ins 
Leben  gerufen.  Er  besteht  aus  drei  Kategorien  von  Mit- 
gliedern: aus  den  königlichen  Prinzen  nach  Erreichung 
des  lö.  Lebensjahres,  aus  Staatsdienern,  welche  vermöge 
ihres  Amts  Mitglieder  sind  (Feldmarschälle,  Minister,  der 
Generalpostmeister,  der  Chef  des  Obertribunals»  der  Prftsi- 
dent  der  Oberrechnungskammer,  der  Geheime  Kabinettsrat 
und  der  Chef  des  Militftrkabinetts),  aus  den  Oberprftsi' 
denten  und  kommandirenden  Generftlen,  sofern  sie  in 
Berlin  anwesend  sind,  endlich  aus  Staatsdienern,  welche 
aus  besonderem  königlichen  Vertrauen  berufen  werilen. 
Der  Staatsrat  bestand  also  lediglich  aus  höheren  Beamten; 
ein  Beweis  dafür,  wie  sehr  die  Macht  des  Beamtentums 
inzwischen  gestiegen  war.  Es  war  zwar  statthaft,  auch  sonstige 
Beamte  sowie  Gelehrte,  Kaufleute,  Gutsbesitzer  nach  Anord- 
nung des  Präsidenten  zuzuziehen,  aber  sie  sollten  kein  Stimm- 
recht haben,  sondern  nur  aber  einzelne  Gegenstilnde  geh&rt 
werden,  eine  Beschränkung,  Uber  die  man  sich  bei  Wieder- 
belebung des  Staatsrats  im  Jahre  1883  hinweggesetzt  hat. 

Man  kann  in  dieser  Zusammensetzung  eine  Nachahmung 
Frankreichs  sehen,  aber  wie  schon  aus nuuidergesetzt  ist, 
keine  Nachahmung  der  Kevulution,  die  den  Staatsrat  ab- 
geschartt  hat,  sondern  eine  Nachahmung  entweder  des  ancieu 
regime  oder,  was  mehr  zutrifft,  des  Napoleonismus,  Übrigens 
wird  jeder  Staatsrat  der  Welt  im  ganzen  dieselben  Kategorien 
von  Mitgliedern  enthalten. 

Und  hinsichtlich  der  ZustAndigkeit  finden  sich  die  er- 
heblichsten Abweichungen.  Allerdings  war  aueh  dieser 
Staatsrat  wie  der  französische  und  wie  jeder  Staatsrat  vor 
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allem  ein  ]>egiit;uhtLMides  Organ  der  Gesetzgebung  in  der 
Weise,  daß  die  Gesetzentwürfe  durch  ihn  zur  königlichen 
Sanktion  gelangten  und  dafi  dieses  Umstandes  auch  in  der 
Verkflndigungsformel  der  Gesetze  Erwähnung  geschehen 
sollte.  Nicht  dafi  der  Staatsrat  bei  der  Gesetzgebung  des 
nftcbsten  Menschenalters  überall  zugezogen  wäre;  Gertach 
hat  sich  über  das  wilde  Extrahieren  yon  Kabinettsorders 
durch  einzelnt  .Minister  als  eine  Verletzung  der  Verordnung 
von  1817  beklagt  (I,  231,  27o).  und  auch  Treitschke  (III, 
69,  389)  ist  derselben  Ansicht,  Es  wurden  auch  häufig 
besondere,  obwohl  in  der  Hauptsache  aus  Staatsratsmit- 
gliedem  gebildete  Kommissionen,  zur  Ausarbeitung  von 
GesetzwOrfen  niedergesetzt,  wie  im  Jahre  1 820  eine  Immediat« 
kommission  fQr  die  Regelung  des  gesamten  Kommunal- 
wesens, 1822  eine  solche  für  die  Bildung  der  Provinzial- 
nnd  Kreisst&nde.  Aber  das  Zollgesetz  von  1818,  die  Steuer- 
gesetze  von  1820,  die  revidierte  Städteordnung  von  1831, 
das  Eisenbahngesetz  von  1838,  die  westfälische  Land- 
gemeiiKi  I liiuiii;:  von  ls41,  die  drei  Heiiiiats^esetze  von 
1842,  du-  (lewerlu'orilming  von  1845  haben  das  Feuer  der 
Beratung  in  dt  n  Ausschüssen  und  im  Plenum  des  Staats- 
rats passiert.  Der  vereinigten  Intelligenz  und  Erfahrung 
des  höheren  Beamtentums,  wobei  übrigens  die  Vorarbeiten 
der  Ministerien  nicht  zu  vergessen  sind,  ist  es  zu  danken, 
da6  die  Gesetzgebungstechnik  sich  in  Deutschland  allmählich 
auf  dieselbe  Stufe  wie  in  Frankreich  erhoben  hat;  man 
braucht  nur  die  beiden  Städteordnungen  von  1808  und  1831 
miteinander  zu  vergleichen,  l^nd  nicht  nur  das.  Eine 
wahrhaft  schöpferische  Tätigkeit  ist  damals  geübt  woiden, 
von  welcIuT  dei-  deutsche  Ivoiclistaj^  ^relebt  hat,  als  os  sich 
um  die  Ausdehnung  wie  der  militärischen  so  auch  der 
sonstigen  altpreußischen  Gesetzgebung  innerhalb  des  Kahmens 
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der  lieichskompetenz  auf  die  Mittel-  und  Kleinstaaten 
handelte,  während  von  einer  wahrhaft  sch()i)ferischen  Tätig- 
keit des  Reichstags  erst  seit  Anfang  der  80er  Jahre  die 
Rede  sein  kann,  als  neue  Bedarfnisae  eine  soziale  Gesetz- 
gebiing  erforderten,  wobei  aber  wieder  das  Hauptverdienst 
auf  einzelne  hervorragende  Beamte  fällt. 

Im  ünterschiede  von  Frankreich  hat  in  Preufien  von 
jeher  der  Grundsatz  gegolten,  dafi  der  Staatsrat  keine 
Verwaltung  zu  führen  liabe.  In  der  Verordnung  von  1817 
werden  zwar  zu  den  in  einzelnen  Fällen  vom  Köni^  an 
den  Staatsrat  zu  verweisenden  Sachen  besonders  auch  die  Be- 
schwerden der  Untertanen  über  die  Entscheidungen  der 
Minister  angeführt;  dabei  soll  jedoch  jedesmal  bestimmt 
werden,  ob  die  Sache  dem  Staatsrat  zur  Entscheidung  zu 
flberlassen  sei  oder  ob  er  lediglich  sein  Gutachten  abzu- 
gehen habe.  Hinsichtlich  der  Kompetenzkonflikte  hat  die 
Kahinettsorder  vom  30.  Juni  1828  bestimmt,  daß  sie  vom 
Staatsrate  mit  einem  Gutachten  dem  Könige  vorzulegen 
seien,  welcher  sich  vorbehielt  entweder  selbst  zu  entscheiden 
oder  die  Entscheidung  einem  obersten  Gerichtshofe  aufzu- 
tragen. Als  spÄter  durch  (leset/  vom  ^.  April  1847  ein 
Gerichtshof  für  die  Entscheidung  von  Konipetenzkontlikten 
eingesetzt  wurde,  ist  dieser  zwar  mit  dem  Staatsrate  in- 
sofern in  Verbindung  gebracht  worden,  als  er  aus  dem 
Präsidenten  des  Staatsrats,  dem  Staatssekretär  und  neun 
anderen  Mitgliedern  des  Staatsrats,  fQnf  Justiz-  und  vier 
Verwaltungsbeamten  bestehen  sollte,  aher  diese  Verbindung 
war  doch  eine  rein  äufierliche,  die  durch  Verordnung  vom 
1.  August  1879  gelöst  ist;  bis  dahin  wurden  diejenigen, 
welche  Mitglieder  des  Kompetenzgerichtshofs  werden  sollten, 
zu  Mitgliedern  des  damals  ganz  bedeutungslosen  Staatsrats 
ernannt.  Noch  weniger  wie  der  Kompeteuzgericbtshof  ist  der 
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preufiiflche  Staatsrat  jemals  oberster  Verwaltungsgerichtshof 
gewesen,  wfthrend  die  Eigenschaft  als  Eompeteni-  nnd  Ver- 
waltnngsgerichtsliof  dem  französischen  Staatsrate  einen 

großen  Teil  seiner  Bedeutung  verschafft  hat.  /iijj  li -h  der 
Kompetenzkonfliktn  ist  sogar  l'reußen  von  Frankreich  uach- 
geahmt  wordeu.  Denn  durch  das  französische  Gesetz  vom 
24.  Mai  1872  ist  auch  iu  Frankreich  ein  Gerichtshof  für  die 
Entscheidung  von  KompotenzkonflikteQ  errichtet  worden,  der 
unter  dem  Vorsitz  des  Justizministers  aus  je  drei  Mit« 
gliedern  des  Staatsrats  und  des  Kassationshofe  besteht,  die 
von  ihren  Kollegien,  sowie  aus  zwei  Erg&nzungsmitgliedern, 
die  wie  auch  der  Vizepresident  von  den  Mitgliedern  des 
Tribunal  des  conflicts  selbst  gewählt  wurden, 

2.  Die  PjpoTlnzlalbeliOTdeii. 

Im  alten  Staatswesen  hatte  (^s,  wie  ausf^oftllirt,  Pro- 
vinzen nur  in  dem  Sinne  gegeben,  daß  die  Bezirke  der 
Kriegs-  und  Domänenkammeru  oder  die  Provinzialdeparte- 
ments  des  Generaldirektoriums  darunter  verstanden  wurden; 
Oberprftsidenien  nur  in  dem  Sinne,  dafi  diejenigen  Kriegs- 
und Domftnenkammerprftsidenten,  die  gleichzeitig  den  Vor- 
sitz in  mehreren  Kammern  ffthrten,  so  tituliert  wurden. 

Provinzen  im  heutigen  Sinne  und  Oberpräsidenten  im 
heutigen  Sinne  kennt  weder  die  Nassauer  Denkschrift  noch 
die  Steinsche  Verordnung  von  IMtR. 

Das  Amt  des  Oberpräsidenten  ist  die  einzige  Neuerung, 
welche  das  Altenstein-Dohna-Beymesche  Publicandum  vom 
IG.  Dezember  l^'»^  gegenüber  der  Steinsclieu  Verordnung 
enthält.  Die  Bezirke  waren  damals  Schlesien  unter  Massow, 
Ostpreufien,  Litthauen  und  Westpreußen  unter  Auerswald, 
die  Kurmark,  Neumark  und  Pommern  unter  Sack,  wobei 
fftr  Berlin  ein  Oberpräsidium  in  Aussicht  genommen  wurde. 
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das  jedoch  vorläutig  dem  PolizeipiäsideiUeu  unter  Leitung 
des  Ministers  des  Inneren  übertragen  wurde.  Es  entsprach 
das  der  damaligen  Einteilung  der  Armee  in  drei  Armeekorps. 
Die  Zustftndigkeit  (Instruktion  Yom  28.  Dezember  1808) 
war  äußerst  geringfügig,  auf  eine  blofle  Kontrolle  beBchränkt, 
die  Neuschöpfung  so  unbefriedigend,  daB  die  Hardenbergsehe 
Verordnung  von  27.  Oktober  1810  stillschweigend  darQber 
hinwegging  (Reform  der  Verwaltungsorganisation,  197  ff.) 

Eine  wirkliche  Neuschftpfung  war  (ist  die  Harden- 
bergsclie  Vcronlnuug  vom  April  1^15  wegen  verbesserter 
Einrichtung  der  Provinziiilbehutduii.  Sie  hat  gleichzeitig 
ProYiuzen  in  unserem  Sinne  und  Oberpräsidenten  in  unserem 
Sinne  geschaffen;  hinsichtlich  der  Oberpräsidenten  aber 
noch  nicht  in  heutiger  Ausgestaltung,  die  Verordnung  vom 
30.  April  1815  entbftlt  lediglich  die  Keime  fflr  die  weitere 
Entwicklung. 

Die  Bildung  von  Provinzen  war  ein  Schlag  ins  Gesiebt 

der  französischen  Revolution.  Deshalb  war  auch  Harden> 
berg  antangs  dagegen  gewesen,  noch  1810;  in  noch  höherem 
Maße  seine  auf  dem  Boden  der  Itevoliitiou  und  des 
Kapolt'unismns  steheuden  Käte.  Im  Fiieseschen  Gesaniti)lan 
wurde  die  ganze  bisherige  Provinzialverfassung  für  gänzlich 
aufgehoben  erklärt  mit  Einschluß  der  auf  dieselbe  gegründeten 
Komraunalverhftltnisse,  in  Ansehung  der  landwirtschaftlichen 
Kreditsysteme»  der  Feuerassekuranzsoziet&ten  und  des  pro- 
vinziellen Kriegs-  und  Schuldenwesens;  nur  vorlaufig  sollte 
der  Status  quo  erhalten  werden;  die  Absonderung  nach 
Provinzen  habe  dem  Nationalcbarakter  des  Volks  geschadet; 
sie  sei  eine  Quelle  von  Separatinteressen  gewesen,  man 
habe  immer  nur  an  die  Provinzen  gedacht  und  darüber  den 
Staat  vergessen.  Der  Aufruf  von  181t\  dachte  anders; 
gerade  dadurch,  daß  mau  die  Staatsangehörigen  Märker, 
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Schlesier,  Pommern  Dannte,  sollten  sie  zum  Kampfe  fftr  den 
Gesamtstaat  angeregt  werden. 

Über  die  Gesichtspunkte,  nacli  denen  in  der  Ver- 
ordnungr  30.  April  1815  im  einzelnen  die  Bildung  der 
Provinzeu  erfolgt  ist,  ist  uum  nur  sehr  unvollkommen  unter- 
richtet. In  den  Akten  steht  wenig;  aus  doni  einfachen 
Grunde,  weil  die  Beratungen,  welche  Hardenberg  darüber 
mit  dem  Direktor  des  statistischen  Bureaus  J.  (i.  Hoifmann, 
der  dem  Stantskanzler  von  Anfang  an  ins  Feld  und  auf 
den  Wiener  Kongreß  gefolgt  war,  in  den  Monaten  Februar, 
Mirz  und  April  1815  gepflogen  hat,  mQndlich  erfolgt  sind. 
Jedoch  spiegelt  sich  aktenmftßig  in  diesen  Beratungen  der 
Verlauf  des  Wiener  Kongresses  hinsichtlich  der  Lftnderver^ 
teilung,  indem  eine  Zeit  lang  eine  Provinz  Obersaebsen  mit 
Dresden  als  Provinzialhauptstadt  und  Sitz  des  Ober- 
präsidenten, mit  Kefjieninueii  iu  Meißen  und  in  Leijizig 
in  Aussicht  «znionimt  n  war.  Von  Wien  ist  auch  die  Ver- 
ordnung vom  4.  April  1815  datiert. 

Es  wurden  zehn  Provinzen  geschaffen,  die  schon  in  den  20er 
Jahren  durch  die  Vereinigung  der  Provinz  Jalicb'Cleve-Berg 
und  der  Provinz  Niederrhein  zur  Rheinprovinz  und  durch  die 
Vereinigung  der  Provinzen  Ostpreußen  und  Westpreufien  zur 
Provinz  Preußen  auf  acht  reduziert  wurden,  zu  denen  im  Jahre 
1860  drei  neue  hinzugekommen  sind,  sodaß  es  jetzt  nach  noch- 
maliger Teilung  der  Provinz  Preul^eii  zwölf  FVovinzon  gibt. 

Aus  den  Kegierungsliezii keii  f )sti)ieutk*u  und  Litthauen 
wurde  die  Provinz  Ostiin  uCt  ii  ^duldet. 

Aus  den  Kegieruugsbezirken  Danzig  und  Marieuwerder 
die  Provinz  Westpreußen. 

Die  Provinz  Pommern  bestand  aus  der  Regierung  von 
Vorpommern  zu  Stettin  und  aus  der  von  Hinterpommern 
zu  KOstin;  zu  Stettin  sollte  künftig  auch  das  schwedische 
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Pommern  uebst  der  Insel  Rügen  gehören,  indem  vorläufig 
eine  RegierangskommissioD  dafür  angeordnet  wurde,  die 
Bich  aber  bald  darauf  zu  einer  förmlichen  Regierung  zu 
Stralsund  ausgewachsen  hat;  mit  Hinterpommem  wurden 
Teile  Westpreußens  verbunden. 

Die  Provinz  Brandenburg  bestand  aus  den  Regierungen 
fÖr  Berlin  mit  ihrem  Polizeibezirk;  für  die  Mark  Bianden- 
1)11  IL'  zu  Potsdam;  für  die  Neiunark  und  Lausitz,  in  der 
Hauptsache  die  Niederlausitz,  zu  Frankfurt. 

Die  Provinz  Sachsen,  Niedersachsen  wie  sie  heißen 
sollte,  so  lange  noch  an  die  Provinz  Oberaachsen  mit 
Dresden  gedacht  wurde,  die  Elbprovinz,  wie  man  sie  hätte 
nennen  können,  bestand  aus  der  Regierung  fttr  Nieder- 
sachsen zu  Magdeburg,  —  das  Herzogtum  Magdeburg  mit 
Ausnahme  des  Saalkreises,  das  Fflrstentum  Halberstadt, 
die  Altmark  — ;  aus  der  Regierung  des  Herzogtums  Sachsen 
zu  Merseburg.  —  der  vormals  sächsische  Kurkreis.  Teile 
der  sächsischen  Kreise  Leipzig  und  Meißen,  die  suchsischeu 
Stiftslande  — ;  aus  der  Regierung  für  Thüringen  zu 
Erfurt,  —  die  thüringischen  EutschädiguDgslande  von  1803 
nAmlich  die  Stadt  und  das  Gebiet  von  Erfurt  nebst  dessen 
Dependenzen,  die  Stftdte  Nordhausen  und  Mtihlhausen  usw. 
Von  allen  diesen  Bestandteilen  hatten  in  der  Zwischen- 
zeit nur  die  Jerichowschen  Kreise  auf  dem  rechten  £lb> 
ufer  zu  Preufien  gehört,  das  Übrige,  soweit  es  nicht  könig- 
lich sächsisches  (ider  unmittelbar  französisches  (leidet  ge- 
wesen war,  zum  Königreich  Westialeu.  Die  Recierung  zu 
Magdeburg  und  noch  mehr  die  zu  Erfurt  haben  sich  des- 
halb noch  lange  in  westfälisch  liberalen  Bahnen  bewegt, 
während  die  zu  Merseburg  in  dem  von  keinem  Luftzuge 
der  Neuzeit  berührten  königlich  sächsischen  Gesichtskreise 
verharrte  (Delbrück,  Lebenserinnerungen,  I,  101). 
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Die  Provinz  Posen  zerfiel  in  die  beiden  Regierungs- 
bezirke zu  Poeen  und  zu  Bromberg,  sie  enthielt  den 
kleineren  westlichen  Teil  des  ehemaligen  SOdpreuflens, 
des  Erwerbs  der  zweiten  polnischen  Teiluog. 

Die  Provinz  Schlesien  zerfiel  in  die.  vier  Regierungs- 
hiziike:  für  Mittelschlesien  zu  Breslau,  für  das  schlesisclie 
Gf birgt'  zu  Reichenbach,  für  Niederschlesien  zu  Lieguitz, 
für  Ol>erschlesien  zu  Oppeln;  zu  Liegnitz  gehöilea  Teile 
der  ehemaligen  sächsischen  Oberlausitz. 

Wie  die  Provinz  Sachsen,  so  bestand  auch  die  Provinz 
Westfalen  aus  Alteren  und  neueren  Gebietsteilen,  aus 
solchen,  die  schon  seit  1609  (Cleve,  Mark  und  Ravensberg), 
seit  1648  (Minden),  seit  1703  (Lingen),  seit  1709  (Tecklen- 
burg) zu  Preußen  gebOrt  hatten ;  aus  solchen,  die  1803  er- 
worben waren,  Paderborn  und  der  Ostliche  Teil  von 
Münster;  aus  dem  Herzogtumc  Westfalen,  einst  zum 
Kurfürstentum  Köln  gehörig,  durch  die  Sükuluri.sition  au 
Hessen-Darmstadt  gelangt  und  von  diesem  durch  beson- 
deren Vertrag  an  Preufien  abgetreten;  aus  dem  bisher  zu 
Nassau  gehörigen  Siegener  Lande;  aus  früher  reichs- 
unmittelbaren Besitzungen  von  solcher  Ausdehnung,  dafi  sie 
den  vierten  Teil  der  neuen  Provinz  ausmachten,  den  Be- 
sitzungen der  Forsten  Salm -Salm  und  Salm-Kyrburg, 
der  Rhein-  und  Wildgrafen,  der  Herzöge  Croy  und 
Lüoz -Cnrswiueu ,  der  Grafen  Bentheim,  der  Herren 
Auliolt,  (ironau  und  Gehmen.  Im  ethnographischeu  Sinne 
war  also  mit  Ausiialiuie  von  Oldenburg.  Lipp^*,  Osna- 
brück ganz  W'estfalen  unter  preußischer  Herrschaft  zu- 
sammen. Aber  mit  der  Einheit  der  neuen  Provinz  war 
es  schwach  bestellt;  im  Unterschiede  von  der  Provinz 
Sachsen  kam  noch  die  Verschiedenheit  der  Konfessionen 
als  Trennungsgrund  hinzu;  das  einzige  zusammenhaltende 
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Band  war  zunächst  der  Mann  im  ]>1auen  Kittel  mit 
der  kurzen  Pfeife  und  der  Landwehrrntttze ,  der  Ober- 
piüsident  v.  Vincke  (Berger,  Der  alte  Harkort,  198).  Die 
Provinz  zerfiel  in  drei  Regierungsbezirke,  das  Weserland: 
Minden,  Ravensberg  nnd  Paderborn,  108  Quadratmeilen 
und  327000  Einwohner,  mit  der  Hauptstadt  Minden, 
wahrend  Vincke  für  Paderborn  eingetreten  war;  das 
Münsterhind :  außer  den  Teilen  des  früheren  Bistums  reichs- 
unmittelbare  Besitzungen  von  sehr  großer  Ausi|<  ImuDg, 
13(1  Quadratmeilen  nnd  340000  Einwohner,  mit  der  Haupt- 
stadt Münster;  endlich  das  eigentliche  Westfalen  und  die 
Grafschaft  Mark  von  ebensovielen  Quadratmeilen  und  etwas 
grdfierer  Volkszabl  mit  der  Hauptstadt  Hamm,  später, 
nachdem  das  Herzogtum  Westphalen  hinzugekommen  war, 
mit  der  Hauptstadt  Arnsberg. 

Es  hat  anfangs  zwei  BheinproYinzen  gegeben:  Jfilich- 
Cleve-Berg  und  Niederrhein. 

Wie  Westfalen,  so  bestand  dülicli-Clove-Berg  aus  früher 
preußischen  und  aus  neuerworhenr-u  Gebieten;  zu  den 
früher  preußisclien  Gebieten  geliürten  nur  Cleve,  Mörs 
und  Geldern;  von  den  Entsohndigungslanden  des  Jahres 
1803  nur  Essen  und  Werden.  Als  neu  erworben  traten 
hinzu  das  Herzogtum  Jülich  zwischen  Rhein  nnd  Maas« 
welches  ganz  zu  Frankreich  gehOrt  hatte,  und  das  Herzog* 
tum  Berg  auf  dem  rechten  Rheinufer,  wenigstens  dessen 
östlicher  Teil,  das  Siebengebirge,  die  Stftdte  Düsseldorf, 
Elberfeld,  Barmen,  Solingen,  Lennep,  die  beiden  Mühlheim. 
Oi»erpräsident  war  anfangs  Sack  gewesen .  der  aber  bald 
nach  Pommern  versetzt  wurde,  wahrend  der  frühere  Reichs- 
hofrat Graf  zu  Solms-Laubach,  der  bis  dahin  die  andere 
Rbeinprovinz  verwaltet  hatte,  sein  Nachfolger  wurde.  Die 
Provinz  zerfiel  in  die  beiden  Regierungsbezirke  des  Herzog* 
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tnmB  Berg  zu  DOsseldorf,  wesentlich  auf  dem  rechten  Rhein- 
ufer, und  des  Herzogtumes  Cleve  mit  Geldern  und  Mors 
auf  beiden  Seiten  des  Khcius  zu  Cleve. 

Die  Provinz  >'iederrhein  bestand  fast  ganz  aus  neuem 
Gebiet,  in  der  Hauptsache  aus  solchem,  welches  bisher  zu 
FrfiMkreich  gehört  hatte:  aus  dem  ganzen  Rhein-  und 
Moseldepartement,  ans  fast  dem  ganzen  Saardepartement 
und  aus  Teilen  des  Departements  der  Wälder,  der  Ourthe, 
der  Roer,  der  Niedermaas.  Auch  diese  Provinz  zerfiel 
anfangs  in  die  beiden  Regierungsbezirke  des  Herzogtums 
jQlieh  zu  Köln  und  des  Mosellandes  zu  Koblenz,  bis  nach 
dem  Zuwachs  durch  den  zweiten  Pariser  Frieden  eine 
dritte  und  vierte  lU'^ieinnjyr  in  Trier  und  Aachen  er- 
richtet wurden.  ül»erj»räsi)li'iit  anfaiigN  Solms- Lau- 
bach gewesen,  sein  Nachfolger  wurde  Ingersleben,  früher 
Präsident  der  Kriegs-  und  Doniänenkammer  zu  Halberstadt. 

Die  Vereinigung  dieser  beiden  Provinzen  zur  Rhein- 
provinz  ist  beim  Tode  von  Solms-Laubach  am  24.  Februar 
1822  erfolgt,  indem  damals  Ingersleben  an  die  Spitze  der 
einheitlichen  Provinz  trat,  die  er  bis  zu  seinem  Tode  im 
Mai  1831  verwaltet  hat.  Gleichzeitig  mit  der  Ver- 
einigung wurden  aucli  die  beiden  licf^it  run^'slteziiko  der 
Provinz  Jülich-Cleve-ljcrg  in  der  Weise  luil  eiiiaiidei  ver- 
eiiii;zt,  daß  die  Regierung  in  Cleve  aufgehoben  und  ihr 
ganzes  Gebiet  der  in  Düsseldorf  zugeteilt  wurde.  Die 
neue  Rheinprovinz  bestand  al  o  aus  den  fünf  Regierungs- 
bezirken zu  Köln,  Koblenz,  Trier,  Dasseldorf  und  Aachen. 

Von  einer  kommunalen  Organisation  der  Provinzen 
war  damals  noch  keine  Rede. 

Trotz  der  Oberpräsidenten  blieb  der  Schwerpunkt  der 
gesamten  Verwaltung  bei  den  Regierungen.  Hinsichtlich 
ihrer  hatte  sich  Hardenberg  in  seiner  iiiguer  Denkschrift 
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in  allem  Wesentlichen  sowohl  hinsichtlich  der  Kollegialität 
und  der  landstftndischen  ReprAsentanten,  als  auch  der  Zu- 

stftndigkeit  ganz  in  Übereinstimmung  mit  den  Ideen  Steins 

geäußert,  wie  sie  in  der  Verordnung  vom  26.  Dezember  1808 
zum  Ausdruck  gelangt  sind.  Indessen  macht  sich  während 
der  eisten  Jalire  seiner  Kanzlerschaft  die  doiijn  lte  Tendenz 
geltend  einerseits  neben  den  Regierungen  wieder  sonstige 
selbständige  Behörden  zu  errichten,  andrerseits  die  Kolle- 
gialität zugunsten  des  Präfektursystems  einzuschränken. 
Beide  Tendenzen  sind  in  der  nicht  publizierten  Kabinetts- 
order vom  1.  August  1812  zum  Ausdruck  gelangt.  Es  ist 
namentlich  Friedrich  von  Raumer  gewesen,  der  sie  als  fran- 
zösische Kaehahmungen  lebhaft  bekämpft  hat  (Über  die 
Kaliinettsorder  vom  1.  Augu>t  1812:  Reform  der  Ver- 
waltuugsorfjanisation ,  253  ff.;  zu  Seite  256  Note  55  ist 
hinzuzufügen,  daß  das  Original  inzwis(  lien  durch  den  Haus- 
archivar Berner  im  Finanzministerium  aufgefunden  ist; 
Sitzungsberichte  des  Vereins  für  Geschichte  der  Mark 
Brandenburg  vom  13.  Februar  1895 ;  Forschungen  VIII,  323). 
Von  dergleichen  ist  in  der  Verordnung  vom  30.  April  1815 
nichts  mehr  zu  spüren;  die  Regierungen  erscheinen  dort 
ganz  in  der  Gestalt  und  mit  den  Attributen  der  Verordnung 
vom  26.  Dezember  1808,  mit  der  einzigen  Ausnahme,  daB 
die  landständisclien  Repräsentanten  weggelassen  sind. 

Als  es  sich  1^37  in  Hannover  um  eine  Reorganisation 
der  Verwaltungsbehörden  handelte,  wurde  von  der  Re- 
gierung (Rose)  die  Umwandlung  der  seil  ls22  eingerichteten 
Landdrosteien  unter  Beseitigung  der  Domäneukammer  in 
Begierungen  nach  preußischem  Muster  vorgeschlagen;  ein 
Plan,  der  die  Zustimmung  der  zweiten,  aber  den  Wider- 
spruch der  ersten  Kammer  hervorrief,  eine  Differenz,  die 
noch  nicht  zum  Austrag  gebracht  war,  als  der  Thronwechsel 
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und  mit  ihm  der  StaatBStrekh  erfolgte  (H.  V.-  u.  V.GeBch. 

II,  304,  350). 

Schließlich  sind  durcii  die  Verditluuiig  \t»iji  M),  April 
1815  die  Regieruug^^hpzirkp  J^yst^matisch  in  Kreise  ein- 
geteilt, die  »ich  von  uuii  au  iiiciit  itlos  uuf  das  platte 
Land,  sondern  auch  auf  die  St&dto  erstreckten,  nur  daB 
die  ansehnlichen,  von  der  Organisationskommission  nälier 
bezeichneten  Stftdte  eigene  Kreise  bilden  sollten,  eine 
Exemtion,  die  aber  nur  in  verh&ltnismllfiig  geringem  Um- 
fange stattgefunden  hat 

HL  Die  Umgestaltung  der  Gemeinde-»  Kreis-  nnd 
Poliieiyerfassung  des  platten  Landes. 

Immer  entschiedener  hatten  schon  unter  dem 

Ministerium  des  Grafen  Dohna,  trotz  seiner  abweichenden 
Ansicht,  im  vollsten  (legensatz  zu  den  englischen  Tendenzen 
SteinSf  Vinckes  und  Schroetters  westfillische  Ideen  geltend 
gemacht,  wobei  Borsche,  erst  kürzlich  ans  westfälischem 
Dienst  in  den  preufiischen  zurfickgekehrt,  die  persönliche 
Vermittlung  bildete. 

Diese  Tendenzen  nehmen  unter  Hardenberg  an  Stftrke 
zu.  Im  Voideigruude  standen  Friese,  Hoffmann  und  Köhler 
Vor  allem  Friese.  Nach  seinem  immer  noch  geniafügten 
Plaue  besteht  jode  Landgemeinde  aus  Mitgliedern  und 
Schutzverwandten;  nutwendige  Mitglieder  sind  sämtliche 
Grundbesitzer  und  selbständige  Gewerbetreibenden,  frei- 
willige die,  welche  ein  gewisses  Einkommen  aufweisen.  Die 
Mitglieder  haben  untereinander  gleiche  Rechte  und  fiben 
diese  in  der  Regel  in  der  Gemeindeversammlung  aus,  an 
deren  Stelle  jedoch  in  den  Gemeinden  von  mehr  als  50  Mit- 
gliedern eine  Gemeindevertretung  tritt:  die  Wahl  geschieht 
unter  Berücksiehtiguui^  des  Zaiileuverhältuisses  zwischen 
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Ackerbauern  und  Gewert)etreibendeii,  Jedoch  80,  dafi  bei 
den  Wahlen  fttr  beide  Klassen  die  ganze  Gemeinde  mit- 
wirkt; auch  die  Wahlhandlung  ist  der  Stftdteordnung  mög- 
lichst uuchgebildet.  Jeder  Gemeinde  ist  ein  Schulzeiiamt 
vorgesetzt,  welches  aus  dem  Scliulzeu,  der  aus  drei  von 
der  Gemeinde  l'rilseiitierteü  vom  Landrat  auf  sechs  Jahip 
ernannt  wird,  und  aus  mindestens  zwei  Beisitzern  besieht, 
die  auf  Vorschlag  des  Schulzen  von  der  Gemeinde  gewählt 
werden;  dieses  Schulzenamt  hat  die  Ausführung  der  Ge- 
meindebeschlQsse,  sofern  sie  nicht  gegen  die  Gesetze  und 
gegen  die  polizeiliche  Ordnung  verstofien,  und  ist  aufier* 
dem  die  Ortspolizeihehörde.  Neben  den  Gemeinden  gibt  es 
selbständige  Gntsbesirke  der  Orofigttter,  aller  derjenigen, 
welche  einen  Flächeninhalt  von  2U  uiugdehurgischen  Hufru 
und  eine  Bevölkerung  von  60  Seeleu  haben;  der  Beisitzer 
eines  solchen  Guts  hat  namentlich  auch  die  Verwaltung 
der  Ortspolizei.  Der  Unterschied  vom  A.L.rv.  besteht,  ab- 
gesehen von  der  Modifikation  der  Gemeindemitgliedschaft, 
der  Einführung  von  Gemeindevertretungen  fttr  gr5ßeie  Ge- 
meindeo  in  der  Aufhebung  der  ortsobrigkeitlichen  Gewalt 
der  Bittergfiter  aber  die  Gemeinden.  Die  in  ihrer  Zahl 
heschrftnkten  selbständigen  Gutsbezirke  sind  den  Gemeinden 
nidit  mehr  ttbergeordnet,  aber  ihnen  auch  nicht  inkorporiert« 
sondern  in  kommunaler  und  polizeilicher  Hinsicht  ihnen 
nebengeordnet. 

Ftir  die  Polizeiverwaltung ,  nicht  aber  als  Sanitge- 
meinden  wurden  Bezirke  von  5— Ö  Großgntern  und  Land- 
gemeinden in  Aussicht  genommen,  mit  der  Maßgabe,  daß 
ein  vom  Landrat  aus  den  Schulzen  oder  den  Grofigrund- 
besitzen!  ernannter  Oberschulze  als  Delegierter  des  liandrats 
die  Aufsicht  Aber  die  Ortspolizeiverwaltuog  zu  führen  hatte. 

Endlieh  sollten  Kreise  gebildet  werden,  mit  der  Mafi- 
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gäbe,  daß  sehr  ^rolieGenieinden  oinon  Kreis  für  sich  bihieteii. 
Organ  war  zunächst  die  Kreihversaminliing,  die  nach  einem 
ziemlich  hohen  Zensus  gewählt  werden  sollte,  dann  aber 
das  KreisvorBteheramt  unter  dem  Vorsitz  des  Kreisdirektors, 
welches  tob  der  Kreisversammlung  auf  Zeit  gewfthlt  wurde. 

Dieser  Krei^kummuualverwaltung  steht  die  Staats- 
gewalt in  (h'T  GestÄlt  dci  lueispolizeibehorde  d.  h.  des 
staatlich  ernannten  Landrats  gegenüber. 

Fdese  hatte  sich  gleichzeitig  an  eine  Kaehhilduug  der 
franzOsiBcben  Justizverfassung  gemacht  mit  Trennung  der 
Kriminal-  und  Ziviljustiz,  Geschworenen  usw. 

Viel  radikaler  waren  die  Kutwürle  von  Uoffmann  und 
Köhler;  beide  wollten  nur  Gemeinden  von  mindestens  1000 
Einwohnern  zulassen,  obgleich  im  yierten  Teile  des  da- 
maligen Staatsgebiets  auf  die  Quadratmeile  noch  nicht 
einmal  1000  Einwohner  kamen;  man  brauchte  so  grofie 
Gemeinden,  um  destomehr  Gutsbezirke  eingemeinden  zu 
können.  KOhler  hatte  bereits  im  ersten  Entwurf  eine  ge- 
meinsame Kommunalordnung  für  Stadt  und  Land  empfohlen, 
aber  formell  die  Sonderung  beibehalten,  wahrend  er  später 
nur  hinsichtlich  einzelner  l'unkte  verschit'ilene  Annrdnunfzon 
für  beide  Arten  von  Gemeinden  gegeben  wissen  wollte,  wie 
er  auch  zu  Samtgenieinden  gelangt  war  (Reform  der  Ver- 
waltungsorganisatioD,  S.  416ff ;  im  Vorworte  vom  September 
1880  war  daraufhingewiesen,  dafi  die  wichtigsten  AktenstOcke 
bei  der  Ausarbeitung  abschriftlich  vorgelegen  h&tten  und 
dafi  sie  bei  etwaiger  Veröffentlichung  einen  starken  Band 
ausmachen  worden;  eine  teilweise  Veröffentlichung  ist  in- 
zwischen  von  Keil,  Die  Landgemeinden  in  den  östlichen 
Provinzen  Preußens,  Anhang,  Leipzig,  1800,  erfolgtj. 

Alle  diese  Entwürfe  blieben  aber  zun&chst  ohne  jede 

t;>u  Meier,  Fniu.  £inilAi»«.  II.  28 
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Schon  im  alten  Staatswesen  hatte  man  die  Erfabmng 
genoacht,  dafi  es  den  Polizeiobrigkeiten  an  einer  pbysiecben 
Kraft  fehle,  um  die  Befolgung  ihrer  Anordnungen  zu  sichem, 
da  die  Landreuter  oder  wie  sie  sonst  genannt  wurden^ 
teils  zu  gering  an  Zahl,  teils  zu  wenig  diszipliniert  und 
zu  wenig  zuverlftssig  waren,  militärische  Mitwirkunp^  aber 
selbstverständlich  auf  gewisse  äußerste  Notfälle  beschränkt 
bleiben  mußte. 

Dasselbe  Bedürfnis  muß  in  Frankreich  bereits  in  den 
Anfängen  der  Revolution  sich  fühlbar  gemacht  haben,  denn 
sebon  1790  wurde  an  Stelle  der  alten  Maröcbaussöe  eine 
Gensdarmerie  errichtet«  die  nach  vielem  Wechsel  durch 
das  vom  Direktorium  erlassene  Gesete  relatif  k  rorganisation 
de  la  gensdannörie  vom  28.  Germinal  VI  (17.  April  1798) 
in  17  Titeln  und  236  Paragraphen  eine  definiti?«  Gestalt 
erhielt,  au  der  unter  Napoleon  durch  das  Gesetz  vom 
11.  Juni  1800  nur  wenig  geändert  ist. 

In  Preußen  war  auf  Befehl  des  Königs  schon  vor  180(5 
vom  Großkanzler  ein  Projekt  aufgestellt,  in  welchem  die 
französische  Einrichtung  zum  Vorbilde  genommen  wurde; 
der  Plan  hatte  jedoch  vielfachen  Widersprucb  gefunden, 
als  der  Krieg  ausbrach. 

Aber  gerade  der  Krieg  machte  strengere. Maflregeln 
zur  Erhaltung  der  Ruhe  und  Sicherheit  notwendig;  dazu 
kam,  daß  der  Widerwille  gegen  die  französische  Gendarmerie, 
die  überall  dem  Heere  folgte,  in  demselben  Maße  schwand» 
wie  man  sie  näher  kennen  lernte. 

Stein  hatte  im  Promemoha  vom  15.  Oktober  1807  die 
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Errichtung  einer  Gcn  iarnnrie  für  sehr  ntttzlich  erklärt, 
gab  n}>ov  im  Schreiben  an  Scliroetter  vom  27.  Juni  1808 
der  euglischen  Einrichtung  unbesoldeter  nur  auf  Gebühren 
angewiesener  Constabler  den  Vorzug;  er  wollte  gerade  in 
dieser  Hinsicht  »die  fatale  französische  Nachahmung"  ver- 
mieden wissen;  es  ist  auCTallend,  wie  wenig  in  den  aus 
seiner  Initiative  hervorgegangenen  Entwürfen  aller  Art 
von  dieser  Frage  die  Rede  ist. 

Inzwischen  war  im  Königreich  Westphalen  im  engsten 
Ansciiluö  an  Frankreich  durch  Dekret  vom  20.  Januar  1808 
die  Errichtung  einer  Legion  königlirlier  Geudarmerie,  durch 
Dekret  vom  iK  Februar  Isus  die  p]rrichtung  von  acht 
Depotkompagnien  (I,  319,  351),  und  durch  Dekret  vom 
14.  Mai  1810  die  genaue  Regelung  der  Organisation  und 
des  Dienstes  erfolgt  (VIII,  141—261;  Thimme,  II,  179, 
189). 

Durch  Eab.  Ord.  vom  15.  Juli  1809  an  den  Minister 
Grafen  Dohna  und  an  den  Generalmajor  Scharnhorst  wurde 

eine  Kommission  angeordnet,  um  den  Plan  zur  Errichtung 
einer  Geudarmerie  auszuarbeiten  „zu  eben  dem  Zwecke, 
wie  sie  in  Frankreich  besteht"  Am  20.  September  1809 
hat  die  Kommission  ihren  Bericht  erstattet,  dem  als  An- 
lage der  Entwurf  einer  aus  97  Paragraphen  bestehenden 
Verordnung  wegen  Errichtung  einer  Landgendarmerie  bei- 
gegeben war.  Die  Ansichten  der  Kommission  gingen  jedoch 
namentlich  hinsichtlich  des  Yerh&ltnisses  der  Land- 
gendarmerie  aum  MilitAr  auf  zwei  wichtigen  Punkten  stark 
auseinander.  Die  Kab.  Ord.  vom  14.  Oktober  1809  wich 
der  Entscheidung  dieser  Prinzipienfrage  in  auffallender 
Weise  aus.  Der  weitere  Verlauf  der  Angelegenheit  w-lhrend 
des  Ministeriums  Alteiisteiu-Dohna  wiid  durch  die  gewölin- 
liclie  EutBchlußlosigkeit  gekennzeichnet ;  Dohna  häufte  wie 

26* 
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BOiiBt  Material  auf  Material  aus  Weatüalen  und  ans  Sachseo, 
verschanzte  sich  hinter  den  Kosten  usw.  Unterdessen  wnide 
das  Bedürfnis  immer  dringender.  Vergebens  wandte  sich 
Sack,  der  Leiter  des  allgemeinen  Peliseidepartements  im 

Ministerium  des  Innern,  zu  Anfang  des  Jahres  1811  in 
wiederholten  Zuschriften  an  den  Staatskanzler.  In  dessen 
Bureau  war  man  jedoch  nicht  uutätig;  dort  wurden  Ent- 
wtlrfe  ausgearbeitet,  die  den  Zweck  verfolgten,  die  Ein- 
richtung der  Gendarmerie  mit  der  sonstigen  Organisation 
auf  das  engste  su  verbinden.  Die  erste  Spur  davon  findet 
sich  in  dem  Gutaehten  Borsches  vom  2.  März  1810;  es 
war  aber  besonders  Sehamweber,  der  diesen  Gedanken  leb- 
haft ergriff;  in  der  umfassenden  Denkschrift  betr.  die 
Organisation  der  gesamten  Staatsverwaltung,  welche  der 
Kab.  Ord.  vom  1.  August  1812  zugrunde  gelegen  hat,  ist 
auch  das  Gtiuiarmerieedikt,  wenigstens  in  den  Grundzligen, 
bereits  enthalten;  von  seiner  Hand  ist  auch  der  Entwurf 
geschrieben,  der  fast  wörtlich,  in  dieser  Fassung  zum  Gesetz 
erholten  ist,  nur  auf  untergeordneten  Punkten  modifiziert 
durch  Bleistiftbemerkungen  von  Hardenberg  und  UippeL 
Aher  noch  vor  £rlafi  des  Gendarmerieedikts  ist  durch  Kab. 
Ord.  vom  24.  M&rz  1812  die  Errichtung  einer  Gendarmerie 
befohlen  und  sofort  zur  Ausführung  gebracht;  und  zwar 
auf  Befehl  des  Königs  vom  Allgemeinen  Kriegsdepartement, 
ohne  daß  das  Ministerium  des  Innern  während  der  nftchsteu 
Monute  davon  unterrichtet  worden  wflre,  und  ohne  ein  die 
Rechte  und  Pflichten  der  ( lendarnierie  näher  bestimmendes 
Reglement.  Dann  erst  erging  das  Edikt  vom  30.  Juli  1812 
wegen  Errichtung  der  Gendarmerie  oder,  wie  die  Be- 
zeichnung in  der  chronologischen  Übersicht  der  Gesetz- 
Sammlung  lautet,  wegen  Errichtung  der  Kreis-Direktionen 
und  der  Gendarmerie,  welches  nach  der  Erklärung  im  Ein- 
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gange  die  Mängel  beseitigen  sollte,  welche  der  Wirksam- 
keit der  Staatsverwaltttng  in  Besiehung  anf  das  platte 
Land  hinderlich  sind. 

Weder  in  Frankreich  noch  in  Westfalen  ist  es  jemandem 

in  den  Sinn  gekumiuin,  die  Einrichtung  der  Gendarmerie 
mit  der  Behördenorgauisation  in  derartigen  Konnex  zu 
bringen. 

In  jeder  Regierung  sollte  ein  Oberbrigadier  der  Gen- 
darmerie Sitz  und  Stimme  haben,  in  jedem  Kreise  ein 
Kreisbrigadier  dem  Kreisdirektor  mr  Seite  stehn  und  eine 
Anzahl  von  Gendarmerieoffizieren  an  dessen  Bureauge- 
sdiflften  teilnehmen. 

An  der  Spitze  des  Kreises,  der  Stadt  und  Land  gleich- 
mäßig umfaßte,  stand  der  Kreisdircktor,  nicht  mehr  wie 
der  frUliere  Laiidrat  j^ewalilt.  sondern  ohne  allen  Ans])ruch 
auf  irgend  welche  Qualitikation,  selbst  das  bisherige  Laiidrats- 
examen  sollte  nicht  mehr  erforderlich  sein,  ganz  wie  es  in 
Frankreich  bei  den  Präfekten  und  Unterpräfekten  der  Fall 
war,  vom  K6nig  ernannt;  mit  einem  far  jene  Zeit  aufier- 
ordentlich  hohen  Diensteinkommen, 

Ber  Kreisdirektor  stand  auch  an  der  Spitze  des  fftr 
die  Kreiskommnnalangelegenheiten  unter  dem  Namen  einer 
„Kreisverwaltung**  bestimmten  Organs,  welchem  der  Stadt- 
richter iu  der  Kreisstadt  und  ftlr  wichtige  Sachen  auch  noch 
der  Justizdirektor  des  Stadtgerichts  anprehörten  und  welches 
außerdem  nur  noch  aus  sechs  —  Hippel  hatte  sopar  drei 
für  genügend  gehalten  —  Deputierten  der  Gemeinden  des 
Kreises  bestand,  zwei  von  den  Städten,  zwei  von  den 
Rittergutsbesitzern,  zwei  von  den  Bauern,  die  von  einer  zu 
gleichen  Teilen  von  jeder  der  drei  Kategorien  beschickten 
Wahlmannerversammlung  zu  w&hlen  waren. 

Dieser  Kreistag  sollte  zwar  anch  hei  der  Besorgung 
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VOM  Staatsß:escbnften  dem  Kreisdirektor  Hülfe  leisten,  doch 
koonteu  die  Einzelnen  vom  Kieisdirektor  gleich  den  Sub- 
alternen des  Bureaus  durch  Zurechtv^eisungeD,  Verweise 
und  leichte  OrdnuugsstrafeD  zur  Dienstordnung  und  zur  Er- 
ffilluDg  ihrer  Pflichten  angewiesen  werden  (§§  8, 11—15, 98). 

Die  Ortepolizeiverwaltung  war  in  der  Hauptsache 
von  den  Grundherren  auf  die  Sehulsen  und  Dorfgericbte 
obertragen,  in  der  WeiBe,  dafi  den  Gutsherren  und 
Doiiiänenbeamten  nur  eine  Kontrolle,  in  dringenden  Fällen 
auch  die  Keuiedur  gelassen,  den  Kreisdirektoren  aber  eine 
sehr  eingreifende  Auf>ir)it  gewährt  wurde  (§  39 — 42). 

Auch  die  Steiuache  StÄdteordnung  wurde  in  Mitleiden- 
schaft gezogen.  Denn  abgesehen  davon,  daß  die  schon  sehr 
geringen  polizeilichen  Befugnisse  der  Magistrate  in  allen 
groflen  Städten,  wo  königliche  Polizeiverwaltungen  bestanden, 
noch  mehr  eingeschränkt  wurden  (g  35,  36),  war  die  Ab- 
schaffung der  Städteordnung  Oberhaupt  ins  Auge  gefafit  und 
ihr  Ersatz  durch  eine  gemeinsame  Kommunalordnung  fQr 
Stadt  und  Laud,  da  die  Absunderung  der  beiden  Arten  von  Ge- 
nieinden nach  Einfülirung  der  Gewerbefreiheit  keinen  Sinn 
mehr  habe,  geplant ;  nur  in  den  sieben  größten  Statilen  sollte 
sie  bestehen  bleiben;  aber  Stüdte  wie  Brandenburg  und 
Liegnitz  hatten  fortan  zum  platten  Lande  gehört,  wftren 
nach  der  Schablone  der  doch  im  wesentlichen  fOr  die  Be- 
dorfnisse  des  platten  Landes  einzurichtenden  Kommunal* 
Ordnung  behandelt  worden. 

Der  Geist,  der  im  Gendarmerieedikt  zum  Ausdrucke 
gelangte,  war  doch  ein  den  Steinschen  Beforinideen  diametral 
entgegengesetzter.  Das  Gendarnierieedikt  war  keine  formelle 
französiscli  -  westfälische  Narbahmung.  aber  doch  insofern 
von  napoleouiäch-weätfälischeni  Geiäte  erfl^lU,  als  es  darauf 
ausging,  die  bestehende  aristokratische  Selbstverwaltung 
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zu  brechen  und  an  ihre  Stelle  eine  Bureaukiatie  zu  setzen, 
die  vielleicht  liberal ,  aber  keine  Selbstverwaltung  war 
(Beform  der  VerwaUuii^'sor<,'anisation  S.  120  f.,  423 — 451). 

Derjenige  Teil  des  Edikts,  der  sich  wirklich  auf  die 
GeDdarmerie  bezieht,  ist  durch  die  Verordnung  vom  80.  De- 
zember 1820  über  die  anderweitige  Organisation  der  Gen- 
darmerie und  dureh  die  gleichzeitige  Dienstmstruktion,  bei 
mancher  Verbesserung  im  einzelnen,  aufrecht  erhalten 
und  noch  heute  maßgebend. 

Dagegen  ist  der  auf  d\e  Behördenorgani^atinn  bezüg- 
liche Teil,  auch  wo  hie  und  da  die  Einfülirunji  vorbereitet 
war,  unausgeführt  geblieben.  Nicht  nur  die  interimistische 
Nationalreprftsentation  hatte  sich  in  zwei  Eingaben  vom 
19.  August  und  26.  September  1812,  sondern  auch  St&nde 
und  einzelne  Gutsbesitzer  in  zahlreichen  Eingaben  dagegen 
ausgesprochen.  Deshalb  trug  die  Kab.  Ord.  d.  d.  Paris 
19.  Mai  1814  dem  Staatskanzler  eine  nochmalige  PrQfnng 
auf,  mit  dem  Zusätze :  „auch  ist  mir  angezeigt  worden,  dafi 
dies  ihr  eigner  Vorsatz  ist".  So  leicht  sieb  Hardeiilierg 
zum  fiemlarnierieedikt  hatte  bestimmen  lassen,  su  leicht 
ließ  er  es  aucb  wieder  fallen.  Es  bedurfte  im  Jabre  1819 
eines  ausführlichen  Schreibens  Scharnwebers,  um  ihn  über 
die  Absichten  beim  Erlaß  des  Gendarmerieedikts  wieder 
zu  orientieren. 


In  der  letzten  Hardenhergschen  Zeit  sind  neue  Ver- 
suche auf  dem  Gebiete  der  Gemeinde-  und  Kreisordnung  ge- 
macht worden,  indem  am  Iii.  Februar  lb2U  eiue  Kuniuiissidn 
niedergesetzt  wurde,  die  unter  Frieses  Vorsitz  aus  Daniels, 
Eichhorn,  Bernuth  und  Streckfuß  bestund,  denen  i^päter  noch 
Vincke  und  Köhler  hinzutraten.  }sa.ch  langer  Verschollen- 
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heit  im  Sdraekmannsehen  KaeblABse  auf  dem  Geheimen 
Staatsarchive  Bind  die  drei  Entwürfe  dieser  Kommission 

vom  7,  August  1820,  eine  Städteorduuug ,  eine  Landge- 
meindeorduuiig  und  eine  Kreisordnung  von  Treitschke  wieder 
aufgcfuut^en  worden.  Man  bntte  also  von  einer  einheitiictien 
GemeindeordüUBg  far  Stadt  und  Land  Abstand  genommen, 
trotzdem  inzwischen  mehrere  Regierungen  der  vestlichea 
Provinzen  fttr  das  französische  System  eingetreten  waren; 
die  Kommission  erkannte  an,  dafi  die  Städte  zu  ihrer  Ver- 
waltung Bemfsbeamte  branehten,  denen  ein  beschliefiendes 
und  kontrollierendes  Organ  zur  Seite  gesetzt  werden  mttsse, 
während  es  auf  den  Dörfern  keiner  Repräsentation  bedürfe. 
Die  einheitliclie  Städteorduuug  war  der  von  1808  nach- 
gebildet mit  einigen  Modifikationen  bezfl^'li  Ii  des  leichteren 
Erwerbs  des  Bürgerrechts.  Die  Landgemeindeordnung 
wich  von  der  des  A.L.R.  hauptsächlich  nur  durch  Aus- 
dehnung des  BQrgerrechts  auf  jeden  selbständigen  Haus- 
vater mit  AuBschlttfi  der  Knechte  und  Tagelöhner,  durch 
Einftthrung  einer  Repräsentation  in  gröfieren  Gemeinden 
und  durch  Gew&hrung  der  Schulzenwahl  ah;  die  ortsobrig-* 
keitliche  Gewalt,  wenn  auch  in  abgeschwächter  Weise, 
sollte  fortbestehen,  die  selbständigen  Gutsbezirke  sollten  er- 
halten werden. 

Es  wurdeu  Sanitgemeinden  zugelassen ,  allerdings 
nicht  wie  am  Rhein  und  in  Westfalen,  sondern  nur 
auf  dem  Wege  der  freien  Übereinkunft  oder  kraft  An- 
ordnung der  Regierung  für  Zwecke,  deren  Erfftllung  durch 
Gesetz  oder  Verfügung  von  den  Gemeinden  erfordert  werde 
(Armen-,  Wege-,  Feuerlöschwesen),  die  aber  wegen  der 
Kleinheit  mancher  Ortschaften  tatsächlich  nicht  erf&Ut 
werden  können,  während  jeder  Ortsgemeinde  die  besondere 
Verwaltung  ihrer  eigenen  Anstalten,  ihres  Vermögens,  der- 
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jenigen  milden  und  polizeilichen  Anstalten,  welclie  sich 
nur  auf  den  betretienden  Ort  beziehen,  verbleibt  (§  2, 
§§  87—89).  Organe  der  Samtgeineinde  sind  ausschließlich 
die  Samtgemeindeverordneten,  d.  h.  die  Abgeordneten  der 
Ortsebaften  und  der  vom  Samtgemeinderat  gewählte,  von 
der  Regierung  bestätigte  Vorsteher,  der  Oberscbulze, 
dem  vom  Landrate  die  allgemeine  polizeiliehe  Aufsicht 
in  den  Ortsebaften  der  Samtgemeinde  Obertragen  werden 
konnte. 

Der  Landrat  endlich  wurde  durch  die  Kreisordnunpj  im 
Sinne  des  Gendarnieriopdikts  zum  reinen  Staatsbeamten 
gemacht,  der,  von  der  Regierung  ernannt,  mit  den 
Kommunalangelegenheiten  nichts  mehr  zu  tun  hatte,  da 
diese  von  den  Kreisvorstehem  unter  einem  eignen  Vor- 
sitzenden besorgt  wurden,  die  ihrerseits  mit  der  Staats- 
verwaltung des  Kreises  nichts  zu  tun  hatten.  Der  Kreis- 
tag bestand  zu  einem  Drittel  aus  den  Kreisverordneten  der 
Großgrundbesitzer,  zu  zwei  Dritteln  aus  Deputierten  der 
Gemeinden,  wobei  das  aktive  Walilrecht  ein  naliezu  allge- 
meines war,  wühn  11*1  das  passive  an  einen  Zensus  von  r)()0 
Talern  Einkommen  gebunden  wurde  und  an  nichts  weiter, 
so  daß  auch  Bauernadvokaten  in  den  Kreistag  gelangen 
konnten.  Von  einem  Kreisausschuß  als  Staatsverwaltungs- 
behörde,  von  Amtsvorstehern  war  keine  Rede. 

Das  war,  wie  Stein  sagte,  ein  Werk  des  Buralismus 
und  des  Liberalismus. 

Die  zur  PrQfung  dieser  Entwfirfe  am  19.  Dezember  1820 
eingesetzte  neue  Kommission,  die  unter  dem  Vorsitze  des 
Kronprinzen  au^  Wittgenstein,  Schuckniann,  Ancillon,  dem 
OberprÄsidenten  von  Bülow  und  dem  Kabiiiettsrate  Albrecht 
bestand,  gelangte  in  ihrem  Bericht  vom  19.  März  1821  zur 
Verwerfung  der  drei  Hardenbergschen  Entwürfe,  indem  sie 
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eine  einbeitlicbe  Städteoidnung  durch  Ausdebnuiig  der  von 
1808  mit  einigen  Modifikationen  auf  alle  Proyinzen,  dagegen 
die  Feststellung  der  Landgemeindeordnnng  und  Kreis- 

ordnung  für  jede  Provinz  besonders,  mit  Beirat  der  Pro- 

viiizialstände,  eudlich  eine  Provin/.ialoKiiuiug.  die  mit  Ein- 
gesessenen aus  den  Provinzen  beraten  \ser(leu  soiite, 
beantragte  (Treitschke,  III,  100,  130,  173,  228,  768). 

IT.  Die  Fliae  zur  HerbeifRbrnng  einer  landstkndlfleheD 

Verfassung. 

Im  Edilct  aber  die  Finanzen  des  Staats  vom  27.  Ok- 
tober  1810  beiflt  es  im  Eingänge :  „so  wollen  wir  uns  yoi^ 

behalten,  der  Nation  eine  zweckmäßig  eingerichtete  Reprä- 
sentation sowohl  in  den  Piuvinzen  als  auch  für  das  Ganze 
zu  gebeu,  deren  Rath  wir  gern  benutzen  werden". 

Im  femerweiten  Edikt  über  die  Finanzen  des  Staats 
▼ora  7.  September  1811  §  14:  „Unsere  Absicht  geht  auch 
noch  immer  dahin,  wie  wir  in  dem  Edikt  vom  27.  Oktober 
c.  J.  zugesagt  haben,  der  Nation  eine  zweckmäfiig  ein- 
gerichtete Repräsentation  zu  geben."  Vorerst  sollen  die 
Mitglieder  der  Generalkommission  zur  Regulierung  der 
Provinzial-  und  Kommunalkriegsschulden,  die  sehon  im 
ersten  l^likt  versprochen  war  und  jetzt  wirklicli  eingesetzt 
wurde,  die  Nationalrepräseutation  konstituieren.  Zu  dieser 
Kommission  sollen  außer  den  vom  Könige  ernannten  Chef 
und  Mitgliedern  gehören:  aus  jeder  Provinz  zwei  Mitglieder 
aus  den  Rittergutsbesitzern,  zwei  Mitglieder  aus  den 
Städte-  und  Landbewohnern,  nftmlich  eins  Ton  den  grofien 
Städten,  eins  von  den  kleinen  Städten  und  dem  platten 
Lande,  aufierdem  aber  von  jeder  der  drei  Hauptstädte« 
Berlin,  Königsberg  und  Breslau  ein  Hitglied.  Über  die 
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Art  der  Wahl  win!  der  Staatskan/.ler  nächstens  das  notigo 
bekannt  machen,  wie  auch  bereits  au  der  lostruktion  für 
die  Kommission  gearbeitet  wird. 

Diese  NotabeloTersammlting  hat  vom  £nde  Februar 
bis  Mitte  September  1811  getagt;  sie  bestand,  abgesehen 
Ton  den  Ernannten,  ans  45  Mitgliedern,  aus  24  Bitterguts^ 
besitzeni,  von  denen  nur  einer  bikrgerlich,  aus  13  Stftdtem, 
4  von  den  gröfieren,  9  von  den  kleineren,  und  aus 
8  ErbpÄchteni.  Pächtem,  Doumuenpftchtern  uiul  Bauern. 
Die  Versaniinluiig  sollte  dazu  dienen,  die  gegen  die  Steuer- 
gesetze hei  allen  Stünden  und  hei  vielen  Behörden  ent- 
standene Opj»o8itioa  zu  beseitigen.  Aber  wie  Hardenberg 
bei  der  Eröffnung  gesagt  hatte,  die  GrundzQge  ständen 
fest,  es  handle  sieh  nur  um  Modifikationen  bezflglich  der 
Ausffibrung.  An  diese  Notabeinversammlung  war  die  Vor- 
stellung der  Stande  der  Kreise  Lebus,  Storkow  und 
Beeskow  gerichtet,  infolge  deren  zwei  Häupter  der  Oppo- 
sition, V.  d.  Marwitz  und  Graf  Finkenstein,  verhaftet  wurden. 

Vom  10.  April  1812  bis  zum  lö.  Juli  1815  tagte,  mit 
starken  Unterbrechungen,  die  Versanimlunp;  der  inter- 
imistischen Landes-  und  Nationalrepräi^eatatioii.  Sie  bestand 
aus  IB  Rittergutsbesitzern,  aus  0  bniierlichen  Grund- 
besitaem  von  mindestens  einer  Hufe,  und  aus  9  grund- 
besitaenden  Vertretern  der  StAdte,  darunter  je  einem  von 
Berlin,  Breslau  und  Königsberg.  Auch  sie  hatte  nur  eine 
konsultative  Stimme,  weder  das  Verdikt  Uber  die  Ver- 
mögens- und  Einkommensteuer  vom  24.  Mai  1812  noch  das 
Gendarnierieedikt  vom  oO.  Juli  1812  sind  ihr  vorgelegt; 
sie  hat  alter  gopen  letzteres  remonstriert  (Stern,  Die 
Sitzuugsprotükolk'  der  interimistischen  Laudesrepräsen- 
tation l'reußens  1812—1815.  8teru,  (ieschichte  der 
preußischen  Verfassungsfrage  1807 — IBlo;  beides  in  Ab- 
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handluiigen  und  Aktenstücke  zur  Geschichte  der  preu- 
ßischen lieformzeit,  129—223.  Stern.  Die  preußische 
VerfaBfJiingsfrriuc  im  Jahre  1817;  in  Deutsche  Zeitschrift 
für  Geschichtswissenschaft,  1 — 38.  v.  Treitscbke,  1,  374; 
II,  28n;  III,  116). 

Id  der  Kabinettsorder  d.  d.  Paria,  3.  Juni  1814  heifit 
es:  alch  behalte  mir  vor,  über  die  Anordnung  der  stan- 
diaeheo  VerfasBong  nnd  Beprftsentation  nach  meiner  Rück- 
kehr einen  Beachlufi  an  fassen.* 

In  den  Besitzergreifungspatenten  für  die  neu-  oder 
wiederjzewonneiien  Landesteile  wird  von  einer  ständischen 
Vertretung  und  deren  Rechten  in  sehr  unl>estiiumten  Aus- 
drücken gesprochen;  meist  ist  von  einer  Berücksichtigung 
der  älteren  Verfassung  die  Rede. 

In  der  Verordnung  über  die  zu  bildende  Reprftsentation 
des  Volks  vom  22.  Mai  1815  wird  gesagt:  ^^Es  soll  eine 
Bepräseatation  des  Volks  gebildet  werden.  Zu  diesem 
Zwecke  sind  die  Provinxialstftnde  da,  wo  sie  mit  mehr 
oder  minder  Wirksamkeit  noch  vorhanden  sind,  herzustellen 
und  dem  Bedürfnisse  der  Zeit  gemäß  einzurichten,  wo 
gegenwärtig  keine  Provinzialstände  vorhanden,  sind  sie 
anzuordnen;  aus  den  Provinzialständen  wird  die  Ver- 
sammlung der  Landesrepräsentanten  gewählt.  Die  Wirk- 
samkeit der  Landesreprftscntanten  bezieht  sich  auf  die 
Beratung  über  alle  Gegenstande  der  Gesetzgebung,  welche 
die  personlichen  Eigentumsrechte  der  Staatsbürger  mit 
Einschlufi  der  Steuern  betreffen.*  Provinzialst&nde  uad 
ein  aus  den  Provinzialst&nden  hervorgehender  Reichstag 
waren  versprochen;  weiter  nichts. 

Die  VerordiiüDg  vom  20.  März  1817  wegen  Kiuführuug 
der  Nationalrcprflsentation :  „Die  Einwirkung  der  künftigen 
Landesreprääeutauteu  bei  der  Gesetzgebung  wird  durch  die 
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in  Folge  Utiserer  Yerordniing  vom  22.  Mai  1815  augzu- 

arbeiteuUe  Verordnung  näher  l>eatiuimt  werden." 

Durch  die  Verordnung  wegen  der  kOnftigen  Be- 
handlung des  gesamten  Staatasehuldenwesens  vom  17.  Januar 
1820  wild  nicht  nur  im  allgemeinen  die  hanftige  Unter- 
ordnung dieser  Angelegenheit  unter  die  Beichastftnde  aus- 
gesprochen, sondern  aufierdem  erklärt,  dafi.  wenn  kfinftig 
neue  Anleiben  sich  als  nötig  erwiesen,  sie  nur  mit  Zu- 
zieliuüg  und  unter  Mitgarautie  der  künftigen  reichs- 
sUiinl)schen  Veisanunlung  aufgenommen  weiden  koaneu; 
weiter  sollen  beim  Abgange  von  Mitgliedern  der  Staats- 
schuldenkommission von  der  künftigen  reichsständischen 
Versammlung  drei  Individuen  zur  Auswahl  eines  derselben 
dem  Könige  vorgeschlagen  werden :  endlich  ist  die  Staats- 
schuldenverwaltungsbehdrde  verpflichtet,  der  kOnftigen 
reichsst&ndischen  Versammlung  alljährlich  Rechnung  zu 
legen. 

Weder  bei  diesen  Zusicherungen  und  Gejitaltungen 
noch  bei  den  späteren  ausfuhrliclien  Entwürfen  hat  man 
sich  an  die  Zusammensetzung  der  Constituante,  der  Le- 
gislative,  des  Convents,  des  Rats  der  Alten  und  der  Fünf* 
hundert,  noch  an  das  Corps  16gislatif  der  napoleonisehen 
Verfassungl  auch  nicht  an  den  westfälischen  oder  warschau- 
ischen Reichstag  gehatten. 

T.  IMe  Finanzen. 

Das  französische  Steuersystem  ist  dargestellt,  als  es 
sich  um  die  Frage  handelte,  ob  Stein  das  Steuersystem 
der  Revolution  bei  seinen  Bestrebungen  auf  Einführung 
der  Einkommensteuer  nachgeahmt  habe. 

Der  Artikel  lo  der  Verfassung  des  Königreichs  West- 
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fftlen  schrieb  vor,  dafi  efn  und  dasselbe  Steuersystem  für 

die  Teile  des  Köuigreichs  gelten  .solle. 

Dies  einheitliche  Steuersystem  war  im  ganzen  das 
französische,  wie  es  in  der  Hauptsache  durch  das  Direk- 
torium  festgestellt  war. 

Unter  den  direkten  Steuern  steht  auch  hier  die  Grund- 
Steuer  voran,  die  yerfassungsmäfiig  den  fOnften  Teil  des 
Reinertrag  nieht  Obersteigen  sollte,  ein  Maximum,  welches 
im  Mai  1812  erreicht  wurde  (IX,  399);  durch  das  Dekret 
vom  8.  Januar  1808  (1, 188)  sind  die  Grundsteuerbefreiungea 
aufgehoben  ;  durch  das  Gesetz  vom  21.  August  1808  (III, 
107)  ist  das  franzüsiscbe  Gesetz  relative  ä  la  repartition, 
de  l'assiette  et  au  recouvrement  de  la  coutribution  fonci^re, 
vom  3.  Frimaire  VIII  (23.  November  1798),  wenn  auch  mehr- 
fach in  andrer  Ordnung,  meist  wörtlich  rezipiert;  dazu  die 
beiden  Dekrete  aber  die  Erhebung  der  Grundsteuer  vom 
3.  September  1808  und  6.  Mai  1809  (III,  323;  V,  231). 

WomOglieli  in  noch  höherem  Mafle  hat  bei  Abfassung 
des  westfälischen  Gesetzes  vom  5.  August  1808  betreffend 
die  Einführung  einer  Patentsteuer  und  dem  an  dessen 
Stelle  getretenen  Gesetze  vom  12.  Februar  1810,  auch  bei 
der  Deklaration  dieses  Gesetzes  durch  das  Dekret  vom 
l.Noveml>er  1815  (II,  275:  VII,  123;  XII,  301)  das  fran- 
zösische Gesetz  vom  1.  Brumaire  VII  zu  Grunde  gelegen ; 
die  Patentsteuer  wurde  nach  sechs  Klassen,  innerhalb 
dieser  nach  den  Ortschaften  erhoben. 

Hinsichtlich  der  Personalsteuer  wich  man  erheblich  ab. 
Das  Gesetz  vom  14.  Juli  1808,  nicht  vom  17.  Juli,  wie  im 
Register  der  Gesetzsammlung  angegeben  ist,  Ober  die  öffent- 
liche Schuld  des  Königreichs  Westfalen  (II,  255,  besonders 
259)  verfügt  im  Artikel  8:  „Es  soll  j.iliilicli  die  Summe 
von  4  Millionen  Francs  zur  Bezahlung  der  Zinsen  der 
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iinmerw.ihrenden  Konten  und  zur  allaiiililichen  Wieder- 
bezaliluug  (Ut  Scliuhlkai»italien  aufgebracht  werden.  Diese 
Summe  soll  in  Gemäßheit  des  Artikel  3  des  Budgetgesetzes 
für  1809  durch  eine  auf  alle  Einwohner  umzulegende  Per- 
sonahteuer  aufgebraeht  werden,  nach  Klassen  und  mit 
Bestimmung  eines  Maximums  und  eines  Minimums.*  Das 
Dekret  vom  27.  Oktober  1808  (III,  237—247)  sehreibt 
vor,  dafi  diese  Personalsteuer  in  11 — 15  Klassen,  zwischen 
60  Centimes  und  50  fr.  jfthrlich  den  Familien  aufzulegen 
ist.  Infolge  der  massenhaften  Reklamationen  sah  man  sich 
genötigt,  durch  Dekret  vom  12.  Oktober  1809(VI,  3r>l-:^t;;V) 
den  Betrag  auf  die  Hälfte  licrahzusetzen  und  auf  die 
nächste  Städieversammlung  zu  verweisen.  Das  Gesetz 
vom  15.  März  1810  betreffend  die  Personalsteuer  für  das  Jahr 
1810  (Vll,  351—377)  hat  dann  verordnet,  daß  die  4  Millionen 
vom  1.  Januar  1810  ab  durch  eine  Personal-  und  durch  eine 
Steuer  vom  Einkommen  aller  Art  erhoben  werden  solle; 
die  Pdrsonalsteuer  von  allen  Übersechzehnjährigen  nach 
10  Klassen  von  monatlich  17  Centimes  bis  1  fr.  84  Cen- 
times; die  Kiukoiiiniensteuer  von  all  und  jedem  Kinkommen, 
sofern  es  mindestens  1000  fr.  I>eträgt,  zu  2  o  iu  lo  Klassen 
von  30  fr.  hei  lOoO— 20iHJ  fr.  Einkommen  bis  zu  5000  fr. 
bei  einem  Einkommen  von  200000— 300«  100  fr.  Aber  die 
Dekrete  vom  12.  Januar  und  vom  22.  Dezember  1811  (XII, 
29,  687 — 711)  haben  die  Einkommensteuer  wieder  auf- 
gehoben und  fflr  |die  Etatsjahre  1811  und  1812  eine  klassi- 
fizierte Personalsteuer  eingeführt ,  die  von  allen  Über- 
sechzehnjährigen in  10  Klassen  von  26  Centimes  bis 
10  francs  monatlich  erhoben  werden  sollten. 

Es  war  also  doch  nicht  gelungen,  eine  eigentliche 
Einkommen-  und  Vermögenssteur  einzufahren. 


^48  Abschnitt.   Die  H&rdenbo^gi^cheIl  Heiormeo. 

Die  franzOsiBehe  T&r-  und  Fenstersteuer  ist,  wie  ea 
sebeint,  nicht  einmal  in  Erwägung  gekommen. 

Was  die  indirekten  Steuern  betrifft,  so  fOhrte  an  Stelle 
der  bisher  in  jedem  Landcsteile  auf  den  verschiedensten 
Grundlagen  beruhenden  zahlreichen  indirekten  Abgaben 
das  Dekret  vom  5.  Dezember  1808  (III,  539)  fünf  neue 
indirekte  Steuern  ein,  eine  Konsumtionsabgabe,  das  Salz- 
regal, die  Zölle,  das  Chaussee-  und  Wegegeld  und  die 
StempelgefiUle,  Das  Dekret  enthielt  in  der  Hauptsache 
nur  die  Behördenorganisaticu,  ähnlich  derjenigen,  welche 
das  Dekret  vom  29.  März  1808  fOr  die  direkten  Steuern 
festgesetzt  hatte. 

hl  bezug  auf  die  Kousumtionsabgabe  erging  zunächst 
das  Dekret  vom  15.  Februar  1809  wegen  Verwaltung  und 
Erhebung  der  Konsumtionssteuer  (IV,  343 — 419.  440).  Maß- 
gebend ist  dann  das  Gesetz  vom  (>.  Marz  181()  betreffend 
die  Einrichtung  und  Erliehung  der  Konsumtionssteuer 
(VII,  275—319.  339).  Der  Konsumtionssteuer  unterliegen: 
Schlachtvieh,  Korn  und  Getreide  aller  Art,  Bier  und  Brannt- 
wein, Essig,  auch  wenn  sie  vom  Auslande  eingeführt  werden, 
außerdem  Thee^  Kafifee,  Zucker,  Tabak,  Wein.  Erhöhungen 
der  Steuersätze  sind  durch  die  Dekrete  vom  11.  Mai  1811 
und  vom  IS.  Dezember  1811  (X,  179,  603)  herbeigeführt. 
Zu  dem  Geselz  vom  0.  März  1810  ist  am  15.  Januar  1812 
ein  Ausführungsdekret  ergangen  in  bezug  auf  Mahl-  und 
Schlachtsteuer,  Getriinksteuer  usw.,  betreffend  die  Er- 
hebungsart und  die  Mittel  zur  Sicherung  des  Eingangs  der 
Konsumtionssteuer  in  162  Artikeln  (XI,  27—111). 

Hinsichtlich  des  Salles  hat  man  gewechselt.  Das 
Dekret  vom  17.  Januar  1809  betreffend  die  Verwaltung, 
den  Verkauf  und  die  Besteuerung  des  Salzes  und  das  Ge- 
setz vom  26.  Februar  1810  betreffend  den  Verkauf  und  die 
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Besteuerung  des  Salzes  (IV,  55,  VII,  243)  regelten  vor- 
zugsweise den  monopoliMeitea  Salzhaiulel ,  während  das 
Dekret  vom  15.  Mai  1811  (X,  211— 215)  deu  Verkehr  frei- 
gab,  die  Abgabe  aber  erhöhte. 

Eine  einheitliche  Stempelsteuer  einschliefilich  einer 
Erbschaftssteuer  war  durch  die  Dekrete  vom  11.  Mftnt  und 
1.  Mai  1809  (IV,  551;  V,  59,  104)  eingefahrt  und  durch  die 
Dekrete  yom  7.  Juni  1810  und  28.  Juni  1812  (VIII,  363; 
XII,  19)  weiter  ausgebildet.  Einer  Stempelsteuer  im  Um- 
fange des  französischen  Enregistrement  machten  aber  die 
Reichsstände  eine  im  großen  und  ganzen  erfolgreiche 
Opposition. 

Eine  Lotterie  war  durch  Dekret  vom  6,  Juni  1808 
(II,  173)  in  ISraunschweig  errichtet  worden. 

Von  der  Einführung  des  T&bakmonopols  hat  man  auch, 
nachdem  es  1810  in  Frankreich  wiederhergestellt  war»  Ab- 
stand genommen. 

Dagegen  wurden  die  geistliehen  Güter  eingezogen  (Ver- 
fassung  Art  15;  Dekret  vom  5.  Februar  1808,  1.  Juni  1809, 
I.Dezember  1810  (I.  273;  V,  379;  IX,  3()1). 

Zwangsanleihcn  sin<l  dniinal  auferlejjt;  die  erste  von 
20  Millionen  zur  15'  ;:leichuug  der  an  Frankreich  schuldigen 
Rückstände  durch  Dekret  vom  10.  Oktober  1808  (III,  217). 
Die  Anleihe  selbst  war  durch  Gesetz  vom  17.  Juli  1808 
(II,  251)  genehmigt,  ihre  Form  und  Bedingungen  aber, 
insbesondere  auch  die  Ftage,  ob  sie  im  Inlande  zwangs- 
weise aufgebracht  werden  solle,  einem  kanigUehen  Dekrete 
überlassen.  Diese  Zwangsanleihe  bezog  sich  nur  auf  die- 
jenigen, welche  5000  fr.  Vermögen  hatten  ;  nach  der  Höhe 
des  Vermögens  richtete  sich  der  Betrag  und  stieg  bei 
denen,  welche  1800000  fr.  hatten,  auf  liiioDU  fr.;  Zinsen 
wurden  gezahlt  für  die  wirklich  Gezwungenen  mit  3^/o, 
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fflr  die  Anderen  nach  der  Scbnelligkeit  der  EinsaUung 

mit  4^lo — »l^/o;  die  Obligationen  lauteten  auf  den  Namen, 
wai  <  II  aber  übertragbar.  Die  zweite  Zwangsanleihe  durch  das 
Dekret  vom  1.  Dezember  1810  beschränkte  sich  auf  Id  Mil- 
lionen und  diente  nur  zur  Ergänzung  der  durch  Gesetz 
vom  17.  Juli  1808  bewilligten  Summe,  da  sich  heraus- 
gestellt  hatte,  dafi  sie  noch  nicht  erreicht  sei.  Die  dritte 
im  Betrage  von  5  Millionen  wurde  durch  das  Belcret  d.  d. 
Warschau  12.  Jnni  1812  (XI,  428)  aufgelegt  —  Zur  Ver- 
pflegung der  durehmarachierenden  Truppen  sind  dureh  die 
Dekrete  vom  20.,  26.  Mftrz  und  19.  August  1813  siebzehn  Zu- 
schlagsceutimes  auf  die  Grund-  und  Patentsteuer  gelegt. 

Schließlicli  kam  es  insofern  zum  Staatsbankerott,  als 
schon  im  Jahre  1812  niclit  mir  die  Abtragung  der  ersten 
Serie  der  Zwangsanleihe  von  18u8  und  der  Zinsen  der 
öffentlichen  Schulden  eingestellt  wurde,  sondern  auch  die 
Zahlung  der  rflekst&ndigen  Ausgaben  der  Zeit  von  1808 
bis  1811  mit  Bons  verfttgt  wurde,  welche  im  Betrage  von 
3  Millionen  auf  die  Domfinen  radiziert  wurden.  Unterm 
28.  Juni  1812  wurde  dann  die  gesamte  Staatsschuld  in 
Höhe  von  200  MilKooen  Taler  auf  den  dritten  Teil  des 
Nominalbetrags  reduziert. 

Von  Frankreich  hatte  Westfalen  die  Einrichtung  des 
Staatschuldbuchs,  des  Budgets  und  das  gesamte  Rechnungs- 
wesen übernommen  (Thimme,  11,  32<i — 605). 


In  Preufien  hatten  sich  unter  Hardenberg  eine  Zeit- 
lang englische  und  französische  Einilasse  bekämpft. 
Friedrich  von  Baumer,  einer  der  Hauptmitarbeiter  Harden- 
bergs in  jenen  ersten  Jahren,  hatte  ein  Buch  tiber  das 
britische  Besteuerungswesen  geschrieben  und  Hippel  iur  die 
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englische  Luxussteuer  plädiert.  Aber  wie  das  so  geht, 
man  studierte  England  und  folgte  Frankreich,  schon  weil 
das  leichter  war,  namentlich  wenn  man  sich  an  das  Bulletia 
des  Kdiiigreicbs  Westfalen  hielt 

Zwar  das  westfiLlisehe  Budget,  das  Reebmtngswefleii, 
das  Staatsschuldenwesen ,  iDsbesondere  das  Schnldbncli, 
die  finaDsielle  BehOrdenorganisatioii  wurde  sieht  uach- 
geahmt. 

Wohl  aber  die  Säkularisation,  indem  das  Edikt  vom 
30.  Oktober  1810  über  die  Einziehung  der  sämtlichen 
geistlichen  (lilter  von  der  Erwägung  ausging,  daß  alle 
l)enach harten  Staaten  die  gleichen  Maßregeln  getroffen 
hätten.  Es  war  aber  schon  vor  der  Katastrophe  an  eine 
Sftkularisation  gedacht. 

Ganz  besonders  wurde  die  westfiklisehe  Stener- 
gesetsgebung  nachgeahmt  Es  kamen  dafür  die  engen 
Beziehungen  in  Betracht»  in  denen  Hardenberg  zu  seinem 
Neflfen  Bnlow  stand,  der  1808 1811  das  westfälische 
Finanzwesen  leitete;  wie  auch  Porsche  Mitglied  der  von 
II  Ii  i  nberp  eingesetzten  Steuerkonimission  war;  in  den 
Akten  hndet  sich  ein  eigenhHndi^'er  Kxtrakt  Hardenbergs 
über  die  Finanzen  des  Königreichs  Westfalen  aus  den 
letzten  Monaten  des  Jalires  1810.  Es  kam  aber  hinzu,  daß 
in  beiden  Ländern  die  Verhältnisse  insofern  die  gleichen 
waren,  als  auch  Preußen  sich  in  der  gr5Bten  finanziellen 
Bedrängnis  befand. 

Drei  Serien  von  Hardenbergseben  Steuergesetzen  sind 
zu  unterscheiden  nach  den  Jahren  1810,  1811,  1812. 

Grundlegend  war  das  Edikt  über  die  Finanzen  des 
Staats  vom  27.  okiober  1810.  Gerade  von  diesem  vorzugs- 
weise hat  Cavaiguac  HI,  50)  gesagt,  es  sei  nichts  andres 

als  „un  dücalque  de  rorgauisation  linanciöre  fran^ise  ou 
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pour  parier  p]as  exactement  de  la  nonvelle  l^idation 
Westphalienne*.  Es  wollte  insbesosdere  auch  mit  allen 
Steuerprivilegien  und  Exemtioneii  aufräumen«  Aber  gerade 
in  dieser  Beeiehung  ist  das  Programm  unausgefQbrt  ge- 
blieben. Zu  einer  Aufhe])ung  der  Grundstcuerprivilegien 
der  Rittergüter,  die  in  Westfalen  durchgeführt  wurde,  ist 
es  in  Preußen,  soweit  solche  in  Pommern  und  in  den 
Marken  bestanden,  nicht  gekommen.  Schon  in  der  Denk- 
schrift hatte  sieh  Hardenberg  sehr  zweifelnd  über  diesen 
Punkt  ausgeqirocheQ,  er  hatte  sich  lange  mit  dem  Rück- 
kauf der  Grundsteuer  durch  den  Staat  nach  englischem 
Yorhilde  beschäftigt;  die  Hinweise  Sacks  auf  Westfalen 
hatten  keinen  Erfolg;  die  tiefen  Eingriffs  in  das  ritter- 
schaftliche Eigentum,  die  er  damals  vornahm,  hielten  ihn 
zurück. 

Aber  die  drei  Spezialgesetze,  welche  gleichzeitig  er- 
lassen wurden,  obgleich  auch  sie  dem  Programm  nicht  in 
allen  Punkten  entsprachen,  zeigen  sämtlich  mehr  oder 
weniger  das  franzOsisch-westfUlische  Vorbild.  Das  Edikt 
vom  29.  Oktober  1810  Aber  die  neuen  Konsumtionsstenem 
stimmte  darin  mit  dem  westfitlischen  Dekrete  vom  15.  Fe- 
bruar 1809  fibereiUf  dafi  es  die  Akzise  fOr  Schlachtvieh, 
Getreide,  Brot  und  Branntwein  auf  das  platte  Land  aus- 
delinte,  wiilireud  für  die  durch  dasselbe  Edikt  eingeftUnien 
Luxussteuern,  die  es  weder  in  Frank  leich  noch  in  West- 
falen gab,  das  enalische  Vorbild  befolgt  wurde.  Eine  Gold- 
und  Silbersteuer  besonders  iiacli  englischem  Muster,  wo 
Karossen,  Luzuspferdef  Dienstboten,  Silbergeschirr  schon 
seit  Dezennien  besteuert  wurden,  war  zwar  durch  Gesetz 
vom  12.  Februar  1809  eingeführt,  wurde  aber  durch  die 
Deklaration  vom  9.  Juli  1812  wieder  aufgehoben. 

Eine  genaue  Nachahmung  Frankreichs  und  Westfalens 
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ist  das  Gesetz  vom  2.  November  1810  betr.  die  £m- 
ffihmng  einer  allgeraeineii  Gewerbesteuer,  wesentlich  nur 
eine  Kopie  des  fransOsiflchen  Dekrets  vom  2^17.  Mftn  1791, 
des  westfälischen  Gesetzes  vom  6.  Angast  1806,  auch  des 
Bergischen  Gesetzes  vom  31.  M&rz  1809. 

Wie  alle  diese  Gesetze,  so  behandelte  aneh  das  preu- 
ßische jeden  Gewerbebetrieb  im  weitesten  Sinne,  jede  auf 
Erwerb  gerichtete,  in  bestimmter  Richtung  dauernd  fort- 
gesetzte niens(  iilii'he  Tätigkeit,  mochte  sie  Handwerk, 
Fabrikation,  Handel,  Wissenschaft  oder  Kunst  sein,  sofern 
sie  nicht  ausdrücklich  als  steuerfrei  erklärt  war,  als  Steuer* 
pflicbtig,  80  dafi  von  der  Gewerbesteuer  nur  ausgenommen 
waren  Staats-  und  Kommunalbeamte,  Eigentümer,  Pächter 
und  Kutzniefier  eines  ländlichen  Grundstücks,  soweit  sie 
dasselbe-  selbst  bewirtsdiaften,  während  Administratoren 
und  solche,  welche  die  bei  einem  ländlichen  Grundstftck 
befindlichen  Milchereien,  Fischereien,  Jagden,  Gärten, 
Brauereien,  Ziegel-.  Kalk-  Te(  röfon,  Ml^hlenpachten,  Ge- 
werbescheine lösen  fnußleu  ;  beireit  waren  außerdem  gemeine 
Tagelöhner,  mit  Ausnahme  solcher,  welche  mit  einer  be- 
sonders erlernten  Kunst  oder  Handwerk  z.  B.  als  Ziegel* 
Streicher  oder  Dachdecker  fttr  Tagelohn  dienen;  auch 
in  Preufien  wurde  die  Steuer  nach  äufierlichen  Kriterien 
In  sechs  Klassen  veranlagt,  deren  Sätze  freilich  niedriger 
waren  als  namentlich  die  französischen.  Erst  das  preußische 
Gesetz  vom  30.  Mai  1820  hat  den  entgegengesetzten  Grund- 
satz zur  Anwendung  gebracht,  wonach  jedes  Gewerbe  als 
steuerfrei  betrachtet  wird,  sofern  es  nicht  austiriu klich  für 
steuerpflichtig  erklärt  worden  ist.  Auch  das  preußische 
Gesetz  vom  20.  November  1810  betreffend  den  Stempel 
sowie  die  weiteren  preußischen  Stempelgesetze  vom 
27.  Juni  1811,  5.  September  1811,  2.  Mai  1814  und 
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10.  September  1814  stehen  unter  dem  Einfluß  der  fran- 
zösiscbeu  Stempelgesetze  vom  13.  Brumaire,  23.  Frimaire, 
21.  Ventose  und  22.  Prairial  VII  und  der  westfälischen 
Stempelgesetze  vom  11.  März  und  1.  Mai  1809,  vom 
7.  Juni  1810  und  vom  28.  Juni  1812. 

Oriindlegend  war  aodann  das  fernerweite  Edikt  aber 
die  Finanzen  des  Staats  und  das  Abgabensystem  vom 
7.  September  1811.  Es  ist  zum  Teil  wdrtlicb  der  nicht 
pnblisierten  Eabinettsorder  vom  6.  September  1811  ent- 
nommen, welche  bereits  einen  Hauptbestandteil  der  Rede 
Hardenbergs  in  der  Jsütal)lenversammluug  vom  7.  Sep- 
tember 1811  gebildet  hatte,  indem  Kede  und  Kabinettsorder 
die  Erörterungen  der  Repräsentanten  zusammenfaßte.  Da 
die  Ausdeliuung  der  Akzise,  namentlich  der  Mahlsteuer, 
auf  das  platte  Land  nicht  durchgeführt  werden  l^onnte, 
blieb  zwar  fftr  die  grofien  Städte  die  Konsumtionsstouer 
nach  dem  Edikte  vom  29.  Oktober  1810  bestehen,  ftlr  die 
kleinen  StAdte  und  das  platte  Land  aber  wurde  die  Mahl- 
stoner ganz,  die  Schlachtotener  zum  Teil  anfgehoben  mit 
der  Maßgabe,  daß  an  Stelle  der  aufgehobenen  Landakzise 
eine  Personensteuer  in  der  Form  einer  Kopfsteuer  von 
einem  halben  Taler  für  jeden  Übersechzehnjährigen  ein- 
geführt wurde. 

Das  Edikt  vom  G.  November  1811  ging  auf  dieser 
Bahn  einen  Schritt  weiter,  indem  es  allen  Staatsangehörigen 
eine  Klassenstouer  auferlegto;  freilich  nur  auf  Zeit,  nur 
so  lange,  wie  die  Besetzung  der  Oderfestungen  durch  die 
Franzosen  dauerte,  wie  denn  diese  Klassenstouer  eino 
Festnngsverpflegungssteuer  genannt  wurde. 

Obgleich  nun  der  Ertrag  ein  über  alles  Erwarten  ge- 
ringer war  wegen  Jtr  Renitenz  und  der  Saumseligkeit 
nicht  nur  der  Steuerptiichtigen ,  sondern  auch  der  Ver- 


Digitized  by  Google 


2.  KupiteL  Die  Hardeabetgaehen  Q«Mtee  «mr.  455 

anlaguDgsbehörden ,  der  Mnfrisfrate  und  der  aus  den  droi 
St&Ddeii  gleichmäßig  zusammougesetzteu  Kommissionea 
sowie  der  Regierungen,  folgte  man  doch  weiter  in  der 
höchsten  Kot  nicht  dem  franzitoischen,  wohl  aber  dem 
westfUieehen  Vorbilde,  indem  das  Edikt  vom  24.  Hai  1812 
eine  Vermögenssteuer  von  d^/o  und  eine  klassifizierte  Ein- 
konmiensteuer  mit  sehr  hohen  Sätzen  und  mit  Deklanerungs- 
Kwang  einfflhrte;  aber  wieder  nur  als  eine  Kriegssteuer 
auf  ein  Jahr;  sie  ist  zwar  durrli  (iesetze  vom  19.  J  au  aar 
uud  ö.  März  1813  von  neuem  aufgelegt,  aber  durch  das  Gesetz 
vom  3.  Januar  i  wieder  aufgehoben  fv.  d.  Marwitz, 
Aus  dem  Nachlaß,  II,  2Ü9;  Dieterici,  Zur  Geschichte  der 
Steuerreform  in  Preußen  von  1810 — 1820  ;  Bornhak,  Die 
preußische  Finanzreform  von  1810  in  Forschungen,  III, 
227  ff.,  bei  Lehmann  unter  dem  Namen  Mamroth  zitiert; 
Mamroth,  Geschichte  der  preußischen  Staatsbesteuerung 
1806—1816). 

VI*  Die  allgemeine  Wehrpflicht. 

Das  Prinzip  stand  seit  1808  fest. 

Die  durch  Kabinettsorder  vom  0.  Juni  1809  nieder- 
gesetzte  Kommission,  „um  untersuchen  und  vorschlagen  zu 
lassen,  ob  die  allgemeine  Konskription  jetzt  nach  Lage  des 
Staats  eingeführt  werden  könne  und  wie  sie  einzuffihren 
sem  wttrde*,  sprach  sich  im  Schlußbericht  vom  5.  Februar 
1810  für  die  sofortige  Einfohrung  aus;  verwarf  noch  aus- 
drftcklich  die  Stellvertretung  und  enthielt  bereits  die 
drundzüge  des  Instituts  der  einjährig  Freiwilligen  (Beiheft 
zum  Militnr-Wochenblatt  1800,  107. 

Der  König  aber,  so  wenig  er  gegen  die  allgemeine 
Wehrpflicht  war,  hielt  doch  die  damaligen  Umstände,  wo 
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es  schon  schwer  war,  wegen  der  Krün  ] »er  den  Franzosen 
ein  X  für  ein  V  vorzumachen,  für  ungeeignet. 

Die  Bekauuünachimg  vom  '6.  Februar  1813  in  betreff 
der  zu  erncbtenden  J&gerdetachements  trug  noch  Bedenken, 
den  Grundsatz  der  allgemeinen  Wehrpflicht  zur  Dnrch- 
ftthmng  zu  "bringen;  denn  diese  Bekanntmaebnng  wendet 
sich  zwar  «besonders  an  diejenige  Klasse  der  Staats- 
bewohner,  welche  nach  den  bisherigen  Kanton geeetzea  Tom 
Dienste  befreit  sind",  sie  wollte  aber  den  Kriegsdienst 
dieser  Klasse  nicht  direkt  erzwingen,  bedrohte  vielmehr 
die  ibdumigen  nur  mit  dem  Nachteile  des  Ausschlusses  vni\ 
Stellen,  Würden  und  Auszeichnungen,  und  verlangte  außer- 
dem den  Kriegsdienst  nur  „in  einer  der  Erziehung  und  den 
abrigen  Verhältnissen  dieser  Klasse  angemessenen  Formr, 
80  daB  die  ausdrQekliefae  Bestimmung  notwendig  schien: 
«de  sind  übrigens  den  allgemeinen  militärischen  Gesetzen 
unterworfen". 

Erst  die  Verordnung  vom  9.  Februar  1818  hob  die 

bisherige  Exemtion  von  der  Kantouspfiichtigkeit  mit  der 
Maßgabe  auf.  daß  diejenigen,  welche  sich  nicht  binnen 
acht  Tagen  zum  freiwilligen  Dienst  hei  den  Jägerabteihmgeu 
melden  —  mit  der  VerpHichtung ,  sieh  selbst  zu  bekleiden 
—  nach  näherer  Bestimmung  der  Militärbehörde  bei  einer 
beliebigen  Trnppenabteilung  eingestellt  werden  sollten. 
Auch  diese  Verordnung  hatte  nur  Geltung  für  die  Dauer 
des  Krieges.  Zur  Ausführung  derselben  ergingen  die 
beiden  Verordnungen  vom  22.  Februar  1813  Uber  das 
Ausweichen  des  Kriegsdienstes,  und  wegen  Tragens  der 
preußischen  Nationalkukarde. 

Dazu  kommt  die  Verordnung  über  die  Organisation 
der  Landwehr  vom  17.  März  ISltl  Neben  dem  stehenden 
Heere  sollte  noch  eine  Reservearmee  aufgestellt  werden. 
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Zur  Verstärkung  der  niilitariscliL'n  Krilfte,  aber  nicht,  wie 
Lehmanu  meint,  um  das  steheDde  Heer  im  Zaume  zu 
halten.  .Man  konnte  und  wollte  nicht  ganz  auf  das 
Institut*,  das  stehende  Heer  „verzichten,  aber  es  sollte 
dureh  eine  zweite  gleichberechtigte  militftriBche  Anstellung 
im  Zaume  gehalten  werden*  (Lehmann,  II,  543).  Der 
ostpreuBische  Landtag  hatte  auch  da  noch  an  der  Stell- 
vertretung festgehalten ;  „auch  sollte  die  ostpreußische 
Landwehr  nur  eine  ProvinzialariiR'c  sein,  ausschließlich 
zur  unmittelbaren  Verteidigung  der  Lande  diesseits  der 
Weichsel  verptiichtet"  (Treitschke,  I,  419). 

Die  Verordnung  vom  9.  Februar  1813,  welche  nur  für 
den  bevorstehenden  Krieg  die  allgemeine  Wehrpflicht  im 
stehenden  Heere  eingeführt  hatte,  ist  dureh  die  Kabinetts- 
order vom  27.  Mai  1814  wieder  aufgehoben  unter  Wieder- 
herstellung der  Exemtionen,  so  dafi  Berlin  und  die  gr&fieren 
Städte  ihre  Kantonfreiheit  zurOekerhielten. 

Zu  einer  dauernden  organischen  Einrichtung  wurde 
die  allgenieiue  WelirpHiclit  erst  durch  das  Gesetz  über  die 
Verpflichtung  zum  Kriegsdienste  vom  3.  SeptPinber 
von  dem  Treitschke  (I,  59(J)  mit  Hecht  gesagt  hat,  dafi 
dadurch  die  sittlichen  und  politischen  Grundanschauungen 
der  Preuflen  auf  Generationen  hinaus  bestimmt  seien,  dafi 
dies  Gesetz  in  alle  ihre  Lebensgewohnheiten  tiefer  einge- 
griffen habe  als  jemals  eine  wissenschaftliche  Entdeckung 
oder  eine  technische  Erfindung. 

So  wenig  wie  Stein  1808  war  Hardenberg  1813/14 
dabei  hervorragend  beteiligt,  obgleich  die  Denkschrift  über 
Hannover  von  1780  zeigt,  wie  selir  er  von  der  Bedeutung 
der  Kriegsmacht  erfüllt  war  (H.  V.  u.  V.Gesch.  I,  314; 
II,  600,  Hl  7,  019).  Alle  Zivilbeamten  mit  Ausnahme  von 
Bo7me  und  Sack  waren  dagegen,  im  Grunde  auch  Vincke, 
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obwohl  er  sich  verjächieden  geäußert  hat  (Bodelschwingh, 
380,  4Ul,  412,  427,  595).  Ül>prhaupt  war  die  Maßregel 
nichts  weniger  als  populär;  handelte  es  sich  docli,  wie 
Boyen  (Erinnerungen  I,  200)  sagt,  um  die  Unterwerfung 
des  Bargerstandes  und  der  Städte  unter  die  Kantonpflicht. 
Und  mangels  einer  die  städtisehen  Interewen  vertretenden 
Presse  haben  die  Stadtverordneten,  voran  die  Breslauer, 
nieht  verfehlt  fOr  das  Privilegium  ,der  seit  hundert  Jahren 
bestandenen  Militftrfreiheit"  zn  kämpfen.  Diese  Stimmung 
ist  noch  gesteigert,  als  die  Industrie  sich  entwickelte,  weil 
durch  den  Dienst  viele  rüstige  Männer  verhindert  würden 
\\  erte  zu  erzeugen  (Bergenrotli,  Ilansemann  Ji30).  Dagegen 
ist  es  unrichtig,  daß  die  „iieaktion''  gegen  die  allgemeine 
Wehrpflicht  vorgegangen  sei;  nur  gegen  die  damalige  Ge- 
staltung der  Landwehr  ist  sie  vorgegangen  und  zwar,  wie 
sieh  spftter  herausgestellt  hat,  mit  Reeht 

VIL  Die  Judenemamipatioii. 

Sehon  im  Testamente  von  1722  hatte  Friedrich  Wil- 
helm I.  seinem  Nachfolger  geraten,  keine  weitereu  Schutz- 
briefe zu  erteilen  und  die  Juden  ohne  Schutzbriefe  aus 
dem  Lande  zu  jagen;  denn  sie  seien  der  Ilauptschaden 
des  Landes  und  der  Kuiu  der  Untertanen;  „davor  sein  die 
Juden  guht :  wenn  ihr  fQr  euer  Pläsir  was  haben  könnt,  so 
lafit  oftOf  alle  3 — 4  Jahr,  eine  Summe  auf  die  ganze 
Judenschaft  20000—30000  Thaler  auflegen  ftber  dem 
Sehutzgeld,  das  sie  auch  zahlen;  ihr  mttsset  sie  drücken, 
denn  sie  Jesus  Kristy  verachten,  und  sie  nicht  trauen,  denn 
der  redlichste  Jude  ein  erzbedrieger  und  schelm  ist,  des 
seid  persuadiret". 

Über  die  Judenpoliuk  Friedriclis  des  Großen  sagt 
Koscr  (I,  452);  «Seine  Anktlndiguug,  daß  alle,  daß  XOrkeu 
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und  Heiden  ihm  wiilkouinieii  sein  sollten,  weuu  sie  das 
Land  bevölkern  wollten,  erlitt  in  )>uzug  auf  die  Juden  eine 
durehgehende  Einschränkung.  Es  war  sein  Grundsatz,  sie 
TOD  dem  Wettbewerb  in  der  Industrie  und  im  Grofihandel 
nach  Möglichkeit  zurOckzudrftngen.  Hit  den  namhaftesten 
Vertretern  der  alteren  Anlklflmng,  den  Bolingbroke  und 
Voltaire,  teilte  Friedrich  die  ausgeprägte  Abneigung  gegen 
die  Anhänger  einer  Religionsgemeinschaft,  die  dem  Deismus 
lih  der  Inlu  griff  unduldsamer,  im  Dogmenkram  befan tiener 
Orthodoxie  {^alt.  Doch  ward  schon  durch  die  Freii-innitrkeit. 
in  der  B'riedrieh,  seinem  Grundsatze  der  Duldung  getreu, 
dem  mosaisclieu  Kultus  alle  Ungestörtheit  und  volle  Öffent- 
lichkeit gestattete,  hinlänglich  bewiesen,  daß  der  Beweg- 
grund seines  sonstigen  Verhaltens  gegen  die  Juden  nicht 
religiöser,  sondern  sozialpolitischer  Natur  war,  dafi  lediglich 
wirtschaftliche  Erwftgungen  ihn  bestimmten,  seinen  jüdischen 
Untertanen  nur  ein  kümmerliches  und  kfindbares  Fremden- 
recht zuzubilligen.  Zudem  hat  er  diese  Erwägungen  noch 
auBdrtkcklich  dargelegt.  Man  müsse  die  Juden  überwachen, 
sie  verhindern,  sich  in  den  (iroßliandel  eiuzudrünpen,  ihnen 
bei  jeder  Betrügerei  das  Asylrecht  nehmen,  weil  dem  kauf- 
männischen Verkelir  nichts  gefährlicher  sei  als  der  von  den 
Juden  betriebene  unerlaubte  Schacher.  Als  die  Behörden 
das  sogenannte  General -Juden -Privileg  von  1730  einer 
Durchsicht  und  Umarbeitung  untensogen,  da  war  es  der 
Kdnig,  der  sich  mit  Entschiedenheit  gegen  reichlichere 
Austeilung  von  Schutzbriefen  aussprach,  und  die  härtesten, 
den  Gemeiudeiiltesteu  besonders  austüßigeu  Bestimm ungeu 
festzuhalten  befahl,  wie  die  pemeinsame  Haftpflicht  der 
ganzen  Jude.nschaft  bei  iiehleit-ien  der  Glauben>gt'nossen 
und  die  Yerwirkuug  des  Asylrecht^<  bei  einem  Bankbruche. 
Andrerseits  ließ  er  den  Schutzjuden  gut  und  gern  eine 
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Art  selbständige  Rechtsprechung  in  Zivilsachen  und  wies 
die  Bedenken  des  Großkanzlers  Cocceji  mit  der  einleuchten- 
den BeweisfQhnmg  zurück,  dafi  dieses  Volk  sieh  etwas 
Besonderes  daraus  machet,  niemaitdem  dadurch  etwas  pil^- 
diziret  wird,  weil  es  eigentlich  doch  nur  Arbitrages  sind, 
woTOQ  einem  Jeden  freistehet,  an  die  JnstiscoUegia  zu 
recnrriren*. 

Die  Juden  werden  doch  nicht  des  Teufels  sein  und 

sich  taufen  lassen,  dieser  Ausruf  des  Königs  zeigt  so  recht, 
daß  es  nicht  religiöse  Empfindungen  waren,  welche  der 
Abneigung  Friedrichs  U  s  (iioßen  zugrunde  lagen. 

£r  hat  die  Wahl  Mendelssohns  in  die  Akademie  1771 
nicht  bestätigt. 

Auch  das  Naturrocht  forderte  keine  Judenemanzipation, 
schon  deshalb  nicht,  weil  ihm  individuelle  Rechte  unbe- 
kannt waren.  Fichte  ist  einer  der  schroüsten  Judenfeinde 
gewesen ;  auch  er  nicht  aus  religiösen  sondern  aus  Rasse- 
antipathien. 


Aus  den  Menschenrechten ,  wenn  sie  ernst  genommen 
waren,  hatte  ohne  weiteres  der  Wegfall  jedes  Unterschiedes 
der  Religion  und  der  Rasse  auf  die  Gleichheit  der  Rechte 
französischer  Bürger  gefolgert  werden  müssen.  Aber  ob- 
gleich der  Artikel  6  der  Menschenrechte  noch  ausdrücklich 
bestimmt  hatte,  dafi  alle  Bürger  zu  den  üffentlichen  Ämteni 
gleichmftfiig  zuzulassen  seien,  mußte  doch  selbst  die  Zu- 
lassung der  Protestanten  durch  Gesetz  vom  24.  Dezember 
1780,  Loi  ]>our  1  adraissioTi  di  s  non  Catholiques  dana  tous 
les  eiii]ilius  ausdrück  Iii 'Ii  crklfirt  werilon. 

Als  III  fiieser  Debatte  auch  die  Judenfrage  aufgeworfen 
wurde,  war  zwar  der  abstrakteste  von  allen,  Bobespierre, 
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für  vollstÄndige  Gleichstellung,  währeud  sich  andere  wegen 
der  ÜDpopularität  der  Juden  im  Elsaß  dagegen  aussprachen, 
und  schließlirh  mit  408  :  40:^  Stinimea  die  Vertafiung  der 
EntBcheidung  lieschlosscn  wurde,  sodaß  es  im  Eingänge 
heißt:  „rassembl^e  nationale,  eans  entendre  rien  pr^juger 
rdatiTemeat  ans  juifs,  sur  l'^tat  desquels  eile  8e  rösenre 
de  pronoDeer .  * .  .* 

Für  einen  Teil  der  Juden  wurde  die  Entscheidung  als- 
bald  durch  das  Gesetz  vom  28.  Januar  1790  sur  les  juifs 
du  midi  dahin  getroffen :  Tom  les  jnifs  connus  en  France 
80US  le  nom  de  juifs  portu^.ti.  ^  espagnols  et  avignonais 
coutuiiieront  d*y  jouir  des  droits  dont  ils  ont  joiii  jiisqu'ä 
präsent  et  qui  leur  avaieiit  el6  accord6s  par  les  lettres 
patentes;  374  Stimmen  waren  dafür,  224  dagegen.  Ea 
wurde  also  diesen  Juden  des  SOdens  prinzipiell  bloß  die 
Fortdauer  des  unter  dem  aneien  regime  erlangten  Rechts- 
zustands  gewfthrt;  nur  dafi  sie  jetzt  auch  die  aktiven 
Bürgerrechte,  wenn  die  Voraussetzungen  dafür  bei  ihnen 
zutrafen,  genießen  sollten. 

Was  die  übrigen  Juden  betrifft,  so  sprach  das  Gesetz 
vom  2.  11.  September  1700  sur  diverses  parties  de 
l'organisation  judiciaire ,  ein  Nachtrag  zum  Justizorgani- 
satioüsgesetz  vom  10. /24.  August  1790,  nochmals  aus: 
L'assemblöe  nationale  n'entend  encore  rien  pr6juger  par 
rapport  auz  juifs,  sur  l'6tat  desquels  eile  s'est  reser?6e  de 
prononcer. 

Erst  eins  der  allerletzten  Gesetze,  welche  die  Con- 
stituante zwei  Tage  vor  ihrem  Ende  erlassen  hat,  Loi 
28.  September /13.  November  1791  sur  les  juifd  bat  für  die 

Juden  in  ganz  Frankreicli,  al.  o  auch  für  die  im  Elsaß,  die 
GleichsttiUuiip:  ht  ihcigefuhrt  unter  der  Voraussetzunj;  der 
Ableistung  des  Bürgereides,  qui  sera  regard6  comme  uue 
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renonciation  k  tous  Privileges  et  exceptions  introdoits  pr^ 
c^denipiit  eri  leur  favonr.  Es  blieb  wirklich  nichts  Andres 
übrig,  nachdem  das  gleichzeitige  Gesetz  vom  28.  September/ 
16.  Oktober  1791  Loi  sur  les  hommes  de  couleur,  den  Satz 
aufgestellt  hatte,  tout  homme  de  quelque  couleur  qu'U 
8oit,  jouit  en  France  de  Um  les  droits  de  citoyen ;  was 
ikbrigens  mr  hiefi,  dafi  jeder  Farbige  frei  sein  sollte, 
wenn  er  den  Boden  Frankreichs  betreten  habe. 

Die  Bevolution  bat  also  die  Gleicbstellung  der  Juden 
sehr  lllssig  betrieben,  obgleieh  diese  keinen  nennenswerten 
Teil  der  Bevölkeruug  ausniacliten  uud  die  zuerst  eman- 
zipierten Juden  hochgebildet,  Tiägcr  alter  Kultur  waren. 

Und  Napoleon  war  ihnen  erst  recht  nicht  hold ;  viel- 
mehr hat  er  die  Emanzipation  in  wesentlichen  Funkten 
rückgängig  gemacht.  Denn  nach  dem  Dekret  vom  7.  Mftrs 
1806  sollten  erstens  neue  Niederlassungen  in  den  Departe- 
ments des  Ober-  und  Niederrheins  überhaupt  nicht,  im 
übrigen  Fl*ankreieh  nur  dann  stattfinden,  wenn  sie  Land- 
eigentum erworben  hatten,  Ackerbau  trieben  und  sich  in 
keiner  Weise  mit  dem  Handel  befafiten.  Zweitens  sollte 
den  iii  I  raiikicu  li  schon  vorhandenen  Juden  der  Handel 
und  das  Leilien  auf  Faustpfand  nur  auf  Grund  eines  vom 
Präfekten  auszustellenden,  jährlich  zu  erneuernden  Patents 
gestattet  werden,  welches  nur  nach  Beibringung  eines 
UnbescholtenbeitSdEengnisses  der  MunizipalbehOrde  und  des 
Konsistoriums  erteilt  werden  durfte.  Drittens  wurden  sie 
zum  personlichen  Dienste  im  Heere  verpflichtet,  ohne  sich 
dabei  vertreten  lassen  zu  dürfen.  Dieses  Dekret  sollte 
zwar  auf  die  Juden  in  Bordeaux  und  in  den  Departements 
Gironde  und  Landes,  welche  zu  Klagen  keinen  Anlaß  ge- 
geben hatten,  nicht  angewendet  werden  und  wurde  auch 
nur  auf  zehn  Jahre  erlassen,  in  der  Hotihung,  daß  nach 
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dieser  Frist  kein  Vnterscliied  mehr  zwischen  den  Juden 
und  den  übrigen  Untertanen  stattfinden  werde,  aber  mit 
dem  Vorbehalte,  das  l>ckit*t  fortbestehen  zu  lassen,  wenn 
der  Kaiser  in  dieser  liotinung  getäu8cht  werden  sollte. 

Die  fiestimmangen  aber  den  jüdischen  Kultus  inter- 
eaaeren  hier  nieht 


Im  Königreich  West&len,  wo  der  ^  Geheime  FlnaDzrat* 
Jacobeohn  dem  geldbedfirftigen  J4r6me  mit  großen  Summen 

unter  die  Amie  gegriffen  uud  ihn  mit  Cyrus  verglichen 
hatte,  wurden  die  Juden  besser  l)ehaudelt  als  in  Frankreich 
und  in  den  andern  Bheinbundstaaten.  Es  wollte  zwar 
nicht  viel  bedeuten,  daß  Artikel  1<>  <ler  in  Paris  festgestellten 
VerfassangBurkunde  die  Gleichheit  aller  Untertanen  vor 
dem  Gesetze  ausgesprochen  hatte;  aber  das  Dekret  vom 
27.  Januar  1808  (I,  255—258)  verlieh  speziell  allen  den- 
jenigen Untertanen,  qvA  suivent  la  loi  de  Moise,  dieselben 
Rechte  und  Freiheiten,  welche  die  übrigen  Untertanen 
genössen ,  inbesondere  die  Freiheit  der  Niederlassung ,  des 
Gewerbe-  und  Handelsbetriebs,  vsahreiid  das  Dekret  vom 
31.  Marz,  18<»8  (I,  521)  die  Annahme  von  festen  Namen 
verlangte,  die  weder  von  Städten  noch  von  bekannten 
Familien  hergenommen  werden  durften.  Ganz  vollständig 
aber  war  die  Gleichstellung  selbst  in  Westfalen  nicht;  wenn 
auch  das  Dekret  vom  27.  Kftrz  1809  (IV,  665)  nochmals 
versicherte,  dafi  zwischen  Juden  und  Christen  kein  Unter* 
schied  gemacht  werden  solle,  und  die  bisherigen  Judeneide 
abschaffte,  so  führte  es  doch  einen  neuen  spezifischen 
Jndeneid  ein,  wonach  die  Juden,  nachdem  sie  in  Gemaöheit 
eines  vom  jtl(Iis(ii*.ii  Konsistoriuni  verlauten  P^)raiulai  <  \(ir 
dem  Meineide  verwarnt  waren ,  die  Hand  auf  die  Bücher 
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Müsis  gestützt,  eine  besondere  Eidesformel  auszusprechen 
hatten.  Die  jüdische  ReligionsObung  wurde  übrigens  nach 
dem  Dekret  vom  31.  Marz  180S  wie  jede  andere  der  staat- 
lichen Aufsicht  unterworfen,  die  namentlich  auch  darauf 
zu  halten  hatte,  daß  niemand  sich  den  Lasten  und  Kosten 
des  Kultus  entliehe;  die  Kultus^erfassung  ward  genau  ge- 
ordnet» das  Kultusbudget  jäbrlieh  festgesetzt,  zuerst  durch 
Dekret  vom  23.  August  1809  (VI,  269);  das  Dekret  vom 
4.  Juli  1811  enthielt  die  für  Durchführung  des  Dekrets 
vom  31.  März  1808  erforderlichen  Zwangsmittel  (X.  371). 


Von  England  sagt  Gneist:  nFOr  die  Juden  erging  eine 
Art  von  Emanzipationsakte  in  2d.  6eo.  II  cap.  26,  die 
wieder  zurückgenommen  werden  mußte;  die  neuere  Gesetz- 
gebung stellt  sie  im  wesentlichen  dcu  Dissenters  gleich" 
(Englisehes  V«  rwaltuugsrecht,  II,  1310).  Die  Zulassung 
zum  Parlament  ist  erst  durch  21. '22.  Victoria  cap.  4P,  da- 
durch, daß  jedes  Haus  ermächtigt  ist,  die  Schlußworte 
«auf  den  wahren  Glauben  eines  Christen"  aus  dem  Eide 
w^ulassen,  ermöglicht  worden.  Zu  den  Gemeindeftmtem 
waren  sie  schon  durch  8./ 9.  Victoria  cap.  52  zugelassen. 


In  Preufien  ist  es  die  Aufklärung  und  die  Humanitäts- 
gesinnung  gewesen,  welche,  mit  dem  Naturrecht  in  keiner 
Weise  identisch,  eine  den  Juden  günstige  Gesinnung  ver- 
hältnifiroAßlg  frob  hervorgerufen  bat.  Wie  sehr  Voltaire 

und  Lessing  verschiedene  Geister  waren,  ist  gerade  in 
diesem  lutikte  hervorgetreten.  Die  Rassen  Verschiedenheit 
wurde  zu  jener  Zeit  als  nicht  vorhanden  betrachtet 
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Es  kam  hiuzu.  daß  viele  preußische  Juden  schon  während 
des  siebenjährigen  Kriegs  durch  Armeelieferungen  und  durch 
MfinzpräguDgen  großen  Reichtum  erworben  hattec,  beeonders 
die  Ephraims  und  die  Itzigs,  und  dafi  dieser  Reichtum  zur 
Grundlage  einer  umfassenden  Bildung  gedient  hatte,  nament- 
lieli  bei  einer  Anzahl  jüdischer  Frauen.  Daraus  entstand 
eine  Liirung  zahlreicher  jodiseher  Familien  nicht  sowohl 
mit  dem  Bürgerstande  als  mit  dem  Adel,  auf  (iruiid  der 
gemeiiisaaiei»  fraii/usibcheu  Kultur.    Zwar  die  Sclnvestera 
Meyer,  Sarah  Grotthus  und  Marianne  von  Eibenberg  haben 
sich  nach  Wien  verheiratet,  letztere  vergeblich  umworben 
vom  späteren  Minister  (iraten  Bernstorff,  beide  mit  Goethe 
in  Karlsbad  verkehrend;  in  Wien  spielten  auch  zwei  Töchter 
Itzig  eine  große  Rolle  in  den  höchsten  Gesellschaftskreisen, 
Fanny  Arnstein  und  Gaecilie  Esqueles»  namentlich  wllhrend 
des  Wiener  Kongresses;  nicht  blofi  Stftgemann  war  Haus^ 
freund  hei  Arnsteins,  auch  der  Kardinal  Consolai  ist  dort 
erscliienen ;  die  Tochter  der  Arnstein  war  Krau  v.  Pereira. 
In  Berlin  war  es  el>eu.sn ;  über  die  Srhwester  der  Arnstein 
Madam  Ephraim  schreibt  StageniHun  an  seine  Frau,  daß 
man  sie  früher  viel  bei  Beymes  getroffen  hätte;  die 
Portugiesin  Henriette  Herz,  geb.  Lemos,  war  schon  als 
Kind  von  der  Schwester  Friedrichs  des  GroBeo  geliebkost, 
sie  hätte  1803  nach  dem  Tode  ihres  Mannes  den  späteren 
Hinister  Grafen  zu  Dohna-Schlobitten,  den  Schaler  Schleier- 
macbers,  heiraten  und,  wenn  sie  gewollt,  die  Erzieherin 
der  Prinzessin  Charlotte  von  Preußen  werden  können, 
wenigstens  soll  der  Prinz  Louis  Ferdinand  sie  dazu  warm 
empfohlen  haben:  und  nun  erst  Rah(>l  Levi,  die  Kgeria 
Schleiermachei-s,  in  deren  Hause  außer  dem  i^rinzen  Louis 
Ferdinand  die  Fürstin  Sagan,  der  FUrst  Carolath,  Wilhelm 
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und  Alexander  von  Humboldt  und  so  viele  Anrlere  ein-  und 
ausgiDgen.  Die  Familie  Mendelssohn  gehört  einer  etwas 
spftteren  Zeit  an. 

Der  Umschwung  zeigte  sich  seit  der  Thronbesteigung 
Friedrich  Wilhelms  II.  Schon  in  den  Vortrftgen,  die  WöUner 
dem  Kronprinaen  gehalten,  hatte  er  Torgeschlagen,  ans 
Jaden,  als  bekannten  tQchtigen  und  tapferen  Reitern,  mit 
ausschliefilich  jüdischen  Offizieren  ein  Hnsarenregiment  zu 
formieren  (St5lze1,  Suarez,  253).  In  einem  seiner  ersten 
Erlasse  an  das  Generaldirektorium  befahl  der  König,  mit 
Nachdruck  darauf  zu  halten,  daß  die  ohnehin  schon  ge- 
drückte jüdische  Nation  so  weif  möglich  soulagieret  und 
von  dem  Generalhskal  tiicht  so  gräulich  gequftlt  werde; 
durch  Kab.  Ord.  vom  12.  Dezember  und  Zirkular  vom 
31.  Dezember  1787  wurde  der  Leibzoll,  im  folgenden  Jahre 
das  Gebot  des  Porzellanhaufs  bei  jfldisehen  Eheschliefinngen 
abgeschafft;  auf  Grund  einer  Instrulction  vom  10.  Dezember 
1787  ist  von  einer  Kommission  am  10.  Jnli  178d  ein  Gutr 
achten  erstattet,  welches  die  Zulassung  der  Judra  zum 
Ackerbau  und  den  Gewerben  empfahl,  zugleich  die  An 
nähme  fester  Namen  und  den  Gebrauch  der  deutschen 
Sprache  bei  Kontrakten  und  Vergleichen  verlangte;  eine 
Kab.  Ord.  vom  21.  Mai  1790  lautete :  ,Das  Glück  und 
die  Wohlfahrt  eines  jeden  unserer  Untertanen  zu  befördern, 
ist  Yon  jeher  einvorzfigliches  Augenmerk  unserer  Regierungs- 
gesch&fte  gewesen ;  zu  diesen  Untertanen  gehören  auch  die 
zur  jüdischen  Religion  sich  beltennenden  Einwohner.  Ob 
wir  nun  zwar  wanschen,  diese  Nation  den  flbrigen  Staats- 
bOrgem  völlig  gleich  zu  machen,  und  sie  an  allen  Rechten 
der  Bürger  teilnehmen  zu  lassen,  so  stehu  diesem  unserem 
Vorsatze  doch  Hindernisse  entgegen,  welche  zum  Teil  in 
ihren  religiösen  Gebräuchen,  zum  Teil  in  ihrer  ganzen 
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Verfassung  liegen  und  die  gänzliche  Ausführung  wenigstens 
Tor  der  Hand  noch  UDinftgUch  machen;"  ein  GeseUentwurf 
TOD  1792  gew&hrte  zwar  keine  Qleichberechtigung,  aber 
eine  erhebliehe  Verbesserung  des  biBherigen  Zustandes. 
Der  König  und  Wöllner  waren  den  Juden  damals  sehr 
gOnstig,  es  lag  nur  an  dem  Generaldirektorium ,  welches 
mehrere  sehr  ungnädige  Kabinettsorders  über  sich  ergehen 
lassen  iiiuCtr ,  wenn  es  zu  nichts  kam;  aber  auch  das 
Generaldirektonuiii  war  (laiiiit  einverstanden,  daß  an 
Steile  des  Namens  Juden  der  Name  Mosaiker  oder 
Deisten  gebraucht  werden,  auch  daß  jeder  aufgenommen 
werden  sollte^  der  50000  Thaler  ins  Land  br&ehte  (Dohm, 
Über  die  bflrgerliche  Verbesserung  der  Juden  (1781); 
Friedlftnder,  Aktenstücke,  betr.  die  Reform  der  jüdischen 
Kolonisten  in  den  preufiischen  Staaten  (1703);  Geiger,  Gfe- 
schiebte  der  Juden,  I,  132 ff;  II,  150 ff,  338 ff). 

Die  ungeheure  \'ei  inelirung  iler  Juden  durch  die  zweite  ' 
und  dritte  polnisclie  Teilung  verschuh  die  ganze  Sachlage. 

Stein  war  ein  straffer  Antisemit.  In  der  Vita  hat  er 
sich  an  zwei  Stellen  darüber  ausgesprochen ;  das  eine  Mal, 
wo  er  von  den  jüdischen  Bankiers  sagt,  daß  deren  List, 
Beharrliehheit,  Zusammenhang  und  Mangel  an  EhrgefQhl, 
wenn  nur  die  Habsucht  befriedigt  werde,  in  jedem  Staate 
verderblich  sei,  und  besonders  nachteilig  auf  die  Beamten- 
welt wirke,  und  in  Verbindung  damit  von  dem  groben  Be- 
trüge eines  jodischen  Bankiers  spricht,  „der  ihn  zur  Flucht 
nach  Wien  zwang,  wo  er  Schutz  durch  seine  Schwägerin 
Frau  von  Arnstein  und  dun  h  Veränderung  der  Keligion 
fand  und  einen  Oftizianten  zum  Selhstmoi  <1  braciite" ;  das 
andre  Mal,  wo  von  der  mit  dem  Zustande  der  französischen 
Knechtsduift  zufriedenen  Partei  die  Rede  ist,  der  sich  alle 
genufiltebenden  Weltleute,  „alle  Juden",  einzelne  engherzige 
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Land j  unker,  alle  egoistiBchen  und  von  Schiendrum  y&t- 
knöcberte  Beamle,  mehrere  sophistische  Gelehrte  ange- 
schlossen hätten. 

Er  hat  aber  auch  danach  gehandelt;  schon  als  Kaininer- 
präsideut;  es  heißt  darüber  bei  Lehmaun  1,  301:  „btem 
hielt  ganz  wie  sein  l^achfolger  Vincke  lieii  Einfluß  der 
Juden  auf  die  Bauern,  wie  er  sieh  namentlich  im  Pader- 
bornschen  zeigte,  fttr  sehr  schadlieh ;  er  wollte  also  ihre 
Konzessionen  untersuchen,  die  nicht  konzessionierten  aus 
dem  Lande  schaffen,  fernere  Niederlassungen  in  den  Dörfern 
sowie  das  Hausieren,  Auf-  und  Verkaufen  in  den  HSusern 
verbieten,  uiui  dvn  Ihaidd  unt  Getreide,  Wolle,  Garu,  liauf 
und  Vieh  nur  solchen  Juden  gestatten,  die  ein  ansehnliches 
Vermögen  besüßen." 

Nach  dem  Edikt  vom  9.  Oktober  1807,  der  preußischen 
magna  Charta  nach  Scböns  Ausdruck,  sollte  es  hinsichtlich 
des  Erwerbs  von  Grundeigentum  durch  Juden  bei  den  be- 
sonderen Gesetzen  sein  Bewenden  behalten. 

Bei  Feststellung  der  Stftdteordnung  hfttte  Staegemann 
.  am  liebsten  auch  die  Getauften,  wenn  sie  die  Taufe  nicht 
vor  dem  zehnten  Lebensjahre  erhalten  hätten,  vom  Bürger- 
recht ausgeschlossen;  nur  durch  ein  Versehen  hei  der 
flüchtigen  Ausarbeitung  der  Städteordnung  ist  den  Juden 
das  aktive  und  passive  städtische  Wahlrecht  zu  Teil  ge- 
worden, weil  sie  nicht  ausdrücklich  ausgeschlossen  waren. 

Auch  in  dieser  Hinsicht  ist  Stein  sich  stets  gleich  ge- 
blieben;  ein  Abgeordneter  des  westfälischen  Provindalland- 
tags  schrieb  zu  Anfang  1827  (Rflhl,  Briefe,  III,  304): 
,Wegen  der  Juden  war  unser  Marschall  leidenschaftlich; 
er  wQrde  das  Hans  Israel  zur  Auswanderung  zwingen,  wenn 
er  könnte.  Er  riß  den  grüßten  Teil  der  Versammlung  hin. 
In  nicht  einer  vollen  Stunde  waren  den  Juden  ihre  bis- 
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herigen  Bargerrechte,  die  F.ahic.'keit  Grundbesitz  zu  er- 
werben, entzogen,  und  es  lag  nicht  am  Marschall,  dafi 
nicht  auch  nur  einem  Sohne  der  jadischen  Familien  ein 
Etabliasement  und  Heirat  gestattet  ward.*^ 

Das  Ministerium  Dohna-Altenstein-Beyme  war  den 
Juden  günstig;  auch  Wilhelm  von  Humboldt  als  Direktor 
der  Uiiterrichtsabtcilimg  ( Übor  den  Entwurf  zu  einer  neuen 
Konstitution  für  die  Juden  vom  17.  Juli  1800,  gesammelte 
Werke,  X  Nr.  21).  Es  handelte  sich  damals  um  einen  von 
Schroetter  in  Steins  Auftrage  ausgearbeiteten  Entwurf, 
der  mehr  zur  Abwehr  der  aus  Westfalen  und  Warschau, 
wo  sie  der  Konskription  unterworfen  waren,  einströmenden 
Juden  dienen  sollte,  die,  wie  Lehmann  sagt,  die  Bevölkerung 
mit  ihrem  Wucher  peinigten  (II,  524);  aber  wie  ge- 
wöhnlich brachte  das  Ministerium  nichts  zustande.  Etwas 
später,  als  es  sich  um  die  Fassung  des  Art.  16  der  Bundes- 
akte liaiitielte,  hat  ^Viihelm  von  Ilumholdt  das  Bedenken 
ausgesprochen,  daß  die  Juden,  wenn  sie  in  Preußen  viel 
größere  Vorzüge  als  im  übrigen  Deutschland  genössen,  sich 
zu  sehr  nach  Preufien  binziehn  würden  (ges.  Werke,  XII,  1 
S.  113). 

Hardenberg  hatte  sich  schon  in  der  Rigaer  Denkschrift 
für  eine  Veredelung  der  Juden  durch  Erziehung  und  Unter- 
richt erklärt,  ohne  daß  er  ihnen  gewisse  Rechte  in  Aus- 
sicht gestellt  hfttte,  obgleich  der  Hinweis  auf  Frankreich 

nicht  fehlte;  Alteusteiu,  dessen  Denkschrift  der  Harden- 
bergschen  zu  Grunde  liegt,  hatte  kein  weiteres  Ziel  als 
„die  durch  den  i  almud  Verbildeten  dem  Staate  weniger 
gefährlich  zu  machen." 

In  dem  Entwurf  des  Gewerbesteueredikts  hieß  es  ur- 
sprünglich, dafi  den  Juden  nur  nach  der  bisherigen  Ver« 
faSBung  Gewerbescheine  gegeben  werden  sollten,  Hardenberg 
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aber  machte  den  Zusatz:  „bis  dahiu,  daß  in  Absicht  unserer 
Unterthanen  jüdischer  Keligion  eine  neue  Verfassung,  womit 
man  sich  unverzüglich  beschäftigen  wird,  bestimmt  ist" 
(Mamroth,  494). 

Schon  am  29.  Juli  1810  hat  Koehler  eine  Gesamt- 
kritik  der  zum  SehroetteTseben  Entwürfe  abgegebenen 
'Gutaebten  erstattet  Es  ist  dann  ein  zweiter  Entwurf 
aufgestellt  und  wieder  begutacbtet  worden,  der  aber  auch 
nicht  2um  Ziele  gefflhrt  bat.  Erst  im  Februar  1811  igt 
auf  Hardenl)eigs  Anregung  ein  neuer  Entwurf,  diesmal  im 
Justizministerium  ausgearbeitet,  wobei  der  Stadtrat  David 
Friedlauder  zugezogen  wurde.  Der  Justizminister  Kirch- 
eisen hat  damals  auf  das  feierlichste  gegeu  die  Zulassung 
der  Juden  zu  den  Justizbedienungen  protestiert  unter  Be- 
rufung auf  die  «nicht  im  Vorurteil  allein  gegründete  Opinion 
der  cbristlicben  Untertbanen  g^nfiber  einem  jadiscben 
Ricbter''.  (StOlzel,  II,  424;  Stern,  Abhandlungen  und 
Aktenstücke,  228—262). 

Das  Hardenbergsche  Judenedikt  vom  3.  Mftrz  1812 
hat  folgenden  Inhalt: 

Es  bezieht  sich  nur  auf  die  mit  Schutzbriefen  und 
Privilegien  versehenen  Juden,  etwa  30000,  besonders  in 
Westpreußen  und  in  Oberschlesien  wohnhaft.  Diese  wurden 
für  EinlAnder  und  preußische  Staatsbürger  erklärt  unter 
der  doppelten  Voraussetzung,  daß  sie  feste  Familiennamen 
annahmen,  worüber  binnen  6  Monaten  eine  Erklärung  bei 
der  Obrigkeit  abzugeben  war,  und  daß  sie  bei  Führung 
ihrer  Handelsbücber  und  bei  Abfassung  ihrer  Rechtsgeschäfte 
die  deutsche  oder  eine  andere  lebende  Sprache  anwendeten, 
auch  bei  ihren  Namousuuterschrifteu  keiner  anderen  als 
deutscher  oder  lateinischer  Schrift  sich  bedienten.  In  der 
preußischen  Staatsbürgerschaft  war  aber  nichts  veiter 
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enthalten  alb  die  Gleiehheit  der  blhgcrliclien  Rechte  und 
Freiheiten,  inshesoiidere  die  Freiheit  der  NicMleilassung,  des 
Gewerbe-  und  Handelsbetriebs,  des  Erwerbs  von  Grund- 
stücken, der  ihnen  nunmehr  zuteil  wurde,  sowie  auch  die 
Yerwaltuiig  ?od  akademischen,  Schal-  und  Gemeindeämtern. 
Späterer  gesetzlicher  Bestimmiuig  blieb  es  vorbehalten,  ob 
sie  auch  zu  anderen  öffentlichen  Bedienungen  und  Staats- 
ftmtem  zugelassen  werden  sollten.  Dafflr  wurden  sie  aber 
allen  staatlichen  Pflichten  und  Lasten  unterworfen «  ins- 
besoiuiere  der  KantonpHicht,  worübi  r  tbis  Nilhere  besonderen 
Veronlnuiijren  vorbt  halten  wurde.  Diejenigen  Juden,  welche 
die  Befreiungskriege  luitgenmrbt  haben,  haben  diet»  frei- 
willig getan ;  es  ist  übrigens  eine  ungeheuerliche  Über- 
treibung, daß  bei  Belle -AUiance  55  jüdische  Offiziere  ge- 
fallen seien,  da  der  Gesamtverlust  an  Offizieren  noch  nicht 
die  Hälfte  jener  Zahl  betragen  hat.  Die  nicht  mit  Schutz- 
briefen und  Privilegien  versehenen  Juden  konnten  zwar  im 
Staate  wohnen  bleiben,  wenn  ihnen  der  Aufenthalt,  das 
sogenannte  Geleit  bisher  zugestanden  hatte,  sie  wurden 
aber  als  fremde  Juden  betrachtet,  deren  Naturalisation  wie 
die  Naturalisation  jüdisrher  Ausiii uder  vou  erschwerenden 
Bedingungen,  insbesondere  von  der  (ienrbinigung  des 
Ministers  des  Innern  abhing.  Der  Aufenthalt  fremder  Juden, 
die  nicht  bisher  schon  vergeleitet  gewesen  waren,  war  über- 
haupt nicht  gestattet,  aufier  auf  den  Messen. 

Boyen  fand  um  die  Mitte  der  90  er  Jahre,  dafl  der 
Sprung  vielleicht  auf  einmal  zu  gro6  gewesen  sei;  man 
habe  aber  der  Juden  bedurft,  um  Geld  zu  beschaffen. 

Das  Judenedikt  von  1812  ist  zwar  in  den  alten  Landes- 
tellen, für  die  es  erlassen  war.  bestehen  geldieben.  auf  die 
neu-  und  wiedergewonnenen  aber  uitht  ausgedelint,  sodaß 
wie  hinsichtlich  des  Gewerbewesens  der  verschiedenste 
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Reclitszustand  galt,  wie  in  Deutschland  überhaupt;  noch 
im  Juhre  1817  durften  im  Königreich  Sachsen  die  Juden 
nur  an  zwei  Orten  ^v(*linen,  in  manchen  Orten  Mecklen- 
burgs wurden  sie  nicht  Ober  Nacht  geduldet. 

Mit  dem  ersten  vereinigten  Landtage  ist  es  der  Re- 
gierung gelungeD,  die  Einheit  wiederherzustellen.  Die  da- 
mAligen  Judeadebatten  in  der  Dreistftndehurie  am  14.— 18. 
Juni,  in  der  Herrankurie  am  14.^17.  Juni  1847  triefen,  auch 
hei  den  Vertretern  des  Adels,  des  Fürsten  Lynar,  des 
Grafen  Dyhm,  des  Grafen  York,  des  Grafen  Zieten  von 
Huiiiaiiilat^  ausnahmslos  wurde  die  Judenfrage  vom  reli- 
giösen Standpunkte  aus  behandelt.  An  der  Spitze  der 
Antisemiten  trat  zum  ersten  Male  Bismarck  hervor. 

Till.  Die  Gesetzsammlung  und  anderes. 

Die  Constituante  bat  es  in  den  beiden  Gesetzen,  in 
der  konstitutionellen  Acte  sur  les  impöts  et  sur  la  Promul- 
gation des  lois  vom  12.  Oktober/ 6.  Kovemher  1789  Art  8, 
und  in  dem  Gesetze  qui  r^gle  le  mode  de  Promulgation  des 
lois  vom  2./5.  November  1790  Art.  4  bei  der  Zusendung 
an  die  Behörden,  bei  der  Affichierung  iu  den  Stiidten, 
bei  der  Vuriebung  nach  der  Pfarrmesse  in  den  Dörfern 
belassen. 

Erst  wahrend  des  Konvents  ist  durch  das  Gesetz  vom 
14.  Frimaire  11  (4,  Dezember  1793),  qui  organise  le  gou- 
vemement  r^volutionaire  eine  Gesetzsammlung  eingefobrt; 
»Les  lois  qui  concement  Vint6r6t  public  ou  qui  sont  d*une 
ex^tion  g^^rale,  seront  imprim^  sdpar^ment  dans  un 
Bulletin  num6rot6  qui  servira  d^sormais  ä  leur  notification 
aux  autorit^s  constituöes.  Ce  buUetin  sera  iutitulö : 
Bulletin  des  lois  de  la  repu])liquc".  Die  erste  Nummer 
enthält  die  Loi   concemant  le  tribunal  rövolutioonaire 
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vom  22.  Prairial  II;  die  zweite  die  Loi  portant,  quMI 
seia  6tabli  pour  cette  annte  sevlement  nne  eontri- 
bution  extraordinaire  de  gnenre  Tom  17.  Prairial  IL  Jedes 
Stuck  des  Bulletin  bat  eine  Nummer  und  jedes  der  in 
jedem  Stück  enthaltenen  Gesetze  gleichfalls. 

Aber  der  Abdruck  im  Bulletin  hatte  noch  keine  Be- 
deutung für  die  Rechtskraft,  diese  blieb  abhängig  von  der 
ProTTUilpation,  die  iu  jeder  Gemeinde  24  Stunden  naili  Ein- 
tretlen  des  Bulletins  durch  den  Maire  au  son  de  Irompette 
ou  du  tambüur  erfolgen  mußte. 

Erst  das  Gesetz  vom  12.  Vend(^raiaire  IV  hat  die 
Publikation  durch  Anschlag  und  Vorlesen  abgeschafft,  die 
Austeilung  des  Bulletin  an  die  Behörden  geordnet  und 
weiter  bestimmt,  daß  die  Rechtskraft  in  jedem  Departement 
an  dem  Tage  zu  beginnen  habe,  wo  das  Bulletin  im  Haupt- 
orte  verteilt  ist.  Das  Gesetz  vom  25.  Niv6se  IV  erlaubt 
dem  Corps  legislatif  vom  Abdruck  derjenigen  Gesetze, 
welche  kein  allgemeines  Interesse  haben,  Abstand  zu 
nehmen. 

Endlich  heißt  es  im  Art.  1  Abs.  2,  3  des  Code  hin- 
sichtlich des  Beginns  der  Rechtskraft,  dafi  diese  von  dem 
Augenblick  an  beginnen  soll»  wo  die  Promulgation  bekannt 
sein  kann;  das  wird  angenommen  für  das  Departement  der 
kaiserliehen  Residenz  einen  Monat  nach  der  Promulgation, 
in  den  anderen  Departements  nach  Ablauf  einen  Monats, 
vermehrt  um  so  viel  Tage  qu'il  y  aura  de  fois  20  niyria- 
m^tres  zwischen  der  Promulgationsstadt  und  dem  iiaupt- 
orte  de>  I  m  ]iartt*iut-nts. 

Die  weitere  französische  Entwicklung  durch  die  Gesetze 
vom  27.  November  1810,  18.  Januar  1818,  31.  Dezember 
1835  gehört  nicht  hierher. 

Im  Königreich  Westfalen  ist  das  alles  nachgemacht, 
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die  Verfassungsurkunde  hat  im  Art.  55  vorgeschrieben, 
daß  alle  Ge?^tze  uod  alle  Verurduungen  durch  das  in 
beiden  Sprachen  erscheinende  Bulletin  des  lois  publiziert 
werden  sollen;  das  Dekret  vom  27.  Januar  18» i8  hat  den 
Gültigkeitstermin,  das  vom  6.  Februar  180S  die  Art  der 
VersendaDg  geregelt  (I,  259,  335). 

Die  Hardenbergsche  VeroFdnuiig  vom  27.  Oktober  1810, 
welche  die  GesetzBammluDg  eingeführt  hat,  war  also  eine 
Nachahmnng  nicht  nur  des  Königreichs  Westfalen,  sondern 
der  französischen  Revolution  ans  ihrer  schlimmsten  Zeit^ 
einer  Maiinahme  des  Konvents  aut  der  Höhe  der  Schreckens- 
herrhchalt. 


Kbenso  ist  das  moderne  Ordenswesen  in  Preußen  eine 
Nachahmung  FrankreichSi  zwar  keine  der  Revolution,  aber 
doch  eine  Napoleonische. 

Drei  Perioden  hat  das  Ordenswesen  dnrchlaufen. 

Die  ersten  Orden  waren  ritterschaltliche  Genossen- 
Schäften,  die  gegen  Ende  der  Kreuzzfige  entstanden,  indem 
zu  den  Rittergelftbden  die  Mönchsgelübde  hinzutraten;  der 
Templer-,  der  Juhüiiuiter-.  der  Maltheser-,  der  deutsehe 
Orden.  Auch  hier  war  tiie  Anregung  von  Frankreich  aus- 
gegangen. Nach  Europa  übertragen  ging  der  Templerorden 
zugrunde  im  Zusammenstoße  mit  der  entwickeltsten  Staats- 
gewalt jener  Zeit,  wfthrend  der  deutsche  Orden  sogar  staat- 
bildend auftrat;  im  Ordenslande  durch  die  Säkularisation 
aufgehoben  ist  er  im  Reiche  ebenso  wie  der  Johanniter- 
Orden  bestehen  geblieben,  nur  daß  die  Güter  beider  zu 
Anfang  des  19.  Jahrhunderts  eingezogen  wurden. 

Dann  hat  die  emporküniuioiuh'  mujiarcliische  Gewalt, 
um  den  Adel  an  sich  zu  fesseln,  neue  Ritterorden  gestiftet. 
Allen  voran  das  französische  Königtum.   Dahin  gehören 
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liie  Orden  de  St.  Luzare  et  de  Jerusalem  lüOU  und  1154, 
und  der  Orden  de  notre  Dame  du  Moni  Carmel,  die  1608 
TOD  Heinrieh  IV.  miteinander  verschmolzen  wurden;  der 
Orden  de  St.  Michel  von  Ludwig  XI.  1469;  der  Orden  de 
St  Esprit  von  Heinrich  III.  1578;  der  Orden  de 
St.  Louis  von  Ludwig  XIV.  1698;  endlich  der  Orden 
du  mörite  militaire  von  Ludwig  XV.  1759;  sie  alle 
wurden  in  den  Alinuiiaihs  des  aiieien  r<''j;inip  aufgeführt; 
es  gab  Commandeurij  du  Saint-Esprit  iiud  (iraiid  Croix  de 
Saint-Louis.  Der  Ludwigsorden  und  der  pour  le  niörite 
zerfielen  in  drei  Klassen,  Großkreuz,  Kommandeur,  Offizier. 
In  Burgund  ist  der  Orden  des  Goldenen  Vliefies  ent^ 
standen,  in  England  der  Hosenbandorden,  in  B&nemark 
der  Danebrog. 

In  Preufien  gab  es  abgesehen  vom  Schwanenorden  des 
KurfOrstcn  Friedriche  II.  den  Schwarzen  Adlerorden;  er 
erforderte  uacii  der  Stitc un-surkuiide  vom  is.  Januar  17Ul 
(Myüus,  C.  C.  M.  VI  ^achtrug  Rabe,  I,  1.  209)  acht 
Abiieu,  worüber  sich  aber  schon  Friedrich  der  Große  hin- 
weggesetzt hat,  z.  B.  bei  Cocceji,  dessen  Vater  erst  geadelt 
war.  Denselben  Charakter  hatte  auch  der  Rote  Adler- 
orden, als  er  von  Ansbaeh-Bayreuth  durch  die  Bestätigungs- 
urkunde vom  12.  Juni  1792  ttbernommen  wurde  (Mylius, 
N.C.C.  IX,  1039;  Rabe,  II,  350). 

Einer,  der  weithinausgehend  Ober  Lehmann  die  Theorie 
aufgestellt  hat.  daß  Stein  auch  der  Gründer  der  evangeli- 
sclien  Landeskirche  gewesen  sei,  worin  doch  die  Behauptung 
pineeschlosseu  ist,  daß  Friedricli  Wilhelm  I.,  Friedrich 
der  Große,  Friedrich  Wilhelm  II.  und  in  seinen  ersten 
zehn  Jahren  auch  Friedrich  Wilhelm  III.  kein  Kirchen« 
regiment  besessen  hätten,  stützt  sich  daffir  unter  andern 
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darauf,  daß  die  preußischen  GeiJ^tiicheu  bis  zum  19. 
JahrhuDdert  keine  Orden  erhalten  hätten;  er  kommt 
sweimal  darauf  zu  sprechen:  S.  153  „Bis  zum  Beginn 
des  19  Jahrhunderts  erhielten  die  Geistlichen  in  Preufien 
grundsätzlich  keine  Orden"  und  S.  255  ,£&  sei  hierbei 
bemerkt,  dafi  Ordensverleihungen  an  Qeistliehe  im 
18.  Jahrhundert  nicht  üblich  waren*.  Ja,  was  für  Orden 
hätten  sie  denn  erhalten  sollen  V  Doch  nicht  den  Schwarzen 
Adlerorden  oder  seit  1792  dtMi  lioteu  Adlerorden,  der  aber 
auch  nur  in  einer  Klasse  vorhanden  war,  oder  deu  Orden 
pour  le  nif^rite?  Andere  gab  es  überhaupt  nicht;  der 
preußische  Staat  ist  bis  1810  nur  mit  diesen  Orden,  also 
eigentlich  ohne  Orden  regiert  worden.  Die  Geistlichen,  welche 
keinen  Orden  bekamen,  teilten  also  ganz  das  Schicksal  der 
Beamten  und  Offiziere,  die  wenige  Ausnahmen  abgerechnet, 
auch  keinen  bekamen.  Dies  Argument  für  die  Nichtezistenz 
einer  Landeskirche  zieht  also  nicht  (Förster,  Die  Ent- 
stehung der  preußischen  Landeskirche  I.  1005). 

Mit  dem  Bef?inn  des  10.  Jahrhunderts  ist  das  ganze 
Ordenswesen  auf  euit-  neue  Basis  ^^estellt.  Statt  Ritter- 
orden gibt  et«  von  da  ab  Verdienstorden.  Der  Name  des 
Ton  Friedrich  dem  Großen  nach  französischem  Vorbilde 
gestifteten  Ordens  pour  le  mörite,  fttr  den  früher  mehr  als 
jetzt  der  deutsehe  Name  in  Gebrauch  war,  auch  vielfach 
der  Orden  schlechthin  genannt  wurde,  ist  bezeichnend.  Dies 
moderne  Ordenswesen  in  allen  europäischen  Staaten  ist 
wieder  auf  Frankreich  zurückzuführen;  zwar  nicht  auf 
die  Revolution,  aber  auf  den  Napoleonisnius ,  auf  das 
Gesetz  vom  29.  Floreal  X  (19.  Mai  1SI»2)  T.oi  portant 
cr^ation  (Puiie  lögion  d'honneur,  welches  übrigens  vom 
Tribunat  nur  mit  56:38,  vom  Cor})s  l^gislatif  nur  mit 
166:110  Stimmen  angenommen  wurde.  Für  das  Weitere 


Digitized  by  Google 


2,  Kapitel.  Die  Hardenbei^lieit  Qeeeüte  uew.  477 

S.  C.  28.  Friiuaire  \11  2u.  Dezember  1803  (Taine,  Kögirae 
moderne,  I,  ü'AS,  340), 

Nach  dem  Vorbilde  der  Ehrenlegion  wurde  der  Ordea 
der  WeBtph&liscben  Krone  errichtet,  mit  Klasseneinteiliug 
und  Dotation  (Dekrete  vom  25.  Deseember  1809;  81.  Januar 
1810;  5.  Februar  1810;  16.  Februar  1810;  25.  April  1810; 
1.  Dezember  1810;  4.  M&rz  1811;  15.  August  1812). 

Bei  allen  Vereebiedenbeiten  im  einzelnen,  wozu  nament- 
lich der  Mangel  an  jeder  Dotation  gehört,  enthält  doeh  die 
Erweiteningsurkunde  für  die  Orden  und  Ehrenzeichen  vom 
18.  Januar  lbl<>,  insofern  eine  Narhahmnng  Frankreit  hs 
und  Westfalens,  als  der  Rote  Adlerorden  damals  in  drei 
Klassen  eingeteilt  und  far  die  Verleihung  ein  Verdienst 
um  den  Staat  verlangt  wurde;  sogar  fOr  Verleihung  des 
Jobanniterordens  nach  der  Urkunde  vom  23.  Mai  1812; 
der  Orden  pour  le  m^rite  sollte  kQnftig  nur  fQr  das  im 
Kampfe  gegen  den  Feind  erworbene  Verdienst  verlieben 
werden. 


Lehmann  nimmt  femer  die  preufiisehe  Nationalkokarde 
naeh  dem  Gesetz  vom  22.  Februar  1813  als  eine  Kach- 
ahmung  Westfalens  in  Anspruch  (»Knesebeck  und  Schön", 
215;  »Scharnhorst",  II,  557;  ,Stein',  III,  239),  und  es 
wird  sich  so  verhalten;  aber  von  grofier  Bedeutung 
war  das  nicht;  jedenfalls  bezeichnet  es  die  Stiuauung 
nach  1848,  daß  Gneist  sein  Auditorium  zum  Lachen  zu 
reizen  suchte,  indem  er  bei  13es|)rechuug  der  Aberkennung 
der  Nationalkokarde  durch  gerichtliches  Urteil  bemerkte, 
der  davon  Betroffeue  liabe  anfangs  gefürchtet,  er  mttsse 
sie  von  da  ab  tragen. 
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Aber  eine  zweifellose  Naebahmung  der  Bevolatioo,  die 

Lebmann  ganz  entgangen  ist,  bestebt  endlieb  darin,  dafi 

nach  der  Kahinettsorder  vom  19.  Juni  1811  die  Voll- 
ziehung (lf»r  Todesstrafe  nicht  mehr  durch  das  Schwert, 
sondern  durch  das  Beil  statthndeu  sollte,  weil  das 
sicherer  sei. 

IX.  jj^gebuis  der  Stein-Hardenbergsehen  Gesetzgebung. 

Mit  Tollstem  Recbte  bat  Hintze  darauf  bingewiesen, 
dafi  die  eigentlieb  grundlegende  Epoche  für  den  prenfiiBchen 
Staat  die  Regierung  Friedrich  Wilhelms  I.  und  Friedrichs 

des  Großen  sei,  daß  noch  unendlich  viel  von  dem  frideri- 
cianischen  Staatsgeiste  im  heutigen  Preußen  lebe,  daß 
die  Epoche  Bismarcks  mit  ihrer  Mac  htin  litik  und  ihren 
wirt«?chaftlieh  sozialen  Bestrehungen  wieder  an  Friedrich 
den  Großen  angeknüpft  habe ;  er  hat  auch  darauf  hingewiesen, 
dafi  durch  die  Reformperiode  der  monarchische  Militftr- 
nnd  Beamtenstaat  nicht  in  der  Wurzel  Terwandelt,  nicht 
vom  Ziele  abgelenkt,  sondern  nur  modifiziert  sei,  dafi  die 
Reform  nur  ein  Ingrediens,  nicht  das  eigentliche  konsti- 
tutive Element  in  unserem  beutigen  Staate  sei;  endlieb 
auch  darauf,  daß  für  die  Gegenwart  das  politische  Lehen 
durch  die  Synthese  der  beiden  Elemente  bestimmt  werde, 
die  sich  einst  so  heftig  hekampft  hatten.  wot>ei  er  auf  das 
veruichtende  Urteil  Arndts  über  Friedrich  den  Großen  und 
auf  die  Invektiven  von  York  und  Marwitz  gegen  die  Re- 
formpartei sich  beruft  und  darauf,  dafi  in  den  Jahren  1872 
—1883  das  von  Stein  unvollendet  gelassene  Werk  der 
Selbstverwaltung  zum  Absehlufi  gebracht  sei.  »Das  histo- 
rische Urteil  braucht  nicht  das  Werk  Friedrichs  des  Orofien 
zu  verdammen,  um  dem  Werke  Steins  gerecht  zu  werden* 
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Das  Reformprogramm  Wilbelm  v.  HomlioUts 
als  Minister  des  Innern  1819. 


So  wenig  wie  Stein  hftngt  Wilhelm  von  Humboldt  mit 
der  fransOBisctaen  Revolution  zusammen.  Als  er  mit  seinem 
fraheren  Hauslehrer  Campe  im  August  1789  die  Reise 
nach  Paris  unternahm  fl.  236),  schrieb  er  an  Caroline 

von  Dachiü^leii  zur  Zeit  der  Vor-A  erlobuiifz,  Gampe  sei  ihm 
sehr  jjleichgültig,  eia  iut^Messiintes  Grspriich  mit  iliui  kitnne 
CS  Dicht  gehen,  ..seine  Vorstellun^^sart  ist  jianz  verschietleu 
von  der  meinigen;  sie  —  doch  warum  verderbe  ich  das 
Papier  damit"  V  Er  würde  sich  gern  an  den  Reizen  der 
Katur,  an  dem  Anblick  edler  Gebäude,  schöner  Gemälde 
und  Statuen  ergötzen,  aber  er  weiß  nach  zwei  Tagen  nicht, 
was  er  in  dem  schmutzigen  Paris  noch  soll  (Wilhelm  und 
Caroline  von  Humboldt  in  ihren  Briefen,  I,  46  ff).  Die 
Herausgeberin  findet  es  mit  Recht  bezeichnend,  daß 
dem  jungen  Humboldt  selbst  in  dieser  hochinteressanten 
Umgebung,  in  di«  scr  wcltlu'wrizciKlen  Kporbf  das  allfiemein 
Menschliche,  dab  Tersuuliche,  die  Selbstbiiduug  im  Vorder- 
grunde steht. 

£r  hatte  nicht  nur  kein  Interesse  und  keine  Sympathie 
für  die  Revolution,  sondern  er  hat  ihre  Zweeklosigkeit 
frOb  erkannt;  eine  Staatsverfassung  wie  die  der  Kon- 
stituante könne  schon  deshalb  nicht  gedeihen,  weil  kein 
Volk  für  eine  nach  bloBen  Grundsätzen  der  Vernunft  ent- 
worfene jemals  reif  genug  sei;  im  ganzen  Altertum  habe 
man  nie  langer  gehorcht  als  man  entweder  den  Herrscher 
nicht  habe  entbehren  oder  ihm  nicht  habe  widerstehen 
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können;  nur  dringende  Gefabren  bitten  die  Nationen  ge- 
nötigt zu  geboreben;  wenn  diese  vorftber  geweeen,  babe 
man  stets  das  Bestreben  gebebt,  das  Jocb  abniscbfttteln ; 

die  franzüsisclie  IJevolution  werde  keinen  Fortgang  haben 
(B'örster,  Abhaudluugeu  über  Geächiciite  und  Politik  (1809) 
S.  14-19). 

Der  bald  darauf  pes()iriel)eno  „Versuch,  die  Grenzen 
der  Wirksamkeit  des  Staate  zu  bestimmen*',  welcher  erst 
awei  Menschenalter  spftter  bekannt  geworden  ist  und  dann 
in  ttberm&fiiger  Weise  die  Gemüter  beschäftigt  bat,  bat  mit 
der  französiscben  Revolution  nicht  das  geringste  zu  tun. 
Die  Schrift  rubt  auf  dem  Boden  der  Kantseben  Rechts* 
Philosophie  und  der  deutsehen  Zeitstimmung,  die  sieb  zu- 
gunsten der  freien  Einzelpersonlichkeit  den  Staat  so  weit 
wie  möglich  vom  Leibe  lialten  wollte.  Weil  das  eine 
idealiRtif?che  Grundlage  war,  stieß  sie  hei  der  T'herffthning 
in  die  Wirklichkeit  mit  den  realen  Bedürfnissen  stark  zu- 
sammen. Während  der  kurzen  Zeit,  wo  Wilhelm  von  Hum- 
boldt als  Direlctor  im  Ministerinm  des  Innern  unter  Dohna 
das  Unterriebtswesen  leitete,  bat  er  trotz  böcbster  finanzieller 
Bedrftngnis  nicht  nur  die  Universit&t  Berlin  gegrilndet, 
sondern  ancb  die  Ernennung  Zelters  zum  Aufseher  der 
ÖffiBntlicben  Musik  beantragt,  damit  die  Kirchenmusik,  die 
stitdtische  Musik  und  der  Musikunterricht  in  den  Schulen 
allmählich  auf  eine  höhere  Stufe  erhoben  werde. 

Als  er  lbl9  zum  Minister  für  die  ständischen  und 
kommunalen  Angelegenheiten  berufen  wurde,  hnt  er  seine 
Überzeugungen  darüber  in  zwei  grofieu  Denkschriften 
niedergelegt.  Die  eine,  noch  vor  seinem  Eintritt  ins 
Ministerium  vom  4.  Februar  1819  Ober  Preufiens  ständische 
Verfassung,  ist  auf  Grund  schriftlicher  und  mündlicher 
Verhandlungen  mit  Stein  und  ffir  Stein  verfaflt,  unter 
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häufiger  Bezugnahme  auf  eine  an  Stein  gerichtete  Denk- 
schrift Vinckes,  aber  auch  auf  die  Ansichten  anderer;  sie 
ist  bereits  1849  durch  Portz  publiziert,  aber  nicht  blofi 
▼on  der  öffentlichen  Meinung,  sondern  auch  ▼on  der  Wissen* 
haft  80  gut  wie  ignoriert  (Pertz,  Denkschriften  des  Ministers 
Freiherm  von  Stein,  S.  96 (f.,  die  Vinckesche  Denkschrift, 
S.  72ff. ;  jetzt  auch  Gesammelte  Schriften,  herausgegeben 
von  der  Akademie  der  Wissonsrhaften,  XII,  1,  22')  — 2üö). 
Die  andere  vom  18.— 2^,  Oktober  1819,  auch  unter  dem 
Titel:  Denkschrift  für  ständische  Verfassung,  beruht  ganz 
auf  jener  früheren,  indem  sie  manches  wörtlich  wiederholt, 
anderes  ausf&hrlicher  bebandelt  und  weiter  entwickelt; 
diese  ist  erst  1904  bekannt  geworden  (Gesammelte  Schriften 
XII,  2,  S.  389—455;  die  Bemerkungen  Steins  dazu  bei 
Pertz,  Denkschriften,  176—191). 

Nicht  nur  mit  Stein,  sondern  auch  mit  Hardenberg 
h  iT  Mch  damals  Wilhelm  von  Humboldt  über  diese  Fragen 
in  vollster  i  liereinstimuiung  befunden. 

Seine  beitien  Denkschriften  bilden  gewissermaßen  einen 
Epilog  zur  Stein-Hardenbergschen  Gesetzgebung. 

Was  zunächst  die  allgemeinen  Stände  betrifft,  so  hatte 
Humboldt  noch  am  30.  September  1816  (Gesammelte  Werke 
XII,  1,  S.  110  ff.)  sich  sehr  bedenklich  Ober  die  Einffthrung 
von  allgemeinen  Ständen  in  Preufien  geäußert  „Wirklich 
sehe  ich  nicht  ab,  wie  man  leicht  in  einer  Monarchie,  wie 
die  preußische  ist,  zu  allgemeinen  Ständen  kommen  könnte, 
ohne  diese  ki"«'!^''  '!  ^'f^fi  unzähligen  Schwierigkeiten  unter- 
worfene Angelegenheit  in  den  einzelnen  Provinzen  vorzu- 
bereiten. Stände  können  nur  dann  recht  wohltätig  sein,  wenn 
sie  mit  sehr  ins  einzelne  gehender  Kenntnis  der  Landes- 
beschaffenheit  ausgerüstet  sind,  wenn  ihr  persönliches  Inter- 
esse enge  an  das  Land  geknttpft  ist,  wenn  sie  mehr  den 
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Sinn  nähren,  das  Bestehende  zu  befestigen  als  zu  ver- 
ändern; Gefahr  oder  wenigstens  Uübequemlichkeit  entsteht 
aus  einer  StftndeversammhiDg,  wenn  diejenigen,  welche  sie 
bilden,  sich  in  allgemeinen  Ideen  berumdrehen,  geringes 
persönliches  Interesse  am  Lande  haben,  oder  es  leiden- 
schaftlich aufs  Spiel  setzen  und  von  theoretischen  Systemen 
zu  Neuerungen  getrieben  werden.  Nun  aber  wird  man 
immer  eher  hoffen  dttrfen,  jene  Vorteile  zu  erreichen  und 
diesen  Gefahren  zu  entgehen  wenn  von  den  Provinzen  aas 
nach  dem  Mittelpunkte  als  von  dem  Mittelpunkte  nach  den 
Provinzen  gewirkt  wird.  Diesem  letzteren  vorziiglicli,  zu 
dessen  l\ün>tlicher  Versüirkimg  man  die  Provinzen  erst 
geflissentlich  zerschlagen  hatte,  ist  Frankreich  sein  Ver- 
derben schuldig.  Man  kann  Landstände,  die  gewiß  sehr 
wohltätig  und  seihet  notwendig  sind,  nicht  sorgfältig  und 
vorsichtig  genug  bilden,  nicht  genug  darauf  sehen,  dafi 
alles  darin  durchaus  real  und  praktisch  sei,  und  vom 
Wirklichen  und  Besonderen,  nicht  vom  Idealen  und  All- 
gemeinen ansgehe.  Es  ist  ein  sehr  wichtiger  Unterschied 
zwischen  Standen  in  dem  Sinne,  wie  es  in  Deutschland 
welche  gab  und  zum  Teil  noch  gibt,  und  den  Repräsentativ- 
Systemen,  (iie  man  seit  der  französischen  Revolution  hat 
nach  einander  entstehen  und  untergehen  gesehen.  Diese 
nachahmen  zu  wollen,  wäre  das  Undeutscheste,  was  man  in 
Deutschland  beginnen  könnte." 

Also  nicht  Gentz  und  Metternich  sind  die  Erfinder  des 
Unterschiedes  zwischen  landständischen  und  Repr&sentativ- 
verfassungen;  nicht  erst  der  Kronprinz  von  Preufien  und  die 
Gesellschaft  der  "Wilhclmstraße  haben  auf  den  Gegensatz  von 
germanischen  und  romanischen  Verfassungen  hingewiesen. 

Die  erste  der  beiden  Denkschriften  geht  davon  aus, 
daß  man  sich  die  landstäudische  Verfassung  nicht  als  einen 
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AntagonismuB,  und  die  LandstAnde  nicht  als  eine  Opposition 
zu  denken  habe,  da  EiogriffiB  der  Krone,  wie  eine  lange 
Erfahrung  seige,  nicht  zu  befOrehten  seien;  dafi  aber 
das  landstättdische  Institut  gogenaber  der  Bureaukratie 
Ton  grofiem  Nutzen  sei,  weil  dadureh  der  König  zu  seiner 
eigenen  Hülfe  und  Leitung  einen  strengen  und  sachkundigen 
Beurteiler  seiner  Minister  erhalte.  Um  zu  verliiiidern, 
daß  die  StAndeversaromlung  selbst  ein  Element  unberufener 
Neuerungen  werde,  müsse  man  den  Wirkungskreis  genau 
begrenzen  und  die  Zusammensetzung  nicht  „wie  es  in  Frank> 
reich  fiblich  ist,  unmittelbar  auf  die  Basis  der  ganzen  Volks* 
masse*  grOnden,  sondern  sie  sieh  «von  der  Verwaltung  der 
einfachsten  BOrgervereine  durch  Mittelglieder  zur  Beratung 
Uber  das  Ganze  erheben  lasseD.** 

Die  Notwendigkeit  einer  landstftndisehen  Verfassung 
lasse  sich  nicbt  herleiten  aus  einer  gewaltsanieu  Vulks- 
bewegung.  „was  eine  faktisch  uuriclitige  und  eine  sich  un- 
geziemende liiee  sein  würde";  nicht  als  eine  Forderung 
des  Zeitgeistes,  „was  eine  verderbliche  und  im  Grunde 
sinnlose  Phrase  ist";  nicht  als  ein  der  Nation  zum  Lohn 
ihrer  Taterländischen  Anstrengungen  gemachtes  Geschenk" ; 
nicht  als  eine  £rk1&ning,  dafi  die  Nation  mfindig  geworden 
sei,  ,da  die  Mündigkeit  zu  ständischen  Verfassungen  leicht 
ehemals  größer  als  jetzt  gewesen  sein  durfte*;  nicht  als 
die  Einlösung  eines  Versprechens,  denn  dazu  gehörten 
»noch  jetzt  fortdauernde  und  alsu  für  sieb  selbst  redende 
Gründe".  Durch  nicbts  von  allem  diesem  kann  weder  vom 
König  noch  vom  Volke  die  Einfübning  einer  stündischen 
Verfassung  motiviert  werden,  sondern  bloß  durch  die  innere 
Überzeugung,  daß  eine  solche  dahin  führen  wird,  dem 
Staate  in  der  erhöhten  sittlichen  Kraft  der  Nation  und 
ihrem  Anteil  an  ihren  Angelegenheiten  eine  größere  Sttttse 
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und  dadurch  eine  sicheiere  Bürgschaft  seiner  Erhaltung  nach 
außen  und  seiner  innern  fortschreitenden  Entwicklung  zu 
verschaffen".  Kein  Gleirhgewicht  von  Gewalten;  „dem 
natürlichen  Gange  der  Dinge  nach  wird  bei  den  Ständen 
das  Prinzip  der  Erhaltung,  bei  der  Regierung  das  Be- 
streben der  Yerbesaening  vorwaltend  sein",  „Erhaltung 
aber  mufi  immer  der  erste  und  hauptsAchlichste  Zweck 
aller  politischen  Mafiregeln  bleiben";  „es  ist  aber  eine 
alte  und  weise  Maxime,  daß  neue  Einrichtungen  an  schon 
vorhaudeue  gekntipft  werden,  rtmiiit  sie  als  heimisch  und 
vaterländisch  im  Hodf  u  Wurzel  fassen".  Es  wird  nun  auf 
den  fundamoutulcu  Unterschied  zwischen  den  alten  stän- 
dischen und  denjenigen  Verfassungen  näher  eingegangen, 
die  entweder  nach  dem  Muster  der  amerikanischen  Ver- 
fassung, ,die  gar  nichts  Altes  vorfand",  oder  nach  dem 
der  französischen  Revolution,  ,die  alles  Alte  zertrfinmierte%. 
gemacht  seien.  »Dieser  Typus  darf  nicht  angewendet 
werden",  da  in  Deutschland  noch  viel  Altes  erhalten  ist, 
,,was  nicht  umgestoßen  zu  werden  braucht,  selbst  nicht, 
ohne  zugleich  viel  tüchtigen  sittlichen  Sinn  zu  vernichten, 
umj^estoßen  werden  kann".  Der  Sinu  der  alten  Verfassungen 
müsse  nicht  nur  erhalten,  sondern  recht  eigentlich  wieder- 
hergestellt werden. 

Was  den  Wirkungskreis  der  Stände  betrifft,  so  sollen 
sie  nicht  eine  blofi  beratende,  sondern  eine  entscheidende 
Stimme  haben.  Zunächst  bei  der  Gesetzgebung;  indessen 
nur  in  der  Weise;  daß  for  die  Zustimmung  zu  einem  Ge- 
setzentwurfe die  absolute  Mehrheit  genügt,  während  bei 
der  Nichtannahme  zwei  Drittel  der  Stimmen  sich  gegen 
den  Vorschlag  vereinigen  müssen,  und  daß  neben  der  Ge- 
setzgebung ein  umfassendes  königliches  Verordnungsrecht 
bestehen  soll. 
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,In  Absicht  der  Steuern  dürfte  die  Methode,  dafi 
dieselben  von  einer  Epoehe  zur  anderd  immer  neu  bewilligt 
werden  rnttssen,  nieht  einzuführen  sein;  es  macht  die 
Begierung  zu  abhängig,  kaim  gefährliche  Stockungen  her- 
vorbringen und  gibt  den  Ständen  die  Mittel  in  die  Hand, 
die  Regierung  unter  dem  Vorwnnde  dor  Finanzen,  allein 
in  der  Tat  aus  andern  Urüiuleu  aufzuhalh  si  und  zu  necken. 
Diese  Taktik  muß  man  möglichst  verhüten".  Es  soll  aber 
den  Ständen  zur  Abt  it  f^  ihrer  entscheidenden  Stimme  jede 
Mafiregel,  welche  den  jedesmaligen  Zustand  der  Steuern 
oder  des  Aktiv-  und  PassivvermOgens  des  Staats  (Ver- 
anfierungen  und  Darlehn)  verändert,  vorgelegt  werden.  Es 
soll  ihnen  femer  bei  jeder  Zusammenberufung  die  Lage 
des  Staatshaushalts  und  des  Sehuldenwesens  vorgelegt 
werden  und  ihnen  freistehn,  Bemerkungen  t^ber  mögliche 
ErsparuuL'on  zu  machen  und  Beschweiden  über  voi  kommende 
Unregeluiaiiigkciten  zu  führen;  „so  lange  indeß  von  keiner 
neuen  Steuer  und  keiner  Veräußerung  und  Anleihen  die 
Bede  wäre,  müßte  e»  immer  bei  der  Regierung  stehn»  die 
vorgeschlagene  Anordnung  zu  machen  oder  nicht,  da  den 
Standen  keine  Einmischung  in  die  Verwaltung  gestattet 
werden  kann^. 

Was  die  Zusammensetzung  betrifft,  so  soll  die  erste 
Kammer  nur  aus  persönlich  Berechtigten,  den  Prinzen,  den 
Mediatisierten,  den  Iii»  sischon  Staudesherren,  den  firößten 
Grundeigentümern  des  übrigen  Adels,  den  Häuptern  der 
katholischen  und  protestantischen  Geistlichkeit  bestehu, 
nicht  aus  Gewählten,  während  es  dahingestellt  wird,  ob 
der  König  in  einzelnen  fallen  auch  Personen,  die  kein 
oder  kein  grofies  Grundvermögen  besitzen,  zu  Erbrecht 
oder  auf  Lebenszeit  soll  ernennen  können.  Die  zweite 
Kammer  soll  ,au8  Adligen,  sowie  aus  Abgeordneten  der 
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fibrigen  Landeigentümer  und  der  ötädte  bestehen",  nach 
Analogie  der  Provinzialversammlungen ,  doch  mit  einem 
höheren  Census  als  bei  den  Proviozialwableii.  Jeder  Stand, 
Adel,  Bftrger  und  Bauern,  darf  nur  Personen  aus  seiner  Mitte 
wählen  Jede  Wahlversammlung  nur  Eingesessene  des  Distrikts. 
Endlich  sollen  die  Wahlen  ohne  Zwischenstufen  geschehen ; 
schon  Vincke  hatte  sich  besonders  im  Hinblidr  auf  Frankreich 
gegen  indirekte  Wahlen  erklärt;  bei  Humboldt  beißt  es: 
„In  der  That  liegt  etwas  durchaus  Unnatürliches  darin, 
die  Wählenden  erst  wieder  Wähler  wähleu  zu  lassen.  Das 
Erste  ist  doch,  wenn  man  gute  Wahlen  fordert,  daß  man 
sich  in  den  Sinn  der  Wählenden  versetzt  und  sich  fragt, 
was  diese  sich  bei  der  Wahl  denken  sollen.  Nun  kann 
auch  ein  beschrankter  Kopf  gewissermafien  beurteilen,  ob 
Cajus  oder  Titius  yemanftig  handeln  und  sprechen  wird. 
Er  hat  ihn  doch  im  Privatleben  und  in  den  örtlichen  Vor- 
hUtnissen  handeln  sehen  and  sprechen  hören,  er  kennt 
seinen  Charakter,  seine  Verbindungen,  sein  persönliches 
Interesse.  Dagegen  zu  beurteilen,  ob  Cajus  oder  Titius 
eine  veruUultige  oder  unvernliiUli^*'  AVnlil  machen  wird, 
ist  genau  genommen  auch  den  Klügsten  und  Umsichtigsten 
unmöglich  und  auf  alle  Fälle  ungleich  schwieriger".  Dauer 
des  Mandats  7—8  Jahre;  Integralemeuerung;  unbedingte 
Wiederwahl;  alles  antifranzösisch. 

Die  zweite  Denkschrift  geht  davon  aus:  .Die  Vor- 
fassung,  welche  der  preuflische  Staat  bedarf  muß  dem 
monarchischen  Prinzip  zur  StQtze  nnd  zur  VerTolIstftndi- 
gung  dienen  ....  Indem  a})er  die  Verfassung  das 
monarchische  Prinzip  stützt  und  vervollständigt,  muß  sie 
ihm  vor  allen  Dingen  seine  gehörige  Freilirit  lassen ,  die 
Kraft  und  Gewalt  der  Regierung  muß  nicht  durch  sie  ver- 
lieren, sondern  gewinnen,  indem  sie  in  den  Stand  gesetzt 
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wird,  sicher,  mit  allgemeiner  Zustimmung  und  in  einem 
geregelteren  Gange  aufzutreten;  die  Stände  mflsaen  also 
nicht  ihr  Wesen  darin  suchen,  sich  der  Regierung  ent- 
gegenzustellen,  sondern  sich  an  sie  anzuschliefien,  um 
vereint  zum  gemeinschaftlichen  Zweck  zu  gelangen  .... 
Der  erste  Gesichtspunkt  ist  die  Erhaltung  und  li-  festigung, 
aher  zugleich  die  Verstärkung  des  monai  t  liischcn  Prinzips. 
Der  prnißi.-»  lie  Staat  hehauptet  eine  Stellung  unter  den 
europäischen  Mächten,  welche  nicht  eine  unmittelbare 
Folge  seiner  physischen  Kräfte  ist;  er  verdankt  dieselbe 
der  Geisteskraft  seiner  Monarchen  und  dem  Patriotismus 
und  den  Bestrebungen  der  Nation  ....  Die  Macht  der 
Regierung  darf  daher  in  ihrem  Wirken,  wo  es  Schnelligkeit 
und  Energie  fordert,  keine  Hemmungen  erfahren,  aber  die 
Nation  mnfi  auch  nicht  bloß  leidend  gehorchen,  sondern 
die  llügieruDg  muß  auf  den  Geist  rechnen  koimen.  der 
dieselbe  belebt  Hierauf  muß  man  die  Stände  und  ihre 
Kmrichtuug  berechnen.** 


Zwar  seine  Bedenken  gegen  die  allgemeinen  Stände 
hatte  Humboldt  seit  1816  aufgegeben,  aber  auch  1819 
legte  er  den  Schwerpunkt  auf  die  Provinzialst&nde.  In 

beiden  Denkschriften  werden  die  eigentlich  prinzipiellen 

Fragen  nicht  bei  (itlegenheit  der  allgemeitiPii  Stunde, 
Sündern  in  den  Abschnitten  über  die  Pro vin/.ial stände  er- 
örtert: in  lieidcn  Denkschriften  stehen  die  Frörteruugcn 
über  die  Provinzialstände  denen  über  die  allgemeinen 
Stände  voran  (XII,  1,  255,  279;  XII,  2,  425—449).  Viel 
mehr  als  die  allgemeinen  Stände  lagen  ihm  und  Stein 
damals  die  Provinzialstände  am  Herzen. 
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Wilhelm  von  Humboldt  befindet  sich  dabei  im  bewußten 
Gegensatz  zu  Frankreich;  namentlich  in  der  zweiten  Denk- 
schrift, wo  er  auf  die  Zersplitterung  der  Frovinzen  durch 
die  ReToltttion  hinweist  und  darauf,  dafi  Si^yes  der  haapt- 
sachliehste  Urheber  der  Maßregel,  diese  immer  fftr  den 
entscheidendsten  dem  monarchischen  Prinzipe  beigebrachten 
Stofi  gehalten  habe. 

Wie  Vincke  in  einem  Briefe  an  Hardenberg  1815  sich 
dafür  ausspricht  (Bodelschwingh,  ölO),  daß  zunächst  die 
Provinzialstande  das  dringendere  BedOrfnis  seien,  um  die  aus 
so  vielen  gemischten  Teilen  zusammengesetzten  Provinzen 
erst  unter  sich  zu  einigen,  so  war  auch  Wilhelm  von  Hum- 
boldt der  Ansicht,  daß  die  Provinzialstftnde  vor  den  all- 
gemeinen in  Tätigkeit  gesetzt  werden  müßten.  Beide  haben 
jedoch  sslark  betont,  daß  es  dabei  nicht  sein  Bewenden  be- 
halten dttrfe;  nach  zwei  Jahren,  meint  Humboldt,  mußten 
die  allgemeinen  ÖtSnde  ins  Leben  treten;  „man  kann  nicht 
sagen,  daß  eine  Monarchie  eine  ständische  Verfassung  hat, 
wenn  es  nur  Provinzialstände  gibt";  denn  abgesehen  von 
anderen  Unzuträglichkeiten  würden  die  Provinzialversamm- 
lungen  versuchen,  sich  an  Stelle  der  Zentralversammlung  zu 
setzen,  unter  dem  Verwände  der  Beurteilung  von  Gesetz- 
entwürfen vom  Standpunkte  des  provinziellen  Interesses  oder 
bei  Gelegenheit  von  Beschwerden,  namentlieh  wenu  man 
glaube,  daß  es  die  Regieruugmit  einer  allgemeinen  Ständever- 
sammlung  nicht  ernsthaft  meine;  die  Provinzen  dürften 
nicht  ebenso  viel  Staaten  werden,  wie  in  Österreich  (XI, 
1,  284,  291  ff.). 

Auch  die  Wahlen  zu  den  Provinziallandtagen  sollten 
ohne  Vermittlung  direkt  durch  die  Nation  geschehen ;  nicht 
nach  Bezirken,  nicht  nach  Zensus,  sondern  nach  Ständen. 
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Als  Stände  werden  angesehen  der  landbesitzende  Adel,  die 
StAdter  und  die  landbesitzenden  Bauern.  W&hrend  in 
der  ersten  Denkschrift  ausdrQcklich  gesagt  war,  dafi  nur 
der  landbesitsende  Adel  die  Landstandschaft  haben  und 
daß  sie  bei  einem  bürgerlichen  Besitzer  eines  Ritterguts 
zwar  nicht  erlöschen  sollte,  wie  in  Bayern,  aber  doch 
ruheu  solle  —  was  ein  großer  Rückschritt  gewesen  wäre  — , 
spricht  sich  die  zweite  schwankeutl  aus,  wie  auch  Stein  in 
dieser  Hinsicht  gt-diwunkt  hat  (XII,  1,  250.  200  f.,  209). 
Humboldt  wollte  übrigens,  daß  auch  jenseits  des  Rheins 
der  politische  Adel  wieder  erweckt  werde;  sonst  würde  die 
Folge  sein,  daß  Geldreichtum  und  Beamtenansehen  ein 
Übergewicht  erkngten. 

Endlich  liegt  auch  bei  der  Bildung  des  Kreistags  die 
stäiHli^<  he  Gliedfruii^i  zu^iiiiide.  Ahvr  nicht  so,  daß  auf  jeden 
Stand  ein  Drittel  käme,  sondern  nach  dem  i'berwiegen  des 
einen  oder  andern  Standes.  Die  Rittergutsbesitzer  mit  obrig- 
keitlicher Gewalt  w&hlten  für  sich  und  aus  sich,  fur  die 
beiden  andern  Stände  liegt  das  Wahlrecht  bei  den  Magistraten 
und  Bauemvorst&nden ,  doch  mfkssen  auch  hier  die  Ge- 
wählten  vom  Stande  der  Wähler  sein.  Der  Kreistag  ver- 
sammelt sich  nur  einmal  im  Jahr.  Die  laufende  Ver* 
waltung,  auch  den  Vorsitz  im  Kreistage  führt  der  von  der 
Regierung  aus  drei  vom  Kreistage  Präsentierten  ernanute 
Landrat  CXII,  1,  244;  XII,  2,  422—425). 

Was  die  Landgemeinde  nnd  gutsherrliche  Gewalt  be- 
trifft, so  geht  Wilhelm  von  Humboldt  in  der  ersten  Denk- 
schrift von  den  Verhältnissen  im  Osten  aus,  „wo  die  Ritter- 
gutsbesitzer jetzt  allein  die  Obrigkeit  ausmachen  und  wo 

auch  das  Rittergut  luigleicli  mehr  Acker  und  mit  gaoz 
anderem  Rechte  als  irgend  ein  andres  Mitglied  der  Ge- 
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meinde  besitzt  ;  den  llittergiitsbesitzern  diese  obrigkeitliche 
Befugnis  zu  uehmen,  scheint  weder  billig  noch  zweckm&fiig, 
dagegen  die  Gemeinden  ganz  davon  auszuschließen  ebenso- 
wenig ratflam;  vielleicht  liefie  sich  dadurch  ein  Mittel- 
weg einschlagen,  dafi  fflr  alles  dft^enige,  was  ein  besonderes 
und  abgeschlossenes  Interesse  und  Eigentum  der  Gemeinde 
ist,  diese  einem  aus  ihrer  Mitte  die  Besorgung  und  Ver- 
waltung obertrüge;  dafi  die  Gemeinde  bei  Ernennung  des 
iSchulzPii  durch  dcu  liiitergulshesitzer  ein  Widerspruchsrecht 
austilK  11  köuute,  über  das  der  Landrat  entschiede;  daß,  wo 
es  das  Verhältnis  nur  erlaubte,  der  Kittergutsbesitzer  mehr 
als  die  beaufsichtigende  Behörde  behandelt  wQrde  und 
als  in  einem  ähnlichen  Verhältnis  zur  Gemeinde  stehend 
wie  der  Landrat  zum  Kreise.**  Übrigens  sollte  die 
Patrimonialgerichtsbarkeit  auch  von  Bfirgerlichen  ausgeübt 
werden. 

,,Noch  schwieriger",  heifit  es  dann  weiter,  „wird  die 

Entscheidung  da,  wo  das  gutsherrliche  Verhältnis  ehemals 
hest-aud,  alier  durcli  dazwischen  getretene  fremde  Herrschaft 
aufgehüheii  w(M-(ieu  ist.  Süll  luau  es  wiedcrhorbtelleu  oder 
nicht In  emigeu  Orten  ernennt  jetzt  der  Landrat  den 
S^'-hulzen,  in  anderen  die  Gutsherrschaft,  in  anderen  ist  das 
Verhältnis  schwankend.  Doch  ernennt  ihn  diesseits  der  Weser 
die  Gemeinde  nirgends.  Im  allgemeinen  l&fit  sich  wohl  sagen, 
daß  die  Ernennung  durch  den  Landrat  immer  unstatthaft 
scheint  Sie  hat  zwar  jetzt  zum  Grunde,  dafi  der  Landrat 
den  Schulzen  als  UnterbehOrde  ansieht,  deren  er  sieh  be- 
dienen muß.  allein  in  der  neuen  Verfassung  würde  ein 
großer  Teil  der  Wirksamkeit  des  Landrats  an  die  Kreis- 
hehörde  ühergelicn  und  dann  würde  es  vielleicht  ratsam 
sein,  dieser  zwar  kein  Ernennungs-,  aber  ein  Bestätigungs- 
recht der  Schulzen  zu  erteilen.  Der  Landrat  als  die  be- 
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aufsicbtigende  Behörde  dürfte?  nur  das  Recht  haben,  die 
EntferiiliDg  eiües  untüi  litij;  Befundenen  zu  verlangen. " 

„Wo  sich  aber  das  Verhältniö  dergestalt  verändert  hätte, 
daß  die  Ackerverteihing  gar  nicht  mehr  weseatlich  dieselbe 
wftrOy  aaeh  die  Einwohner  aufier  dem  Rittergutsbesitzer 
nicht  mehr  blofl  aus  selbst  ihren  Aeker  bauenden  Personen 
beständen,  da  ist  Ernennung  durch  die  Gemeinde  der  Her- 
steUung  der  alten  gutsherriichen  Rechte  bei  weitem  vor- 
zuziehen. Denn  sie  ist  immer  die  vollkommenere  und 
bessere  Form,  die  nur  da  nicht  eingeführt  werden  muß, 
vt),  weil  seit  langem  «lir  entgegengesetzte  besteht,  sie 
ungererht  und  selbst  kaum  natürlich  sein  würde"  (^11,  1, 
2ö3  tl.). 

In  der  zweiten  Denkschrift  heißt  es  zunächst:  „Die 
Gemeindeordnuttg  muß  nach  den  örtlichen  Verbftltnissen 
der  Provinzen  verschieden  sein,  jedoch  durch  die  ganze 
Monarchie  auf  gleichförmigen  obersten  Prinzipien  beruhen.* 
Welches  aber  diese  Prinzipien  sein  sollen  hinsichtlich  der  Ab- 
hängigkeit der  Gemeinde  vom  Staate,  hinsichtlich  der  Ge- 
meinsamkeit von  ."^tadt  und  Land,  der  LehensUlnglii  liUeit 
der  GeTueindelieaniten ,  duriihor  überwiegen  die  «ationos 
dubitandi  die  rationes  decidendi.  Nur  sei  es  die  dringendste 
Notwendigkeit,  daß  die  Geineindeordnungen  im  Laufe  des 
Winters  zustande  k&men.  £s  heißt  danu  weiter:  „Auf 
dem  platten  Lande  kommen  in  mehreren  Provinzen  die 
gutsherrlichen  Rechte  und  der  überwiegende  Ackerbesitz 
des  Gutsherrn,  wenn  auch  seine  Vorrechte  aufhörten,  in 
Betrachtung.  Es  wird  einer  weisen  Mischung  bedttrfen, 
um,  oline  der  Lage  des  Gutslierrn  auf  eine  unzweckmäßige 
Weise  zu  nahe  zu  treten,  der  freien  Tätigkeit  der  Gemeinde 
zugleidi  einen  Spielraum  zu  lassen  und  so  einen  allmilliüchen 
Übergang  vorzubereiten.  Den  Rittergutsbesitzern  alles  obrig- 
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keitliche  Ansehen  zu  nehmen,  scheint  weder  billig  noch 
zweckmäßig.  Es  wurde  das  in  vieler  Hinsicht  wohltiltif^e 
Band  zwisclien  dem  duisherrn  und  seinen  Angeliöriffen 
zerreißen,  eine  Umwälzung,  kein  allmählicher  Übergang 
sein,  der  auf  eine  mildere  Art  möglich  ist ;  es  würde  auch 
die  Kosten  der  Verwaltung  vervielf&ltigen  und  die  letzteren 
zugleich  dem  Eingesessenen  lAstiger  machen  durch  eine 
größere  Entfernung  der  Beamten  von  seinem  Wohnsitie. 
Dagegen  darf  auch  die  Gemeinde  nicht  durchaus  von  der 
obrigkeitlichen  Gewalt  ausgesehloesen  sein . . .  Wenn  man  den 
Umfang  der  Hechte  betrachtet,  welche,  als  zur  Patrimonial- 
gerichtsbarkeit gehörend,  durch  die  Gutslierren  ausgeübt 
werden,  so  })estehen  sie  in  der  polizeilichen  und  richter- 
lichen Gewalt.  Die  erste  mtlßte  in  der  Hand  des  Guts- 
besitzers bleiben,  allein  durch  den  von  ihm  ernannten 
Schulzen  geübt  werden,  und  die  Gemeinde  mttfite  Teil  da- 
ran haben,  indem  sie  Schoppen,  die  unter  dem  Schulzen 
und  mit  ihm  zusammen  die  Behörde  bildeten,  ernennte. 
Von  der  Gerichtsbarkeit  ist  die  kriminelle  schon  jetzt  zum 
Teil  getrennt.  Aber  es  ließe  sich  wohl  der  ganze  Teil 
davon  absondern,  welcher  eines  gelehrten  Juristen  bedarf. 
Dagegen  würde  die  Bestiafung  von  Feld-  und  Forstfreveln, 
der  Gesinde-  und  Polizei veigelumgen,  die  Schlichtung  von 
Injuriensacheu,  Zänkereien  und  solchen  Schlägereien,  die 
keinen  verbrecherischen  Charakter  hätten,  die  Vormund- 
schaft in  den  Fällen,  in  welchen  das  Vermögen  nicht  eine 
gewisse  Summe  Ikbersteige  u.  s.  f.,  wohl  am  besten  den 
Dorfgerichten  fiberlassen,  die  dann  auf  die  erwfthnte  Weise 
Ton  Vorständen  aus  der  Mitte  der  Gemeinde,  unter  Vorsitz 
des  vom  Gutsherrn  ernannten  Schulzen  besorgt  würden. 
Diese  kleinen  Sachen,  die  der  schlichte  und  rechtliche  Sinn 
des  LaudmauuB  leicht  ordnet  und  entscheidet,  sind  nidit 
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für  eigentliche  oft  entfernte  Gerichte,  welche  Kollegien 
bilden,  geeignet.  Da  wo  die  Land-  und  Stadtgerichte  ein- 
gerichtet sind,  ist  es  /um  Teil  dahin  ^'ekoninicn,  daß  Ftdd- 
diebstähle  und  ähnliche  Vergehungen  gar  nicht  mehr  an- 
gezeigt werden  und  daher  straflos  bleiben.  Dagegen  sind 
einzelne  stehende  Patrimonialgerichte ,  welche  doeh  zum 
Teil  wichtige  Sachen  behandeln,  auch  sehr  schädlich.  Auf 
keinen  Fall  kann  die  Gerichtsbarkeit  anders  als  wie  ein 
Ansflnfl  der  SouTerftnitätsrechte  angesehen  werden,  und 
wo  sie  anch  eine  Kommune  oder  Privatmann  übte,  muß 
es  nur  als  ihm  übertragen  sein,  und  er  im  Grunde,  wie 
auch  bei  uns  der  Fall  ist,  keiu  andres  Hecht  besitzen,  als 
das  der  Ernennung  des  Richters." 

Endlich  hat  sich  Humboldt  bei  der  Frage  der  Land- 
gemeindeordnung auch  über  die  Frage  der  Teilbarkeit  der 
Bauerngüter  und  Ober  die  individualistische  Volkswirtschafts- 
lehre ausgesprochen.  Bei  den  Landgemeinden  verdiene  die 
Frage,  ob  nicht  der  Teilbarkeit  und  Verftufierbarkeit  der 
Banergüter  Grenzen  gesetzt  werden  sollten,  in  ernste  Er- 
wägung gezogen  zu  werden.  „Es  scheint  die  Erhaltung 
des  BauernsUindes  in  seiner  Einfin  hheit,  Ttlchtigkeit  und 
"Wohlhabenheit  mit  dem  (legenteile  unvereinbar,  hvi 
dieser  Materie  der  Gewerbet reiheit,  und  einigen  andern 
Lieb!in'j>«theorien  der  neuesten  Zeit  scheint  man  auf 
die  Menschen  blos  als  isolierte,  erwerbende,  hervor- 
bringende und  genießende  Wesen  zu  sehen,  nicht  aber 
als  auf  sittliche  Elemente  der  größeren  und  kleineren  Ge- 
meinheiten im  Staat,  und  des  Staats  selbst  Von  dem 
blos  auf  Produktion  und  Fabrikation  sehenden  Gesichts- 
punkte aus  die  Sache  betrachtet,  ist  allerdings  bei  einer 
ganz  rücksichtslosen  Freiheit  und  Beweglichkeit  Gewinn; 
allein  Gesinnung  und  Charakter  gedeihen  nur  im  stillen 
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Fortfuhren  st&tiger,  angeerbter  VerhAltoisse.  Das  ewige 
Teilen  der  Bauernhöfe  muß  die  Familie  an  den  Bettelstab 

bringen,  die  Freiheit  der  Yeräufierung ,  das  Zusammen- 
kauleu  halber  Dorfschaften  begünstigen.  Es  ist  möglich 
und  sogar  anzunehmen,  daß  sich  das  von  selbst  auch  wieder 
ins  Gleiche  setzt,  und  daß  uaclt  iOO  Jahren  die  Bauern- 
gtlter  doch  um  Nichts  im  Gauzen  kleiner  und  größer  sind 
als  jetzt.  Aber  rechnet  man  die  in  der  Zwischenzeit  her> 
umgeworfenen,  bewegten,  Terarmten  und  wieder  empor- 
gekommenen Generationen,  oder  wenn  auch  die  Individuen 
gar  Nichts  gelten  sollen,  dies  Hemmwerfen,  Bewegen,  Ver- 
armen  und  Emporkommen,  das  zu  seiner  Zeit  nachtheilig 
wirkt,  und  sich  noch  in  der  Nachkommenschaft  mittheilt, 
für  nichts?  Es  ist,  um  diesem  Übel  zu  steuern,  gar  nicht 
nötig,  den  Verkehr  bis  zur  Stot  kuii^  zu  lahmen,  man  kann 
alle  wohlthütigen  Folgen,  die  er,  als  den  Verbesserungsgeist 
begOnstiLTTid,  und  den  bloßen  Erhaltungssinn  verhindernd, 
in  Schlafrigkeit  auszuarten,  hervorbringen,  bewahren,  ohne 
in  das  entgegengesetzte  Extrem  zu  verfallen.  Ganz  vor^ 
zQglich  mufi  man  zu  diesem  Zweck  auf  das  GemQt  und 
die  Gesinnung  der  Menschen  wirken,  allein  die  Gesetz- 
gebung muB  hinzukommen,  sie  muß  dem  beweglichen  Sinne 
der  Menscheu  Haltung  geben,  ohne  iliin  Ketten  anzulegen. 
Zuerst  muß  sie  in  dem  Fall .  von  dem  hier  die  IJede  ist, 
nicht  nöthigeu,  die  Teilbarkeit  des  Erbes,  auch  wenn  man 
es  nicht  wollte,  zuzulassen,  besser  wäre  es,  wenn  sie  schon 
den  heilsamen  Fall,  die  Vererbung  des  Bauerngutes  auf 
einen  der  Söhne,  als  Regel  enthielte;  endlich  kann  sie  iu 
gewissen  Fällen,  wo  der  Nachtheil  zu  wesentlich  wäre,  auch 
verbietend  einwirken.  Die  Einfahrung  einer  ständischen 
Verfassung  wird  erst  recht  die  Wichtigkeit  dieser  Vor* 
hftltnisse  fühlbar  machen.  Sie  bedarf  der  Gesinnung  der 
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Mensclieu ,  wie  ihres  verhältnismäßigen  Wohlstandes;  auf 
dem  einen  und  dem  andern  beruht  die  Neigung  der  Ge- 
rn üthor,  dem  gemeinsamen  Wohl  mit  Festigkeit  auzuhängen. 
Wo  blofi  der  Staat  regiert,  kann  er  die  Menschen  mehr 
als  Sachen  betrachten,  nnd  sich  um  den  £ioflu6  der  In- 
stitutionen und  Gesetze  auf  ihre  Gesinnung  unbekQmmerter 
lassen*  (XII,  2,  409—424). 

r 
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Die  neuen  Quellen  Lehmanns. 


Im  Vorwort  zum  ersten  Teile  des  «Stein'*  nennt  Leh- 

manu  zunächst  das  Steiusclie  Fiiniilienarchiv  zu  Nassau; 
Pertz  habe  eine  ansehnliche  Nachlese  übrig  gelassen,  die 
namentlich  den  Jugendjahren  zu  statten  gekommen  sei; 
erwähnt  wird  der  „freilich  nur  kurze  Briefwechsel  mit  der 
Mutter.**  Es  folgt  «der  Trümmerhaufen  des  Pertzschen 
Nachlasses,  jetzt  im  staatlichen  Besitz" ;  als  Juwele  daraus 
werden  die  Briefe  an  Sack  aus  den  Jahren  1802  und 
1803,  die  .Denkwürdigkeiten*  and  das  w&hrend  des  Wiener 
Kongresses  gefabrte  Tagebuch  hervorgehoben.  Es  folgen 
endlich  Archive  und  Registraturen :  das  Archiv  in  Wiesbaden 
wegen  der  BesitzverliiUtnisse  und  der  Streitigkeiten  mit 
den  Herzögen  von  Nassau;  das  Handelsnimi-tcrium  und 
das  Uherhergamt  in  Dortmund  wegen  der  Verdienste  Steins 
um  den  Bergbau  und  wegen  des  polnischen  Reiseberichts 
von  1781;  die  Archive  in  Dasseldorf  und  Münster  sowie 
die  Regierungsregtstratur  in  Minden  wegen  Steins  Wirk- 
samkeit in  den  westfälischen  Behörden;  das  Justiz- 
ministerium wegen  der  1806  versuchten  Reform  der  sttd- 
preufiischen  Städte;  endlich  das  Geheime  Staatsarchiv  wegen 
der  Wirksamkeit  von  Heinitz,  wegen  der  Verhältnisse  in  deu 
westfälischen  Provinzen  und  wegen  des  ersten  Steinschen 
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Ministeriums;  alles  iMscheine  dadurch  entweder  in  einem 
ganz  neuen  Lichte  oder  werde  doch  durch  zahlreiche  Details 
belebt. 

Nach  dem  Vorwort  zum  zweiten  Teile  sind  neu  hinsa- 
gekommen  die  Akten  der  Ministerien  des  Innern,  des 
Knltus  und  der  Landwirtschaft^  des  grofien  Gener%|^tabe8, 
des  Hausarchiys,  der  Staatsarchive  zn  Hannover  und  Königs- 
berg, und  des  State  paper  office  in  London.  Die  Auf- 
schlttsse,  welche  teils  diese  archivalischen  Studien,  tails 
die  Benutzung  der  neueren  Literatur  s^ewälirt  hatten,  seien 
allen  Abschnitten  zu  statten  gekommen ;  es  habe  die  Tendenz 
der  Nassauer  Denkschrift  schärfer  präzisiert,  das  Bild  des 
alten  Preufiens  reicher  und  voller  gemalt,  der  im  Oktober 
t807  am  prenflisohen  Hofe  drohende  Konflikt  überhaupt 
erst  geschildert  werden  kOnnen;  neu  sei  die  Darstellung 
der  Finanslage  Preufiens,  die  wieder  den  Schlttssel  biete 
SU  der  Nachgiebigkeit  Steins  gegen  die  Franzosen,  die  Not  sei 
so  groß  gewesen,  daß  Pertz  noch  nicht  gewagt  habe  alles 
mitzuteilen:  ebenso  trete  der  nstpreußische  General-Land- 
tag von  1808  mit  den  ständischen  Gegensätzen  und  mit 
den  konstitutionellen  Zusagen,  die  er  aus<;elöst,  und  der 
wichtigen  Steuer,  die  er  angenommen  habe,  erst  jetzt  in 
das  gebahrende  Licht;  die  Agrarreform  sei  bereits  Gegen- 
stand wichtiger  Publikationen  und  eindringender  Unter- 
suchungen gewesen,  die  aber  das  Problem  nicht  genug  in 
den  Zusammenhang  der  allgemeinen  Entwicklung  gerttckt 
hätten;  durchaus  unbekannt  seien  die  Verhandlungen  über 
die  Aufhebung  der  Patrimonialgerichtsbarkeit  gewesen; 
für  die  Reform  der  Bürokratie  sei  ein  so  gut  wie  unbenutzt 
gebliebener  unilangreicher  Aktenband  zur  Ausfüllung  empfind- 
licher Lücken  verwertet;  noch  mehr  vom  Glück  begünstigt 
sei  er  bei  der  Schilderung  des  Ursprungs  der  St&dteordnung 
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gewesen,  liier  hfttten  sieh  gänzlieb  ttiibelcaaiite  Korre- 
spondenzeu  und  Protokolle  {gefunden,  „mit  deren  Hülfe 
dann  die  auffallend  starke  Anlehnung  der  i)reu6ischen 
Reformen  an  die  Ideen  von  17s«i  festgestellt  werden 
konnte" ;  sehr  interessant  sei  endlich  die  Aufnahme  der 
Reiehsstftnde  in  den  £Dtwarf  des  Domänenedikts;  im 
wesentlicben  aber  habe  es  gegolten,  die  bereite  forhaDdenen 
Quellen  gründlicher  anflsuseböpfen.  Einiges  sei  nicht  zu 
ermitteln  gewesen. 

Das  Vorwort  zum  dritten  Teile  bemerkt,  datf  das 
Wiener  Archiv  einiges  geboten  habe,  da6  aber  das  Meiste 
wieder  dem  Geheimen  Staatsarchive  in  Berlin  und  dem 
Steinschen  Familienarchiv  in  Nassau  zu  danken  sei;  daß 
auch  aus  deutschen,  russischen,  polnischen  und  englischen 
Sammlungen  von  Freunden  gespendet  sei  und  da6  Ballieu 
ihm  seine  im  Petersburger  Archive  angefertigten  Abschriften 
Steinscher  Berichte  an  Alexander  I  ttberlassen  habe.  Um 
den  dritten  Band  nicht  noch  weiter  anschwellen  zu  lassen, 
sollten  die  in  Aussicht  gestellten  Analekten  und  Dokumente 
besonders,  je  nachdem  die  Gelegenheit  sich  biete,  verOffiant- 
licht  werden. 

Nun  haben  ja  meine  Ausführungen  gegen  Lehmann 
allein  den  Zweck,  von  Stein  den  Vorwurf  abzuwenden,  daft 
er  ein  blofier  Nachahmer  der  französischen  Revolution  ge- 
wesen sei.  Da  ich  aber  früher  die  «Reform  der  Ver- 
waltungsorganisation  unter  Stein  und  Hardenberg*  ge- 
schrieben habe,  liegt  mir  noch  ob,  die  Änderungen  zu  be- 
zeichnen, die  durch  Lehmanns  neue  Quellen  an  diesem 
Buche  vorgenommen  werden  müssen.  Ich  kann  dabei  umso 
unhefanirener  verfahren,  als  Lehmann  ein  sehr  günstiges 
Urteil  über  das  Buch  abgegeben  hat. 
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Hein  Bueh  behandelt  in  drei  AbBchnitten  die  Re- 
organisation der  Zentral- und  Previnzialbebörden,  dieStftdte- 
Ordnung  nnd  die  Kreis-,  PoHxei-  und  Genieindeverfassung 

dos  jilatteu  Landes. 

Was  die  Foorganisatioii  düv  Zentral-  und  rrovm  i  iI- 
bthüitlen  hptrifVt,  so  beliaupet  Lehmann  (II,  309  Note),  daß 
Pertz  ein  unvollständiges  Aktenmaterial  vorgelegen  hal>e  und 
daß  das,  was  er  für  den  OrganisHtionsplan  vom  23.  November 
1807  ausgegeben  habe,  nur  ein  dfirftiger  AuSEUg  gewesen  sei. 
Lebmann  hat  vollständig  recht  Der  Immediatbericht  Steins 
d,  d.  Hemel,  23. November  1807  bat  drei  Anlagen:  erstens 
den  sehr  ausfQbrlichen  „Plan  zu  einer  neuen  Organisation 
der  Geschäftspflege  im  preußischen  Staate",  über  (iO  Seiten; 
zweitens  die  nur  7  Seiten  lauge  „Übersicht  der  nach  (U^n 
riane  sich  ergel  ii'ien  Behörden  und  des  bei  sulcheu  er- 
forderliclien  obern  i'ersonals" :  drittens  die  „  Vergleichung 
des  neuen  und  alteu  Orgauisationsplans  der  Oberbehörden". 
Von  diesen  drei  Anlagen  hat  Pertz  einzig  und  allein 
die  zweite,  die  in  der  Tat  nur  ein  Auszug  aus  der 
ersten  ist,  publiziert  und  zwar  unter  dem,  wie  Lehmann 
richtig  hervorhebt,  gar  nicht  aktenmafiigen  Titel  Organi- 
sationsplan (Pertz,  II,  648—670).  Wenn  Pertz  wirklich 
dieselben  Akten  wie  Lehüiaiiu  ])enntzt  liätte,  müßte 
mau  sagen,  daß  er  sich  stark  vergriffen  habe,  denn 
auf  50  Seiten  mehr  oder  weniger  konnte  es  bei  seiner 
breit  angelegteu  Material iensanimlung  nicht  ankommen. 
Ob  die  von  Pertz  benutzten  Akten  in  der  Tat  dieselben 
gewesen  seien,  wie  die  von  Lehmann  benutzten  ist  nicht  ganz 
zweifellos.  Die  Akten,  in  denen  Lehmann  den  Fund  gemacht 
hat,  führen  die  Bezeichnung  Acta  die  Organisation  der 
Staatsverwaltung  betr.  1807/1808  Rep.  151a  Tit.  XXI  Nr.  1, 
was  deshalb  hier  so  genau  angegeben  werden  muß,  weil 
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LehmaDD  es  nicht  getan  bat  Diese  Altten  enthalten 
nirgends  Originale,  sondeni  anaschliefllich  Abschriften  Ton 
einer  und  derselben  Sehreiberhand;  es  sind  gewissermafien 
Steinsche  Handakten,  wie  sie  anch  geradezu  beieicbnet 
werden :  „Akten  für  seine  Exzellenz  von  Stein*.  Ob  dieser 
Aktenband  im  Geheimen  Staatsarchive  bisher  nur  versteckt 
gewesen  oder  ob  er  erst  nach  Pertz  und  nach  mir  ins 
Arrliiv  hineingelangt  ist,  ist  hier  nicht  weiter  /u  erörtorn. 
Ein  „dürftiger  Auszug"  dürfte  das  von  Pertz  mitgeteilte 
nicht  genannt  werden,  eigentlich  neues  erfährt  man  durch 
den  grOflern  Organisationsplan  auch  nicht.  Aber  immerhin 
ist  das  Ganze  besser  als  ein  Teil.  Meine  Darstellung 
ist  in  keiner  irgend  wesentlichen  Beziehung  zu  Andern. 
Immerhin  wftre  es  gut  gewesen,  wenn  Lehmann  seine  Zu- 
sage, den  eigentlichen  Organisationsplan  im  drittm  Bande 
abzudiuckeu,  eriullt  liatLe. 

Aber  der  von  Lehmann  benutzte  Aktenband  enthalt 
noch  mehr.  Auf  Grund  eines  Steinschen  Erlasses  vom 
27.  November  1807  sind  in  den  nftchsten  Monaten  eine 
Menge  Gutachten  über  den  Organisationsplan  eingegangen, 
nicht  nur  von  Mitgliedern  der  Immediatkommission, 
sondern  auch  von  vielen  anderen.  Die  Bl&tter  128 — 
287  sind  damit  au gt füllt;  und  schon  in  den  Anlagen 
des  Immediatberichts  vom  24.  Febnim-  1808  teilweise  ver- 
arbeitet (Blätter  307 — 332).  Die  Bemerkungen  sind  natür- 
lich von  sehr  ungleichem  Wert,  meist  fluchtig  hingeworfen. 
Das  eine  aber  ist  dadurch  bewiesen,  daß  es  nicht  richtig 
ist,  was  ich  S.  181  gesagt  hatte:  »Mehrere  Monate  hin- 
durch hat  dann  die  Angelegenheit  gftnzlieh  geruht*« 

Hinsichtlich  der  Stftdteordnung  legt  Lehmann  großes 
Gewicht  auf  das  Protokollbuch  des  i^inanz-  und  Polizei- 
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departemente  oder,  wie  es  eigentlich  heifiea  mfifite,  der 
Oeneralkenferenz  Rep.  151a  Tit.  XX  Kr.  1. 

Ich  kann  Lehmann  nicht  folgen,  wenn  er  dies  Jttngst* 
aufgefundene  Protokollhuch  als  »eine  der  kostbarsten 

Reliquien  dieser  großen  Zeit"  bezeichnet  (II,  430). 

Die  Protokolle  erstrecken  sich  über  sieben  Sitzungen 
Yom  7.  September  bis  9.  Noveniber  18U8. 

In  der  ersten  Sitzung  vom  7.  September  handelt  es 
sich  um  Scheidemünzenreduktiou  und  um  Pferdediebstälile 
(S.  1—32);  in  der  zweiten  am  21.  September  um  das  neue 
ostpreuSische  Landschaftsreglement  (83 — 58);  in  der  dritten 
▼om  28.  September  um  Holzdefraudationen  (59—65);  in 
der  vierten  Tom  5.  Oktober  um  Aufhebung  des  Zunfts- 
üwangs  und  des  Verkaufemonopols  der  Bftcker-,  Sehlftchter- 
und  liükergewerbe  und  nochmals  um  das  ostj)ieußische 
Landschaftsreglenient  (♦!() — 77);  in  der  fünften  vom  19,  Ok- 
tober um  die  vrrltesserte  EinrichUuif?  des  Genieiiiweseiis 
der  Städte  (78 — 198);  in  der  sechsten  vom  26.  Oktober  um 
Domänenver&ußerung  und  Hausgesetz  (199—205);  in  der 
siebenten  vom  9.  November  um  den  Export  der  Roh-  und 
Kautabake  und  nochmals  um  das  Yerkaufsedikt  (206 — ^217). 

Anwesend  waren  in  der  Regel :  Stein»  Altenstein,  SchOn, 
die  beiden  Sehroetter,  Sack,  Klewiz,  Schamhorst;  aufierdem 
der  Geheime  Oberfinanzrat  Stägemann ,  der  Geheime 
Legationsrat  Le  Cocq,  der  Geheime  Kriegsrat  Friese,  der 
Kammergerichtsrat  Albrecht ,  der  Oberstleutnant  Graf 
Lottum. 

Alles,  was  in  diesen  Sitzungen  zur  Diskussion  kam, 
war  im  Grunde  durch  die  vorhergegangenen  schriftlichen 
Verhandlungen,  die  hauptsftehlich  zwischen  dem  General* 
departement  und  dem  Ostpreufiischen  Provinzialdepartement 
geführt  wurden,  erledigt  In  der  Regel  haben  nur  die 
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Referenten  das  Wort  ergriffen,  selten  liat  eine  längere 
Debatte  stattgeiunden.  Stein  wird  in  den  Protokollen  nur 
dreimal  erwühnt:  in  der  dritten  Sitzung  vom  28.  September 
bei  den  Uolsdefraudittionenf  wo  es  heifit:  «S.  £xc.  der  Herr 
St  M.  Frb.  von  Stein  bemerkte  besonders.  ,dafi  Strafen 
fQr  das  Verbrechen  nnd  nicht  ihr  Provinzen  und  Qunlitftt 
der  Einwohner  geordnet  werden  mfissen** ;  »einstimniig  hielt 
man  daher  die  Ansdehnung  der  westpreofiisehen  Strafen 
auf  tj>t}jri  uliüü  uuii  Litthaueu  für  i  ;ithjam" ;  in  der  vierten 
Sitzung  vom  5.  Oktober  bei  Aufhebung  des  Zunftzwangs 
für  die  Nahrungsmittel gewerbe ,  wo  Stein  bemerkte,  „daß 
Bich  in  Hamburg  beim  Brod  das  Gewiclit  verbessert  habe, 
und  nur  in  Absicht  der  Güte  der  Vortheil  noch  zweifelhaft 
geblieben  sei" ;  und  in  der  fünften  Sitzung  vom  19.  Oktober 
fiber  die  StAdteordnung,  wovon  gleich  die  Rede  sein  wird. 

Was  diese  fünfte  Sitzung  vom  19.  Oktober  aber  die 
verbesserte  Einrichtung  des  Gemeinwesens  der  Stfldte  be- 
trifft, so  war  es  der  im  Generaldepartement  (Altenstein 
und  Schön)  bereits  erörterte  Schroettersche  Konstitutions- 
entwurf,  der  damals  iu  der  Geueralkouferenz  zur  Erörterung 
gelangte.  Altenstein  als  Berichterstatter  verbreitete  sich 
über  den  damaligen  Zustand  (78—83),  über  den  Inhalt  des 
Entwurfs  (83—97)  und  über  diejenigen  Punkte,  welche 
n&here  Beratung  und  Bestimmung  erheischen  durften  (97 
bis  105).  Dabei  sind  zu  unterscheiden  «diejenigen  minder 
wesentlichen  oder  die  Fassung  betreffenden  Punkte",  Ober 
die  sieh  das  Generaldepartement  mit  Schroetter  bereits  ge- 
einigt hatte,  die  jetzt  in  Gemilßlieit  dieser  Kmiguug  eu 
blüc  angenommen  wurden,  und  diejenigen,  welche  jetzt  zur 
mttndliclien  Verhandlung  kani^^n.    Es  waren  siebzehn. 

1.  Das  Generaldepartement  hatte  gewünscht,  daß  die 
Abweichungen  vom  A.L.R.  oder  die  Zus&tze  dam  ftberall 


Digitized  by  Google 


Beilage. 


505 


ausdrOcklich  bemerkt  werden  möchten,  um  das  A.L.R.  mit 
der  Gesetzgebimg  im  Zusammenhange  au  erhalten;  Schroetter 
führte  dagegen  aus,  dafi  dies  weder  tunlich  noch  rataam 
sei,  wefl  das  AX.B.  und  die  neuere  Gesetzgebung  einen 
ganz  andern  Geist  und  Gang  bfttten,  das  A.L.R.  an  zu 
vielen  Stellen  schon  verändert  und  noch  zu  verändern  sei, 
daher  selbst  der  Revision  bedürfe.  Man  fand  das  richtig 
und  eben  deshall)  nur  nötig,  in  der  Koustitulion  die  Auf- 
hebung der  zuwiderlaufenden  Gesetze  auch  auf  solche 
Stellen  des  A.L.R.  ausdrücklich  auszudehnen. 

2.  Der  Titel  Senator  wurde  durch  den  Titel  Stadtrat 
ersetzt. 

3.  Die  Ausdehnung  der  Städteordnung  auf  den  ganzen 
Staat  wurde  von  Sack  auch  damit  begründet,  dafi  selbst 

die  nicht  geräumten  StAdte  dazu  durch  die  französischen 
Eingiitie  und  die  den  i»uigt-iü  gegebenen  Repräsentanten 
vorbereitet  soion. 

4.  Eiiistiuimig  hielt  man  für  ratsam,  die  Oberaufsicht 
des  Staats  über  die  SUtdte  ausdrücklich  vorzubehalten  und 
zu  erklären,  daß  der  Staat  sie  durch  Einsicht  der 
Rechnungen  Ober  das  Gemeindevermögen,  durch  Ver- 
fügung aber  Beschwerden,  durch  Bestätigung  neuer 
Statuten   und   durch   Genehmigung  der  Wahlen  der 

agiatratsmitglteder  austtbe. 

5.  Man  beschloß  den  Wegfall  der  Worte,  daß  die 
Städte  hauptsächlich  zum  Aufenthalt  solcher  Einwohner 
des  Staats  heslinunt  seien,  welche  sich  mit  Verarbeitung 
und  Verfeinerung  der  Naturerzeugnisse  und  mit  dem 
Handel  beschäftigen. 

6.  Man  hielt  mit  dem  Geoeraldepartement  die  Schfitzen- 
gilden  für  eine  notwendige  Anstalt  zur  Aufraehthaltung 
der  öffentlichen  Ordnung  und  beschlofi,  dafi  dies  im  all- 
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gemeinen  erwähnt  und  ein  besonderes  Heglemeut  darüber 
vorb€hRlt('n  werden  solle. 

7.  Über  die  öffentlichen  Geldbedttrfnisse  BoUte  nicht 
der  Magistrat,  wie  Schroetter  gewollt  hatte,  entscheiden; 
die  Entscheidung  darflber  wurde  vielmehr  nach  dem  Vor- 
schlage des  Generäldepartements  den  Stadtverordneten  mit 
der  Mafigabe  fiberlassen,  dafi  dem  Magistrat  der  Rekurs 
an  die  oberen  Landesbehördeu  zustehen  sollte. 

8.  Der  Syndikus  sollte  gemäß  der  Ansicht  des 
Generaldepartements  Ratgeljer  der  Stadtverordneten  in 
rechtlichen  Dingen  sein,  was  Schroetter  für  despektierlich 
gehalten  hatte. 

9.  Die  Amtsdauer  der  gelehrten  Senatoren  wurde 
gegen  Schroetter,  der  Lebenslängliehkeit  gewollt  hatte, 
im  Sinne  des  Generaldepartements  auf  swölf  Jähre  fest- 
gesetst,  mit  der  Mafigabe,  dafi  die  Gehftlter  und  Fsnsions* 
Sätze  nur  im  Minimum  gesetzlich  festgelegt  würden,  der 
Bürgerschaft  aber  die  Erhöhung  freistehe. 

10.  Das  Lebensalter  für  die  Wahlfahigkeit  in  den 
Magistrat,  das  Schroetter  auf  dreißig  Jahre  vorgeschlagen 
hatte,  wnrde  auf  25  Jahre  herabgesetzt. 

11.  Der  Titel  »Ältester"  sollte  nicht  allen  Magistratualen 
bei  Beendigung  des  Amts  beigelegt,  sondern  nach  dem 
jeUigen  Vorschlage  Schroetters  von  einer  neuiyfthrigen 
Dienstzeit  abhftngig  gemacht  werden. 

12.  Zur  Sicherung  der  nicht  wiedergeimhlten  be- 
soldeten Magibtratsmitglieder  wurden  Pensioussatze  (Minima) 
festgesetzt. 

13.  Hinsichtlich  der  Amtsdauer  der  Distriktsvorsteher 
und  ähnlicher  stÄci tischer  Beamter  wurde  zwischen  Schroetter, 
der  drei  Jahre  wollte,  und  dem  Generaldeparteiiient,  das 
sechs  Jahre  wollte,  der  Kompromifl  gesehUwsen,  dafi  die 
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Amtsdauer  swar  eine  seehsjj&brige  sein,  aber  dem  jBe^ 
treffenden  die  Befugnis  zustehen  sollte,  nach  drei  Jahren 
das  Amt  niederzulegen. 

14.  Hinsichtlich  der  Ortspolizei  wurde  auf  Antrag  des 

Generaldepartements,  womit  Schroetter  einverstanden  war 
eine  bestimmtere  Fas  ihi'j  beschlossen.  „Die  Polizei  ist 
ein  Ausfluß  der  liüchsim  (ts  walt  und  es  ist  nicht  rathsam, 
ein  für  allemal  zu  bestimmen,  wer  in  den  Städten  solche 
ausAben  soll.  Die  höchste  dewalt  mufi  sich  daher  vor- 
behalten, durch  wen  sie  solche  liier  und  dort  ausOben  will, 
der  Magistrat  aber  verpflichtet  sein,  sie  auf  Verlangen 
vennüge  Auftrags  zu  ttbemehmen,  und  die  Bfirgersehaft, 
die  Handhabung  zu  nnterstfltzen''. 

15.  Hinsichtlich  der  Disposition  über  das  Kftmmerei- 
vermögen  forderte  der  Konstitutionseutwiirf  dieGeiiehmigung 
der  Proviuzialpolizeibehörde  für  Acquisition,  Veräußerung, 
Vt  rt  i  h{)achtung  und  Verpfandung  von  Grundstücken,  für 
Kündigung  und  Aufnahme  von  Kapitalien.  Darin  schien 
aber  dem  General departement  (Schön)  wieder  eine  Vor- 
mundschaft der  stftdtisehen  Gemeinde  ganz  gegen  den  Geist 
des  Gesetzes  zu  liegen,  wfthrend  Schroetter  dabei  blieb,  dafi  > 
die  jetzigen  Borger  zum  Nachteil  der  kfinftigen  die  Sub- 
stanz des  Kämmereivermögens  anlEehren  worden  und  da0 
es  daher  nur  aus  sehr  erheblichen  Gründen  angegriffen 
werden  dürfe.  Friese  schlug  vor,  die  Vormundsehaft 
wenigstens  noch  eine  Zeit  lang  zur  Sicherheit  und  Frube 
fortdauern  zu  lassen.  «Seine  Exzellenz  der  Herr  Staats- 
minister  v.  Stein  erwiderte  aber  darauf,  daß  die  Gemeinden 
au  Grund  und  Boden  hingen,  das  Ver&adem  also  nicht 
so  sehr  zu  besorgen  sei;  Oberhaupt  l&0t  sich  noch  fragen, 
ob  denn  Kftmmereivermögen,  namentlich  liegendes  so  nOtz- 
lieh  und  dessen  Veräuflerung  so  gefährlich  sei*.  Man 
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glaubte  jedoch  von  dieser  Erörterung  hier  abstrahieren  zu 
mQssen  und  vereinigte  sich  dahin :  dafi  fttr  Veräußerung 
yon  Grundstacken  der  Fall  der  Notwendigkeit  und  Natz- 
liebkeit  existieren  rnttsse  und  dafi  alsdann  Einwilligung  der 
Stadtverordneten,  Öffentliche  Lizitation,  Bekanntmachung 
der  Grftnde  und  nacbrichtlicbe  Anzeige  bei  der  Polizei- 
behörde erforderlich  sei.  Stein  hat  später  anerkannt,  daß 
er  durch  die  Erfalirung  eines  Andern  helelirt  worden  sei, 
indem  die  StiUlte  es  vorzogen,  statt  Steuern  zu  zahlen 
Grundstürke  zu  veräußern. 

10.  £8  wurden  Bestimmungen  Ober  die  Amtszeichen 
festgesetzt 

17.  Es  soll  keine  Befragung  der  städtischen  Stände 
stattfinden. 

Es  folgt  das  ConcluBum  in  pleno,  wobei  die  Bescblflsse 

der  Generalkonferenz  durcheinander  mit  den  bereits 
zwischen  dem  Generaldepartement  und  Schroetter  verein- 
barten Änderungen,  im  ganzen  3o  Nummern,  narh  Icr  Folge 
der  l^aragraphen  des  Konstitutionsentwurfs  aulgeluhrt  sind. 

Das  waren  die  gänzlich  unbekannten  Protokolle,  von 
denen  Lebmann  spricht.  Wo  aber  bleiben  die  gänzlich  un- 
bekannten Korrespondenzen?  und  was  soll  es  heifien,  daß 
mit  Hfllfe  dieser  gänzlich  unbekannten  Korrespondenzen 
und  Protokolle  die  auffkllend  starke  Anlehnung  der 
preufiisehen  Reformer  an  die  Ideen  von  1789  fest^ 
gestellt  sei? 

Über  die  damaligen  Vorgänge  konnte  man  sich  bereits 
aus  den  damals  /utiänglichen  Akten,  insbesondere  aus  Acta 
generalia  betr.  die  Organisation  der  Munizipalverfassungen 
und  die  Einrichtung  der  Magistraturen  Vol.  I,  II,  1808, 
1809  genügend  unterrichten.  Diese  entscheidenden  Akten 
sind  im  Ministerium  des  Innern  von  mir  benutzt  worden ;  flift 
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gehörten  nicht  zu  den  im  Geheimen  Staatsarchiv  verkramten. 
Was  aus  eiüigeu  andern  Akten,  die  Lehmann  jetzt  benutzt 
hat,  neues  hervorgehen  soll,  ist  vollends  nicht  verstandlich. 
Meine  Darstellung  tther  die  Studteordnung  (Reform  der 
VerwaltungiiorgantBation,  2d9ff.)  bleibt  anter  diesen  Um- 
ständen  Wort  fflr  Wort  aufrecht  erhalten.  Nur  als  Cnriosum 
wftre  etwa  hinzuzufügen,  daB  der  Art.  110  der  Städte- 
ordnung aus  Art.  34  des  revolutionären  franzftsisehen  Ge- 
setzes vom  22.  Dezember  1789/8.  Januar  1790  wörtlich 
übersetzt  ist. 

Was  endlich  die  Polizei-,  Kreis-  uinl  •  >pmeindeverfassung 
(leK  platten  Landes  l)€tritit,  so  hat  darauf  keine  der  neuen 
Quellen,  irgendwelchen  Bezug,  wie  sieh  aus  einer  Ver- 
gleichung  meiner  Darstellung  (Reform  der  Verwaltnngs- 
organisation,  357  ff.),  mit  der  von  Lebmann  II,  503  ffl  ergibt, 
Nur  das  möchte  ich  nicht  mehr  aufrechterhalten,  dafi  bei 
Steins  Rocktritt  das  Schiff  bereits  im  Hafen  gewesen  sei. 

Die  große  Ausführlichkeit,  mit  der  Lehmann  die  be- 
absichtigte Aufhebung  der  Patrimonialgt  riehtsbarkeit  II, 
;I58 — 3ii7  beiiandelt  und  die  dabei  befolgte  Metbode  liefert 
den  Beweis  daftlr.  daß  bei  ihm  mit  der  Vorliebe  für  die 
französische  Revolution  eine  sehr  entschiedene  Abneigung 
gegen  den  grundbesitzenden  Adel  Hand  in  Hand  geht, 
gegen  ,die  adligen  Herren**,  die  er  mit  Unrecht  »die  eigent- 
lichen Regenten*  des  alten  Staates  nennt,  II,  277.  Die 
eigentlichen  Regenten  des  alten  Staates  sind  die  Könige  nnd 
nachher  die  Beamten  gewesen;  diese  im  bewußten  Gegen- 
satz zum  Adel.  Inwiefern  die  Reformen  Steins  vom  Adel 
bekäinjjft  worden  sind,  das  soll  denuiächst  in  separato  unter- 
sucht werden. 
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